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Die Sou ver ä n e t ä tun d das S t a a t s 0 b e rh au p t. 

Erstes Capitel. 

Der Begriff der Souveränetät. 

Der Name und der Begriff der Souveränetät ist zunächst 
romanischen Ursprungs. Souveränetät (supremitas in dem 
Latein des Mittelalters) bedeutet oberste Staatsgewalt, 
höchste Staatsrnacht (suprema potestas), und Souverän 
wird genannt, wem dieselbe zu eigenem Rechte zusteht. 

Sehr oft hat man die Souveränetät als eine ab sol u te, 
innerlich unbegränzte und äuszerlich unabhängige 
:Macht erklärt: eine Auffassung, in welcher Ludwig XIV. 
von Frankreich mit dem französischen Convente von 1793 
übereinstimmte. Beide sagten von sich: wir sind der Staat 

. und der Staat ist allmächtig. 1 Beide mit Unrecht. Der 
moderne Repräsentativstaat weisz nichts von einer absoluten 

t Thiers, hist. de Ia Revol. fran~. II, p. 200 von der Ansicllt der Ja
cobiner: "Die Nation kann nie auf ihre Befugnisz verzichten: Alles zu 
thun und Alles zu wollen zn jeder Zeit; diese Befugnisz begründet ihre 
Allmacht (sa toute-puissance), und diese ist unveräuszerlich. Die Na
tion hat sich daher Ludwig XIV. nicht verpflichten k ö n ne n." 

nl u n t sc h li, al1!(pmeines Staatsrecht.' 11. 1 
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Staatsgewalt, erkennt aber den Begriff der Souveränetät an, 
und eine absolute Unabhängigkeit gibt es überall nicht auf 
Erden. Weder die politische Freiheit noch das Recht der 
übrigen Organe und Bestandtheile des Staates vertragen sich 
mit einer solchen schrankenlosen Souveränetät, und wo immer 
Menschen versucht haben dieselbe zu üben, da hat auch die 
Geschichte solche Anmaszung' verurtheilt. Selbst dem Staate 
als einem Ganzen kommt solche Allmacht nicht zu; denn 
auch er ist nach auszen durch das Recht der übrigen Staa
ten und nach innen durch die eigene Natur und durch das 
Recht seiner Glieder und der Individuen in ihm beschränkt. '1 

Dagegen sind nothwendige Erfordernisse und Eigenschaf
ten der Souveränetät: 

1) Vorerst dasz die Fülle staatlicher Hoheit und 
Mac h t in ihr concentrirt sei. Zwar hat man früher wohl 
auch von "souveränen Gerichtshöfen" (cours souveraines) 
gesprochen, von denen es keine Berufung mehr gab an eine 
höhere Instanz. Aber dieser Sprachgebrauch, welcher auf 
ein einzelnes Merkmal der Souveränetät einen einseitigen 
Nachdruck legt, ist nicht zu billigen. Würde jeder Beamtu~g 
im Staate, insofern es von ihr keine Berufung an eine vor
gesetzte Behörde gibt, Souveränetät zugeschrieben, so würde 
da'mit dieser Begriff seiner intensiven Kraft beraubt und in 
eine Menge unzusammenhäng'ender Souveränetätstheile zer
splittert. 

2) Ferner ist die souveräne Macht ihrer Natur nach 
die 0 b ers te im Staate. Es kann somit keine andere staat
liche Gewalt in dem Staatsorganismus ihr übe r g e 0 r d n e t 
sein. Die französischen Seigneurs des Mittelalters hörten 

1 Hannoverische Erklärung von 1814 bei Hormayr J,ebensbilder 
I, S. 111: "In dem Begriffe der Souveränetetsrechte liegt keine Idee der 
Despotie. Der König von Groszbritannien ist unläugbar ebenso souverän 
als jeder andere Fürst in Europa, und die Freihelten seines Volks befesti
gen seinen Thron, anstatt ihn zu untergraben." 
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auf "Souveräne" zu sein, als sie in den wesentlichen Be
ziehungen staatlicher Selbständigkeit und Hoheit dem Kö
nige, ihrem Lehensherrn , sich wieder unterordnen muszten. 
Die deutschen Kurfürsten konnten seit dem XIV. Jahrhundert 
Souveränetät in ihren Ländern behaupten, weil sie in Wahr'l. 
heit die oberste Staatsmacht in denselben zu eigenem Rechte 
besaszen. 3 

3) Da der Staat ein organischer Körper ist, so ist Ei n
he i t der Souveränetät ein Erfordernisz seiner 'Vohlfahrt. 4 

Die Spaltung der Souveränetät führt in ihrer Consequenz 
znr Lähmung oder Auflösung des Staates, und ist daher 
mit der Gesundheit des Staates nicht verträglich. 

a Die französische Bezeichnung der LandesllOheit der deutschen Reichs
fürsten und Reichsstädte in dem Entwurfe des westpllälischen Friedens: 
"que tous les princes et Estats seront maintenus dans tous les autres droits 
de souverainetC, qui leur apnrtiennent" war damals für Deutschland neu, 
und die Absicht weiterer Lockerung des Reichsverbandes in dem Worte 
sichtlich dargelegt; aber dem Wesen nach hatten schon lange vorher die 
meisten deutschen Länder in der That wenn auch nur eine relative Sou
veränetät erlangt. 

'hnman. Herrm. Fichte, Beiträge zur Staatslehre, 1848, geht 
aber zu weit, wenn er die Souveränetät geradezu als "Einheit der Re
gierung" erklärt. Die lIIachtfiille und Hoheit ist immerhin der wes e n t
liche Inhalt der Souveränetät. 

Anmerkung. Rousseau, dessen Lehre von der französischen Re
volution in die That übersetzt wurde, gründete die Souveränetät auf den 
"allgemeinen Willen" (Ja yolonte generale) und subst.itnirte so irr
thiimlich der suprema potestas die suprema t'oluntas. Ans diesem Grunde 
erklärt er, im Widerspruch mit der Geschichte, die Souveränetät für u n
veriiuszerlich, denn "wohl lasse sich die Macht, nicht aber der Wille 
übertragen." Contr. soc. lJ. 1. Dieser erste Grundirrthum, welcher das 
Recht als Willkür faszt und in demselben nur das Product des Willens, 
nicht auch dessen nothwendige Vorbedingung und Schranke erkennt, wel
cher von dem "Sollen" nichts weisz, war ungemein fruchtbar an neuen 
Irrthümern. Der Wille ist eine Entfaltung und Aeuszernng des mensch
lichen Geistes und Gemüthes, nicht aber wie die Souveränetät eine Rechts
institution des Staates. Der Wille kann wohl die Ausübung des Rechtes 
beseelen, auch wohl Veränderungen in der Rechtsordnung hervorbringen, 
aber er ist für sich kein Recht. Der Wille des Souveräns setzt die SOll

,'eränetät voraus, nicht umgekehrt diese )enen. 
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Zweites Capitel. 

Staa tsso u verä netä t und Regen te n so u v eränetät. 

Wem kommt die Sou veränetät zu? Die Parteien sind 
geneigt auf diese Frage in ganz verschiedenem Sinne zu ant
worten, und auch die 'Wissenschaft hat mancherlei Schwie
rigkeit~n aus dem Wege zu räumen und Vorurtheile zu 
überwinden, bis es ihr gelingt, zu einer einfachen und 
wahren Lösung hindurch zu dringen. 

1. Eine in unsern Tagen mächtige Partei antwortet: dem 
V 0 1 k e, und erhebt so das Panier der sogenannten V 0 Ik s
sou ver ä n e t ä t. 

Unter yolk aber versteht diese Meinung nicht das ge
sammte staatliph geordnete Volk in Haupt und Gliedern, 
Regierung und Regierten, sondern, indem sie dem Begriffe 
nach vorerst den Staat in lauter einzelne Individuen auflöszt, 
die Masse oder die Mehrhei t dieser Individuen. 
Indem sie aber dieser die Souveränetät zuschreibt, und nicht 
ohne das geheime Bestreben, gerade den Regenten von dem 
Antheil an dieser Souveränetät auszuschlieszen oder wenig
stens seinen Antheil auf das dem niedrigsten Staatsbürger 
zukommende 1'IIasz herabzusetzen, verwickelt sie sich in die 
Abenteuerlichkeit, dasz sie die oberste staatliche Macht den 
in dem politischen Organismus untergeordneten Volksclassen, 
denn diese sind die Mehrheit, zuschreibt, und so die poli
tisch nicht ausgezeichneten Classen über die hervorragen
den, die Regierten über die Regierenden stellt. Sie weist 
so den Füszen die Stellung ~es Kopfes und diesem den 
Platz der Füsze an, und kehrt die natürlichen Verhältnisse 
völlig um. 

Diese :Meinung kann nur in der absoluten und un
nlittelbaren Demokratie einen Sinn haben, weil diese 
keine höher berechtigten Classen und Individuen kennt, son
dern in ihr die Menge selbst in Person die oberste Macht 
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hat und ausübt. In der repräsentativen Demokratie 
wird sie schon zu einer unwahren Fiction, denn die oberste 
staatliche Macht ist in ihr wenigstens in der Regel bei dem 
auserwählten Repräsentativkörper und nicht bei 
der Mehrheit der Bürger. Mit allen andern Staatsformen 
aber ist sie durchaus u n ver ei nb a r. 

Dennoch behaupten gewöhnlich ihre Vertheidiger die 
Allgemeingültigkeit derselben. Das aber ist gerade 
das Gefährliche dieser Theorie, dasz ihre Anerkennung den 
vollständigen Umsturz aller andern Staatsformen, mit ein
ziger Ausnahme d~r unrrlittelbaren Demokratie, und die 
Umwandlung jener in diese im Princip voraussetzt und 
fordert. 

Dieselbe ist daher wohl schon von ganz entgegengesetz
ten Parteien 1 verfochten worden, aber immer nur von solchen, 

I Wir erinnern hier voraus an die Theorie des Jesuitengenerals La i
nez. und der Jesuiten Bellarmin und lIfariana, welche, in der Absicht 
die Oberherrlichkeit der Kirche über den Staat zu begründen, und, auch 
die Könige dem Papste, der allein von Gott seine Gewalt empfange, nicht 
wie jene von der lIIenge des Volkes, zu unterwerfen, die Volkssouverä
netät in Schutz nahmen. Vergl. darüber L. Ranke's hist. polit. Zeitsehr. 
II, S. 606 ff. Einfluszreicher aber war in neuerer Zeit die Ausführung 
dieser Lehre durch Rousseau. Er nennt das aus allen Einzelnen gebil
dete Volk den Souverän. Nach ihm ist jedes Individuum zugleich ein 
Theilhaber der Souveränetät und hinwieder ein Unterthan des Souveräns, 
und da er die Souveränetät für den allgemeinen Willen und diesen für 
unveräuszerlich erklärt, so kommt er consequent zu dem Satze, dasz die 
lIIehrheit jederzeit berechtigt sei, der bestehenden Obrigkeit den Gehorsam 
aufzukündigen, diese zu entsetzen und die Verfassung beliebig zu ändern. 
Indem sie das thut, übt sie nach Rousscau nur "Acte ihrer Souve
r ä n e t ä tU aus, und vor der leibhaften Manifestation eines so geäuszerten 
Volkswillens verschwindet auch die abgeleitete Autorität der Stellver
tretung des Volks in den Nationalversammlungen in Nichts. Das 
Volk aber kann, wie Rousseau meint, sich selber nicht binden weder durch 
Verfassung noch durch Gesetze, denn diese sind nur Aeuszerungrn seines 
Willens, die so lange gelten als dieser Wille selbst sie aufrecht erhalten 
will. - Dasz mit dieser Lehre die Fort.dauer der Rechtsordnung nicht be
stehen kann, und solche Freiheit ohne Treue ist, bedarf keines weitern 
Beweises. 
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wenn anders mit Bewusztsein, . welche mit der bestehenden 
Staatsordnung oder Staatsregierung unzufrieden dieselbe zu 
untergraben und zu stürzen strebten. In der Hand der fran
zösischen Revolution war dieselbe daher auch eine furcht
bare ·Waffe der Zerstörung_ Schon die Nationalversammlung 
in ihrer Kriegserklärung vom 20. April 1792 verkündete die 
Rousseau'sche Theorie officiell: "Ohne Zweifel hat die fran
zösische Nation laut erklärt, dasz die Souveränetät nur dem 
Volke zugehört, welches in der Ausübung seines höchsten 
Willens durch die Rechte der folgenden Geschlechter be
schränkt, keine unwiderrufliche' Macht übertragen 
kann; sie hat offen anerkannt, dasz kein Herkommen, kein 
gesetzlicher Ausspruch, keine 'Willenserklärung, kein Ver
trag eine Gesellschaft von Menschen einer Autorität 
unterwerfen kann, so dasz sie nicht mehr da.s Recht hätte, 
dieselbe zurückzunehmen. Jede Nation hat allein dieJUacht, 
sich ihre Gesetze zu geben, und das unveräuszerliche Recht, 
dieselben zn ändern. Dieses Recht gebührt entweder gar 
keiner oder allen mit voll em Fuge_" Der uachherige Oon
vent enthüllte die weitern Consequenzen dies'es Princips nach 
der Zcrstöruug des Königthums. . 

Aber auch in unseru Tagen haben wir wieder die that
sächliche Verkündigung des nämlichen Grundsatzes auf dem 
Stadthause zu Paris erlebt. Durch einen solchen souveränen 
Act der aufgeregten Pariser Bevölkerung wurde im Februar 
1848 die constitutionelle Monarchie abgeschafit, die Republik 
proclamirt und die Dictatur eines improvisirten Regierungs
ausschusses eingesetzt.' In einer von La m art in eselbel' 
redigirten ofiiciellen Kundmachung heiszt es wörtlich: "Je
der Franzose, der das Mannesalter elTeicht hat, ist Staats
bürger, jeder Bürger ist ·Wähler. Jeder Wähler ist 
Souverän. Das Recht ist gleich und es ist ein absolutes 
fUl' Alle. Es kann kein Bürger zum andern sagen: Du bist. 
in höherem Masze Sou vel'än als ich. Erwäget Eure Macht" 
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bereitet Euch dieselbe auszuüben und seid würdig, in den 
Besitz Eurer Herrschaft einzutreten."'l 

2. Zwar wohlgemeint aber unbefriedigend sind die Ver
suche einzelner französischer Staatsmänner, dem verderbli
chen Begriffe jener Volkssouveränetät, welcher alles Staats
recht auflöst, um die Staatshoheit zu begründen, Jen einer 
Souveränetät bald der Vern unft bald der Gerechtigkeit 
entgegenzusetzen. 3 Durch Hinweisung auf jene oder diese 
gedachte man dem l\Iiszbrauche zu begegnen, welchen das 
Volk von der Souveränetät machen möchte. Allein diese 
Vorstellung übersieht, dasz das Recht nur der Person, 
das staatliche Hoheitsrecht nur einer s taa tlie hen Pe rsö n
Ii eh k ei t zukommen und. von dieser nach Grundsätzen der 
Vernunft und Gerechtigkeit ausgeübt werden kann. Dem 
Irrthum, der in der absoluten Demokratie d.ie alleinige Grund
form des Staates erkennt, tritt hier der Irrthum der I d e 0

kr a t i e entgegen, in der wohlgemeinten Absicht 1 die Volks
mehrheit durch die Herrschaft der Idee zu leiten. Aber es 

2 Lamartine, histoh-e de la revolution de 1848, I1, p. 149. 
3 Z. B. Royer-Collard in der Rede vom 27. lIIai 1820: "Es gibt 

zwei Elemente in der Gesellschaft: das eine ein materielles, d. h. das 
Individuum, seine Kraft und sein Wille (ist denn das Individuum, seine 
Kraft und sein Wille materiell? Und ist nicht auch hier wieder der alte 
Irrthum wahrnehmbar, dasz vom Individuum aus das Staatsrecht bestimmt 
werde?); das andere ein moralisches, d. h. das Recht, welches aus 
den berechtigten Verhältnissen hervorgeht. Wollen Sie die Gesellschaft 
aus dem materiellen Elemente ableiten? Die lIIehrheit der Individuen, die 
Mehrheit der Willen soll der Souverän sein. Das ist die Volkssouverä
netät. Wenn mit Willen oder gegen ihren Willen diese blinde und ge
waltsame Souveränetät in die Hand eines Einzelnen oder einer Classe über
geht, ohne ihren Charakter zu ändern, so wird sie zwar zu einer weiseren 
und gemäszigteren lIIacht, aber sie bleibt immerhin rohe Kraft. Das ist 

-die Wurzel der absoluten lIIacht und der Privilegien. 'Vollen sie im Ge
gentheil die Gesellschaft auf das moralische Element, d. h. das Recht be
gründen? Dann ist die Gerechtigkeit der Souverän, weil die Gerech
tigkeit die Regel des Rechts ist. Die freien Yerfassungen haben den 
Zweck, die rohe Kraft zu entthronen und die Gerechtigkeit zur Herrschaft 
zu erheben." 
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bleibt dieser Widerspruch erfolglos, weil die Macht der Per· 
sönlichkeit stärker ist als alle Fiction. 

3. Völlig verschieden von jener demokratischen Volkssou· 
veränetät und VOll dieser ideokratischen Vernunftsouveränetät 
ist deI' Begriff der Staatssouveränetät, d. h. die unbe· 
streitbare und unentbehrliche Wahrheit, dasz es keine staat
liche Macht gebe, die ausser und über dem Staate sei, und 
dasz die oberste Staatshoheit und Staatsrnacht dem S taa te 
selbst oder anders ausgedrückt, dem zum Staat geordne
te n V 0 I k e als Ganzem angehöre. Bevor der Staat da ist, 
kann es keine Souveränetät geben, denn sie setzt als ein 
staatliches Recht die Existenz des Staates vOraus: und so gewisz 
das Ganze mächtiger ist, als irgend ein Theil des Ganzen, 
so gewisz ist auch die Souveränetät des ganzen Staates der 
Souveränetät eines einzelnen Gliedes im Staate überlegen. 4 

Wäre nicht die Sprache durch die Partei kämpfe ver· 
wirrt, so könnten wir diese Staatssouveränetät schicklicher
weise Volkssouveränetät heiszen, indem wir unter Volk nicht 
eine aufgelöste Menge VOn Individuen, sondern die politisch 
gegliederte Gesammtheit verstehen, in welcher das Haupt die 
oberste und jedes einzelne Glied die seiner Natur gemäsze 
Stellung und Aufgabe hat. In diesem Sinne haben franzö
sische Publicisten - nach dem entgegengesetzten Sprachge
brauch der Franzosen und der Deutschen - diese Souverä
netät auch wohl Nationalsouveränetät genannt. 5 Gegenwärtig 

4 \Venn das Völkerrecht von "souveränen Staaten" spricht, so ist 
das keineswegs eine figürliche Redeweise, wie Z öpfl meint (Staatsr. I, 
S. 90); es musz logisch zwischen dem Staate und dem Staatsoberhaupt 
unterschieden werden. Der Irrthum vieler PuLlicisten liegt darin, dass 
sie die Staatssouveränetät und die Fürtensouveränetät vermischen und ver
wechseln, und gewöhnlich nur die eine oder nur die andere sehen. 

ö S tüv e, Sendschreiben von 1848: "den Satz, dasz dem Volke, der 
Nation: Souveränetät zustehen müsse, wird Niemand bestreiten, sobald 
man die wahre Gesammtheit der Nation in ihrer verfass u ngs mäs zigen 
Gestal tung, also Fürst und Volk, als das Subject der Souveränetät 
betrachtet. Macht man aber deli Anspruch, dasz nieht das Ganze eiuer 
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aber, wäre jene Bezeichnung den heftigsten l\Iiszverständnissen 
augesetzt, und daher habeIl wir den unverfänglichen Ausdrnck 
Staatssoiweränetät gewählt. 

Diese Staatssouveränetät zeigt sich nach Aussen und im In
nern, dort als Selbständigkeit und Unabhängigkeit einesjeden 
Einzelstaates im Verhältnisz zu den andern Einzelstaaten , be
ziehungsweise auch des "\Veltstaates gegenüber der Kirche, 
hier als gesetzgebende l\facht des ganzen geordneten Volkskör
pers. In diesem Sinne pflegen auch die Engländer ihremParla
mente , an dessen Spitze der König steht, und welches das 
gesammte Volk darstellt; Souveränetät zuzuschreiben. 6 

4. Auszer dieser dem ganzen Staats - oder Volkskörper 
selbst inwohnenden Souveränetät gibt es aber noch inner
halb des Staates eine Souveränetät des obersten 
Gliedes, des Hauptes, die Regenten- oder, da sie in 
der Monarchie am klarsten hervortritt, die Fürstensou-' 
veränetät. Im Verhältnisz zu allen andern einzelnen Glie
dern des Staatsorganismus und den einzelnen Staatsbürgern 
kommt dem Oberhaupte der Nation wieder die oberste Macht 
und Stellung zu. So wird auch in dem englischen Staats
recht der König in besonderem Sinne der Souverän 

solchen festgegliederten Ordnung, sondern irgend ein einzelner Theil, sei 
es der Fürst, der da ruft: Ich bin der Staat, oder das Parlament, welches 
den König entfernt oder wohl gar die blosze lIfenge der Individuen im 
Lande das Volk ausmachen, so ist der Begriff in sich unwahr und jede 
Folgerung aus dem Unwahren führt zum Verderben." Sismondi, Etudes 
I, p. 88 unterscheidet ebenso scharf zwischen der "souverainete du peuple," 
die er verwirft, und der "souverainete de la nation," die er anerkennt. 

6 Dieser Gedanke ist bereits in einer Rede des Königs He in r ich VIII 
von England im" Parlament ausgesprochen: "Gleicherweise vernehmen wir 
von den Richtern, dasz unsere königliche Würde nie erhabener steht, als 
während der Parlamentsversammlungen, wo wir als Haupt und ihr als, 
Glieder dermaszen zu einem politischen Körper verbunden und vereinigt 
sind, dasz unserer eigenen Person und dem gesammten Parlament für ge
schellen und angethan gilt, was auch nur dem geringsten Mitgliede des 
Hauses widerfUhrt." J 0 h n Ru sseIl, Geschich te der englischen Verfas· 
sung etc. 3. " 
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genannt, und so in jedem monarchischen Staate dem Mon ar
c h en als solchem hinwieder Souveränetät beigelegt. 

Zwischen jener Staatssouveränetät und dieser Fürsten
souveränetät ist kein Widerspruch. Die Souveränetät wird 
nicht dadurch gespalten, und etwa die eine Hälfte dem Volke, 
die andere dem Fürsten zugetheilt. Das Verhältnisz dm"sel
ben ist nicht das zweier eifersüchtigen Mächte, die sich 
um die Herrschaft streiten. In beiden ist Einheit und Fülle 
der :Macht; aber es versteht sich VOn selbst, dasz hinwieder 
das Ganze, in welchem das/ Haupt selbst seiner obersten 
Stellung im Körper gemäsz in begri ff e n ist, auch dem 
Haupte für sich allein übergeordnet ist. DasganzeVolk 
(der Staat) gibt das Gesetz, aber innerhalb dessen Schran
ken bewegt sich das Haupt mit voller Freiheit in der Aus
übung der ihm zugehörigen obersten Macht. Die Staatssou
veränetät ist vorzüglich die des Gesetzes, die Fi.irstensouve
ränetät die der Regierung. Wo jene ruh t, da ist diese 
wirksam. Ein wirklicher Conflict ist nicht leicht, im Prin
cip überall nicht möglich, denn er würde den Conflict des 
Oberhauptes für sich allein mit dem Oberhaupte in Verbin
dung mit den übrigen Gliedern des Staates, also einen Conflict 
der nämlichen Person mit sich selber voraussetzen. 

'Vährend somit zwischen der demokratischen Volkssou
veränetät und der Fürstensouveränetät kein wahrer, Friede 
denkbar ist, sondern nothwendig die eine die andere unter
werfen und aufheben musz, so ist dagegen zwischen der 
Staatssouveränetät und der Fürstensouveränetät die nämliche 
Harmonie wie zwischen dem ganzen Menschen und seinem 
Kopf. 

Anmer ku n g. Zuweilen versteht man unter der Volkssouveränetät nicht 
die oberste Macht der Volksmehrheit, sondern nur den Gedanken, dasz eine 
Staatsform oder Regierungsweise, welche mit der Existenz und Wohlfahrt der 
lIIehrheit des Volkes un verträglich sei, auch unhaltbar sei, oder dasz 
die Staatsform ltnd Regierung fü r das Volk da sei. Dieser Gedanke ist nicht 
zu bestreiten, aber er ist in jener Bezeichnung durchaus falsch ausgedrückt. 
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Will man ferner den Satz, dasz alle Staatsgewalt ursprünglich VOll 

dcm Willen der Volksmehrheit abgeleitet sei, die Volkssouveränetät 
heiszen, so ist zwar zuzugeben, dasz viele Staatsverfassungen , wie ins
besondere die demokratischen, aber auch einzelne Monarchien, z. B. das 
römische Kaiserthum, nach der Lehre' des römischen Staatsrechts auf einem 
Willensact der Volksmellrheit beruhen. In dieser 'Weise erklären mehrere 
schweizerische Verfassungen, nicht dasz das Volk souverän sei, wohl aber, 
dasz »die Souveränetät auf der Gesammtheit des Volkes beruhe und von 
dem groszen Rathe ausgeübt werde." Z. B. Zürcher Verfassung von 
1831 §. 1. Aber auch dieser Satz hat keineswegs für alle Staaten Gel
tung, und der Ausdruck Souveränetät, der ein fortdauerndes Recht be
deutet, kann nur uneigentlich auf solche geschichtliche Vorgänge ange
wendet werden. 

Durchaus verwerflich endlich und selbst mit dem demokratischen 
Staatsrecht unvereinbar ist der Sinn, der oft schon praktisch dem Worte 
Volkssolweränetät beigelcgJ wurde, dasz das Volk im Gegensatze zur Re
gierung oder gar jede gereizte und mächtige Volksrnasse berechtigt sei, 
die Regierung nach Willkür zu verjagen und die Verfassung zu brechen. 

Drittes Capitel. 

I. In h a It der S t a at ssou ver ä 11 e t ä f. 

1. Das staatlich geordnete Volk, der Staat, hat vorerst ein 
Recht auf Anerkennung und Achtung seiner 'Würde und 
Hoheit, oder wie die Römer sie genannt haben, seiner 
Majestät. 1 Jede schwere Verletzung der Ehre, .Macht und 
selbst der Ordnung des römischen Staates galt daher den 
Römern als ein Cl'imen laesae majestatis. 

2. Die Unabhängigkeit des Staates von fremden 
Staaten ist ferner eine nothwendige Eigenschaft und Wirkung 
seiner Souveränetät. Wenn ein Staat genöthigt wird die 
staatliche Ueberordnung eines andern Staates anzuerkennen, 

Cicero de OratOl'e II, 39: »majestas est amplitudo ac dignitas civi
tatis. 1s eam milluit, qui exercitum hostibus populi Romani tradidit." 
Partit. orat. c. 30 - "minuit is, qui per vim multitudinis rem ad sedi
tionem vocaüt." AUcroT ad Herennium n, 12 -: »rninuit qui ea tollit 
ex quibus civitalis amplitudo constat - qui amplitudinem civitatis detri
mento adficit." Vrgl. lleineccii Antiquit. rom. IV, 18, 3. 46. 

I 
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so verliert er seine Souveränetät und unterwirft sich der 
Souveränetät des letztern. 2 

Indessen zerstört nicht jede Unterordnung eines Staates 
die Souveränetät desselben völlig, da die Abhängigkeit, welche 
mit derselben verbunden wird, nicht eine absolute ist und in 
manchen Verhältnissen die ursprüngliche Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit wieder vortritt.. In zusammengesetzten Staa· 
ten, Staatenbünden, Bundesstaaten und Staatenreichen haben 
die Einzelstaaten , obwohl sie in gewissen Beziehmigen dem 
Ganzen untergeordnet sind: dennoch als Staaten noch eine 
relative, beschl'änkteSouveränetät. So spricht man inder 
Schweiz von der Kantonalsouveränetät im Gegensatze 
zu der B un d ess ou verän e t ä t. Aelmlich ist in Nordamerika 
und im deutschen Bunde zwischen der Souveränetät der Ein
zelstaaten und der des Bundeskörpers zu unterscheiden. 
Es gibt somi~ eine volle und eine b eschränkteSouveränetät. 

Von einer relativen Souveränetät des dem Gesammt
staate (Reich oder Bund) untergeordneten Einzelstaate läszt 
sich indessen nur da noch reden, wo dieser noch für sich als 
Staat organisirt ist: d. h. alle wesentlichen Organe (gesetz
gebender Körper, Regierung u. s. f.) noch in sich und damit 
auch ein ihm eigenthümliches Staatsleben hat und selbstkräf
tig übt, aber nicht da mehr, wo er in das Verhältnisz eines 
bIo s zen Theils - einer Provinz - des gröszeren Ganzen 
gebracht worden ist. ·Wie in allen relativen Verhältnissen, 
so gibt es auch hier einen kaum bemerkbaren Uebcrgang 
von einem zum andern. 

Nach Auszen wird die Staatssouveränetät in unsrer Zeit 
gewöhnlich durch das Staatshaupt repräscntirt, nicht durch 
den gesetzgebenden Körper. 

2 Die Römer waren daher gewohnt, in ihre Friedensschlüsse mit un
terworfenen Staaten die Formel aufzunehmen: "imperium majestatemque 
populi Romani conservato sine dolo malo." Cicero pro Balbo. 16. Li
rius 38, 11. 
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3. Im Innern äuszert sich die Souveränetät vorerst in 
dem Rechte des Volks, die Formen seines staatlichen 
Daseins selbständig zu bestimmen, nöthigenfalls zu 
ändern. Man nennt diese Befugnisz auch wohl die consti
tuir en d e Gewalt des Volkes. 3 Was einem Theile des Volkes 
der bIoszen Volksmehrheit ohne die Regierung nicht zuge
standen werden kann, gebührt dagegen unzweifelhaft dem 
gesammten Volke in seiner staatlichen Ordnung. Der ein
zelne Unterthan darf sich den Anordnungen der Nation nicht 
widersetzen, selbst wenn· seine politischen Rechte durch 
dieselben verletzt würden; denn der obersten Staatsmacht 
musz das Individuum sich auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes unterordnen, soll der Staat seine Einheit, Zusam
menhang und Ordnung bewahren. 

Allerdings ist es für die sittliche Beurtheilung nicht 
gleichgültig, ob die Aendel'ung auf dem Wege der Reform 
oder der Revolution vollzogen werde. Die Reform setzt 
voraus: 1) dasz die Aenderung durch den nach der Verfas
sung befugten Organismus, in den Repräsentativverfassungen 
somit durch den Staatskörper , welcher die gesammte Nation 
darstellt, eingeführt werde, 'd. h. auch formell rech t
mäszig sei; 2) dasz auch bei der Umgestaltung des Rechts 
die Gerech tigkeit gewahrt, somit das abzuändernde und 
aufzuhebende Recht nur insoweit als es wirklich veraltet und 
unpassend geworden ist, beseitigt, das neue nur insofern es 

a Wash i n gton Abschiedsrede "on 1769: »Die Grundlage unsers 
politischen Systemes ist das anerkannte Recht des Volkes, seine Verfas
sung zu constituiren und zu ändern. Aber bis dasz dieselbe umgewan
delt oder abgeändert ist durch einen offenbaren Act des Nationalwillens, 
musz die Verfassung von jedem Bürger verbindlich und heilig geachtet 
werden. Das Recht und die lIIacht des Volkes eine Verfassung einzufüh
ren, schJiesst die Idee in sich, dass jeder Einzelne sich derjenigen unter
werfen musz, die eingeführt ist. Jede Opposition gegen die Ausführung 
der Gesetze, jede Verbindung die darauf ausgeht, die Thätigkeit der be
stehenuen Regierung zu behindern oder aufzuhalten, ist in directem Wi
derspruch mit dem anfgestellten Princjp." 
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reif und in den neuen Lebensverhältnissen begründet erscheint, 
hervorgebracht werde. 

'Wird entweder die Form der Verfassung miszachtet, 
oder in dem Inhalte der Aenderung das Princip der Gerech
tigkeit verletzt, so ist ein solcher Act nicht ~ehr Reform, 
sondern Re v 0 I u ti 0 n. Musz das Staatsrecht der Nation 
das Recht der Reform vindiciren, so kann es sich zwar vor 
der :Macht der Revolution beugen, auch dieselbe als ein Er
eignisz der entfesselten Naturgewalt betrachten, unter Um
ständen als einen Act der Noth begreifen, und in seltenen 
Ausnahmsfällen, wo das höchste Staatsprincip: Salus populi 
suprema lex esto ohne sie zu Grunde ginge, sogar zu recht
fertigen wagen. Aber es ist doch diesen gewaltigen vulca
nischen Eruptionen gegenüber an die Gränze seiner eigenen 
Geltung gelangt, und auszer Stande auch die Revolution in den 
Bereich seiner Normen und Gesetze zu ziehen. Von einem 
Rechte zur Revolution kann daher im Staatsrechte höchstens 
in dem Sinne gesprochen werden, wie im Strafrechte von einem 
Rechte der Nothwehr_ "Die Noth kennt kein Gebot." t , 

Die Revolution setzt jederzeit einen kranken Zustand 
des Staatskörpers voraus, und ist selbst der Ausbruch einer 
schweren Fieberkrisis , welche vielleicht zur Genesung, häu
figer zur Abschwächung, nicht selten zum Tode führt. 5 Wenn 

, Niebuhr, ein Staatsmann, dessen Neigungen so entschieden con
servativ waren, dasz der Ausbruch der französischen Julirevolution von 
1830 ihm das Herz gebrochen, äuszert über diese Frage (Gesch. des Zeit
alters der Revol. I. S. 211): "Wer den Satz "Noth kennt kein Gebot" ,er
kennt, redet dem abscheulichsten das Wort. Wenn e:n Volk mit Füszen 
getreten wird. und aufs Blut gemiszhandelt ohne Hoffnung auf Besserung, 
wie die Griechen unter den Türken, wo kein Weib ihrer Ehre sicher war, 
wo keine Spur von Recht bei den Tyrannen zn erlangen ist; da ist die 
höchste Noth und da ist Empörung gegen die Unterdrücker so rechtmäszig 
wie irgend etwas. Wer da die Rechtmäszigkeit des Aufstandes verkennt, 
der musz ein elender ]Iensch sein." 

[, Martin Luther in den Tischreden: "Obrigkeit indern und Obrig' 
keit beszern sind zwei Ding. so weit auseinander als Himmel und Erde j 
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ein ganzes Volk in der Revolution den Weg der Gewalt 
betritt, und die losgebundenen Naturkräfte in regelloser Lei
denschaft h~rvorbrechen, so ist es unendlich schwer, auch 
da noch l\:Iasz zu halten und nur die nothwendige Aenderung 
durchzuführen. Wir finden eine solche Haltung und Mäszi
gung der Nation inmitten der Revolutionskrisis nur bei weni
gen charakterstarken Völkern, welche zugleich ein sehr ener
gisches Rechtsgefühl , eine lebendige Ehrfurcht vor der gött
lichen Weltleitung, und einen offenen Sinn für geordnete 
politische Freiheit hesitzen: voraus bei den Römern in den 
ersten Jahrhunderten der Republik, aber auch bei den Eng
ländern in ihrer Revolution von 1689, der conservativsten 

ändern mag leichtlich geschehen, beszern ist miszlich und fahrlich. 
Warum? Es steht nicht in unserem Willen oder Vermögen, sondern allein 
in Gottes Willen und Hand. Der tolle Pöbel aber fragt nicht viel, wie 
es beszer werde, sondern dasz es nur anders werde; wenn's denn ärger 
wird, so will er abermal ein anders haben. So kriegt er denn Hummeln 
für Fliegen und zuletzt Hornissen für Hummeln. Es ist ein verzweifelt 
Ding um einen tollen Pöbel, welchen niemand sowohl regieren kann als 
die Tyrannen; die sind der Knüttel dem Hunde an den Hals gebunden." 
Napoleon. Memor. de St. Helene: "Eine Revolution ist eines der gröszten 
Uebel, womit der Himmel die Erde heimsuchen kann. Sie ist eine Geiszel 
für die Generation, welche sie vollzieht: alle Vortheile, welche sie wr
schafft, können der Verwirrung nicht die Wage halten, womit sie das 
Leben ihrer Urheber erfüllt. Sie bereichert die Armen, ohne dieselben 
zu befriedigen, sie macht die Reichen arm, und diese können das nicht 
vergessen. Sie kehrt Alles um; in ihren ersten Zeiten macht sie Alle un
glücklich, Niemanden glücklich. Das wahre gesellschaftliche Glück, man 
musz es bekennen, liegt in der friedlichen Ausübung, in der Harmonie 
der Lebensgenüsse eines Jeden. In den regelmäszigen und ruhigen Zeiten 
hat Jedermann sein Glück; der Schuster in seiner Werkstätte ist nicht 
minder glü~klich als ich auf dem Throne; der einfache Officier genieszt 
so wohl wie sein General. Auch die begründetsten Revolutionen zerstören 
Alles in einem Augenblicke und geben erst in der Zukunft Ersatz. Die 
unsrige schien aus einern unwiderstehlichen Geschicke hervorzugehen; sie' 
war eine moralische Eruption, so unvermeidlich wie die physischen Erup
tionen, ein wahrer Vulcan. Wenn die physischen Ansammlungen für 
diesen vollständig geworden sind, so bricht er aus. Die moralischen An
sammlungen, die eine Revolution hervorbringen, waren bei uns vollstän
dig; da ist sie ausgebrochen." 
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vielleicht in Form und Inhalt, welche der Geschichte bekannt 
ist. Wie unendlich verschieden von ihr sind die zahlreichen 
Ausbrüche und Wandlungen der französischen Revolution seit 
1789 6 und die zahlreichen Revolutionen der Continental· 
völker, welche die Vorbilder der Franzosen zu copiren ver
suchten? 

4. Ebenso liegt in der Nationalsouveränetät die Befugnisz, 
die erforderlichen G es e tz e zu geben. Die gesetzgebende 
Gewalt im engern Sinne wie die constituirende ist ein Aus
flusz der Nationalsouveränetät und zugleich ihre regelmä
'szi ge Offen barung. 

6 Vergleiche die Betrachtungen von G u i z 0 t über die Frage: pour· 
quoi la revolution d'Angleterre a-t-elle l'eussi? 18*9. Thiers. histoire de 
la Rev. franc;. II. 223: "Man muszdie Revolutionen der Völker, welche 
lange Zeit unterdrückt waren, unterscheiden von denen, welche bei freien 
Völkern sich ereignen, d. h. bei solchen, die im Besitz eines gewissen 
politischen Lebens sind. Zu Rom. zu Athen (?) und anderwärts sieht 
man die Völker und ihre Führer sich über das Mehr oder Weniger der 
öffentlichen Autorität streiten. Bei den modernen. ihrer Freiheit völlig 
beraubten (?) Völkern ist der Gang ein anderer. Völlig geknechtet schlafen 
sie lange Zeit. Das Erwachen beginnt vorerst in den aufgeklärtesten 
Classen, die sich erheben und einen Theil der Macht wieder an sich brin· 
gen. Das Erwachen schreitet fort, der Ehrgeiz aber auch, bis auch die 
untersten Classen ergriffen werden. So gelangt zuletzt die ganze !trasse 
in Bewegung. Bald aber, befriedigt mit dem Errungenen, wollen die ge· 
bildeten Classen stille halten, aber sie können es nicht mehr, sie werden 
unaufhaltsam fortgestoszen von denen, welche ihnen folgen. Immer sind 
die, welche still halten, und wären sie die vorletzten, für die letzten eine 
Aristokratie, und in diesem Ringen aller Classen stürzen die einen über 
die andern hin, der einfache Bürger wird zuletzt von dem Arbeiter ein 
Aristokrat genannt und als solcher verfolgt." Vergniaud 'bei Thiers, 
ebenda 11. S. 369: "In der Zeit der Revolution wird die Hefe der Völker 
emporgetrieben und beherrscht einen Augenblick die rechtschaff:nen Leute." 
H. Heine über Börne 18-10, S. 232: "In Revolutionszeiten bleibt uns nur 
die 'Wahl zwischen Tödten und Sterben. Man hat keinen Begriff von 
solchen Zeiten, wenn man nicht etwas gekostet hat von dem Fieber, das 
alsdann die Menschen schüttelt, und ihnen eine ganz eigene Denk-und 
Gefühlsweise einhaucht. Es ist unmöglich die Worte und Thaten solcher 
Zeiten während der Windstille einer Friedensperiode wie die jetzige zn 
beurtheilen. " 
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5. Auszerdem aber beruht im Princip auch alle an der e 
Staatsgewalt auf ihr, weszhalb denn auch die Verfassung 
und die Gesetzgebung alle andern Aeuszerungen der Staats
hoheit und Macht begränzen und ordnen. Aber während 
sie in der Constituirung und Gesetzgebung ac ti v erscheint1 

verhält sie sich hier in der Regel ruh end. In der Monarchie 
insbesondere finden wir vielmehr die dem täglichen und 
veränderlichen Bedürfnisz des Staates gewidmete Thätigkeit 
der übrigen Staats gewalten . in der Souveränetät des M0

narch en concentrirt. Das Volk in seiner Gesammtheit ruht, 
sein Haupt ha n deI t hier, sei es unmittelbar für sie, sei 
es durch die Vermittlung der mannichfaltigenAemter, und 
Behörden, die von ihm abgeleitet sind. 

6. Unverantw ortlieh k eit. Vor einem höhern Stand
punkte zwar gibt es keine Unverantwortlichkeit der Menschen 
für ihre Handlungen oder Unterlassungen. Und in der That 
nicht blosz das ewige Gericht Gottes über die Welt schlieszt 
den Gedanken einer Unverantwortlichkeit auch der Völker 
aus. 7 Auch auf der Erde in den Schicksalen und Leiden 
der Völker wird diese Verantwortlichkeit nicht selten schmerz
lich empfunden. Aber es ist unmöglich, innerhalb eines 
S t aa te s ein Gericht zu bestellen, vor welchem die Gesammt
heit des Volkes selbst, oder seine Stellvertretung als Inhaber 
der obersten Staatsrnacht zur Rechenschaft gezogen werden 
kann. 'Vürde das versucht, so wäre insofern wenigstens 
der Staat selbst dem Gerichte unterthänig, und so das Glied 
über den Körper 1 der T~ei1 über das Ganze geordnet. 

7 Robespierre hat im JakoLinel'club (Februar 1793) das Gegenlheil 
verfochten: "Ich habe inmitten der Verfolgnngen und olme Unterstützung 
behauptet, daaz das Volk niemals unrecht habe; ich habe diese Wahrheit 
in einer Zeit zu verkünden gewagt., als sie noch nicht Anerkannt war; 
der Lauf der Revolution hat dieselbe entwickelt." Aber das französische 
Volk hat die schweren Folgen seiner Verirrungen mit groszem und nach
haltigem Unglück büszen müssen, und die Geschichte hat über dasselbe 
ein ernstes Strafgericht gehalten. 

ßluntschli, Rllf'emeines StRatsrecht. I. 2 
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Würde aber ein Staat für die Ausübung seiner Staats. 
souveränetät einem andern Staate verantwortlich sein, so 
wäre seine Souveränetät eben deszhalb eine beschränkte, 
und der Oberhoheit des richtenden Staats untergeordnete. 

Nur durch Ausbildung des Völkerrechts, beziehungs
weise einer höhern staatlichen 'Weltordnung, VOr wel
cher die ein z el Ii e n souveränen Staaten sich beugen müsztell 
als einem Gesammtreiche, könnte die staatliche Verantwort
lichkeit der Einzelstaaten auch rechtlich organisirt werden. 
Vielleicht ist es der Zukunft vorbehalten, diese Idee zu ver
wirklichen. In der Gegenwart kann sie nur als Idee ge
ahnt, oder erkannt werden; aber, zum realen Rechte ist 
dieselbe noch nicht geworden. 

An me r ku n g. Die constituirenden 'Versammlungen der 
neuern- Zeit haben nach dem Vorgange der französischen Nationalversamm
lung von 1789 gewöhnlich nicht das Princip der Staatssouveränetät, son
dern das der Volkssouveränetät im Rousseau'schen Sinne zu dem Grund· 
gedanken ihrer Politik erhoben, sich selber Omnipotenz zugesprochen nnd 
Verfassungen decretirt ohne Bestand und ohne Halt. Rousseau seIher geht 
indessen noch weiter, indem er keiner repräsentativen Versammlung die 
volle Souveränetät beilegt, sondern den Volksrnassen verstattet, in jedem 
lIIoment auch diese ihrem Willen zu unterwerfen und durch unmittelbare 
Acte einzugreifen. Auch die Coneequeilz seiner Doc!rin ist jedesmal in 
roher Gestalt neben und aus zer jenen conslitnirenden Versammlungen, 
dem rothen Schweife' der Kometen ähnlich, an dem -politischen Horizonte 
sichtbar geworden, oft zum Schrecken jener "souveränen" Körper selbs~ 
welche die chaotischen lIlassen . um sie her entzündet lwtten. 

Viertes Capitel. 

II. Die Fürstensouveränetät. 

Die zweite dem Staatsoberhaupte für sich allein zukom
mende Souveränetät findet sich in dem modernen Staats
rechte nur noch in 'der Monarchie anerkannt. Nur der 
Mon;:trch, nicht auch der Präsident der Republik, obwohl 
auch dieser Souveränetätsrechte aus übt, hat nach demselben 
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einen persönlichen Anspruch, als Souverän geachtet zu 
werden. 

Das alte Staatsrecht der r ö m i s ehe n Republik ging 
weiter. Auch den Co n s u In, die sich in die alte königliche 
Gewalt getheilt hatten, und später auch dem Sen at e wurde 
"M a jes t ä t" zugeschrieben. Die neueren Republiken aber 
sind eifersüchtiger auf die ausschlieszliche Volkshoheit, und 
betrachten die republikanischen Häupter der Staatsregierung 
lediglich als Mandatare des souveränen Volkes, auf welche 
die demselben inwohnende Majestät nicht zu vollem Rechte 
übertragen sei. 1 

Zuweilen meint man, die Fürstensouveränetät finde sich 
nur in der Erbmonarchie und die Wahlmonarchie 
schliesze dieselbe aus. Diese Meinung verwechselt das 'We
sen der fürstlichen Macht, die als solche eine souveräne ist, 
mit der Frage, wie dieselbe im einzelnen Falle bestellt 
werde. Auch ein Wahlfürst hat die oberste Staatsmacht zu 
eigenem Rechte nicht minder als der Erbfürst. Die altrö
mischen Kaiser und die deutschen Kaiser im Mittelalter waren 
sicherlich Souveräne, obwohl Wahlfürsten : und der englische 
König W i 1 hel m von Oranien war es nicht minder, als seine 
Nachfolger, ungeachtet mit ihm eine neue Dynastie auf den 
Thron berufen wurde. 

Dagegen kann die Wissenschaft eine urs p r ü n g li c h e 
(originäre) Fürstensouveränetät von einer ab gel e ite t e n 
(derivativen) unterscheiden, während eine solche Unterschei
dung auf die Staatssouveränetät keine Anwendung leidet, 
diese vielmehr immer eine ursprüngliche ist. Die erstere 

Roussrau (Contr. soc. H. 2) begründet die Unzulässigkeit einer Re
gentensouveränetät überdem damit, dasz der "allgemeine Wille" nur 
dem ganzen Volk zustehen könne; ein Theil des Volkes dagegen könne 
nur einen besonderen Willen äuszern, nur jenes daher Gesetze, dieser 
höcllstens Decrete erlassen. Das ist aber eben der Il'rthllm, dasz die 
höchste Staatsmacht nur in der Gesetzgebung und nicht auch in der Re
gierung offenbar werde. 

I 
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ist die, welche dem Fürsten ursprünglich inwohnt, kraft des 
seiner Person an ge bornen oder von ihr selbständig ergriffenen 
Rechtes. Vo.n der Art ist die Souveränetät des Erbfürsten, 
die des Eroberers und die eines Fürsten, der wie Kar! der 
Grosze oder Friedrich Wilhelm I. von Preuszen die Krone 
sich selber auf das Haupt setzt.. Auch diejenige der deut
schen Wahlkaiser , welche ihre Souveränetät nicht von den 
Kurfürsten sondern von Gott ableiteten, musz als eine ori
ginäre aufgefaszt werden. 

Die letztere dagegen wird als eine von dem Volke oder 
den Wählern übertragene und abgeleitete betrachtet. 
So wurde nach dem römischen Staatsrecht die kaiserliche 
Macht selbst von dem römischen Volke verliehen. 2 Von der 
Art ist auch die neuere 'Vahlmonarchie gewöhnlich_ 

Den nähern Inhalt der Fürstensouveränetät zu bestim
men ist die Aufgabe der folgenden Erörterung über die Rechte 
des Staatsoberhauptes. 

Fünftes Capitel. 

Das Staatsoberhaupt. 

I. Entstehungsformen in der Monarchie. 

Für die Bildung des Staatsoberhauptes kennt die Ge
schichte mancherlei verschiedene Formen: 

1. Die Wahl. Sie war die Regel des römischen 
Staatsrechtes im Mittelalter für die geistlichen Herrschaf
ten, die Aebte, Bischöfe und selbst des Papstes, in U n garn, 
in Polen, in Venedig, dessen Doge ein lebenslänglicher 
Fürst war, im deu tsch en Kaiserreich e. 

2. Das Erb I' e c h t. Dieses ist zur regelmäszigen Form 
. der neuern Monarchie geworden, wie es sich im spätern 

2 Oben Buch IV. C. 17 S. 327. 
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Mittelalter in den dynastischen Familien der einzelnen euro
päischen Staaten allmählich fester gestaltet hat. 

3. Aus Erbrecht und Kur gemischt war das System 
Karthago's und der älterngermanischen Völker. 1 

4. Die Einsetzung des Nachfolgers durch den Re
gen te n kam in Rom in der Form einer staatsrechtlichen 
Adoption vor 2 u.nd war auch. eine vorübergehende Insti
tution Peters des Groszen in Russland. 

5. Für abhängige Staaten auch Bezeichnung und 
Verleih ung durch den Oberherrn, wie unter den Karo
lin ger n und in den ersten Jahrhunderten des d eu t s c he n 
Reiches für einzelne Völkerstämme , in' unsern Zeiten noch 
durch Napoleon und in dem türkischen Reiche. 

6. Zuweilen namentlich im Zusammenhang mit der Griin
dung und Anerkennung neuer Staaten ist auch durch S ta a ts
verträge ein Oberhaupt neu bestellt worden. 

7. Eine nicht normale, aber in Zeiten der Revolution, 
des Krieges oder überhaupt groszer Krisen und Gefahren 
keineswegs seltene Form ist die der Selbsterhebung, 3 

welche, wenn sie nicht, zugleich moralisch gerechtfertigt 4 

erscheint, als U s u rp a ti 0 n bezeichnet wird. 
8. Einsetzung durch fremde Uebermacht. 
U eber den 'Werth dieser verschiedenen Formen und 

I Vgl. olien Buch IV. Cap. 15. 
,2 Kaiser Galba, als er den Piso zum Thronfolger adoptirte: "Au

gustus in domo successorem quaesivit, ego in republica. Neque enim hic 
ut in ceteris g~ntibus, quae regnantur, certa dominorum domus, et ceteri 
servi: sed imperaturus es hominibus, qui nec totam servitutem pati pos
sunt nec 'totam Iibertatem." Taciti Hist. I. 15, 16. lJlachiat'el(i zu Liv. I. 
bemerkt, die Nachkommen der römischen Kaiser seien der lIIehrzahl nach 
schlecht, die Adoptivnachfolger dagegen gut ausgefallen. 

~ Vgl. unten Cap. 11. 
• Friedrich' der Grosze im Antimach. 6: "Es scheint mir im All

gemeinen, dasz ein Privatmann nur unter der Voraussetzung ohne Ver-, 
brechen zum Königthum aufsteigen kann, wenn er entweder in einem 
Lande mit Wahlfürsten geboren ist, oder wenn er sein Vaterland befreit." 
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vorzüglich über die Vorzüglichkeit der Erplichkeit vor der Wahl 
oder umgekehrt dieser vor jener haben die Ansichten der 
Staatsmänner und die Meinungen der Völker vielfach ge
wechselt. . Zn Gunsten der 'Wa h I wird voraus geltend ge
macht dasz nur sie, nicht auch die Erblichkeit die Gewähr 
gebe für die individuelle Tüchtigkei t und Fähig
k e i t des Regenten; und allerdings kann nicht bestritten 
werden, dasz eine freie Abwägung und Würdigung der per
sönlichen Eigenschaften des Regenten das Princip der Wahl, 
dagegen nicht ebenso von Einflusz ist, wenn das verfassungs
mäszige starre Erbrecht die Folge bestimmt. Ueberdem 
offenbart sich in der Wahl die freie Zuneigung und Unter
ordnung der Regierten im Verhältnisz zu dem Wahlfürsten. 
Die Alten sprachen sich denn auch eher für das Princip der 
Wahl aus.~ 

Dagegen hat in der neuern Theorie und Praxis das 
Princip des Erbrech ts umgekehrt ziemlich allgemeine Auf
nahme und Anerkennung gefunden. 6 Ge gen die· Wahlmo
narchie wird hauptsächlich angeführt: 

1) dasz es factischsehr zweifelhaft sei, ob die Wahl wirk
lich den Würdigsten erhebe, und zwar nicht blosz des Irr
thums wegen, von welchem die Einsicht der Wähler nicht 
frei ist - dieser Mangel könnte nur wenig in Betracht kom
men, da wir ohnehin in menschlichen Dingen nicht Vollkom
menheit erwarten - sondern weil die Kräfte, Interessen und 
Leidenschaften der, Mächtigen und der Parteien im Lande in 

Ö Cicero de Rep. 1I. 12 für die Wahl: "Novus ille POPUlllS (Roma
nus) "idit id., qllod fugit Lacedaemonium Lycurgum 1 quj regem non de
ligendum dllxit sed habendum, qualiscunque is foret, qui rnodo esset 
Herculis stirpe generatlls. Nostri ilIi etiam turn agrestes viderunt, virtu
tem et sapielltiam regalem non progeniem quaeri oportere." Auch Ari
stoteles Pol. 1I. 8 gibt dem aus Wahl und erbrechtlicher Rück
sicht gemischten System der Karthager den Vorzng vor dem rein erb
rechtlichen der Lakedämonier. 

6 Unter den neuern hat ausnahmsweise Sismolldi in seinen Btude~ 
Bur les Constit. die Vorzüge der Wahlmonarchie verfochten. 
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einem Momente, wo die höchste Staatsmacht als Preis winkt, 
streitend auf den Kampfplatz treten und die Freiheit der Wahl 
häufig hemmen, beschränken oder aufheben, die ·Wahl somit 
nur zum Schein wird, und die Macht den Ausschlag gibt. 
Die römische Kaisergeschichte ist reich an Belegen für die
ses Bedenken. 

2. Die Gefahr, dasz sogar zwiespältige Wahlen zu Stande 
kommen und der Wohlfahrt des Landes durch den Krieg 
zweier Gegenhäupter zerstört werde. Die Erinnerung an das 
deutsche Reich führt uns eine Reihe solcher innern Kämpfe 
vor Augen. Indessen kann die Ausbildung· eines wohlge
ordneten ·Wahlsystems, wie auch die Erfahrungen im deut
schen Reiche gezeigt haben, diese Gefahr mindern, und ni~ht 
o~me Grund macht Sismondi auf die geschichtliche Erfahrung 
aufmerksam, dasz zwar in den ·Wahlreichen die innern Kriege 
iiber die Thronfolge häufiger seien, dasz die Erbfolgekriege 
aber in den Erbreichen hartnäckiger geführt werden, länger 
dauern und das Land mehr ruiniren. j 

3) Dasz wechselnde Wahlen "ein Reich mit Königshäu
sern, zwieträchtigen und habsiichtigen, erfüllen." 8 Dieser 
Nachtheil wird schwer auf dem Frieden und der Ruhe einer 

7 Sismondi a. a. O. S. 114 Ir. vergleicht das deutsche Reich seit 
1002 (dem Aussterben der sächsischen Ottone) bis 1520 (der entschiedenen 
Erbherrschaft Oesterreichs) als Wahlreich mit dem französischen Kö
nigreich seit 996 (Folge des Sohnes von Hugo Capet) bis zu dem nämli
chen Schluszmoment als Erbreich , lllld berechnet, dasz in Deutschland von 
25 Wahlen 11 bestritten waren und Bürgerkriege zur Folge hatten, dasz 
aber diese häufig von den Päpsten erregten Kriege zusammen nur einen 
Zeitraum von 43 Jahren erfüllten, in welchem freilich das lange Zwischen
reich von 1256 bis 1273 nicht mitgezählt wird, weil sich die Gegenkönige 
nicht bekriegten. Während dieser Periode hatte Frankreich 23 Könige, 
nnd nur selten kam es üb<'r die Erbfolge zum Streite. Dennoch dauerte)l 
die mit den Engländern geführten Erbfolgekriege 23 Jllhre, und es kamen 
noch 26 Kriegsjahre für Frankreich im Interesse der Successionsanspri\che 
der königlichen Dynastie in Neapel und lIIailand hinzu. 

8 Dahlmann, Politik. I. S. 83. Er beschränkt diese Folge a.nf in
hindische Wahlen. Sie paszt aber auch auf ausländische. 
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lebensreifen oder gar einer verdorbenen Nation lasten, wie 
die Geschichte des altrömischen Kaiserreichs beweist. In 
einem jugendlich- aufstrebenden Volke aber äuszert sich der 
\Viderstreit solcher Fürstenhäuser eher als belebender Wett
eifer .in Förderung der nationalen Ehre, \Vohlfahrt und Frei
heit, wie ebenso die ältere römische Geschichte in den Zei
ten des Königthums und der königlichen:Magistraturen während 
der ersten JahJhunderte der Republik bezeugt. 

4) Der Schaden eines Zwischenreiches, in welchem 
der alte König nicht mehr da ist und ein neuer noch nicht 
gewählt ist. Läszt sich auch dafür sorgen, dasz dasselbe 
nur kurze Zeit daue~t - die katholische Kirche hat in d{jn 
Ordnungen des päpstlichen Conclave einen Versuch der Art 
gemacht - oder lassen sich auch bei Erwählung des Nach
folgers bei Lebzeiten des Vorgängers die Fälle des Zwischen
reichs vermindern, so lässt sich das Uebel doch nicht ganz 
vermeiden. Auf der andern Seite aber können die Gegner 
des Erbrechts auf ein grösseres mit diesem verbundenes 
Uebel, das ebensowenig zu vermeiden ist und länger dauer~ 
auf die Zeiten der Re gen t sc haft hinweisen, in< welchen 
der unmündige Thron~olger nicht zur Herrschaft gelangt, und 
statt seiner Andere in seinem Namen aber nicht immer für 
ihn regieren. 9 

5) Die stäte Furcht, dasz der Wahlfürst das Streben 
habe, die Herrschaft auch auf seine Familie zu vererben 
und die beständige Gefahr, dasz die Verfassung det' WahI
monarchie durch den :Monarchen selbst in ihrem 'Vesen be
droht werde, Dieselbe ist ge,vöhnlich um so gröszer, je fä
higer der Wahlfürst ist die Regierung zu leiten, und je ener
gischer er die oberste Macht handhabt. 10 

, Die frauzösische Geschichte ist rehr reich an derartigen Erfahrungen. ' 
Vgl. auch Sismondi a. a. O. S. 218. 

10 Zu weit aber geht Dahlm ann, wenn er gegen die Wahlmonarchie 
anführt: "eine Verfassung könne nicht gut sein, deren natürlicher Feind 
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Zu Gunsten der Erbmonarchie läszt sich anführen: 
1) Die Dynastie und das Volk, das Haupt und der 

Körper sind beide nicht durch die Dauer eines Menschen
lebens beschränkt, sondern setzen ihr Leben in unterbro
chenem Zusammenhang durch Jahrhunderte fort. Die Stä
tigkeit und gewissermaszen die Unsterblichkeit des Volks ist 
auch zur Eigenschaft ihres politischen Centrums erhoben, 
und es gewinnt dadurch hinwieder der Staat an Dauerhaf
tigkeit und innerer Harmonie. 

2) Weil so der Erbfürst als höchster Ausdruck der na
tionalen Macht sam mt seiner Familie verwachsen ist mit 
dem Dasein der Nation, so sind die natürlichen Interessen 
der Dynastie zugleich zu na ti 0 na I e n Interessen geworden, 
und es ist die Sicherheit und Wohlfahrt der Dynastie un~ 

auflöslich verbunden mit der dauernden Sicherheit und 'Vohl
fahrt der Nation. Der Erbfürst kann, wenn er nicht an 
seinem eigenen Blute sündigt, nie zu sich sagen: "Apres 
moi le deluge," wozu sogar ein bedeutendes Individuum, 
welches den Staat regiert, wenn sein Ehrgeiz, oder seine 
Genuszsucht gereizt wird, zum Unheil des Staates sich eher 
verleiten läszt. 

3) Zwischen der Dynastie und dem Volke bildet sich 
so ein festes durch gemeinsame Schicksale und die Macht 
der Geschichte verstärktes Pi.e tä ts v erhält nisz. Sie füh
len sich verbunden wie das Haupt und die Glieder eines 
Körpers. Das Volk ist stolz darauf in der Hoheit und Ehre 

jeder König als. Familienvater sei." Der Hang, das Erworbene auch zu 
behaupten und auf seine Nachkommen fortzupflanzen und so die Errun
genschaft in ein Erbgut' zu verwandeln, wurzelt allerdings tief in der 
menschlichen Natur; aber die Pflichten und Sorgen. des Vaters lassen sich 
dennoch mit denen des Königs wohl vereinigen, bhne dasz jener zur 
Feindschaft gegen eine Verfassung genöthJgt wird, welcheanch dem 

, 	 Sohne, wenn er würdig erfunden wird, urid diesem leichter als andern 
den Weg zur Krone öffnet. Die Begrüudung Dahlmanns würde auch auf 
die E~'blichkeit der Aemter passen, beweist somit zu viel. . . 
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des Erbltirsten die Verkörperung seines nationalen Daseins 
zu erkennen. Die ausdauernde und aufopfernde Kraft seiner 
Treue an das angestammte Fürstenhaus entwickelt sich, die 
persönliche Liebe wird lebendig und diese moralische Er· 
hebung der Seele spannt und steigert die Anlagen des Na· 
tionalcharakters und stählt seine Thatkraft. 

4) Der Erbfürst wird eher l\f a s z halten in seinen Be· 
gehren und in der ganzen Regierungsweise. Nicht zu neuern 
Erwerben ist er gereizt, ihm liegt die Erhaltung näher, 
und solche Rücksicht ermäszigt die Leidenschaften und for· 
dert zu ruhiger Sorge auf, bei welcher auch der Staat in 
der Regel am besten gedeiht. 

5) Die Existenz des Erbfürsten hemmt aber auch den 
Ehrgeiz und die Herrschsucht der Andern.. Auch 
der kühnste Aufschwung eines durch Macht oder Verdienst 
ausgezeichneten Unterthans findet in der Dynastie eine 
Schranke, die er nicht überschreiten kann. Auch die Lei· 
denschaften und der Wettstteit der Parteiführer werden durch 
den ruhig auf dem Gipfel des politischen Lebens thronenden 
Herrscher VOr dem Aeuszersten zurückgehalten, und es ge· . 
lingt ihnen wenigeJ:, den Staat aus seinen }f~ugen zu heben, 

SeIten wird indessen die Abwägung der Gründe und 
Gegengründe darüber entscheiden, ob die Erb - oder die 
Wahlherrschaft zum Staatsprincip erhoben werde. Den Aus· 
schlag geben regelmäszig die vorhandenen historischen und 
Machtverhältnisse, und gewisz musz dem bestehen' 
den Re c h t e als solchem ein sehr grosz er \Verth beigelegt 
werden, welcher für sich schon die Wage zum Sinken bringt,lI 

Die Geschichte zeigt uns wenig B.eispiele, in welchen 
die Erb'herrschaft in eine Wahlherrschaft umgewandelt wurde, 
es wäre denn vorübergehend durch Verdrängung der alten 

11 Auch Sismondi erkennt wiedel'holt das an, "denn jede Erschüt,' 
teruug der Staatsordnung , die nicht zur Nothwendigkeit geworden, ist ein 
furch tuares UeueJ." S. 280, 
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und Berufung einer neuen Dynastie, öfter von umgekehrter 
Richtung, nach welcher es glücklichen Wahlfürsten gelun
gen, ihr Herrscherrecht auf ihre Nachkommen fortzupflanzen. 
Ebenso weisz die Geschichte von glücklichen und von un
glücklichen Wahl- und Erbreichen zu erzählen. Die Erfolge, 
je'nachdem in einer Nation auf das tüchtige Indi vidu um 
oder auf die ed 1e Rasse 12 der Nachdruck gelegt wurde, 
waren in verschiedenen Zeiten sehr verschieden. ,\Venn der 
Charakter der Nation entartet ist, so wird auch die Wall! 
gerade die Schlimmsten zur Herrschaft erheben- die Ge
schichte des römischen Kaiserreichs zeugt warnend d~flir -: 
aber auch Dynastien sind dem Gesetze des organischen Le
bens unterworfen, und wenn sie im' Alter ihre Kräfte ver
lieren wie die Merowinger in dem Frankenreich , . oder wenn 
ihr Familiengeist mit dem Geiste der Nation in dauernd 
feindlichen Widerspruch geräth wie zwischen den Stuarts 
und England , oder wenn eine tiefe Spaltung zwischen ihnen 
eingerissen ist, wie zwischen den ältern Bourbonen und Frank
reich~ so drängen die Ereignisse mit unwiderstehlicher Gewalt 
zur Beseitigung solcher Dynastien und zur Herstellung eines 
harmonischen Verhältnisses des Fürsten mit dem Volke. 

Sechstes Capitel. 

H. Das Er brech t insb esondere. 

Das ausgebildete moderne Staatsrecht ist durch seine öffent
liche Natur darauf hingewiesen auch die erblich geordnete 

12 Dcr Glaube des Volkes an den \Verth der Abstammung und an 
die Ueberlieferung auch der Herrschereigenschaften durch die Vermittlung 
des Blutes und der königlichen Erziehung ist jedenfalls ein Fundament 
der Sicherheit der Erbmonarchie. Dasz derselbe sogar in Frankreich nicht 
erstorben, beweist die Wahl Ludwig Napoleons. Wo aber wie dort 
mehrere Dynastien in Betracht kommell, scheint wenll überhaupt noch 
:Monarchie, die Wahlmonarchie den Vorzug zu verdienen. [Ich lasse 
diese vor dem 2. Dec. 1851 geschriebene Stelle unverändert stehen.] 
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Thronfolge voraus aus dem öffentlichen Gesichtspunkt 
zu betrachten; und insofern unterscheidet sich die s t aa ts· 
re c h tl ich e Folge durchaus von der privatrechtlichen 
Succession. Auf der andern Seite aber, da auch jene inner· 
halb einer bestimmten Familie vOr sich geht, steht sie in 
Verbindung mit dem Familienerhrechte und erinnert immerliln 
an privatrechtlicheVerhältnisse und Ordnungen. 

1. Die Nothwendigkeit, die Erbfolge zum voraus ver· 
fassungsmäszig zu regeln, tritt hier in dem Lichte des Staats· 
interesses besonders klar hervor. 1 Regel ist somit ,wie frei· 
lieh im deutschen Privatrechte auch, nicht aber im römischen 
Rechte, die gese tzli che Famil ien erbfolg e, im Gegen· 
satze zu einer auf veränderlicher 'Villensbestimmung beru· 
henden. Auch darin stimmt die Thronfolge mit dem Cha· 
rakter der deutschen Stamrngutssuccession überein, dasz der 
Nachfolger sein Recht keineswegs von dem unmittelbaren 
Vorgänger ableitet, noch lediglich als Stellvertreter und Fort· 
setzer der Persönlichkeit des Erblassers gilt, sondern dasz 
er aus eigenem Rechte in das Königthum eintritt und 
die s es fortsetzt. Die ganze Dynastie, innerhalb welcher 
die Folge genauer regulirt ist, erscheint so in ununterbro· 
chenem Zusammenhange als ein Körper, aus welchem nach 
bestimmter Ordnung das Staatsoberhaupt immer wieder her· 
vorgeht, so 'oft der Tod den jetzigen Monarchen dahin rafft. 

. Es gibt kein Zwischenreich. "Der_König stirbt nicht." 
Es bedarf somit keiner Antrittserklärung und die Krone 
geht von Rechtswegen sofort über. 2 

In dem frühem Mittelalter war das Erbrecht keineswegs so genau be
stimmt, daher waren auch die Kämpfe verschiedener Erbprätendenten häufiger. 

2 Ebenso das französische Sprüchwort: "Ie roi ne meurt jamais," und 
die Redensart tlle roi est mort, vive le roi." Vgl. Loysel Inst. Cout. 
I. 3. Es ist das ganz das nämliche Princip, welches im deutschen Pri
vaterbrecht durch das Sprüchwort bezeichnet wird: "Der Todte erbt den 
Lebendigen," "Ie mort saisit le vif," und ebenso den unmittelbaren Ueber
gang der Gewere (saisine) zur Folge hat. 

I 



Sechstes Capitel. 11. Das Erbrecht insbesondere. 29 

2. Der Th ronfol ger hat demnach ein bestimmtes An
re c h t auf die Folge, welches ihm nicht willkürlich von dem 
herrschenden König entzogen werden kann: ein Anrecht, 
welches nicht erst mit dem Tode des letztern .zu einem wirk
lichen Rechte wird, sondern schon v 0 I' her als ein festes 
Recht der Anwartschaft (jus devolutionis) einen Werth 
und eine reale Bedeutung und Anspruch auf Schutz und 
Anerkennung hat. I 

In Enropa hat zwar das Lehenssystem auf die Ausbil
dung dieser Grundsätze - eingewirkt, aber offenbar folgen 
dieselben ebenso bestimmt aus. dem öffentlichen Charakter 
der Thronfolge - d. h. aus dem Staatsinteresse. Sie wer
den daher von dem Untergange des Lehenswesens nic1lt 
mitbetroffen. 

3. Das Recht der Thronfolge wird in dem moder
nen Staatssystem durch die Staatsverfassung bestimmt, 
wovon es einen wichtigen Theil bildet. 

Da dasselbe somit nicht auf dem individuellen Willen 
des regierenden Fürsten beruht,so kann auch in der reprä
sentativen Verfassung nicht durch Testament, noch durch 
Ehevertrag, noch selbst durch Hausgesetz der dynasti
schen Familie eine mit der Staatsverfassung im Widerspruch 
stehende Aenderung in derselben herbeigeführt werden. 

Während des Mittelalters, so lange noch die Landes
hoheit einem Privatvermögen ähnlich b~handelt und öffent
liches und Privatrecht vielfach vermischt wurden, galten dar
über andere Ansichten, die theilweise noch als Ueberliefe
rungen der Vorzeit in das moderne Staatsrecht hinüber ragen, 
aber offenbar nun im Verschwinden begriffen sind. 3 

3 Ausnahmsweise kam auch im deutschen Reiche das Recht zU testi
ren vor; so in dem Statut für· Oesterreich von 1156: "Dux Austriae 
d{)nandi. et deputandi terras suas cuicunque voluerit habere debet potesta
tem liberam, si quod absit, sine heredibus liberis decederet, nec in hoc per 
imperium debet aequaliter impediri. U Zöpfl, deutsche ·Rechtsgeschichte 
1. S. 148. In ausgedehnterem lIfasze kamen aber die Erbverträge 
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4. Dag~gen folgt aus der staatsrechtlichen Bedeutung 
des Rechtes zur Thronfolge, dasz in dem entwickelten Sy
stem des Repräsentativstaates Aenderu TI gen in demselben 
auf dem nämlichen 'Wege herbeigeführt werden können, wie 
Aenderungen in der Verfassung, d. h. durch einen Act des 
gesammten Repräsentativkörpers. Die Zu s tim m u n g der 
übrigen betheiligten Glieder der Dynastie, auszer dem Mo
narchen, ist dabei freilich wünschenswerth, aber, wenn sie 
nicht durch die Verfassung selber gefordert wird, nicht mehr 
nothwendig, so wenig als die Zustimmung anderer politisch 
Berechtigter zur Umgestaltung ihrer politischen Rechte durch 
neue Geßetze. 4 

besonders als Erbverbrüderungen vor, durch welches ein "ertrags
mäsziges Thronfolgerecht auch für eine fremde Dynastie begründet wurde. 
Für die Reichslehen wurde indessen zu ihrer Gültigkeit a) die Zustim
mung aller derer gefordert, deren Anwartschaft anf die Thronfolge da
durch benachtheiligt werden könnte; b) die Bestätignng des Kaisers und 
c) auch da schon zuweilen der Landstände, welches letztere Erfordernisz 
den öffentlichen Charakter der Thronfolge in der That zu wahren geeignet 
war. Wahlcapitnlation Leopolds 1. v. 1658, Art. VI. §. 5: "Wie wir 
dann auch die vor diesem unter ihnen (den Chllrfürsten) den Reichscon
stitutionibus gemäsz gemachten uniones gleicller gestalt, _ zuvörderst 'aber 
die unter Churfürsten, Fürsten und Ständen aufgerichteten Erbverbrü
derungen lliemit confirmiren und approbiren." \Vah lca pitula ti Oll 

Carls VI. von 1711 Art. 1. §. 9. Vgl. Zachariä, deutsches Staats
und Bundesrecht §. 74. ZöpfI, deutsches Staatsrecht S. 171. Urkunde 
für Braunschweig-Lüneburg von '137,1: "Auer Slote stede Lande 
vnd Lüde der Herscop to Brunschwig en shall he nich verkopen noch ver· 
laten ane \Villen vnd Vulbordsyner Broderen vnd der lUanscop vnd Stadc 
in der Herscop to Brunschwig." 

, Für Englaud sind das längst anerkannte Sätze. Vgl. Blackstone, 
Comm. 1. 3, 3: "Es steht unzweifelhaft in der lUacht der gesetzgebenden 
Gewalt dieses Königreichs, des Königs und der beiden Häuser des ParIa
men ts, von dem erblichen Rechte abzugehen, und durch besondere Ord
nungen, Beschränkungen und Vorsorgen den unmittelbaren Thronfolger 
auszuschlieszen und die- Folge auf eine andere Person überzutragen." 
Schwedische Verf. von 1809, Art. 1: "Das schwedische Reich soll ein 
Erbreich ,mit der Successionsordnung für die männlichen Nachkommen 
eines ,'erstorbenen Königs sein, welche die Stände des Reichs feststellen 
werden." Spanische Verf. von 1837, Art. 54: "Die Personen, welche 
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Die Aendenmg kann sich auf _die Thronfolgeord
nun g im All g e m ein e n beziehen, und ein neues System 
der Erbfolge einführen. 5 Oder es kann ein ei nz el n es 
Individuum von der Thronfolge ausgeschlossen wer· 
den, oder eine ganze Linie bisher berechtigter Personen. 6 

Oder es kann ein Individuum, oder ein Geschlecht 
neu berufen werden.; 

5. In dem Rechte zur Erbfolg e ist ein Vorzug des m ä n n
lichen Geschlechtes vor den Frauen überall anerkannt, 
jedoch -.in verschiedenen Staaten in verschiedellem Umfang. 

a) 	Nach dem französischen System, welches mit den 
" 	 Grundsätzen .des I'Öm i sch e n Staatsrechts übereinstimmt, 

und noch in Schweden, Belgien und Preuszen 
gilt, werden die Frauen absolut von der Thronfolge 
ausgeschlossen. 8 

zu regieren unfahig sind. oder etwas geihan haben, weszhalb sie verdie
nen, ihr Recht an die Krone zu verlieren, sind durch ein Gesetz von der 
Thronfolge auszuschlieszen: " 

1> Von der Art war die pragmatische Sanction des österreichi
schen Kaiserhauses von 1724 für manche Kronländer, ebenso die Fer
dinands VII. von Spanien von 1830, letztere freilich ein einseitiger Act 
des Königs\ 

G So die Stuarts in England, die Nachkommen Gustavs IV. in Schwe
den und die ältere Linie der Bourbonen in Frankreich. Eine sehr alte 
gesetzliche Bestimmung in der lex Bajurariorum 11. 10: "Si quis filius 
Dncis tarn superbus vel stultus fuerit, ut patrem suum dehonestare vo
luerit per ·consilium malignorum, vel per fortiam et regnum ejus auferre 
ab eo, dum adhuc pater ejus potest jlldicio contcndere, in exercitu am
bulare, populum judicare - - sciat se ille filius contra legem fecisse et 
de hereditate patris sui se esse dejectum." Landfrieden Fr i e d r ich s H. 
von 1235 c. 11. 

7 In dieser Weise kann auch in unserer Zeit die Form der Adop
tion den Uebergang erleichtern, wie das in Schweden zu Gunsten des 
Marschalls Bernadotte im Jahr 1810 geschehen ist. 

8. Lex Salica, 62, 6: "De terra vel'o salica nulla portio hereditatis 
mulieri veniat: sed ad virilem sexum tota terrae haereditas perveniat." 
Das ursprünglich für das Privatrecht ausgesprochene Princip wurde auch 
auf das Staatsrecht angewendet. Sc h w e dis c h e Verf. von 1809 Art. 1 und 
94. 	 Belgische Verf. von 1830 Art. 60. Preu8~7.ische von 1850 Art. 53. 
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b) Nach dem in Deu tschland vorherrschenden Systeme 
werden die Frauen zwar durch den ga 11 zen l\I a n n s· 
s ta m mausgeschlossen. 'Venn aber der lHanllsstamm 
erlischt, so geht die Thronfolge auch auf die nächste 
Frau über, in dem Sinne, dasz von da an wieder der 
neue Mannsstamm den Vorzug erhält. 9 Ebenso in 
Holland. 10 

c) Das englische System, wornach die Frauen nur von 
den männlichen Gliedern der nächsten Parentel ausge· 
schlossen werden, aber den lHännern aus ferner stehen· 
den Parentelen vorgehen. Eine Folge dieses Systems 
ist der öftere Wechsel der Regentenhäuser. 11 Das· 
selbe ist nun auch in Spanien und Portugal aner· 
kannt. 12 

6. Die Einheit des Staates erfordert die U n th ei I bar k eit 
des Reiches. Daher können nicht mehrere Personen zugleich 
den Thron erben. Wo das Reich wie eine gewöhnliche 
Erbschaft unter mehrere Erben getheilt wurde, wie das in 
der fränkischen Monarchie und in manchen Staaten des :Mit
telalters geschah, war das noch ein Äusflusz privatrechtli· 
eher Vorstellungen von der Staatsherr.schaft. 13 

7. Das Erbrecht auf die Thronfolge setzt die Geburt 
aus einer wahren und echten Ehe voraus. Uneheliche 
Kinder sind somit ausgeschlossen, ebenso die Kinder aus einer 
morgan a tis ehen Ehe, d. h. einer Ehe, bei deren Einge· 
hung vertragsmäszig bestimmt wurde, dasz die Kinder dem 

9 Bayerische Verf. von 1818 II. "§. 4, 5. Würtembergische 
von 1817 II. §. 9 u. 10. 0 e s tel' re ich, pragmatische Sanction von 1724, 
in Folge welcher das Haus Lothring~n den Habsburgern succedirte . 

•0 Verf. von 1815 Art. 14-19. 
" Blackstone 1. 3,2. So ging die Thronfolge innerhalb der letz· 

ten zwei Jahrhunderte auf die Häuser Oranien, Braunschweig und 
Hannover und geht nun auf das H;tus Koburg über. 

, 

12 S pani sc h e Verf. von 1837 Art. 51. POl' t ugi es i sehe von 1826 
Art. 87. 

'3 Vgl. oben Buch IV. Cap. 18 S. 333. 

~I 
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Stande des Vaters nicht folgen sollen. 14 Nach dem oben (4) 
erörterten Grundsatz kann freilich durch ein Staatsgrnndge
setz auch ein solches Kind ausnahmsweise für erbfähig er
klärt werden, nicht aber durch eine blosze zunächst nur 
privatrechtlich wirkende Legitimation. 

8. Die meisten neuern Verfassungen fordern überdem 
die Geburt aus einer e ben b ü l' ti gen Ehe. Als ebenbürtig 
gilt dann nur die Ehe zwischen Gliedern sou v eräner oder 
souverän gewesener Häuser, 15 denen nach deutschem 
Staatsrecht auch die Geschlechter der mediatisirten deutschen 
Standesherren beigeordnet werden. Dagegen wird im 
Sinne der neuern Zeit, die hier theilweise engere Begriffe 
hat als selbst das Mittelalter, die Ehe mit den Gliedern an
derer Geschlechter, selbst wenn diese nach der Landesver
fassung zu dem hohen oder Pairssadel des Reichs gehören, 
nicht für ebenbürtig gehalten, und ist somit nicht fähig diesz 
Recht auf die Thronfolge fortzupflanzen. 16 

Diese Beschränkung der Ehe ist vornehmlich dem den t
sch'en Staatsrechte 17 eigenthümlich, welches aus dem Privat

14 11. Feud. 29. Die Ausschlieszung der Kinder aus morganatischer 
Ehe kann freilich eine beschränkte sein, lediglich zu Gunsten gewisser 
Personen, so dasz, wenn diese wegfallen, auch jene wieder successions
fahig werden. Ein Beispiel in Bad en. V gl. Z ö Pfl, deutsches Staats
recht §. 228. 

15 Die Napoleonische Familie gehört nicht minder zu diesen, als die 
beiden Bourbonischen Linien von Frankreich. 

16 Bayerische Verf. 11. §. 3.· Hannover v. 1840 §. 12. 
IT Wahlcapitulation KarlsVII. von 1742 Art. 22§.4 vom Kaiser: 

"noch auch den aus unstreitig notorischer Miszheirath erzeugten 
Kindern eines Standes des Reichs oder aus solchem Hause entsprossenen 
Herren zu Verkleinerung des Hauses, die väterlichen Titel, Ehren und 
Würden beilegen viel weniger dieselben zum Nachtheil der wahren Erb
folger und ohne deren besondere Einwilligung für ebenbürtig und 
successionsfähig erklären, auch dergleichen vorhin bereits geschehen, sol
ches für null und nichtig ansehen und achten." Vgl. Zachariä, d. St. 
u.H. R. §.68. Schwedische Thronsuccessionsordnung von 1816. Vgl. 
S ch u b ert Verf. II. S. 389. Dem eng I i sc hen Staatsrecht war dieses 
Erfordernisz vor der Thronbesteigung des Hauses Hannover unbekannt. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 11. 3 
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rechte den keineswegs glLicklichen an die Gegensatze der 
Kasten erinnernden Begriff der 1\1 i s z he ir a t h entlehnt und 
in engem Sinne auf das System der Thronfolge übergetragen 
hat. Staatsrechtliche Gründe für dieselbe~ die im Sinne der 
modernen Entwicklung allein maszgebend sein können, gibt 
es nicht. Sie ist daher eher als ein Rest einer veralteten 
Anschauungsweise ~ nicht als eine nothwendige Bestimmung 
des jetzigen Staates zu betrachten. 

9. Dagegen rechtfertigt es sich in der That aus Gründen 
der Staatsehre und 'Wohlfahrt, wenn für eine Ehe~ durch 
welche das Successiollsrecht auf den Thron fortgepflanzt wird, 
die Genehmigung des Staatsoberhauptes oder des 
Repräsentativkörpers gefordert wird. ,Diesen kommt es 
zu ~ die Würde und die Interessen des Staates in vollem lIfasze 
auch hier zu wahren. 'Yenn aber das geschehen ist~ so ist 
schwer zu begreifen ~ weszhalb denn die Freiheit des fürst· 
lichen Individuums noch durch herkömmliche Vorurtheile 
über die ausschlieszliche Reinheit des mutes weiter beschränkt 
werden sollte. Manche neuere Verfassungen enthalten daher 
auch derartige Vorschriften. 18 

'6 .Für England Statut von 1782. Vgl. Dahlmanns Politik I. 
S.87. Bayern Verf.11. §. 3: "Zur SuccessiQnsfahigkeit wird eine recht· 
mäszige Geburt aus einer ebenbürtigen mit Bewilligung des Königs 
geschlossenen Ehe erfordert." Spanische Verf. v.1837 Art. 49: "Bevor 
der König eine Vermählung eingeht, wird er die Cortes davon benach· 
richtigen und ihrer Genehmigung sind die Stipulationen und Ehecontracte 
unterworfen, die deu Gegeustand eines Gesetzes ausmachen. Dasselbe ist in 
Bezug auf die Ehe des unmittelbaren Thronerben zu beobachten. Weder der 
König noch sein unmittelbarer Thronfolger dürfen eine Vermählung mit 
Personen eingehen, welche das Gesetz .on der Thronfolge ausschlieszt.· 
'Portugiesische Verf. von 1826 Art. 90: "Die Vermählung der Prin· 
zessin, vermuthlichen Thronerbin , wird immer mit Einwilligung des Königs 
und nie mit einem Fremden vor sich gehen. Wenn der König - schon 
aufgehört hätte zu leben, so wird sie nicht ohne Einwilligung der allge· 
meinen Cortes ins Werk gesetzt werden können. Ihr Gemahl wird keinen 
Theil an der Regierung nehmen und den Namen König erst dann tragen, 
wenn die Königin ihm einen Sohn oder eine Tochter geboren hat." 8 c h we
disehe Verf. von 1809 §. 44: "Kein Prinz des königlichen Hauses, er sei 



Sechstes Capitel. 11. Das Erbrecht insbesondere. ;l5 

10. Die Erbfolge-Ordnung ist in neuerer Zeit regel
mäszig auf die Grundsätze der Primogeni turordnung 
gebaut, d. h. es successirt der erstgeborene Sohn des ver
storbenen Monarchen, oder wenn dieser verstorben wäre, 
der erstgeborne Enkel von demselben, mit Ausschlieszung 
selbst des zweitgebornen Sohns: und in derselben 'Veise 
geht je die erstge borene Linie (Parentel) allen andern 
Linien und in jener das erstgeborene Glied allen an
dern Gliedern vor; diesz nicht blosz in der Nachkommen
schaft, sondern ebenso unter den Seiten verwandten. 19 Die 
Verwandtschaft wird nach dem Verhältnisz zu dem let z t e n 
Regenten gemessen, ungeachtet das Erbrecht keineswegs 
von dessen 'Villen abhängig ist, und nicht nach dem Ver
hältnisz zu dem ersten Inhaber des Thrones, von welchem 
immerhin das Successionsrecht hergeleitet wird. :per U nter

. schied dieser beiden Derechnungsweisen 	 wird da klar, wo 
der ganze Mannsstamm ausgestorben ist und die Succession 
nun auf die Oognaten übergeht. 20 

Kronprinz, Erbfürst oder Fürst, darf sich ohne Wissen und Einwilligung 
des Königs vermählen. Geschieht es dennoch, so hat er das ErbreclJt zum 
Reiche sowohl für sich als für seine Kinder und Nachkommen verwirkt." 

19 Z. B.: 

.::-8" Der Groszneffe f:l Der Enkel d J. -t?: ~ schlieszt den Oheim g 
",/ "; geht der Tochter a~o 'F; yund die Vettern hund 

'U b , OaunddemSohne.E~ -8 l;:7 "Oi aus, g schlieszt h 
d~ c vor. B- lt6 ' ~nd i, und h schlieszt 

rO I aus. 

20 Bekanntermaszen war die Frage, ob die dem letzten Regenten zu
nächst stehende Erbtochter oder die früher durch 'den Vorzug des 
lIIannsstamms ausgeschlossene und dem ersten Regenten näher verwandte Re
gredienterbin und deren Nachkommen den Vorzug haben, bei Veran
lassung des Aussterbens des Habsburgischen lIfannsstamms in O~steri:eich 
von groszer praktischer Bedeutung. Sie wurde aber zu Gunsten der er
stem beant~ortet. Ebenso Bayerische Verf. H. §. ,5. Auch in der 
Cognatensuccession wird übrigens meistens nicht nach dem römischen 
Grundsatz der Gradnähe, sondern nach dem deutschrechtlichen der 
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In D eu t s chI a n d wurde das Recht der Erstgeburt zu· 
erst in den Kurfürstenthümern eingeführt. Dann ging es 
auch auf andere deutsche Länder übel'.21 Vordem erregte 
das zweifelhafte Erbrecht fast überall öftere und verderb· 
liehe Streitigkeiten. 

11. Die staatsrechtliche Verlassenschaft des re· 
gierenden Fürsten ist nunmehr genau zu sondern von seiner 
pri va trec h t li eh e n Er b s eh aft. Zu jener gehören voraus 
alle dem Staatsoberhaupte als solchem zustehenden öffent· 
lichen Rechte, dann aber auch alles Vermögen, welches 
nach der Verfassung oder durch Hausgesetz oder in Folge 

nähern Parentelen und innerhalb dieser des nächsten Grades' suc· 
cedirt, so dasz z. B. 

ß 

die Grosznichte f, als der Parentel A zugehörig, der Tante g 
E in der Parentel B vorgeht. 

f 

Zweifelhaft ist es aber, ob, wenn Parentel und Grad gleich sind, die ältere 
Frau dureh den jüngeren 1l1ann ausgeschlossen, oder in diesem Fall keine 
Rücksicht auf das Geschlecht genommen wird. Die erstere Auffassung 
gilt in England (B1ackst. I. 3, 2), die letztere in manchen deutschen 
Staaten. Bayer. Verf. 11. 5. Würtemb. §. 7. VgI. Zachariä, D. 
St.-R. §. 73. 

2\ Goldene Bulle von 1356 VII. §. 2. "Praesenti lege perpetuis 
temporibus vaIitura decernimus, ut postquam iidem Principes Electores 
seculares, et eorum quilibet esse desierit, jus vox et potestas electionis 
hujusmodi ad fiIium suum primogenitum, legitim um , laicum, illo vero 
non extante, ad ejusdem primogeniti filium similiter laicum, !ibere, et 
sine contradictione cujuspiam devolvatur. §. 3. Si vero primogenitus hujus· 
modi, absque haeredibus masculis, legitimis, laicis ab liac luce migrare~ 
viI'tute praesentis Imperialis edicti, jus vox et potestas electionis praedictae 

ad seniorem fratrem laicum per veram paternalern !ineam descendentem 
et deinceps ad illius primogeniturn laicum devolvatur." In Bayern wurde 
die Primogenitur durch Herzog Albrecht . den Weisen 1506 eingefüh~ 
nachdem lange zuvor Kaiser Ludwig vergeblich sich für die Untheilbarkeit 
und Einheit des Landes bemüht llatte. 

http:�bel'.21
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besonderer Stiftung oder letzwilliger Verordnung der Staats
verlassenschaft zugewiesen worden ist. 2 ! Die Privatverlas
senschaft wird aus dem reinen Privatvermögen des 
Fürsten gebildet. Die erstere fällt dem Regierungsnachfolger 
an nach den staatsrechtlichen Bestimmungen über die Thron
folge. Die Succession in die letztere wird durch die Regeln 
des Privaterbrechts normirt. Der Thronfolger ist somit nicht 
nothwendig Privaterbe, noch weniger dieser auch Thronfol
ger, und die Privatgläubiger des Erblassers haben auf die 
Staatsverlassenschaft keinen Anspruch. 

22 Ausführliche Bestimmungen der Art in der bayerischen Verf. 
IU. §. 2: "Zu dem unveräuszerlichen Staatsgute, welches im Falle einer 
Sonderung des Staatsvermögens von der Privat verlassenschaft in das In
ventar der letztern nicht gebracht werden darf, gehören: 1) Alle Archive 
und Registraturen; 2) alle öffentlichen Anstalten und Gebäude mit ihrem 
Zugehör; 3) alles Geschütz, Munition, alle l'lIilitärmagazine und was zur 
Landeswehr nöthig ist; 4) alle Einrichtungen der Hofcapellen und Hof
ämter mit allen lIIolJilien, welche der Aufsicht der Hofstäbe und Hofinten
danten anvertraut, und zum Behuf oder zum Glanze des Hofes bestimmt 
sind; 5) alles was zur Einrichtnng oder zur Zierde der Residenzen und 
Lustschlösser dient; 6) der Hausschatz, und was von dem Erblasser mit 
demselben bereits vereinigt worden ist; 7) alle Sammlungen für Künste 
und Wissenschaften, als: Bibliotheken, physikalische, Naturalien - uud 
Münzcabinete, Antiquitäten, Statuen, Sternwarten mit ihren Instrumenten, 
Gemälde- und Kupferstichsammlungen und sonstige Gegenstände, die zum 
öffentlichen Gebrauche oder zur Beförderung der Künste und Wissenschaften 
bestimmt sind; 8) alle vorhandenen Vorräthe an baarem Gelde und Capi
talien in den Staatscassen oder an Naturalien bei den Aemtern, sammt 
allen Ausständen an StaatsgefälIen ; 9) alles was aus lIlitteln des Staats 
erworben wurde." Und nach §_ 2 werden auch die "neuen Erwerbungen 
aus Privattiteln an unbewpglichen Gütern" zu dem Staatsvermögen ge· 
zogen, "wenn der erste Erwerber während seines Lebens nicht darüber 
verfügt hat." 
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Siebentes Capitel. 

Persönliche Erfordernisse der Fähigkeit zur Thronfolge. 

1. Während des l\Iittelalters übten die Grundsätze des 
Lehenreehtes in den meisten Staaten auch auf die Suc· 
cession in die FürstenthÜmer einen Einflusz aus. In den , 
weltlichen Fürstenthümern waren daher, wie nach dem Lon· 
gobardischen Lehensrechte mit Bezug auf die Lehen, 1 Geist· 
li ehe und l\I ö n c he von der Folge ausgeschlossen. Die Ab· 
hängigkeit des kat hol i s ehe n Klerus von dem päpstlichen 
Stuhle, und der specifisch weltliche Charakter des Staates 
begründen auch für die moderne Staatsverfassung die Regel, 
dasz zur Thronfolge weltlicher Stand erfordert wird, Geist
liche somit nur dann fähig zu derselben werden, wenD sie 
den geistlichen Stand in einer von dem Staate anerkannten 
Form aufgegeben haben. 'l Es versteht sich, dasz die geist· 
lichen Fürstenthümer hier eine Ausnahme machen. 

Auf Protestanten findet diese Ausschlieszung keine 
Anwendung, da der . Gegensatz zwischen Geistlichen und 
Laien hier nicht so ausgebildet ist und Uebergänge aus dem 
kirchlichen Berufe und Amte in die weltlichen kein Rinder· 
nisz erleiden. 

2. In manchen neuern Staaten wird für die Thronfolge· 
fähigkeit ein bestimmtes religiöses Bekenntnisz 
erfordert, und ein abweichender Glaube als Ausschlieszungs· 
grund betrachtet. 

Im Mittelalter, welches auf die Einheit des Glaubens 
und die gegenseitige unauflösliche Verbindung der weltlichen 

II. Feud. 26 §, 6: "Qui clericus efficitur, aut votum religionis as· 
sumit, hoc ipso feudurn arnittit." Goldene Bulle in der Cap. 6. Note 21 
mitgetheilten Stelle. 

2 Ob das nach Kirchenrecht zulässig sei, ist eine andere Frage, deren 
Beantwortung indessen auf das Staatsrecht nicht nothwendig rnaszgebend 
wirkt. 

I 
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und der religiösen Ordnung den entschiedensten Nachdruck 
legte, verstand· sich das von selbst. Selbst der Kaiser 
konnte in den Kirchenbann gesetzt werden und in Folge 
davon das Reich verlieren, "wenn er an dem Glauben zwei
felte." 3 In dem modernen Staat, dessen Ordnung von dem 
kirchlichen Verbande mehr abgelöst worden, und in welchem 
die Ausübung politischer Rechte nicht elJenso auhängig ist 
von dem individuellen Glaubensbekenntnisz, ist dieses Er
fordernisz nicht mehr als Regel auzusehen; obwohl es im
merhin auch für den Staat ein Ueuel ist, wenn das Staats
oberhaupt persönlich einem andern Glauben zugethan ist, 
als den das Volk bekennt,4 denn theils wird die Pietät und 
das Vertrauen des Volks zu dem Könige durch den Gegen
satz des religiösen Glauuens erschwert, theils ist Gefahr da, 
dasz ein glaubenseifriger Fürst seiue Macht miszbrauche, um 
die religiösen Interessen des Volkes zu stören und zu hem~ 
men statt zu fördern. Der jetzigen Rechtsentwicklung in 
den christlichen Staaten erscheint es indessen noch immer 
gemäsz, wenn die christliche Religion für das Staatsober
haupt vorausgesetzt wird. 5 

Das eng1 i s c he Staatsrecht geht weiter, indem es Eng
land für ein "protestantisches Königreich" erklärt, "des
sen 'Vohlfahrt nicht bestehen könne,. wenn es von einem 
päpstlichen Fi.irsten regiert werde," und daher alle Personen, 
"welche die päpstliche Religion bekennen oder mit einem 

3 Sachsensp. III. 57, §. 1. "Den Keiser ne mut de paves noch ne
man bannen seder der tiet dat he gewiet is, ane umme dre sake; of he 
an'me geloven tvifelt, oder sin echte wir let, oder gotes hus zostoret." 
I1I. 54 §. 4. 

4 Für die deutschen Staaten iHt es seit dem Westphälischcn Friede.n 
anerkannter Grundsatz., dasz die Verschicdcuheit der christlichen Confes
sion keine Ausschlieszung von der Thronfolge nach sich zieht. 

& Ausdrücklich fordert die Würtembergische Verf. §. 5: "dasz 
der König sich zu einer der christlichen Kirchen bekennen" müsse, wo
durch sowohl offenkundige SeeUrer als Nichtchristen ausgeschlossen werden. 
Vgl. R. Mohl, Würt. Staatsr. I. S. 148. 
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Papisten verheirathet sind" für unfähig erkennt, die Krone 
zu erhalten. G Ebenso wird in Sc h w e den i das "Augsbur. 
gische" Dekenntnisz VOn dem Könige gefordert. Auch die 
neue griechische Verfassung schreibt vor (Art. 40) dasz 
der Thronfolger die Religion· der "orthodoxen christlichen 
Kirche des Orients" bekennen müsse, und in Russland 
gilt für die Glieder des Kaiserhauses das nämliche Erfor· 
dernisz der griechischen Confession. 

3. Damit die Thronfolge zur Anwendung komme, ist 
ferner vorauszusetzen, dasz nicht die Person des Nachfol· 
gers an 1\1 ä n g e In leide, welche dieselbe zur Regierung 
ab sol u tun tau g lic h machen. Das ältere Staatsrecht legte 
darauf mit Recht einen 'Verth, und ein innerer Grund, wesz· 
halb in unserer Zeit derartige .Mängel unberücksichtigt blei· 
ben sollen, besteht nicht. Vielmehr ist es unlogisch, wenn 
das moderne Staatsrecht das Successionsrecht aufhebt, inso· 
fern solche Mängel vorhanden sind, welche eine gedeihliche 
Regierung nur erschweren, aber fortbestehen läszt, wenn die 
Regierung durch das von ihnen behaftete Individuum geradezu 
unmöglich ist. Das Auskunftsmittel der Reichsverwesung 
hilft nicht aus, da diese immerhin für den Staat manche 
Uebel und Gefahren nach sich zieht und ihrer Natur nach 
nicht für dauernde und absolute, sondern für vorübergehende 
und relative Unfähigkeit des Regenten die nöthige Ergänzung 
gewährt. Wohl aber liegt es im öffentlichen Interesse, all· 
fälligen Streitigkeiten darüber rechtzeitig vorzubeugen und 
daher im einzelnen Fall zum voraus durch einen Act der 
gesetzgebenden Gewalt solche offenbar untaugliche 
Personen von der Thronfolge auszuschlieszen. 

6 Erklärung der Rechte von 1689 und Acte von 1701. Die Acte über 
die Emancipation der Katholiken von 1829 änderte daran nichts. 

7 Grundgesetz von 1772 Art. 1: "Die Einigkeit in der Religion und 
in dem rechten Gottesdienst ist die kräftigste Grundmauer zu einern löb· 
lichen, einträchtigen und wahrhaften Regimente." 
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Als solche Mängel kommen in Betracht: 
a) k ö r perl ich e. Der Sachsenspiegel schlieszt Zwitter, 

Zwerge und Krüppel auch von dem Erbe zu Landrecht aus, 
ebenso den Aussätzigen: 8 noch viel eher daher von dem 
Fürstenthum. Die Krankheit des Aussatzes, als ein heilbares 
UebeI, kann jedenfalls nicht mehr als A~sschlieszungsgrund 
gelten: aber mit der Würde des Staates ist es sicher nicht 
vereinbar, dasz die höchste. Ehre und Macht einem Menschen 
zustehe, welcher an einem der übrigen genannten Mängel leidet. 

Strenger noch waren die Bestimmungen des Lehenrechtes, 
welches auch Stumm- oder Taub- oder Blindgeborene von 
der Lehensfolge ausschlosz.9 Dasz dieselben keine bindende 
Autorität mehr haben, seitdem der Staat seines feudalen 
Charakters entkleidet ist, kann nicht bestritten werden. Nur 
die Analogie der Verhältnisse wirkt noch fort, und ähnliche 
Gründe könnten auch das neUCl'e Verfassungsrecht zu ähn
lichen Anordnungen bestimmen. 10 

b) Gei s ti ge Mängel. Blödsinn und Wahnsinn schlie
szen nach der goldenen Bulle VOn 1356 aus. 11 Diese 

S Sächs. Landr. 1. 4; §. 1: "Uppe altvile unde uppe dverge ne ir
sUrft weder len noch erve noch uppe kroppelklnt. De meselseke man ne 
vntveit weder len noch erve." 

~ Sächs. Landr. I. 4 §. 1: "Wirt ok ein kint geboren, stum oder 
handelos oder votelos oder blint, dat is wal erve to lantrechte unde nicht 
len erye." Nach Longobard. Lehenrechte war die Frage bestritten: 11. 
Feud. 36: "Mutus et surdus eoecus claudus vel aliter imperfectus, etiamsi 
sic natns fuerit, totum feudum paternum retinebit. Obertus et Gerardus 
et multi alii. Quidam tarnen dicunt, eum qui talis natus est, feudum 
retinere non posse." Vgl. darüber Tabor in der Zeitsehr. für deutsches 
Recht von Beseler u. s. f. IX. S. 262, die Stelle der Goldenen Bulle 
unten in Note. Kurpfälzische Verordnung von 1374: "bei einem un
serer Erben, der der eHeste sy und by gutem Wizen und Sinnen sy, und 
on natürlicher Gebresten siner Glider sy." 

10 Das würtembergi sehe Hausgesetz von 1808 schlosz unheilbar 
Blinde aus. Die Verfassung aber §. 11-13 und das erneuerte llausgesetz 
von 1828 nahmen die Beschrällkullg nicht wieder auf. 

11 Goldene Bulle XXV. §.3. "Primogenitus filius succedat, sibique 
soli jus et dominium campetat, nisi forsitan mente captua, fahms, sell 
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Beschränkung war freilieh zunächst für die Kurländer ausge. 
sprochen, aber ofIenbar nicht in der Absicht, um dieser willen 
einen besondern Rechtsgrundsatz einzufi'ihren, sondern viel. 
mehr ein hergebrachtes allgemeines Princip, welches ebenso 
für andere Länder passte, in seiner Anwendung auf jene 
zlrbekräftigen. lJm indessen das Erbrecht vor Erörterung 
und Streit zu sichern, ziehen auch in diesem Falle einzelne 
neuere Verfassungen die Aushülfe durch Reichsverwesung 
der Ausschlieszung von der Thronfolge vor: ob das aber im 
Interesse der Monarchie und der Nation liege, darf billig 
bezweifelt werden. 12 

c) l\1 0 ra lisehe U n w ii r d i g k e i t. 13 Damit diese die 
Ausschlieszung bewirke, wird aber im SiIln des neuern Rechts 
ein das Successionsrecht des schuldigen Thronfolgers aufhe· 
bender Act der Gesetzgebung dem Anfall des Erbrechtes 
vorhergehen müssen. 

Achtes Capitel. 

III. 'Entstehnngsformen in der Republik. 

1. Die Regierung berufen, den täglich wechselnden Be· 
dürfnissen des Staates ihre Sorge zu widmen, und durch die 
That je nach Umständen lebendig einzugreifen, bedarf theils 
der Ein h ei t des Willens für ihre Plane und Anordnungen, 

alterius famosi et notabilis defectlls exislat, propter quem non deberet seu 
posset homilliLus principari." 

t2 Der Gefahr von Thronfolgestreitigkeiten kann leicht durch den Ent· 
scheid der Gesetzgebung vorgeLeugt werden, nicht so der gröszern Gefahr 
einer ein volles vielleicht hohes lfenschenalter fortdauernden Verwesung. 
Dahlmann Politik I. S. 89: "Eine Ausschlieszung der Art würde jeden· 
falls vom regierenden Könige nach gehaltenem Familienrathe und mit des· 
sen Zustimmung (?) ausgehen müssen, und nur in dem Falle eintreten 
dürfen, wenn aus zer dem Staatsministerium die Ständeversammlung die 
Richtigkeit der Thatsache anerkannt hat. U 

13 Lex Bajuvar. II. 10 oben Cap. 6 Note 6. 
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theils fo rtgese tz te r , nie ermüdender T h ä ti g k ei t. 
Beides ist weder durch Volksversammlungen noch durch

•
repräsentative Kammern irgend genügend zu erreichen. In 
der neuern Republik ist daher die Regierungsgewalt gewöhn
lich entweder. in einer nur wenig zahlreichen Behörde, 
oder geradezu in einem ein zigen Chef des Staats con
centrirt. Das erstere System ist - wenn auch nicht überall 
in der Schweiz~t das letztere in Amerika herkömmlich.'! 
In beiden tritt ein monarchisches Element sichtbar her
vor, ausgebildeter und entschiedener aber in dem letztern. 
Für gröszere Staaten ist dasselbe unentbehrlich. Als Frank
reich 1795 einem Directorium von 5 Mitgliedern die "voll
ziehende Gewalt" anvertraut hatte, wurden die innern Ge
brechen einer derartigen Collegialregierung bald so lebhaft 
empfunden, dasz die Indivirlualherrschaft des ersten Consuls 
um jener Folie willen um so ruhmvoller und heilsamer er
schien: und auch im Jahr 18i8 machte die neu erstandene 
Republik nur in kürzerer Zeit die nämliche Erfahrung wie
derum. Nur das I ndi vi du u m vermag { der Action die 
nöthige Energie, dem Regierungssystem die erforderliche 
Einheit, der Phantasie, der Achtung und dem Vertrauen des· 
Volkes einen lebendigen Ausdruck und Anhalt und der po
litischen Verantwortlichkeit einen realen Sinn zu verschaffen. 
Das Co 11 e gi u m lähmt und spaltet die Regierungsmacht, 
schwächt und mindert schon durch seine. äuszere Erscheinung 
den Glauben des Volkes an die Obrigkeit und die Verehrung 

t In dem Bunde der Bundesrath, in den Kantonen die Regierungs
collegien. Früher hatten aber die La nd am m ä n n er in den Ländern, die 
Bürgermeister und Schultheiszen in den Städten und der schwei
zerische Landammann nach.der Medialionsverfassung im Bunde eine 
hervorragende Stellung als in di v id uelle Standeshänpter. Die neuere Gen
fer Verfassung und die Neigung zu dem Directorialsystem, die si~h in 
unBern Tagen kundgibt, sind Anzeichen für eine neue individuelle Concen
tratioI! der Regierungsgewalt. 

2 Vgl. darüber Story, Comm. 1lI. 36 §. 2m. 
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für dieselbe - und macht die Verantwortlichkeit zu einer 
getheilten und illusorischen. In kleineren, weniger bewegten 
Republiken werden diese Mängel nicht ebenso fühlbar, und 
da str'd.ubt sich das republikanische Gefühl lebhafter gegen 
die individuelle Auszeichnung eines Regierungshauptes. Daher 
:wird da wohl das System der Collegialregierung vor
gezogen. Durchaus fehlerhaft aber ist eine Einrichtung des
selben, welehe die Parteispaltungen und Gegensätze, die in 
dem repräsentativen Körper der gesetzgebenden Gewalt ihre 
natlirliche Berechtigung haben, auch in die Regierung ver
setzt, und so die nöthige Harmonie und Einheit in dieser 
zerstört. 3 

2. Als Regel für die Bestellung der· Regierung gilt die 
\V a h 1. Musz das Volk darauf verzichten, selbst zu regieren, 
so will es durch die freie Ernennung des Regenten einen 
mittelbaren Einflusz auf die Richtung des Regiments äuszern 
und zugleich seine Macht und sein Verb'auen offenbaren. 

Es ist schon oft bemerkt worden, die Völker seien un
fähig selber zu regieren, aber nicht unfähig einen Regenten 
zu wühlen. Das Volk wird selten einen mittelmäszigen, 
noch seltener einen schlechten Menschen zu seinem obersten 
Magistrate wühlen. Es kann sich undankbar, es kann sich 
auch feindselig erweisen gegen hervorragende politische 
Männer, seine Gunst ist nicht frei VOll Laune. Aber es 
hat einen natürlichen Instinct für persönliche Grösze und 
ein offenes Auge für die Eigenschaften, die den Regenten 

3 Nach dem Wahlsystem, das in der Schweiz herrscht, ist solcher 
Zwiespalt in der Regierung schwer zu vermeiden. Würde den Präsidenten 
der Collegien ein Vorschlagsrecht für die Wahlen der Mitglieder oder ein 
Veto gegen disharmonische Ernennungen zugestanden, so wäre für eine 
relative Einheit auch da gesorgt. Ein innerlich zwiespältiges Regierungs
collegium in der Republik ist noch weniger zu ertragen, als ein aus feind
lichen Elementen zusammengesetztes Ministerium in der Monm:chie, denn 
dieses findet in dem lIIonarchen wieder die Einheit, welche dort nur in 
der Behörde selbst gesucht werden musz. 
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auszeichnen sollen. Der kleinliche Neid gegen eine ausgezeich
nete Persönlichkeit ist ihm fremd und die Intrigue stört es 
nicht. Es liebt den Ruhm und den Glanz und fühlt sich 
selber in seinen Ersten geehrt. In Wahrheit es ist eher 
geeignet, einen guten und seiner würdigen Regenten als 
treffiichen Gesetzgeber zu wählen. 4 

Daher ist für die Republik die unmittelbare Volks
w a h I wie sie in Rom sich während Jahrhunderten so vor
treffiich bewährt hat, und in der Schweiz in denunmit
telbaren Demokratien ebenfalls zum Vortheil und zur Ehre 
dieser Länder geübt worden ist, durchaus nicht zu verwer
fen, und der 'Vahl durch den ges-etzgebenden Körper, 
welche nun in den schweizerischen Repräsentativkantonen 
regelmäszig und ebenso in dem Bunde angeordnet ist, eher 
vorzuziehen. Diese Verschiedenheit der 'Vahlordnung steht 
übrigens in Beziehung zu der Frage der Individual- oder 
Collegialregierung_ Eine besondere Geschäftskenntnisz in 
einzelnen Zweigen, im Finanzwesen oder in der Verwaltung 
weisz freilich der repräsentative Körper besser zu würdigen 
und die tauglichsten Personen dafür eher zu finden; wo da
her diese einen Bestandtheil der Collegialregierung bilden, 
wie in der Schweiz, da läszt sich die Wahl derselben nicht 
dem Volke selbst anvertrauen. Aber wo zunächst das ganze 
Regierungssystem i]1 einem oder zwei Individuen als Staats
häuptern concentrirt wird, da ist die unmittelbare Volkswahl 
vorzüglicher. 5 

In Nordamerika gelangte man für die \Vahl des 
Präsidenten zu einem gemischten System. Dem Convente 
wollte man die Wahl nicht überlassen, um den Intriguen 

4 Sismondi. Etudes I. §. 271. 
[) Vgl. auch oben Buch IV. Cap. 9 S. 282. Die beiderlei Rücksichten 

könnten 80 geeinigt werden, dasz das Volk die Wahl der Standeshäupter, 
und auf deren Vorschlag die Groszen -Räthe die der übrigen Regierungs
glieder erhielten. 
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in demselben hier keine Macht zu geben, den Präsidenten 
nicht zu sehr von der Majorität desselben abhängig zu ma
chen und dem Volke einen wirksamen Einflusz auch auf 
das Regierungssystem zu verschaffen. Auf der andern Seite 
aber scheute man die Gefahr des Tumultes und fieberhafter 
Aufregung unter dem Volke, wenn dieses unmittelbar die 
\Vahl selbst vornehme, und erwartete gröszere Einsicht von 
Ausschüssen des Volkes, die als \Vahlmänner fungiren. Da
her liesz man je im einzelnen Falle innerhalb der Einzel
staaten von diesen besondere \Vahlmänner bezeichnen, welche 
in geheimer Abstimmung ihre Stimme abgeben sollen ,und 
verstattete dann dem Hause der Repräsentanten nur. den 
Entscheid, wenn dieser nicht schon durch die Hauptwahl 
gegeben sondern mehrere Personen als würdig neben einan
der gestellt waren. 6 -, 

3_ Die Staatsinteressen machen eine s tä tig fortwir
k end eRegierung wünschbar, damit die Tradition der Politik 
und der Geschäfte erhalten bleibe, auch weitreichende Plane 
und dauernde Unternehmungen ins \Verk gesetzt werden 
können, der .Anker der Sicherheit und des Vertrauens in den 
Gemüthern festen Halt bekomme_ Aber ein a.uf Lebenszeit 
gewählter Regent ist ein Monarch, und der Fortbestand der 
Republik ist unmöglich ohne eine kurze Amtsdauer der 
Staatshäupter. Eine Vereinigung der beiden entgegengesetz
ten Anforderungen läszt sich so finden, dasz das Amt zwar 
auf kur ~ e Z e i t verliehen wird, das gewählte Individuum 
aber wieder wählbar ist. 7 

G Die ausführlichen Bestimmungen in der Verfassung von 1787. H. 
§. 2 u. 3 und die Zusatzartikel von 1804. V gl. S to r y, Comm. III. 36, 
'§ 206, 207. 

7 Washington, Brief vom 28. April 1788: "Ich kann in keiner 
Beziehung ein Interesse darin sehen, uns der Dienste eines Mannes zu be
rauben, welcher in einer groszen Krise vielleicht ganz allgemein als der 
Fähigste erkannt wird, dem Staate seine Dienste zu leisten." Jefferson 
dagegen fürchtete, die Wiederwählbarkeit werde praktisch dahin führen, 
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Diesem Systeme huldigen <.lenn auch die meisten neuern 

Republiken. Nur die französische Verfassung von·1848 Art. 45. 
verbot die Wiederwahl des Präsidenten der Republik für 
die nächste Amtsperiode von 4 Jahren. Es war das aber 
ein offenbares Zeichen, dasz die Verfasser der neuen repu
blikanischen Verfassung kein Vertrauen auf die republika
nische Gesinnung der französischen Nation hatten, und die
selbe vor dem Rückfall in die l\Ionarchie mit ängstlicher 
Sorge zu bewahren suchten, ohne Erfolg, wie sich in Bälde 
gezeigt hat. 

4. Die pers ö n li eh en Erfordernisse für das Staatshaupt 
oder die Mitglieder der Regierung machen hier geringere 
Schwierigkeit als in der Erbmonarchie. Die freie Wahl gibt 
die Jltlöglichkeit, die individuelle Fähigkeit und Tüchtigkeit 
nach den Umständen zu ,"vürdigen und zu berücksichtigen. 

Gewöhnlich wird indessen verlangt: 
a) volles St~atsbürgerrecht der zu 'Wählenden, zu

weilen sogar angeborenes Bürgerrecht derselben, damit 
der Denkungsweise oder dem Einflusse des Auslandes jede 
Aussicht auf Regierung der Republik verschlossen werde. 8 

b) Ein gereiftes Alte r. 11 

Neuntes Capitel. 

Uebergang der Verpflichtung des Regenten auf den 
Nachfolger. 

Der Nachfolger setzt nicht die Person des Vorgängers, 
wohl aber das Amt, die staa tliche Institution der Regierung 

dasz der einmal gewiihlte Präsident immer wieder gewählt werde. Die 
Erfahrung in Nordamerika selber hat diese Befürchtung widerlegt. Vgl. 
Story.III. 36 §. 204. . 

8 Nordamerik. Verf. II. §. 5. Vgl. Story III. 36 §. 208. 
B In Nord amerika für den Präsidenten 35 Jahre, R. R. 0.; in der 

Schweiz oft. nnr flas Alter der Volljährigkeit. 



48 Sechstes Buch. Die Souveränetät und das Staatsoberhaupt. 

fort. Daraus folgt als leitendes Princip: Blosz persön 
liehe. Verpflichtungen, die der Vorgänger übernommen, 
gehen nicht von Rechtes wegen auf den Nachfolger über; 
wohl aber am tlich begründ e t e Verpflichtungen. Das 
Leben des Staates und des Staatsoberhauptes dauert fort, 
wenn schon (las Individuum stirbt. t 

Im Einzelnen folgt daraus: 
a) die Rechtsgültigkeit der von, dem Regenten erlasse· 

nen Verordnungen, der von ihm ausgegangenen Anstellungen, 
und der von ihm amtlich abgeschlossenen Verträge erlischt 
nieht mit seinem Tode, sondern dauert ohne Unterbrechung 
fort. '! 

b) Ganz dasselbe gilt auch vOn den Anwartschaften, 
welche der Regent einem Dritten 1 sei es in Bezug auf ein 
Lehen, eine Pfründe oder ein Amt, ertheilt hat, vorausge· 
setzt, dasz dieselbe bei Lebzeiten des RegeI~ten einen be· 
stimmten, wenn auch erst in der Zukunft zn realisirenden 
Rechtsanspruch gab. Wenn dagegen der Sinn nur der 
war, dem Dritten eine Ho ffn u n g und eine wahrscheinliche 
Aus s ich t auf das Lehen oder das Amt zu eröffnen, so kann 
eine derartige Verpflichtung auf den Nachfolger nicht über· 
gehen, weil der Vorgänger selbst nicht juristisch verpflichtet 

I Die frühere Theorie darüber litt hauptsächlich an der Vermengung 
der politischen Principien der Folge mit privatrechtlichen Grundsätzen des 
Erbrechts. Richtig schon Baldus Consil. 1. cons. 27. Lib. H. Cons. 159: 
"Imperator mori non potest, sed ipsa dignitas, olficium imperatoris est 
immortale j quae faciunt itaque reges, nomine non suo sed regni i. e. gentis 
suae, illa obligant gentem et principem ejus successorem, nisi laederent 
facta ipsum regnum, quia regni tutela est commissa, non dilapidatio." 
Vgl. Zachariä, D. St. §. 76. 

2 Schreiben des Kaisers Franz H. an die Kurfürsten von 1796: 
"Man überläszt hierbei einem jeden, die weitaussehenden Folgen zu be· 
rechnen, welche nothwendig in ganz Deutschland entstehen würden, wenn 
je die Meinung herrschend werden sollte, dasz der Nachfolger in der Re
gierung an die Handlungen seiner Vorfahren, die sie in ihrer Eigenschaft 
als regierende Fürsten vorgenommen haben, der Regel nach nicht gebun· 
den sei." 
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war. Hoffnungen sind keine Rechte und Aussichten keine 
Forderungen. 3 Wohl mag die Rücksicht auf die Pietät ge
gen die \Vünsche des Vorgängers und auf das moralische 
Uebel einer von dem Staatsoberhaupte verschuldeten Täu
schung eines andern den -Nachfolger bestimmen, auch die 
so angeregte Erwartung zu erfüllen und ihn davon abhalten, 
seinen eigenen \Vünschen den Vorzug zu geben. Aber das 
ist nicht ein Gebot des Staatsrechts, sondern eine Maxime 
weiser Politik. 

c) Leidet die Verfügung des Vorgängers aber an einer 
formellen Nichtigkeit, z. B. weil die für Amtshandlun
gen nöthige Contrasignatur der Minister fehlt, oder weil das 
Staatshaupt nach der Verfassung zu solcherlei Handlungen 
überall nicht befugt war, 4 so ist der Nachfolger in keiner 
\Veise zur Anerkennung derselben verpflichtet. In diesem 
Falle ist schon bei Lebzeiten des Vorfahren kein wirkliches, 
sondern nur ein Scheinrecht vorhanden, welches durch die 
Macht der Person des Regenten, nicht durch das Amt des
selben geschützt wird. 

Dagegen können wir von dem unbefangenen Standpunkte 
des allgemeinen Staatsrechts nicht zugeben, dasz auch m a
teriell ungerechte Handlungen des Vorfahren, oder 
solche, welche die Interessen der- Staatswohlfahrt verletzelI, 
somit s chä4lic h sind,ohne weiteres VOn dem Nachfolger 
als unverbindlich angesehen werden dürfen. Tragen diesel
ben einmal' den äuszern Stempel des Rechts an sich, und 

a So läszt sich der frühere Streit der Publicisten leicht lösen. V gl. 
v. Kam p tz , Erörterungen der Verbindlichkeit des weltlichen Reichsfürsten 
aus den Handlungen seines Vorfahren, 1800. Ganz passend ist die Be
stimmung der Bayerischen Verfassung IH. §. 5: "Anwartschaftcn auf 
künftige der Krone heimfallende Güter, Renten und Rechte, können eben
sowenig als auf Aemter und Würden ertheilt wenlen." 

, In der Altenburger Verfassung §. 14 ist der Satz ausgesprochen: 
"Die Regentenhandlungen des Vorfahrers sind von dem LandesnachfoJger 
anzuerkennen und zu vertreten, sofern sie ohne Ueberschreitung der yer
fassungsmäszigen und hausgesetzlichen Befugnisz unternommen wurden." 

IIluntschli, allgemein~s Staatsrecht. 11. 4 
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sind sie insofern als formelles Recht zu achten, so kann der 
Tod des. Regenten ihuen diesen Charakter nicht nehmen, denn 
jener Mangel wird dadurch nicht grüszer als cl' zuvor war. 

d) Immerhin liegt aber ein wichtiges Correctiv in dem 
Gedanken, dasz aus dem obigen Princip keineswegs die U n· 
ab ä n der li c h Ir e i t der Rechtsverhältnisse folgt, welche der 
Vorgänger begründet hat. Der Uebergang der Regierung 
von einem Individuum auf das andere an und für sich nur 
unterbricht und stört die bestehende Rechtskraft nicht. Aber 
zu eincl' Aenderung ist der Nachfolger gerade so befugt, wie 
der Vorgänger selbst, denn der Staat und seine fortschrei· 
tende Entwicklung kt'llnen keine sich ewig gleich bleibenden 
Rechtsverhältnisse. Die Aenderung l11USZ aber theils in recht· 
m ä s z i ger F 0 I' m:l vollzogen w~rden, theils müssen dabei 
wo h I er wo rb e II e R ec h t e 6 geschont und geachtet werden. 

e) Blosze Privatschulden gehen keineswegs auf den 
Regierungsnachfolger als solchen über, sondern nur auf den 
Privaterben nach den Grundsätzen des Privatrechts. Das 
gilt auch dann, wenn diesclbell zwar mit Bezug auf das 
Stammgut der Krone, aber nicht in der Eigenschaft des Lan· 
desherrn von diesem contrahirt worden sind. Nur wenn jenes 
durch die Verwendung bereichert worden ist, so bewirk~ 

wie bei Fideicommisz - oder Lehengütern , die Billigkei~ 

welche nicht zugesteht, dasz die Bereicherung auf Unkosten 
des Pri"aten stattfinde, die Verpflichtung, die Schuld bis auf 
den Betr~lg des vorhandenen Mehrwerthcs des Stammguts 

. zu bezahlen. 

, Wenn somit der Vorfahr z. B. auf königliche Rechte "erfassungs· 
mäszig ,'erzichtet hat, so kann der Kachfolger diese auch dann nicht ein· 
seitig wiederherstellen, wenn solche für die Staatswohlfahrt ersprieszlich 
sind, sondern es bedarf dazu in der Repl'äsentativverfassung der Mitwir· 
kung der Kammern. Vgl. auch Zöpfl, D. St. S. 123 f. 

, Vgl. oben Buch V. Cup. 16 S. 494 f. 
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Zehntes CapiteI. 

IV. Begründung der Regentschaft. 

1. Die Minderjährigkeit des Thronfolgers hindert 
in der Erbmonarchie den Anfall der Regierungsrechte nicht, 
aber nur der Volljährige kann dieselben selbständig 
aus übe n. Die Mindeljährigkeit macht daher eine Stellver
tretung, d. h. die Regentschaft nöthig. 

Die Uebel, welche mit jeder Regent...,chaft für den Staat 
verbunden sind, haben· schon frühzeitig bewirkt, dasz die 
Gränzen der Minderjährigkeit, ungeachtet die Regierung nicht 
zu den leicht und bald zu erwerbenden Künsten gehört, 
enger gezogen worden sind, als in dem Privatrecht. Die 
Gefahr, welche aus der noch unentwickelten Jugend des 
Regenten für den Staat erwächst, erschien geringer als, die 
einer fortdauernden, mit dem monarchischen Princip schwer 
zu versöhnenden Regentschaft. Die goldene Bulle hat so 
für die deutschen Kurfürsten das Alter' von 18 Jahren 1 als 
das Alter der staatsrechtlichen Volljährigkeit der Fürsten 
festgesetzt, während in dem deutschen Privatrechte dieselbe 
erst mit 21, oder nach römischem Rechte mit 25 Jahren er
langt wird. Auch in d~n neueren Staaten darf das Alter 
von 18 Jahren als Regel angesehen werden. In den deut
s c ~ en Staaten ist dieselbe nun mit seltenen Ausnahmen an
erkannt, 2 ebenso in England, den Niederlanden, in Bel
gien u. s. f. Nach der schwedischen Verfassung VOn 1809 
Art. 93, darf der König von da an nur dem Staatsrathe, dem 
höchsten Tribunal, den Hofgerichten und Collegien beiwoh
nen, aber noch nicht an Beschlüssen Theil nehmen. 

VII. §. 4: "Quam (legitimam aetatem) in principe electore decem et 
octo annos completos censeri volumus et statuimus perpetuo haberL Quam 
dum attigerit, jus vocem et potestatem et omnia ab ipsis dependentia tutor 
ipse sibi totaliter cum officio teneatur protinus assignare." 

2 Zachariae, D. 8t. §. 79. 

I 
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Die Vormundschaft hört erst auf, wenn er auch das Alter 
der privatrechtlichen Volljährigkeit erreicht hat. Im Gegen
satze dazu hat die spanische Verfassung von 1837, Art. 56, 
die Minderjährigkeit sogar auf das Alter von 14 Jahren 
beschränkt. 3 

2. Das mittelalterliche Staatsrecht hatte die Neigung, 
die Stellvertretung des mindetjährigen Thronfolgers aus dem 
Gesichtspunkte der persönlichen Vormundschaft zu 
behandeln. Dem modernen Staatsrecht aber ward die 
Aufgabe, schärfer zu trennen, und die privatrechtliche Vor
mundschaft, welche durch die Sorge für das Individuum be· 
stimmt wird, von der- staa tsrech tJi ch en R egen tschaf~ 
welche in dem Bedürfnisz des Staates nach einer Regierung 
ihren Grund hat, vollständig zu unterscheiden. 4 Es ist daher 
zuläszig, dasz andere Personen VorrrlÜnder des minderjähri· 
gen Fürsten, und andere Reichsverweser für denselben sind; 
jenen kommt die Verwaltung seines Privatvermögens, diesen 
die Ausübung der Regierung zu. 

Es ist demnach nicht zu billigen, wenn auch gegen
wärtig noch behauptet wird, die Regeln des Privatrechtes 
über die Bestellung der Vormundschaft (z. B. durch Tesla
ment, oder Gesetz, oder obrigkeitliche Anordnung) kommen 
da jederzeit zur Anwendung, wo nicht das positive Staats
recht etwas Anderes bestimmt habe. Die Uebertragung der 
privatrechtlichen Normen auf das öffentliche Gebiet verstehl 
sich nirgends mehr von selbst. Vielmehr musz umgekehrt 

a Die Verfassung von 1812, §. 185, ford~rte noch ein Alter von 18 
Jahren. In Frankreich begründete seit Kar! V (1374) schon der Antritt 
des 14ten Jahres die Volljährigkeit des Königs. Schäffner, französ. 
Rechtsgesch. II. S. 307. 

t Erklärung Hannovers in der Bundesversammlung von 1829: "Die 
vormundschaftliche Regierung über einen souveränen Staat läszt sich 
nicht mit der vormundschaftlichen Ver wal tun g des Vermögens eines 
Privatmanns auf eine Linie stellen." Es ist daher auch gerathen, den 
Ausdruck Vormundschaft für jene zu vermeiden. 
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gesagt werden: Die Regentschaft kann nur durch einen s ta a ts
re c h tl ich e n Ac t begründet werden, wenn nicht ausnahms
weise das positive Staatsrecht noch auf die privatrechtlichen 
Formen der Begründung verweist. 

Die neueren Grundgesetze enthalten in dieser Beziehung 
oft genauere Bestimmungen. Nach den einen wird die Re
gentschaft ein für allemal nach bestimmter Ordnung normirt. 5 

Nach den andern wird im einzelnen Falle eine Regentschaft 
ernannt. Dem Staatsrechte der constitutionellen Erbmonar
chie entspricht es dann zumal am genauesteni wenn die Er
nennung weder dem Monarchen für sich allein, noch den 
Kammern für sieh 6 überlassen, sondern durch ein Gesetz 
des gesetzgellenden Körpers vollzogen wird. 7 Ist bei Leb
zeiten des regierenden Monarchen dieses Gesetz nieht erlas
sen, so ist, wie das in den Ni ed e rl an den vorgesehrieben 
ist, den näehsten Anverwandten des minderjährigen Nach
folgers mindestens ein berathel}des Votum zu gestatten. 

3. Die Minderjährigkeit ist aber nieht der einzige Grund, 
welcher eine Regentschaft nöthig maeht. "\Venn aueh nach 
dem Regieruugsantritt eine persönliehe Unfähigkeit des Mo
narehen sieh zeigt, die Regierung auszuüben, und dieselbe 
nicht so umfassend und dauernd ist; um den Uebergang der 

5 Nach der bayer. Verf. H. §. 10 "kann der Monarch unter den yoll
jährigen Prinzen des Hauses den Reichsyerweser fiir die Zeit der Minder
jährigkeit seines Nachfolgers wählen. Hat er das nicht getllan, so gebührt 
die Reichsyerwesung dem volljährigen Ag~aten, welcher nach der Erb
folgeordnung der nächste ist." Nach der spaniRchen Verfassung von 
1837, Art. 57, kommt die Regentschaft dem Vater oder der Mntter, oder 
dem Nächstberechtigten zur Thronfolge zu. Die portugiesische von 
1826, §. 92, bezeichnet den nächsten Verwandten des Königs zum He
genten, und fordert flir jenen ausdrücklich die Volljährigkeit von 25 
Jahren. 

6 Nach der bel gis c h e n Verfassung. §. 81, setzen die vereinigten 
Kammern die Regentschaft ein. Aehnlich ernennen in Sch wed en, Verf. 
von 1809 Art. 93, die Reichstände einen oder mehrere "Vormiinder. " 

7 So in England und in den Niederlanden: Yerr. §. 36. Ebenso 
in Fran kreich. 
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Thronfolge selbst zu rechtfertigen, so bedarf es wieder der 
Regentschaft. Dahin gehören: 

a) körperliche Gebrechen, z. B.Taubheit, Blind
heit, Stummheit und schwere Krankheit; 

b) Wahnsinn und ähnliche Geistes- oder Gemüths
krankheit, z. B. Wahnsinn, ein hoher Grad von Trübsinn; 

c) lange Abwesenheit oder Gefangenschaft; 
d) grobe Verletzung der Regentenpflicht, z.B. 

Tyrannei ,. gewaltsame Miszachtung der Verfassung, offenbare 
und gemein verderbliche Miszregierung; 

e) Privatverbrechen, welche die moralische Ehre 
des Regenten verdunkeln; 

f) Unwürdigkeit des Benehmens und Lebens, wel
che dem Fürsten die öffentliche Achtung völlig raubt, und 
ihn moralisch zur Fortführung der Regierung untauglich 
macht. 8 

Die Anerkennung besonqers der drei zuletzt genannten 
moralischen Gründe für Bestellung einer Regentschaft hat 
freilich, insofern nicht wie in den ZU!lammengesetzten Staa· 
ten durch die höhere Ordnung der Reichs - oder Bundesver
fassung für Bewahrung der Rechtsordnung in den Einzel
staaten gesorgt ist, sowohl principielle als factische Schwie
rigkeiten: jenes, weil die Körperschaft, welche darüber zu 
erkennen hat, dann insoweit wenigstens dem Monarchen 
übergeordnet wäre; dieses, weil gerade ein schlechter Re
gent seine Macht nicht leicht ohne Kampf fahren lassen, son
dern eher benutzen wird, seine politischen Gegner, die sich 
für eine Regentschaft erklären würden, zu verfolgen und zu 
unterdrücken. Daher bestreiten manche Publicisten 9 für das 

8 Eine Reihe von Beispielen aus deutschen Staaten werden bei Kl ü
be r, Deutsches Bundesrecht , §. 24 Note b angeführt. In dem alten deut
schen Reich war indessen für die Beurtheilung solche!' Fälle besser ge
sorgt, früher durch die kaiserlichen Reichs- und Hofgerichte, später 
durch die Prüfung und das Erkenntnisz der Reichsversarumlung. 

9 Z. B. Zachariä, D. Staatsrecht, §. 80. 
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neuere Staatsrecht die Zulässigkeit einer Regentschaftsernen
nung aus diesen Gründen, und lassen dieselbe nur in den 
drei erst genannten Fällen zu, die immerhin, weil sie sich 
mehr an die thatsächliche Erscheinung halten, als eine mo
ralische Beurtheilung nöthig machen, leichter festzustellen 
sind. Gibt es aber kein legitimes Mittel, die letzteren Fälle 
zu berücksichtigen und für Abhülfe zu sorgen, so wird der 
Staat der noch schlimmeren Gefahr einer revolutionären 
Lösung der Frage ausgesetzt. Wir werden im Verfolge, wenn 
von der Unverantwortlichkeit des Monarchen die Rede sein 
wird, darauf zurückkommen. 

4. In re pub 1 i k ani s ehe n Staaten ist das Bedürfnisz 
einer Regentschaft seltener, indem der häufigste Fall, die 
Minderjährigkeit, überall nicht eintritt. Ueberdem ist, wenn 
sich später eine Verhinderung des Staatschefs ergibt, regel
mäszig durch das Amt des Vicepräsidenten für die Fort
setzung der Regierung gesorgt. 1O Dagegen kann ähnlich, 
wie in der \Vahlmonarchie, hier eher, wenn der Präsident 
und Vicepräsident sterben oder ihre Amtsdauer ausgelaufen, 
und der Nachfolger noch nicht gewählt ist, das Bedürfnisz 
einer Zwischenregierung (interregnum) eintreten. 

Eilftes Capitel. 

V. Verlust der Herrschaft. 

1. Entsagung, Abdankung. Sie beruht auf dem 
freien \Villen des Regenten, auf die Regierungsrechte zu 
verzichten, und die damit verbundenen Pflichten von sich 
abzuwälzen. Ein Amtszwang , welcher denselben auch wider 
'Villen festhielte , wäre unnatürlich, schon um der groszen 
moralischen Verantwortlichkeit willen, welcher die Kräfte 

10 Nordamerikanische Verfassung II. 1. Story Ill. 36, §.205. 
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eines Individuums nicht gewachsen sein können, und ver· 
derblich für den Staat, dem mit erzwungener Regierungs· 
thätigkeit nicht geholfen sein kann. 1 

Die Entsagung kann indessen in der Erbmonarchie eine 
u nb e d in g t e sein, in dem Sinne, dasz die Thronfolge eben 
so eintritt und fortgeht, wie wenn der Monarch gestorben 
wäre, oder eine bedingte, d. h. lediglich zu Gunsten des 
bestimmten Nachfolgers wirkende, so dasz, nach dem Ab· 
sterben des letztern , der abdankende Fürst neuerdings zur 
Thronfolge berufen wird. 

5. Der ausdrücklichen Entsagung steht die stillschwei· 
gen d e gleich, welche aus den VerhäHnissen geschlossen 
werden kann, obschon die Herstellung dieses Ereignisses 
leicht dem Zweifel und Streit ausgesetzt ist. Sie darf ge· 
folgert werden, wenn der l\Ionarch dauernd das Land ver· 
läszt, das er zu regieren hat, oder sich dauernd allen Re· 
gierungspflichten und Geschäften entzieht. Dieses Argument 
wurde in der englischen Revolution von 1688 auch von der 
entschieden dynastisch gesinnten Partei in dem Englischen 
Parlamente anerkannt. Ebenso kann die Veräuszerung 

\ 

des Staatsgebietes von Seite des l\Ionarchen interpl'etil't wer· 
den, ganz abgesehen von der Frage, ob dieselbe gültig sei 
oder nicht. 

3. Der Eintritt einer absoluten Unfähigkeit, Re· 
gent zu sein, nach den Bestimmungen der Staatsverfassung1 

z. B. nach der englischen der Uebel'tritt desselben in die 
katholische Kirche. l\Ianche neuere Verfassungen begnügen 
sich, auch i,n solchen Fällen, wie in denen relativer Unfä· 
higkeit, die Bestellung einer Reichsverwesung anzuordnen. 

4. Die Entsetzung, in der Republik auch 'gegen· 
wärtig noch anerkannt, nach dem Staatsrechte des Mittel· 

1 Eine Ausnahme kommt daher auch nur in kleinen Republiken, die. 
einer Gemeindeverwaltung ähnlich sind, "01', wie in einzelnen Bergkan' 
ionen der Schweiz. 
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alters auch in Monarchien häufig geübt, wird von dem Staats
rechte der modernen Monarchie gewöhnlich nicht mehr 
gestattet. 2 

5. Die Entthronung, sei es a) durch das Machtge
bot eines Eroberers oder. eines ühermächtigen fremden Staa
tes, oder b) in Folge einer innern Revolution, welche 
den Monarchen oder die Monarchie stürzt, oder c) durch 
Usurpation eines Individuums, welches sich der Staats
gewalt bemächtigt. Die Geschichte kennt eine grosze Zahl 
von Beispielen. der Art aus alter und neuer Zeit. 

Zunächst ergibt sich in allen diesen Fällen nur eine 
factische Zerstörung der bisherigen Herrschaft, nicht eine 
rechtliche Erledigung des Thrones. Verzichtet der 
Monarch nicht auf sein Recht, so wird der Zwiespalt zwi
schen seinem Rechte und den factischen Verhältnissen sicht
bar, und dem Könige de jure steht ein König oder eine Re
gierung de facta feindlich entgegen: eine Spaltung des idea
len Rechts und der realen Macht, welche jederzeit für 
den Staat, dessen Existenz die Vereinigung beider erfordert, 
ein schweres Leiden und auf die Dauer unerträglich ist. 

Der illegi time Herrsch er wird, so weit seine wirk
liche MaGht reicht, von den Unterthanen .Gehorsam fordern; 
und da die Wohlfahrt und die Rechtsordnung in dem Staate 
ohne eine factische Regierung nicht bestehen können, so 
wird er denselben auch finden. Der einzelne Unterthan kann 
den Kampf mit der überwiegenden Staatsgewalt nicht auf
nehmen und bestehen, und die übrigen Organe des Staats, 
die Polizei, das Heer, die Gerichte werden jede Aufleh
nung der Individuen oder einzelner Classen der Bevölkerung 
unterdrücken und bestrafen. Der legitime Herrscher aber 
hat die Macht nicht, die ihm treuen Bürger zu schützen, 
und kann daher auch nicht fordern, dasz sie für seine Rechts
ansprüche, die er selber nicht aufrecht zu halten vermag, 

~ Näher wird davon Cap. 13 gehandelt. 
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sich hinopfern. 3 Aber eben so wenig kann ihm zugellIlI' 
thet werden, auf dieselbe für die Zukunft zu verzichten; und 
ihn dazu zu nöthigen, in ähnlicher Weise wie die Untertha· 
nen, dazu fehlt der factischen Regierung hinwieder die Macht. 

Hier begegnen wir dem groszen Einflusz, welchen auf 
dem Gebiete des Staatsrechts der Besitz auf die Rechtsbil· 
dung äuszert. Man darf zwar nicht so weit gehen, schon 
dem Besitz an und für sich die Bedeutung des Rechts zu· 
zugestehen, das hiesze Zerstörung des Rechtsbegriffs, dem 
die reale Unterlage zwar nothwendig, aber die sittliche Ei· 
genschaft nicht minder unentbehrlich ist. Auch im Verhält· 
nisz zu den Unterthanen kann der Usurpator nicht sofort, 
wie er die Macht ergriffen hat, als legitimer Herrscher 
angesehen werden. Erst wenn die Repräsentation des Vol
kes und die übrigen Organe des Staates, insbesondere die 
Gerichte, denselben als Regenten anerkann t haben, dann 
ist für'die einzelnen Staatsbürger die Unterordnung 
unter den factischen Herrscher auch zur Rechtspflicht gewor
den, und kann jener in diesem VerhäItnisz das Recht eines 
legitimen Regenten ansprechen. _ 

Der entthronte Herrscher aber verliert sein Recht durch 
Verjährung, sobald er durch die Verhältnisse genöthigt 
wird, den Kampf um die Herstellung der Herrschaft aufzu
geben 1 d. h. wenn einerseits im eigenen Lande jeder facti
sche Widerstand aufgehört hat und auch die Aussicht den
selben zu erneuern verschwunden ist, und anderseits die 
Möglichkeit, von auszen her durch völkerrechtliche Einwir· 

_ kung oder Krieg die Wiedereinsetzung zu vollziehen, zerstört 
ist. Ersteres ist geschehen, wenn die ganze Nation sich 
dem neuen Herrscher unterworfen hat. Letzteres wenn die 

3 Unter Hei nri ch VII. wurde im Jahr 1494 eine englische Paria
me~tsac.te erlassen, durch.welche ausdrücklich untersagt wurde, jemanden 
gerIchtlIch wegen Verraths oder eines andern Vergehens zu verfolgen und 
zu bestrafen, weil er einem Könige de facto seine Dienstpflicht geleistet 
habe. Sie findet sich in dem Book ofRights von Edgar Taylor S. 136. 

http:me~tsac.te
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aus w ä r t i gen l\1 ä c h te diesen ihr e I' sei t sane I' k an n t 
haben, und jenen somit verhindern, sein Recht von ihrem 
Gebiet aus mit Kriegsgewalt zu erneuern. 4 

6. Die Reichsverwesung, Regentschaft erlischt, 
wenn der Grund, um dessen willen sie bestellt wurde, auf
hört, somit wenn der minderjährige Monarch stirbt, und der 
Thronfolger zur Regierung befähigt ist, oder wenn jener 
volljährig wird. Ist es zweifelhaft, ob der Grund aufgehört 
habe, so wird darüber in der nämlichen Form entschieden 
werden müssen, welche verfassungsmäszig zur Bestellung 
der Regentschaft erfordert wird.:; 

Zwölftes Capitel. 

VI. Rechte des Staatsoberhauptes. 

A. Majestätsl'echte. 

1. Der l\1onarch als Souverän ist zugleich gewissermtiszen 
die Personification der Hoheit und Würde des Staats. 
Demgemäsz hat er das Re eh t der l\Iaj es tä t, welches auch 
da gilt, wo der Titel "Majestät" dem Fürsten fehlt. 

Der Titel Majestät gebührt nach der neuern staatlichen 
Courtoisie nur den Kaisern und den Königen, nicht aber 

• V gl. oben Einleitung Cap. 9 S. 21 f. und Z ö p fJ, Staatsrecht H. 
§. 206. Er legt mit Recht auf die Anerkennung der Groszmächte einen 
Werth; aber wenn einmal ein neuer Herrscher von denselben anerkannt 
worden und so auch völkerrechtlich legitimirt ist, so läszt sich das nun 
wirkliche Recht nicht wieder durch spätere Weigerung fernerer Anerken
nung illegitim machen, wie Zöpfl mit Hinweisung allf den Fall Napoleon 
des Ersten behauptet. Diese spätere Weigerung kann die Bedeutung einer 
vö Iker rech tli chen En tthron un g haben, und ist dann neue Rechts
bildung nicht Rückbildung in frühere Zustände. Man kann die Geschichte 
nicht nachträglich ungeschehen machen. Gerade die Napoleonische Ge
schichte macht das klar. 

~ Zachariä, Deutsches Bundesrecht §. 83. 
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andern Färsten, auch wenn dieselben souveräne Landesher· 
ren sind. Zuerst hat die römische Staatssprache das Kai· 
serthum damit beehrt. 1 Von da ging der Sprachgebrauch 
auf die fränkische l\1onarchie'! über, und durch deren 
Vermittlung auch auf die deutschen Kaiser. 3 Im spätern 
Mittelalter gaben auch die Könige dem Kaiser diesen Titel, 
erhielten denselben aber nicht von der kaiserlichen Kanzlei 
zurück. 4 Erst seit dem westphälischen Frieden wurde es 
üblich, auch von Reichs wegen die K ö n i ge als l\laj estäten 

I Die Kaiser wurden zuweilen so angeredet, brauchten aber auch von 
sich selber den Ausdruck "nostra majestas." Vgl. c.17 C. de omui agro 
deserto: "sub canonis solutione, quem lIostrae majestatis auctoritas per 
annos singltlos soIvendum esse praescripsit." 

2 Kar! der Grosze bediente sich des Titels schon, bevor er die Kaiser· 
krone auf sein Haupt gesetzt hatte, und noch früher sprach Theodorich 
der Grosze als König von Italien von seiner "regia majestas." Vgl. Pfef
finger: Vitriarius Illustr. I. IV. 9. 

a Es ist daher ein Irrthum, wenn Droysen (Befreiungskriege I. 
S. 23) meint, KariV. habe sich zuerst lIIajestät heiszen lassen. Dieser 
Kaiser hielt zwar strenge auf der Etikette, und 'so mochte auch dieser 
Titel unter ihm zu regelmäszigerem Gebrauche kommen. Aber fortwäh· 
rend hatten auch die frühern Kaiser den Titel der lIIajestät erhalten und 
von sich gebraucht. Eine Reihe von Beispielen sind gesammelt bei Pfef· 
finger a. a. 0., z. B. Friedrich H. im Jahr 1213: "praesens priyilegium 
majestatis lIostrae aurea bulla jussimus communiri." 

• Noch bei den Regensburger Verhandlungen erhob die kaiserliche 
Kanzlei Einsprache dagegen, dasz dem Könige von Frankreich der Titel 
lIIajestät von dem Reiche beigelegt werde: "Hielten sie davor, dasz das 
Wort "Dignitas" oder "Königliche Würde" zu behalten; als weiln es also 
im Römischen Reich herkommen und solches prädicat: Dignitas gebraucht 
würde, wann auch nur ein Fürst des Reichs allein an einen König schriebe, 
und würde derowegen hierdurch eine Einführung und sonderlichen denen 
anwesenden Fürsten ein Präjudiz gemachet, so man niemals vorhero hätte 
thun, ja auch keines Königes Gesandten gestatten wollen, seinem König 
das Prädicat lIfajestät zu geben, weiln sonsten niemand anders als dem 
Römischen Kayser und dem Regi Romanorum solch Prädicatum llIajestatis 
gegeben, würde." Indessen Jiesz sich damals schon die lIIehrheit in dem 
Fürs tenrathe bestimmen, den Königen von Frankreich und von 
Spanien diesen Titel zuzugestehen, dieKurfürsten aber bezogen sich 
auf den Entscheid des Kaisers. 
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zu beehren, und auch die Kurfürsten fingen nun an, die 
nämliche Auszeichnung zu begehren. 5 

Der Titel kann auch für sich allein, ohne die eigent
lichen Majestätsrechte , vorkommen. In diesem Sinne gebührt 
derselbe regelmäszig der Gemahlin des Königs, und kann 
auch von dem Könige, welcher auf die Herrschaft verzichtet, 
somit aufgehört hat, Souverän zu sein, als Zeichen der höch
sten Ehre beibehalten werden. 

Unabhängig von dem Titel ist das Recht der l\faje
stät. Eine Verlctzung der höchsten staatlichen Ehre des 
Monarchen wird daher als ein eigenthümliches Verbrechen, 
als "Majestätsbeleidigung" (crimen laesae majestatis) behan
delt, und mit schwererer Strafe belegt, als wenn irgcnd die 
Ehre eines andern Individuums verletzt wird. 6 

Das republikanische Staatsrecht der neuern Zeit hat für 
seine Regierungshäupter sowohl das Recht der Majestät auf
gegeben, als den Titel nie in Anspruch genommen. Das 
altrömische dagegen dehnte jenes, wenn auch nicht diesen, 
auf die Magistrate aus. 7 

2. Dem Monarchen wird Unverletzlichkeit zuge
schrieben, und seine Person als geh ei I i g t erklärt. Auch 
diese Vorstellung ist zuerst in dem römischen Rechte näher 
bestimmt worden. Um die Volkstribunen sicher zu stellen, 
wurden dieselben für sacrosancti erklärt, d. h. wer dieselben 
verletzte, dessen Leib und Gut war den Göttern verfallen. 8 

;, Als der Kurfürst von Brandenburg 1688 in der Vollmacht seiner 
Gesandten die Formel: "mit unserem Churfürstlicheu lIIajestät Insiegel" 
brauchte, machte. das Kurmainzische Directorium erst Einwendungen, liesz 
sich dann aber bestimmen, dieselbe anzuerkennen. Vgl. Pfeffi n ger a. a. O. 

6 Die Gesetze und die Jurisprudenz der Römer haben diesen Begriff 
in ausgedehnterm Umfang und mit groszer Härte in das Strafrecht ein
geführt. 

7 Lex Cornelia de majestate: "Praetor qui ex hac lege quaeret, de eo 
quaerito, qui intercessionem sustulerit, aut magistratui, quo minus mu
nere suo fungatur, impedimento fuerit." 

8 V gl. Livius IU. 55: "Ipsis tribunis, ut sacrosancti vlderentur (cujus 
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Mit der tribunicischen Gewalt ging diese Eigenschaft auf die 
römischen Kaiser über, und als das Christenthum eingeführt 
ward, bekam der Begriff der Heiligung eine kirchliche 

Färbung. 
In den katholischen Ländern sind die beiden Vorstel

lungen noch lebendig; in protestantischen dagegen wird in 
neuerer Zeit die staatliche Unverletzlichkeit wohl 

. festgehalten , nicht aber auch die kir c h li c h eHe i ligun g. 9 

3. Dem Monarchen kommen die Reichsinsignien 
zu, als sichtbare Symbole seiner Würde und Macht. Dahin 
gehören: die Kr 0 n e, als Sinn bild der Maj estät, 10 das 
Schwert, als Zeichen der Gewalt, die das Recht schützt 
und das Unrecht straft,l1 der Ring der königlichen Würde 

rei prope jam memoria aboleverat) , relatis quibusdam ex magno intervallo 
ceremoniis, renovarunt: et qnum religione inviolatos eos, tum lege etiam 
fecerunt, sanciendo: Ut qui tribunis plebis , aedilibus, jndicibus, decem
viris nocuisset, ejus caput Jovi sacrum esset: familia ad aedem Cereris, 
Liberi, Liberaeque venum iret." 

9 Bayerische Verf. \'on 1818 II. §. 1: "Seine Person ist heilig und 
ull'-erletzlich." Spanische Verf. von 1837 §. 44: "Die Person des Kö· 
nigs ist heilig und unverletzbar, und hat keine Verantwortlichkeit." 
Oesterreichische von 1849 §.14: "Der Kaiser ist geheiligt, unverletz
lich und unverantwortlich." Dagegen Niederländische von 1848 §. 53: 
"Der König ist unverletzlich." Pr e u s z i s c he von 1850 §. 43: "Die Person 
des Königs ist unverletzlich." 

.0 Der deutsch -römische Kaiser vereinigte drei Kronen, die deutsche 
(von Aachen), die longobardische und die römische. Das Kreuz auf der
selben deutete auf die Eigenschaft desselben als Schirmherr und Glied der 
christlichen Kirche. VgJ. Pfeffingers Vitriarius I. 8 §. 2, f. 

It Die Formel bei der Krönung des deutschen Kaisers: "Accipe gla.
dium. Esto memor, de quo Psalmista prophetavit, dicens: Accingere gla. 
dio tuo super femur tuum, Potentissime etc.: ut in hoc vim aequitatis 
exerceas, per eundem molem iniquitatis potentissime destruas, sanctam 
Dei ecclesiam ejusque fideles propugnes atque protegas, neque minus sub 
fide falsos quam Christiani nominis hostes exteras atque dispergas, viduas 
atque pupillos elementer adju ves atque defendas, desolata restaurata con
serves, ulciscaris injusta, conserves bene disposita; quatenus hoc agendo 
virtntum triumphator gloriosus, justitiae cultor egregius, cum ll\undi 
salvatore, cujus typum geris, in nomine ejus Bine fine regnare mel'earis, 
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und der Glaubens treue ,12 der. Sc e pter, als Symbol der 
Gerechtigkeit, der Weisheit und der Gnade. 13 Ueberdem 
haben die einzelnen Reiche auch ihre be s 0 n der n Ins i g
nien. So wurde dem deutschen Kaiser ein goldener Reichs
apfel bei der Krönung gereicht, zum Zeichen der Herrschaft 
über die Erde, und der zweiköpfige Ad leI' könnte als 
Symbol der inneren Gegensätze gedeutet werden, welche in 
dem deutschen. Reiche zu Einem Körper verbunden waren, 
so waren die Li I i e n das Symbol der französischen Könige, 
die L ö wen das der englischen. Zuweilen wählten die ver
schiedenen Könige auch verschiedene Insignien. 

4. Der Glanz des Königthums wird ferner durch den 
Hofstaat, und die Ehrerbietung die dem Staatsoberhaupte 
zukommt, durch ein ausgebildetes Ceremoniel dargestellt. 
Auf die Ordnung des erstern hat die frän~ische Einrichtung 
der vier Hofämter, welche während des Mittelalters an allen 
Höfen der Fürsten nachgebildet wurde, groszen Einflusz ge
übt. Das letztere ist theilweise noch durch Formen und Vor
stellungen bestimmt, welche dem byzantinischen Kaiser
reich entlehnt sind. " Da aber in diesem das Princip der ab
soluten Monarchie herrschte und in manchen Beziehungen auch 
ideokratische Anschauungen einwirkten, wie sie dem Orient 
eigen waren, so wird zuweilen hier ein Widerspruch fühl
bar mit der menschlichfreieren Natur des modernen Staates. 

qui cum patre et spiritu saneto vivit et regnat Deus, in Secula seeulorum, 
amen." 

U Krönungsformel des deutschen Kaisers; »Accipe regiae dignitatis 
annulum et per hunc Catholicae fidei cognosce signaculum et hodie ordi
naris 'caput et princeps regni et populi ita perseverabis autor et stabilitor 
Chistianitatis et Christianae fidei fieri ut felix in opere cum rege regum 
glorieris per aevum: Cui est honor et gloria, per infinita, seeula seeulo
rum, amen." 

.3 Die Formel: "aeeipe virgam virtutis atque veritatis, qua intelligis 
muleere pios et terrere reprobos, errantibus viam pandere, lapsisque ma
num porrigere, disperdasque superbos et releves humUes - diligas justi
tiam et odio habeas iniquitatem." 
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5. Die Wiirde <Jer l\Ionarchie bedingt und erheischt auch 
den Glanz und Reichthum des äuszernLebens. Beschei
dener und anspruchsloser ist der Charakter des republika
nischen Regiments, aber auch in der Republik ist es weder 
würdig noch nützlich, wenn die obersten l\Iagistrate von 
Nahrungssorgen gedrückt und ein kärgliches Leben zu füh
re~ genöthigt sind, so dasz dieselben von reichen und selbst 
von wohlhabenden Privatpersonen verdunkelt und überragt 
werden. 'Vo vollends, wie in der l\Ionarchie die äuszere 
Ehre der Nation in einem Individuum und seiner Familie 
dauernd concentrirt und in das hellste Licht gestellt wird, 
da ist Reichthum des Monarchen ein nothwendiges Erfor
dernisz. 

Dieser Reichthum soll so grosz sein, dasz der Monarch 
nicht nur den für, seine staatliche Mission nothwendigen Auf
wand betreiben kann, sondern auch im Stande ist, in weitem 
Umfange freie Wohlthätigkeit zu üben und die Blüthen der 
'Vissensehaft, der Kunst und der Gewerbe in seinem Lande 
durch Unterstützung und Anerkennung des Talentes zu schön
ster Entfaltung zu' fördern. "Ein Fürst gleicht," wie Frie
drich der Grosze 14 sagt, "gewissermaszen dem Himmel, 
welcher täglich seinen Thau und seinen Regen ausgieszt 
und immer einen unerschöpflichen Schatz hat die Erde zu 
befruc11ten. " Auch der Luxus der Fürsten, wenn das rechte 
Masz gehalten wird und nicht in Ausschweifung und Ge
schmacklosigkeit ausartet, oder unedel wird, ist als eine 
Wohlthat für das Land zu betrachten, nicht als ein Uebel. 
Der Reichthum des Königs ist, wie kein anderer Privatreich
thum, wie er selber, voraus den öffentlichen Interessen 
geweiht. Sein Haushalt unterscheidet sich dadmch im Princip 
von der Oekonomie eines Privaten. 15 

U Antimachiavel. 
1& Friedrich der Grosze, so sparsam er war, erkannte doch sehr 

wohl das Bedürfnisz des königlichen Luxus für einen gl'oszen Staat. Er 
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In dem römischen Reiche wurde das Aerar der Republik 
lJach und nach von der Begehrlichkeit des kaiserlichen F i s
cu s verschlungen und das Staatsvermögen wie alles Staats
recht dem Kaiser allein zugeschrieben. In den mittelaltet'
lichen Staaten des romanischen und germanischen Europa's 
besaszen die Fürsten weite Domänen und hatten feste Rechte 
auf öffentliche Einkünfte, zugleich aber die Pflicht; die 
regelmäszigen Kosten der Regierung und Rechtspflege aus 
ihrem, Vermögen zu bestreiten. In der neuern Zeit kamen 
sorgfältigere Unterscheidungen auf: 

a) das eigentliche Staatsvermögen, nicht mehr dem 
Monarchen allein, sondern dem ganzen Staate zUf5ehörig, 
nimmt alle öffentlichen Einkünfte in sich auf und ist 
bestimmt, ebenso alle Ausgaben und Verwendungen des 
Staates zu tragen; 

b) das für den königlichen Haushalt insbesondere 
bestimmte Vermögen, die sogenannte Civilliste, de
ren laufende Einnahmen der freien Verwendung des 
Monarchen anheimfallen j • 

. c) das reine Privatvermögen des Fürsten. 
Das Institut der Civilliste wurde zuerst wohl in England 

eingeführt, anfangs durch einzelne Parlamentsacte, später 
als bleibende Einrichtung, früher noch theilweise mit andern 
herkömmlichen öffentlichen Einnahmen und Belastungen der 
Krone vermischt, in neuerer Zeit vollständig davon ausge
schieden, In unserm Jahrhundert wurde denn diese Sonde
rung in den meisten Staaten mit constitutionell- monarchi
scher Verfassung vollzogen. Es ist nicht zu verkennen, dasz 

erinnert dabei (im Antimachia\'el) an Phidias , dessen Statue der Athene 
dem Volke nicht gefiel, als sie noch zu ebener Erde neben einer andern 
Statue derselben gestellt war, dann aber allgemeine Bewunderung und 
den entschiedenen VQrzug erwarb, als sie auf ihren hohen Standpunkt 
erhoben worden war, und bemerkt ebenso wahr als schön, dasz es auch 
für den Staat eine "Optik der groszen Verhältnisse" gebe, die beachtet 
werden müsse. 

lliuntschli, nllgrmrillrs !'tnntsrreht. I. 5 
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zwar durch' dieselbe das königliche Einkommen abhängiger 
von der Zustimmung der Volksvertretung geworden ist als 
zuvor, so lange noch Staatsvermögen und Krongut mehr ver
mischt waren; aber auf der andern Seite haben in Folge 
dieser Umwandlung auch die Monarchen gewonnen durch 
gröszere Sicherheit der regelmäszigen Zahlungen, durch Be

. freiun!)'b von mancherlei wechselnden und nicht selten auch 
plötzlich steigenden Lasten, durch klarere Uebersichtlichkeit 
und Ordnung des Haushaltes, und das V91k durch erhöhten 
Einflusz auf die eigentliche Staatsökonomie und Entfer
nung der Gefahren eines verschwenderischen Hofes, auszer
dem beide durch die erleichterte Möglichkeit, die Grüsze 
der Civilliste den veränderten Bedürfnissen der Zeit anzu
passen. 

Unvereinbar ist die Civilliste freilich mit dem Patrimo
nialstaat~ welcher umgekehrt den Staat selbst wie ein Pri
vatgut der fürstlichen Dynastie betrachtet, aber keineswegs 
mit einem energischen und vollmächtigen Königthum, wie 
der moderne Staa~ es kennt.. Das Haupt empfängt seine 
Nahrullg auch VOn den Organen des Leibes; weszhalb sollte 
es daher für das Staatshaupt , welches durch seine Herrschaft 
dem ganzen Körper dient, anstöszig sein, seine Ausstattung 
und seinen Unterhalt von diesem zu bekonunen? 

Die Civilliste besteht. gewöhnlich aus einer fixen jährli
chen Rente und auszerdem in dem Genusse der Paläste, 
Schlösser, Sammlungen 1 Kleinodien u. s. f., welche für die 
Familie und den Hof des Königs bestimmt sind. In E 11 g
land 16 wird die Grösze der Rente je bei dem Regierungs
antritt des Königs für dessen Regierungsperiode durch ein 
Parlamentsgesetz bestimmt: ein System, welches zur Zeit 
der Restauration in Frankreich tj angenommen wurde und 
in die Verfassungen von Belgien §. 43, der Niederlande 

'6 Blackstone Comm. 1. 8, 9 . 
•7 Verfassung von 1815 §. 23 und von 1830 §. 19. 
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~. 27 uIId andere übergegangen ist. In rlen deutschell 
Staaten wird dieselbe entweder durch bleibende Verfassungs
bestimmungen oder Gesetze ein für allemal festgesetzt; oder 
besteht in den Einkünften der besondern für diesen Zweck 
ausgeschiedenen Krowlomänen. 18 Die spanische Verfas
sung dagegen §. 49 und die portugiesische §. 27 stellen 
es lediglich dem Ermessen der Cortes allein anheim , die Ci
villiste bei dem Regierul1gsantritte des Königs zu bestimmen, 
IllHl in Griechenland §. 357 kann je nach 10 Jahren die
selbe gesetzlich neu geordnet werden. In Norwegen (Verf. 
§. 75) darf der Storthing sogar jährlich die Civilliste fest
setzen. 19 Der 'Vüi'de der Krone ist es jedenfalls nicht zu
träglich, wenn die Ausstattung derselben zum Gegenstand 
öfterer Verhandlungen der Kammer und so zur Zielscheibe 
der Parteileidenschaft, des Neides und des Unverstandes ge
macht wird. Dasz diese Uebel auch in der Republik schwel' 
empfunden werden, lehren die Streitigkeiten über den Ge
halt des Präsidenten in Frankreich ,die einer in Sachen der 
Delicatesse sonst fein fühlenden Natiön unwürdig behandelt 
worden sind. 

Wo die Civilliste gehörig ausgeschieden ist von dem 
übrigen Staatsvermögen, da wird durch einen Ueb~rschusz 
der jährlichen Einnahmen des Staatsvermögens über die Aus
gaben dieses, nicht aber jene bereichert. Der Vorschusz 
dagegen der Einkünfte der Civil1iste über· die Ausgaben 

18 Baverisches Yerfassungsgesetz von 1834. Pre uszisches Gesetz 
"on 1820 Verf. §. 59. Die friihel'hin geltende Vorstellung eines pl'ivat
rechtJichen Karnrnergu tes ist itir die neuere Staatsentwicklung völlig 
unhaltbar geworden. Beachtung aber verdient bei der Ausrnittelung der 
Ch'illiste, daBz die deutschen :Fürsten reiche Kammergüter an. den Staat 
iioergeben und schon deszhalb einen gerechten Anspruch auf eine ehreu
volle Dotation haben. V gl. Zach a I' i ä, deutsches Staatsrecht §. 210. 
Oesterreichische Verf. §. 36. 

11 Dahlmann Polit. 1. S. 9;; heiszt das nicht mit Unrecht "einen 
, p'

schirllpflichen Zustand des ersten Hauswesens im Reiche, den kein rJ

,.atmann ertl1lgen würde." 
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derselben vermehrt allerdings das Privatvermögen des Monar
chen, wenn nicht besondere Gründe im 'Vege stehen. 

Die Apanagen der Prinzen und ihrer Familien werden 
besser getrennt von det' Civilliste als in dieselbe eingeschlos
sen, . Die Stellung des Monarchen ist einzig im Staate und 
darf daher auch nicht abhängig gemacht werden von der 
Za h1 und den Bedürfnissen der Prinzen, und es haben diese 
zunächst blosz einen Anspruch auf standesmäszigenUnter
halt, nach M:aszgabe des Stammvermögens der Krone, welcher 
mehr nach den Grundsätzen des Privatrechts als des Staats
rechts 'zu normiren ist, während das· Recht des Monarchen 
selbst vorherrschend von staatsrechtlicher Natur ist. Die Ehre 
der Dynastie und die Würde des Staates sind freilich auch 
in diesem Verhältnisse zu- berücksichtigen, aber sie haben 
llier doch nur eine untergeordnete Bedeutung, Das System 
der Apanagen ist in Europa aufgekommen, seitdem der staats
rechtliche-Gesichtspunkt der Einheit der Landesregierung die 
Untheilbarkeit des Staatsgebietes und zugleich mit diesem 
den Anfall des Domänen - und des Krongutes an den einen 
Nachfolger in dem !!,ürstenthum zur Folge hatte. Die frü
heren mehr privatrechtlichen Erbansprüche der übrigen An
verwandten des Monarchen wurden daher zurückgewiesen, 
und diese muszten sich für den Verlust. ihi'es Erbrechtes mit 
einer Ab fi nd u n g begnügen, wie sie den ökonomischen 
Kräften des Kammel~gutes und den Lebensbedürfnissen der 
Apanagirten gemäsz schien und ziemlich frei von dem re
gierenden Fürsten selbst bestimmt wurde. 20 In dem neueren 

20 Goldene Bulle XXV. §.5. "Qui (uer Erstgeborene) tamenapud 
alios fratres et sorores clementem et pium exhibebit continuo, juxta datam 
sibi a Deo gratiam et juxta suum bene placitum et ipsiuB patrimonii Fa· 
cultates." Der Ausdruck aparwgium erklärt sich aus dem mittelalterlichen 
'Vort apanare, d. h. panem et cibum porrigere. Verschieden davon war 
das sog. paragium oder besser partagium (YgI. Du Cange u. d. W.), 
·welches in einer Abfindung in Hoheitsrechten und Liegenschaften bestand, 
somit auf einer unvollständigen Durchführung' des Princips der eill!leitli
chen Thronfolge beruhte. 
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Staatsrechte werden die Apanagen regelmäszig durch das 
Gesetz bestimmt. 

Dreizehntes Capitel. 

B. 	 l\Iajestätsrechte. Unverantwortlichkeit und Verant
wortlichkeit. 

1. Die Frage der Verantwortlichkeit des Staatsoberhauptes 
wurde zu verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen 
Völkern verschieden beantwortet. Das römische Staats
recht, auch während der Republik, huldigte demPrincip 
der Unverantwortlichkeit der obersten Magistrate, so 
weit ihr politischer Anltskreis reichte. Die ältern ger m a- _ 
ni sc he n Völker im Gegensatze hielten den Grundsatz der 
Ver a nt wo r t 1ich k ei t selbst ihrer Könige für natürlicher. 
In unserer Zeit bekennen sich die monarchisch regierten 
Staaten durchweg - mit Ausnahme der Napoleonischen Ver
fassung - zu dem ersteren Princip) suchen aber factisch die 
Unverantwortlichkeit der Könige durch die Verantvortlichkeit 
ihrer Minister zu beschränken, ohne die sie nicht zu handeln 
vermögen. Die Republiken umgekehrt stehen zu dem letz
teren Grundsatze. Betrachten wir die leitenden Gedanken 
und ihre Entwicklung näher. 

-2. Die Römer liebten eine energische Gewalt. Vor dem 
:Miszbrauche derselben suchten sie sich während der Republik 
theils durch kurze Amtsdauer und öftere Neuwahl, theils 
durch Theilung der Gewalt unter zwei oder mehrere Inhaber 
derselben zu schützen: aber sie fürchteten, dasz die Kraft 
des Amtes gelähmt und seine Hoheit und Würde verletzt 
werden könnte, wenn der Träger derselben während seiner 
Amtsperiode verantwortlich gemacht würde, und es schien 
ihnen unnatürlich, dasz der höchste Magistrat der Jurisdiction 
eines ihm gleichen oder niedrigeren Magistrates llnterworfen 
werde. Es wurde daher als ein Bruch des hergebrachten 
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Rechtes angesehen, als Tiberins Grachus zuerst auf Absetzung 
seines Collegen im Tribunal' des M. Octavius antrug und 
dieselbe durchsetzte,l und noch Cicero verkündete von den 
Consuln den Satz: N emini parento. 2 Selbst wegen ihrer 
Provincialregierung konnten die Magistrate erst, nachdem 
ihre Amtsdauer vollendet war, belangt werden. Die Unver
nntwortlichkeit des römischen Kaisers aber deckte auch seine 
Diener, wenn er sie nicht selber zur Verantwortung zog.3 
Der K{tiser selbst hatte zwar die moralische Verpflichtung) 
Recht und (lesetz zu. achten j <I aber wenn er ausnahmsweise 
über ihre Schranken hinausging, so gab es kein staatsrecht
liches noch gerichtliches Mittel, ihn zur Rechenschaft zu· 
ziehen; 'und insofern konnte man sagen, . der Kaiser sei 
nicht durch die Gesetze gebunden.;;, 

3. Eine von Grund aus verschiedene Ansicht findet sich 
dagegen in. dem germanischen Mittelalter häufig. Die In
tm-essen der Regiel'ungsmacht und Hoheit schienen den ger
manischen Völkern nicht von solcher Bedeutung, um ihnen 
die Riicksichten der Gerechtigkeit aufzuopf~rn, G und obwohl 

I Ru bi n s Untersuch. 1. S. 32. 
2 De Lcgib. III. 3. 
~ Oben Buch IV. Cap. 17. Note 9, 
e Tadtus, Anno!. III. 26: "Praccipllus Servius TlllJius sanctor legum 

fuit qllis etiam reges obtemperarent." c. 4. C. de Legib. Imp. TheoclQsills 
et Valentinianus: "Digna vox est majestate regnantis, legibus ll11igatum 
se principem profiteri; adeo de auctoritate juria nos!ra pendet auctoritas." 

& Ulpianus, L. 31. D. de Legibus; "Princeps legibns solutus est; Au
gusla autem non es!, Principes tarnen eadem illi privilegia tribuunt, <jllae 
ipsi habcnt." 111. Antonius phil.: "Nemo nisi solus Deus judex principi~ 
esse polest. 

G Gregor VOll TOllJ'S In.' 30 von den Gothen: "Sumserunt Gothi 
hanc detestabilem consnctudinem (der Bischof ist ein Romane und in den 
Begriffen des römischen Rechts erzogcn)) ut' si quis eis de regibus non 
placuissct, gladio eum sdpeterent, et qui libllisset animo, hunc si bi sln
tuerent regem." Dem schwedischen König OIof Schooszkönig erklärte 
rler Lagmanll Thorgny in dem iitTcntlichen Dinge zn Upsala in Gegenwart 
Iles norwegbcll!'n Gesandten: "Dieser Kön.ig der J'etzt da ist will nicht, 
ri E' " aaz In!'!' wage zu ihm zn reden, als was ihm selbst wohlgefällig zu 
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auch sie in der Regel nur dem höheren Richter verstatte
ten, über die ihm untergeordneten Personen das Gericht zu 

hören ist, und das betreibt er mit aller Hitze. Seine Steuerländer aber 
läszt er durch Sorglosigkeit sich sus den Händen gehen, und dennoch 
will er Norwegen beherrschen, was kein König vor ihm begehrte, dahcl' 
l\Iancher in Unruhe leben musz. Deszhalb ~;ollen wir Bauern, dasz Du 
König Olof init Norwegens Könige Friede schlieszest und ihm deine Tochter 
Ingegard zur Frau gebest. Willst Du die Ostländer" wieder g~winnen, 
die Deine Verwandten und_ Voreltern gehabt llsben, so folgen wir Dir 
Alle. Willst Du aber unser Begehren nicht erfüllen, 60 werden wir Dich 
überfallen und Dich tödten und nicht länger Unfriedeu und Unrecht dul
den. Denn so haben es unsere Voreltern gemacht: sie stürzten mnC Kö
nige in einen Brunnen bei Mulathing. die so von Hochmuth erfüllt waren, 
wie Du gegen uns." Ygl. Wilda, Strafrecht der Germanen S. 31. Wei
tere Nachweisungen bei 111 a u rer, Bcitr. zur Rechtsgeschichte des Nordens 
I. S. 13. Leges Lamecenses in Portugal v. J. 1153 Art 22: "Und der 
Procurator des Königs Lorenzo Venegas hat gefragt: Wollt ihr. dasz der 
Herr König zu den Cortes des Königs von Leon gehen und ihm oder irgend 
eincr andern Person auszer dem Herrn Papst, welcher ihn zum König 
erhoben hat, Tribut zahlen soll? Und alle haben sich erhoben und mit 
den bIoszen Schwertern gegen den Himmel gerichtet gesprochen: Wir sind 
fl'ei, unser König ist frei, unsere Hände baben uns befreit, und der Hen' 
König, welcher solche Dinge zugestanden haben sollte, soll sterben, und 
wenn er noch König seyn sollte, nicht mehr über uns regieren. Und der 
Herr König mit der Krone auf dem Haupt erhob sich abermals und sprach 
auf ähnliche Weise mit entblösztem" Schwerte zu Allen: ihr wiszt," wie 
viel Schlachten ich für eure Freiheit ausgekämpft habe, ihr seyd davon 
Zeugen, mein Arm und dieses Schwert sind Zeugen, wenn Jemand solche 
Dinge zugestanden haben sollte, so soll er sterben, und wenn es mein 
Sohn und Enkel wäre, so soll er nicht regieren. Und alle Stände haben 
gesprochen: ein gutes Wort, sie sollen sterben,_ und wenn der König ein 
solcher gewesen ist, dasz er zu einer fremden Oberherrschaft seine Ein
willigung gibt, so soll er nicht regieren. Und wiederum sprach der König: 
so soll es geschehen." Schuber~, Verf. H. S.133. Noch im Jahr 1641 
erklärten die drei Stände" von Portugal bei der Erhebung des Hauses Bra
ganza auf den Thron: "Es ist auch nach dem natürlichen· und mensch
lichen Rechte, selbst wenn die Stände der Königreiche alle ihre Autorität 
und Gewalt den Königen übertragen und bewilligt hätten, um sie zu re
gieren, dasz diesz nichtsdestoweniger doch nur unter der stillschweigenden 
Bedingung geschehen sein würde, sie mit Gerechtigkeit zu leiten und zu 
beherrschen, nicht aber mit Gewaltthätigkeit. Daraus folgt, dasz wenn 
die Unterthanen von ihren Souveränen tyrannisch behandelt worden sind, 
es auch in ihrel'Gewalt steht, ihn~n die Krone zu nehmen." Sehubert, 
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hegen, so lieszen sie 9.och, wenn der höhere Richter selber 
das Recht und den Frieden brach, ihn vor seinem Stellver· 
treter zur Verantwortung ziehen. 

Es wal' eine Idee des !Iittelalters, dasz der Kaiser; 
berufen sei, auch über die .Fürsten Gericht Zu halten, eine 
Idee, welche indessen nur innerhalb des deutsch -römischen 
Reiches praktisch wurde, indem . die übrigen christlichen 
Könige und Fürsten die Weltherrschaft des Kaisers nur im 
Titel und Rang, nicht in der Wirklichkeit -anerkannten. 
Wurde auch später die Entsetzung eines Reichsfürsten dem 
freien Urtheile des kaiserlichen Gerichtes nicht mehr über· 
lassen, sondern von der Zustimmung des Reichstages abhän· 
gig gemacht, SO blieb doch die Zuläszigkeit derselben bis 
zur Auflösung des deutschen Reiches anerkannt. 8 

Verf. 1I. s: 139. Assisen von Jerusalem B. C. 26: Bien sachies quil 
n'est mie seignor de faire tort: car se il le faiseit donc ni avereit il desous 
Iui nul horne qui droit deust faire ne dire, puisque le sire mayme ce fauee 
pOl' faire tort." __ 

7 Carla divisionis imperii a. 817 c. 10: "Si autem - evene~it, ut 
aliquis iIlorum propter cupiditatem l'erum tel'renarum, qllae est radix om· 
nium malorum, aut divisor aut opressor Ecclesiarum aut pauperum exti· 
terit, aut tyrallnidem, in qua omnis crudelitas cOllsistit, cxercllerit, primo 
secundum Domini praeceptum per fideles legatos semel bis et tel' de Bua 
emendatione commoneatur; ut si his renisus fuerit, arcessitus a fratre co· 
ram altel'O fratre paterno et fraterno amore moneatur et castigetur. Et si 
hanc salubrem admonitionem penitus spreverit, communi omnium senten· 
tia quid de ilIo agendum si decernatur, ut quem salubl'is ammonitio 8 

nefandis actibus ·revocare non potuit, imperialis potentia communisque 
omnium sentcntia coerceat." SachsenspiegelIII. 55 §. 1: "Over der 
yorsten lif unde ir gesunt ne mut neman l'ichtere Bin, wan de Koning" 
Reichsabschied Friedrichs IJ. von 1235 c. 24: Wenn die Klage den 
Fürsten an iliren Leib, ihre Ehre, an ihr Recht, an ihr Erbe oder ihr 
Leben geht, so richtet der Kaiser selbst. Nach dem Schwabenspiegel 
c, 106 kann er indessen, wenn er aus zer Landes fährt dem Pfalzgrafen 
vom Rhein "den gewalt geben, daz er an siller stat I'i~hter si über der 
fürsten lip." Die Beispiele sind auch nicht selten. in der deutschen Ge· 
schichte, dasz die Reichsacht bLeI' Fürsten ausgesprochen und voIIzogen 
wurde. 

Wahlcapitnlation Karls VI. ". 1711 Art. XX. "Wir sollen und I 
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Sogar der Kaiser, ungeachtet seine höchste Macht von 
Gott abgeleitet wurde, war nicht unverantwortlich. In ge
wöhnlichen Klagen, dip, ihm nicht an die Herrschaft gehen, 
wird' er vor dem Pfalzgrafen vom Rhein belangt. 9 Die Kur
fürsten aber sind berechtigt, ihn durch Urtheil selbst des 
Reiches zu entsetzen. 10 Erst in den letzten Jahrhunderten, 

wollen auch in Acht und Oberachtsachen darauf halten, dasz niemand 
Churfiirst, Fürst oder Stand - ohne rechtmäszig und genugsame Ursach 
auch ungehört und ohne Vorwissen Rath und Bewilligung des Heil. Reichs 
Churfürsten, Fürsten lind Stände in die Acht oder überacht gethan werde." 
- "Wann es dann (nach der gerichtlichen Verhandlung in Reichshofrath 
oder Kammergericht) zum Schlusz der Sachen kommt, so sollen die er
gangene Acta auf öffentlichen Reichstag gebracht, durch gewisse IJierzu 
absonderlich vereidigte Ständ ans allen drei Reichscollegien in gleicher 
Anzahl der Religionen examinirt und überlegt, deren Gutachten an ge
sambte Churfürsten, Fürsten und Stände referirt, von denen der endliche 
Schlusz gefaszt und das also verglichene Urtheil, nachdeme es von Uns und 
unserem Commissario gleichfalls approbirt, in Unserem Nahmen publich·t 
werden. " 

u Sachsenspiegel III. 52 §. 3: "klaget man over den richtere, he 
sal antwerden vor dem scultheilen " wen die scultlJeite is richter siner 
scult; als is die 'palenzgreve over den keyser, unde' die burchgreve, over 
den marcgreven." . V gl. 1. 58. ' 

10 Sachsenspiegel III. 54 §. 4. "De koning sol hebben vrenkisch 
recht svanne he gekoren is, von svelker bord .he ok si, wanne alse de 
vranke ,sinen lif nicht verwerken ne mach, he ne werde in der hanthaften 
dat gevangen, oder ime ne si sin·vrenkischrechtverdelt, also ne mach 
deme koninge neman ansin lif spreken, ime ne si dat rike 
vore mit ordelen verdelt." Schwabenspiegel c. 105 (Wacker
nagel): "Dem künige mac nieman an den lip gesprechen, im werde daz 
riche ~, widerteilet mit der fürsten urteile. über des küniges Hp unde 
über sin ~re mac nieman urteil sprechen wan die fürsten. unde krieget 
er mit iemande ,-mbe guot oder umbe anders iht daz des riches ist, da 
sullen über sprechen fürsten unde graven unde vrlen unde des\'1ches dienst
man. " P fe ffi n ge 1', 1. 9, 4. führt eine Aeuszerung des Erzbischofs 
Ruthard von llIainz an, als es sich um die Entsetzung Heinrichs IV. 
handelte: "Quousque trepidamus, 0 socii? Nonne off!cii nostri est, Regem 
eonsecrare? Conseeratulll investire? quod ergo principum decreto impen
dere licet, eorundem autoritate tollere non lieet? Quem meritum investi
vimus, immeritum quarenon divestiamus?" Die Entselzung König Wen
zels ist bekannt. 
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als die Grundsätze des römischen Rechts mehr in Aufnahme 
gekommen waren, und die moderne Ansich_t von der Souve
ränetät verbreitet wurde 1 bestritten die Juristen ein solches 
Entsetzungsrecht der Fürsten gegenüber dem Reichsoberhaupt. 

4. Für das neuet'e Recht ist zu unterscheiden die p ri
va trech tliche, die strafrechtliche und die politi
sc he Verantwortlichkeit oder U nverantwortlichkeit des Mo
lIarchen. 

Auf dem Gebiete des P ri v at I' e c h t s hat sogar das rö
mische Recht, welches eine absolute Macht de$ Kaisers pro
clamirte, dennoch für Verantwortlichkeit desselben gesorgt. 
Der Kaiser in Per so n freilich konnte nicht gerichtlich ver
klagt werden, auch nicht in seiner Eigenschaft als Privat
schuldner , aber insofern der Kaiser auch Privatperson wa.r 
und in privatrechtlichen Vermögensbeziehungen stand 1 wurde 
statt· seiner sein Vermögen als eine juristische Person, als 
Fiscus den andern Pri\'atpersonen gleich behandelt. In dieser 
Form konnten auch die· Privatpersonen den Schutz der Ge· 
richte ansprechen und zwar sowohl gegen den Fiscus als 
Staatsvermögen als gegen das Privatvermögen des Kaisers, 
welches die Rechte und die Pflichten des Fiscps hatte. 11 

Das neuere Staatsrecht hat keinen Grund, die privat· 
rechtliche Klage gegen das Staatsoberhaupt in stärkerem 
lUasze zu hemmen, als das römische Recht es gethan. Nur 
daran ist festzuhalten , dasz es unschicklich und der 'Würde 
des Monarchen zuwider wäre, würde derselbe persön lieh 
vor dem ihm, untergeordneten Richter als Beklagter belangt. 
In dieser Beziehung ist das Recht des l\Iittelalters durch die 
Ausbildung der Souveränetät antiquirt. .Dagegen kann die 

It L. 6. §. 1 de jure fisci U/pianus: "Quodcunque privilegii fisco corn· 
petit, hoc idem et Caesaris ratio et Augustae habere soIet." Auf der 
einen Seite genosz der FiSCHS freilich wichtige Privilegien, auf der andern 
aber erklärt ModeslillU.~ L. 11 de jure fisci: "Non puto deIinquere eurn, 
qui in dubiis quaestionibus contra fiscurn facile responderit." 
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CivilIiste des Fürsten oder seine Privatcassc als j u
rist ische Person um so unbedenklicher belangt werden, 
als auch gegen die Staatscasse, den Fiscus, im neueren 
Sinn die Priva;klage nicht gehindert ist. 12 

In dieser Beziehung steht das englische Recht hintE'r der 
deutsch-en. Rechtsentwicklung zurück, indem dasselbe zwar 
auch factisch in Privatstreitigkeiten gegen den König den 
Unterthanen Schutz gewährt, aber in der unpassenden Form 
der Gn adel nicht des Rechts. 13 

5. In dem Strafrechte verhält es sich anders. Da 
hilft der Ausweg nicht, statt des Königs den Fiscus oder di,e 
Civilliste zur Rechenschaft zu ziehen; denn diese können 
kein Verbrechen begehen, und der Verfolgung des Staats
oberhauptes 'wegen eines Verbrechens selbst steht thei!s del' 
Umstand im Wege, dasz die Gerichte dem König unter- nicht 
übergeordnet sind, theils die Ehre der Krone und das Staats
interesse, welche den Scandal eines Criminalprocesses gegen 
den Monarchen, und die damit verbundene Gefahr für die 

'2 In Bayern wurde das richtige Princip schon in den Landesfrei
heiten von 1507 anerkannt. Ru d haI' t, Gesch. der Landstände II. S. 21. 
R. lUohl, Staatsrecht von Würtemuerg I. S. 178. Preuszisches Land. 
recht II. 13 §: 17: "Rechtsangelegenheiten, welche die Personen- und 
Familienrechte des Landesherrn und seines Hanses betreffen, werden nach 
den Hausverfassungen und Verträgen' bestimmt. §. 18. Andere Privat. 
handlungen und Geschäfte derselben sind nach den Gesetzen des Landes 
zu beurtheilen." Oesterreichisches Gesetzbuch §.20: "Auch solche 
Recht8geschäfte, die das Oberhaupt des Staats betreffen, aber nuf dessen 
Privnteigenthum oder auf die in dem bürgerlichen Rechte gegründeten 
Erwerbungsarten sich beziehen, sind yon den Gerichtsbehörden nach den 
Gesetzen zu beurtheilen." 

'3 Blackstone, 1. 7 §. 1: "Wenn jemand in Eigenthumssach('n ein 
Rechtsbegehren gegen den König hat, so musz er bei dem Kanzleihof 
sein Gesllch anbringen, wo ihm der Kanzler Recht als Gnade gewährt, 
nicht als Zwangspflicht. " Blackstone beruft sich anf das vermeintliche 
Naturrecht, wie es Pu fendorf darstellt, wornach der Unterthan den 
Souverän nicht anhalten könne, ihm seine Schuldigkeit zu thun, obwohl 
kein weisel' Fürst sich weigern werde; eine eingegangene Vertragspllicht 
zu erfüllen. Der innere Widerspruch dieses Satzes springt in die Augen. 
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öffentliche Ruhe nicht ertragen. Es erscheint als ein gm'in
geres Uebel, wenn ein einzelnes Verbrechen des Souveräns 
ungeahndet bleibt, als wenn durch das Strafverfahren die 
Rechtsordnung und der Friede des gesammten Staates er
schüttert würde. Das neuere monarchische Staatsrecht hält 
daher hier an dem Grundsatze der U n ver a nt wort li eh
k ei t fest. 14 

6. Die Unverantwortlichkeit des :Monarchen in 
Regierungsangelegenheiten ist ebenso zu einem all
gemein anerkannten Princip des heutigen Staatsrechts erhoben 
worden, 15 aber immerhin mit anderer Begründung und in 
anderer Form als in dem alten Römerreiche. 

Vorerst ist der römische Grundsatz, dasz der :Monarch 
nicht durch die Gesetze gebunden sei, entschieden aufgegeben, 
und das entgegengesetzte Princip, dasz der Monarch die 
Verfas sung lind di e Ges e tze zu acht en verpfli eh
te t sei, in der modernen nicht mehr absoluten Monarchie 
allgemein anerkannt. In dieser Beziehung hat die germani
sche Vorstellung, dasz das Staatsoberhaupt, als an der Spitze 
der Rechtsordnung stehend, von derselben gehalten werde 
und dasz seine Macht selber auf dem Rechte beruhe, daher 
auch das Recht wahren müsse, 16 über die römis~he der ab
soluten Herrschergewalt den Sieg erlangt. Diese Verpflich
tung wird von dem Monarchen feierlich ailerkannt und ge
wöhnlich in dem Verfassungs- und Krönungseid vor 

" Blackstone Comm. 1. 7 §. 1. 
15 Siehe die oben Cap. 12 Note 9 angeführten Stellen, in denen ge

wöhnlich der Unverantwortlichkeit des Königs noch ausdrücklich ge
dacht ist. 

16 B r a c to n bei Blackstone a. a. 0.: "Rex debet esse sub lege, quia 
lex facit regem," und nNihiLenim aliud potest rex, nisi id sol um quod 
de jure potest." Statut· 12 und 13 Will. III. c. 2. Blackstone J. 6. 
Maximlian 1. von Bayern, Ermahnungen an seinen Sohn bei Adlzrei t
ter 1II. S. 616: nNihil Principi libeat, ni si quod ~cct. Ipsius est perpetllo 
habere pro oculis non solum quantum sit commissum sed etiam quatentls 
prrmissum si t. " 
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Gott und den Menschen öffentlich beschworen. 17 Je weniger 
es rechtliche Mittel gibt, den König zur Beachtung des be
stehenden Rechts zu nöthigen, desto nöthiger und heilsamer 
erscheint diese Einrichtung, welche in seinem Gewissen 
das Gefühl der Pflicht durch ernste -Mahnung belebt und 
stärkt. 

17 Auch dieser Eid, dem das blosze fürstliche, wenn auch weniger 
feierliche Versprechen dem Wesen nach gleich zn achten ist, ging aus 
dem mittelalterlichen Staatsleben in das moderne über. Alter Krönungseid 
Ed uar ds IV. von England : "Ceo est le serement que le roy jurre a sonn 
coronement: que il gardera et maintenera lez droitz et lez franchisez de 
seynt esglise - et quil gardera toutez sez terrez, honoures et dignites 
droiturelx et franks deI coron du roialme d'Engleterre en tout maner den
tierte sanz null maner damenusement, - - et quiI grauntera a tenure 
lez leyes et cuotumez du scialme et a soun poiar lez face garder et affir
mer que lez gentez du peoble avont faitez et estiez, et les malveys leyz 
et custumes de tout ouslera." Neuer Eid bei Blackstone: "'Vollt ihr 
feierlich versprechen und schwören, das Volk dieses Königreichs England 
und die dazu gehörigen Herrschaften, gemäsz den in dem Parlament fest
gesetzten Statuten, und nach den Gesetzen und Uebungen dieses Reiches 
zu regieren? Ich verspreche es feierlich, so zu thun." - Die spätere 
Eidesformel für die deutschen Kaiser lautete: Vis sanctam fidem catholicam 
et apostolicam tenere et operibus justis servare? Vis sanctis ecclesiis eccle
siarumque ministris fidelis esse tutor et defensor? Vis regnum tibi a Deo 
commissum, ßecundum justitiam praedecessorum tuorum regere et effica
citer defendere? Vis jura regni et imperii, bona ejusdem injuste dispersa 
recuperare ei conservare et fideliter in usus regni et imperii dispensare? 
Vis pauperum et divitum, viduarum et orphanorum apertlls esse judex et 
pius defensor? Vis sanctissimo in Christo patri ac domino, Romano POIl

tilici et sanctae ecclesiae debitam fidem reverenter exhibere? Der Kaiser 
beantwortet alle Fragen mit Volo und schwört am Schlusse: "Omnia pro
missa in quantum divino fultus fuero adjutorio fideliler adimplebo, sic me 
Deus adjllvet et sancla Dei Evangelia." Bayer. Verf. X. §. 1: "Bei dem 
Regierungsantritt schwört der König - folgenden Eid: "Ich schwöre nach 
der Verfassung und den Gesetzen des Reichs zu regieren, so Wahl" mir 
Gott helfe und sein heiliges Evangelium. nNied erlän d i sc he §. 53. B el
gische §. 80. Griechische §.36. Oesterreichische §. 13:· "Der 
Kaiser beschwört bei der Krönung die Verfassung." Preuszische §.54: 
"DeI' König leistet in Gegenwart der Kammern das eidliche Gelöbnis.z, 
die Verfassung des Königreichs fest und unverbrüchlich zu halten lind 111 

Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren." 
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7. Englische Pnblicisten haben, um die Unverantwortlich
keit des Königs neben der Verpflichtung desselben auf Verfas
sung, Gesetze und Uebullgen zu begründen, zu der Fiction ihre 
Zuflucht genommen: "Der König kann nicht Unrecht thun." 
In ähnlicher Weise, wie die katholische Kirche dem Papste 
Unfehlbarkeit zuschreibt, legt die englische Staatstheorie dem 
Könige" Vollkommenheit" bei. Die Reinheit des königliclJen 
Amtes und die Vollkommenheit der monarchischen Idee wird 
anfden leibhaften König übergetragen; und das Parlament hat 
oft schon Mitglieder, welche die Reden oder Handlungen des 
Königs selbst zu tadeln wagten, zur Strafe in den Thurm 
geschickt. 18 

Dieser ganze Gedanke ist indessen weit eher i deo k ra
tisch als monarchisch. Die innere Unwahrheit desselben 
kanr~ durch keine Phrase verdeckt werden. Das Zeugnisz 
der Geschichte und die Erkenntnisz der menschlichen Natur 

} 

erklären sich allzu laut dagegen, als dasz derselbe irgend 
Glauben finden konnte. Das Staatsrecht darf aber dem g~

sunden Menschenverstand keine Zumuthung machen, welche 
derselbe für absurd hält, und nicht über solche Nebelbilder 
dauernde Institutionen aufbauen. Nur wenn der König 
überall nicht handeln darf, kann er auch nicht Unrecht thun. 
Wenn er selber willenlos und zum bIoszen idealen Symbole 
wird, dessen sich andere bedienen,' um in seinem Namen 
nach ihrem Willen zu thun, wenn er genöthigt wird, die 
Gefühle seines Herzens und die Gedanken seines Geistes zu 
verschlieszEm, wenn. es ihm versagt wird, für die Wohlfahrt 
seines· Volkes zu sorgen, wenn er jeder menschlichen Au
torität und Willensbethätigung entkleidet wird, nur dann 

1'8 Blackstone, Comm. 1.7 §.1 und 2 geht so weit zu sagen: "Der 
König ist nicht blos unfahig unrecht zu thun, sonuern sogar unfahig un
recht zu denken." Diese Theorie ist übrigens in England erst in den 
letzten Jahrhunderten aufgekommen. Der alte "mirror of Justices" noch 
spricht von "Unrecht, das der König gethan." 
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ist er auch vor Miszgl'iffen und Fehltritten gesichert. Dann 
aber ist auch die individuelle Macht des Königthums ver
nichtet. So wenig ist daher jenes Princip monarchisch, dasz 
gerade die' cOllsequente Durchführung desselben das 'Vesen 
der monarchischen Staatsform, die "Ind i vid u a 1 regi erun g" 
zerstören müszte. I!I Die 'Wahrheit ist: "Der König soll 
kein Unrecht thun:" aber eine unwahre und sowohl des 
Königs als des Volkes unwürdige u~d schädliche Fiction ist 
es zu behaupten: "Der König kann nicht Unrecht thun." 

8. Die wahren Gründe der Unverantwortlichkeit des Kö
nigs können nicht in der Unfehlbarkeit desselben, sondern 
nur einmal darin gesuch t' werden, dasz es in der Ordnung 
des modernen Staates kein Gericht gibt, welche~ über dem 
Monarchen steht, und fürs zweite darin, dasz die Sicherheit 
und die' Ruhe des Staates durch einen Procesz gegen den 
König gefährlicher erschüttert würde als durch einzelne un
rechtmäszige und politisch schädliche Handlungen desselben. 
Gäbe es ein hohes völkerrechtliches Gericht, welches, 
über dem Einzelstaat stehend, die Principien der Gerechtig
keit auch in den höchsten Regionen menschlicher Macht zu 
schützen vermöchte, ohne den Staat in die Anarchie und die 
gewaltsamen Parteikämpfe zu stürzen, so könnte, wie das 
in, dem römisch - deutschen Reiche des Mitt,elaltel's vorbildlich 
geschehen ist, der Grundsatz der Unverantwortlichkeit ohne 
Gefahr und Schaden aufgegeben werden; und es wäre das 
allerdings ein Fortschritt in der menschlichen Rechtsentwick
lung , welcher zugleich die individuelle Macht der Monarchie 
stärken würde; denn es ist in der Natur jeder Verantwort
lichkeit, zwar den J'lIiszbrauch d~r persönlichen Kräfte zu 
bedrohen, aber zugleich die freie und selbständige Entfal
tung derselben anzuregen. Der unverantwortliche König von 

tB Stabl. Das monarchische Prineip S. 9: Die "Erhabenheit, die 
dem König hier eingeräumt wird, ist nur die Erhabenheit des Knopfes 
am Kirchthllrme, um den kt'in Mensch sich kUmmert." 
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England .läszt sich l'egelmäszig durch die Mehrheit der Volks
vertreter im Parlament zu der "rahl seiner Minister bestim
men. Der verantwortliche Präsident von Nordamerika wählt 
dieselben nach völlig freiem und eigenem Ermessen; und 
selbst in Frankreich hat der verantwortliche Präsident man
ches wagen dürfen und gewagt, wovor der unverantwortliche 
König sich gescheut hätte. 2o 

Die Unverantwortlichkeit des Monarchen ist somit nicht 
ein ideales Erfordernisz des monarchischen .Princips 
- vor Gott und vor der Weltgeschichte gibt es 
keine Unverantwortlichkeit 21 so wenig des Kö
nigs als der Völker und Staaten' - sondern nur ein ge
ringeres Uebel als eine Verantwortlichkeit, welche bei 
unseren zur Zait noch höchst mangelhaften völkerrechtlichen 
Zuständen nicht richtig organisirt und praktisch geübt wer
den könnte. 

9. Dem Grundsatz der Unverantwortlichkeit der Könige 

hat das moderne Staatsrecht ganz im Gegensatz zu dem rö

mischen Staatsrecht den der Verantwortlichkeit seiner 

Räthe und Minister beschränkend zur Seite gestellt. 


20 Sehr bestimmt, hat sich auch Louis Napoleon in der Proclama· 
tion vom 14. Jan_ 1852 gegen das Princip der Unverantwortlichkeit des 
Staatshauptes erklärt: "Ecrire en tete d'une charte que ce chef est irres· 
ponsable, c'est m'entir au sentiment publique, c'est vouloir etablirune 
fiction qui s'est trois fois evanouie au bruit des. revolutions.« Aber daß 
entgegengesetzte Princip hat doch aU,ch in Frankreich noch keine organi· 
sehe Gestalt gewo~nen. 

21 Sogar dem Zerrbilde der historischen Verantwortlichkeit, der ltJö<!· 
sichtigen und anmaszlichen Censur der Tagesmeinung, die Shakespeare ' 
so unübertrefflich durch König Heinrich V. (Act IV, Sc. 1) schildern läsz~ 
entgehen die l\1ächtigsten der Erde nicht: 

"Nur auf den König! Legen wir dem König 
Leib, Seele, Schulden, bange Weiber, Kinder 
Und Sünden auf, - wir müssen alles tragen. 
o harter Stand! Der Grösze Zwillingsbruder, 

Dem Odem jedes Narren unterthan, 

Desz Sinn nichts weiter fühlt als eigne Pein.« 


http:h�tte.2o
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Wirkliche Regierungshandlungen kann der constitutio
nelle Regent - in der Regel wenigstens - nur mit Hillfe 
eines Ministers ausüben. Daher wirq. dieser für die Verfas
sungs - und Gesetzmäszigkeit des Regierungsactes verant
wortlich erklärt, und so mittelbar auch der König verhindert 
Unrecht zu thun,. weil es ihm schwer fallen wird, einen 
Minister zu finden, der geneigt ist, ,die Verantwortlichkeit 
solehen Unrechtes auf seinen eigenen Schultern zu tragen. 
In der That eine merkwürdige Erfindung des neuern Rech
tes, welche eben in der Zeit Beifall fand, als das ältere 
germanische Princip der Verantwortlichkeit der Könige vor 
dem aufsteigenden Glanze der Souveränetätsidee erblich. 
Durch dieselbe wird eine wichtige, obwohl nicht für alle 
Fälle ausreichende Garantie dafür geleistet, dasz die könig
liche Macht nicht schrankenlos über die königliche Pflicht 
wegschreite. In gewöhnlichen Fällen und Zeiten wird schon 
der Gedanke an diese Verantwortlichkeit der Minister auch 
den Fürsten und die Hofpartei vor widerrechtlichen Zumu
thungen und Versuchen zurückhalten, und diE:l Minister zur 
Vorsicht und zur Schonung der bestehenden Verhältnisse 
mahnen. Die moralische Kraft dieses Grundsatzes hat daher 
eine weit gröszere Anwendung, als die immerhin seltenen 
und schwierigen Verantwortungsprocesse vermuthen lassen. 
Auf der andern Seit~ aber darf nicht übersehen werden, theils 
dasz diese mittelbare Beschränkung des Monarchen nicht in 
allen, Fällen, namentlich dann nicht hilft, wenn der König 
dennoch olme die verantwortlichen Minister handelt und seine 
Handlungen A~erkennung finden, 22 theilsdasz durch dieselbe 

22 Sehr interessant sind die Verhandlungen des französischen Conyents 
über die V-erantwortlichkeit oder Unverantwortlichkeit des Königs, nach 
den Ereignissen, vom 10. August 1793 und nachdem es offenbar geworden, 
dasz der König zu seiner Rettung mit der ,Reyolution feindlichen :n.rächten 
sich verbündet habe. Den Entscheid gab freilich die rohe Gewalt der er
regten Volksleidenschaft, und zugleich mit dem König wurde das besiegte 
Königthum vernichtet. Der Churfürst Maximilian I. von Bayern hat 

ßluntschli, allgemeines Staatsrecht. H. 6 



82 Sechstes Buch. Die Souveränetät und das Staatsoberhaupt. 

die :Macht und der Einflusz der :Minister auch im Verhält- ~ 
nisz zum Regenten so sehr gehoben wird, dasz leicht - wie 
das in einzelnen Staaten geschehen ist - der Schwerpunkt 
der Regierung von dem Königthum weg und auf das Mini
sterium übergeht. 23 

10. In den modernen Republiken ist der Grundsatz, 
dasz auch die Häupter und Mitglieder der Regie
rug veran twortlich seien, allgemein anerkannt. 

In Ci vilsachen können dieselben ohne Bedenken auch 
per s ö n lieh von den gewohnten Gerichten belangt werden, 
und selbst wegen gemeiner Verbrechen sind sie dem re
geImäszigen Proceszverfahren unterworfen. Insofern sie als 
Privatpersonen Schuldner geworden sind oder ein Vergehen 
verübt haben, werden sie gleich andern Privatpersonen be
handelt: die Würde des Amtes deckt sie nicht. Wenn aber 
die Verantwortlichkeit auf ihre amtIi ehe S tell u n g und 
amtliche Pflicht Bezug hat, dann bedarf es auch in der 
Republik, damit nicht die natürlichen MachtverhäItnisse 
verschoben werden, einer eigenthümlichen Behandlung. Wür
den auch in solchen Sachen die ordentlichen Gerichte ein
schreiten, so ~ürde die Justiz unvermeidlich das praktische 
Uebergewicht über die Regierung erlangen, und die öffent
liche Ordnung wäre verkehrt. Auch sind die ordentlichen 
Gerichte wenig fähig, eine Gerichtsbarkeit zu üben, mit 
welcher politische Erwägungen und Rücksichten enge ver
flochten sind. 24 

Aus diesen Gründen werden nach den schweizerischen 
Verfassungen die Regierungen für ihre Amtsführung meistens 

in seinen Ermahnungen sehr gut herhorgehoben, wie wenig die Verant
wortlichkeit der Minister und Fürsten wahrhaft decke: "Ex ministrorum 
delictis publicum dedecus et culpae nomen ad principem tedit, qui si pro
hibere POBSit, ne delinquant, delicta quae non arcet probare immo ali
quando jubere creditur." , 

- 23 Vgl. oben Buch IV. Cap. 21 S. 357 und unten Buch VII. Cap. 5 u. 6. 
24 VgI. unten Buch VII. Cap. 6. 
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den gros zen Räthen 25 verantwortlich erklärt, die Inhaber 
der Regierungsgewalt somit der höchsten Gesetzgebungsmacht, 
in Nordamerika der Präsident und die übrigen Beamten auf 
Klage der Repräsentantenkammer dem Senate. 26 

Vierzehntes Capitel. 

C. Regierungsrechte. Stell vertretung nach Auszen. 

1. Nach Auszen ist das Haupt des Staates nun regel
mäszig der Stellvertreter seiner Ehre, seines Rech
tes und seiner Macht. Das monarchische und das re
publikanische Staatsrecht unserer Zeit stimmen hier in der 
Hauptsache überein ; nur ist in jenem die Macht des Regen
ten vollständiger anerkannt als in diesem. 1 

Ihm kommt es daher voraus zu, den officiellen Verkehr 

2S Z. B. Züricher Verf. §. 14: "Wegen Verletzung der Verfassung, 
Gesetze oder Amtspflichten erläszt der grosze Rath an den Regierungsrath 
und das Obergericht l\fahnungen für die Zukunft, oder setzt die Mitglie
der dieser Behörden vor dem gros zen Rath in Anklagestand." Bllndesverf. 
§. 74, 14. 

26 Bundesverf. I. 3: "Der Senat soll allein die Macht haben, über 
Staatsanklagen zurichten." II. 4: "Der Präsident, der Vicepräsident und 
alle bürgerlichen Beamten der vereinigten Staaten sollen vom Amte ent
fernt werden auf eine Anklage und Ueberführung vor dem Senat wegen 
Hochyerraths, Bestechung oder anderer hohen Verbrecllen und Vergehen." 
Vgl. Story III. 10 §. 102 If. VgI. Französ. Verf. v. 1848 §. 68: "Der 
Präsident der Repuulik, die Uinister, die Agenten und Bewahrer der öf
fentlichen Autorität sind, jeder so weit es ihn betrifft, für alle Handlun
gen der Regierung und Verwaltung verantwortlich." §. 91: "Ein oberster 
Gerichtshof entscheidet, ohne weitere Appellation und Recnrs auf Cassa
tion, über die durch die Nationalversammlung gegen den Präsidenten der 

'Republik oder die Uinister geführten Anklageacte." §. 92: "Der oberste 
Gerichtshof besteht aus 5 Richtern und 36 Geschwornen." 

Blacks t on e I. 7, 1. Fran zösi sehe Verf. v. 1814 §. 14. Spa· 
nische von 1837, §. 47. Portugiesische von 1826 §. 75, 6-8. Nie
derländische §. 55. Belgische §. 68. Preuszische §. 48. Nord· 
ameri k an is c he II. 2, 2. Bch wei ze ris ch e Bundesverfassung §. 90,8. 
Französische von 1848 §. 53,60. von 1852 §. 6. 

I 
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der Staaten unter einander zu vermitteln, d. h. Gesandte 
an fremde Staaten zu senden und zu beglaubigen, und Ge
sandte solcher bei sich zu empfangen und anzuerkennen. 
In der ersteren ne~iehung bedarf zwar der constitutionelle 
König sowohl zu der Ernennung seiner Gesandten als zu 
ihrer Instruction der Mitwirkung des Ministers: aber daraus 
folgt weder, dasz fü.r dieselben das persönliche Vertrauen 
des Monarchen. entbehrlich sei, wenn sie das der Minister 
besitzen, noch dasz der erstere verhindert werde, persönlich 
mit seinen Gesandten zu verkehren. Vielmehr ist auch in 
der constitutionellen Monarchie an dem GrllDdsatz fest zu hal
ten, dasz der Monarch nicht gehemmt werden darf, von 
sich aus - und auch ohne Vorwissen und Mitwirkung der 
Minister - die' Zustäude frei zu prüfen und sich über die 
Verhältnisse zu unterrichten, und daszer nur zU'wirk
lichen S t a a t sa c t e n der Zustimmung der l\linister bedarf. 
Eine Verhandlung mit einem fremden Staat kann gültig 
nicht ohne die Minister geführt und geleitet, Berichte aber 
über die Verhältnisse des fremden Hofes und Staates kön
nen wohl auch unmittelbar und ausschlieszlich für den 1\10
narchen bestimmt werden. 

Auszer ihm darf Niemand im Lande einen fremden Ge
sandten anerkennen noch ein solcher, ohne accreditirt zu sein, 
die Verrichtungen eines Gesandten üben. Der höhere Staaten
verkehr geht nur durch die Häupter der Staaten selbst und 
ihre unmittelbaren Bevollmächtigten vor sich; und nur in 
untergeordneten, durch Verträge, Herkommen oder Gesetz 
gebilligten Fällen des Geschäftsverkehrs in Privat- und Poli
zeisachen kommen Ausnahmen vor, in denen auch niedere 
Behörden verschiedener Stauten, zumal an den Gränzen , mit 
einander verkehren. In jedem Momente aber ist das Staats
haupt berechtigt, auch in solchen Dingen die Vertretung des 
eignen Staates an sich zu ziehen und jenen Verkehr zu hem
men. Vor dem höhern Recht verschwindet dann das niedere. 
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2. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und 
Fr i e den zu schlieszen. Beide sind in Form und in Inhalt 
Handlungen der nationalen Politik, deren oberste Leitung 
in dem Regenten concentrirt ist. Eine Partei oder eine Ree
resabtheilung kann olme Ermächtigung desselben Feindselig
keiten verüben, aber nicht einen Krieg beginnen, 2 die 'Vaf
fen niederlegen, aber nicht Frieden schlieszen. Den Kam
mern einen unmittelbaren Antheil" an diesen Beschlüssen 
verschaffen, wäre theilweise Verlegung der Regierung in 
den gesetzgebenden Körper und würde, wenigstens in dem 
alten Europa, die höchsten Interessen des Staates, der das 
thäte, .in schwere Gefahr bringen. Die Verhandlung,in den 
Kammern könnte leicht dem Feinde nützen und würde nur 
selten der Heimath frommen. "Vo es sich um Thaten des 
Moments handelt, da ist sowohl stille Ueberlegung und ru
hige Prüfung der Verhältnisse und Aussichten, als Einheit 
des 'Willens und rasche Durchführung der gefaszten Ent
schlüsse nöthig, und beides ist der schwerfälligen und zu
gl~ich von Parteien bewegten Kammerverhandlung nicht 

möglich. 
Freilich ist diese Macht des Monarchen eine grosze: und 

2 Pomponius in L. 118 de Verb. Signif.: "hostes sunt quibus bellum 
publice populus Romanus decrevit; caeteri latrunculi vel praedones appel
lantur_" Ilugo Grotius de jure belli ac pacis IH. 3. Blackstone 1. 7,3. 
Französische Verf. von 1815. §. 14. von 1852 §. 6. Nieg.~rländi
sc h e §. 56: "Der König erklärt den Krieg. Er gibt davon unmittelbare 
Kenn tnisz den beiden Kammern." Belgische §. 68. Spanische 
von 1837 §. 47,4. Preuszische §. 48. Eigenthümlich ist die Bestim
mung der schwedischen Verfassung §. 13: "Will der König Krieg an
fangen oder Frieden schlieszen, so ruft er einen auszerordentlichen Staats
rath von dem Staatsminister , Staatsräthen, HofkanzIer und sämmtlichen 
Staatssecretären zusammen, stellt ihnen die Ursachen und Umstände, die 
hierbei zur Ueberlegung kommen, vor, und frägt sie hierüber nach ihrer 
Meinung, die jeder für sich, mit der Verantwortlichkeit, welche Art. 1~7 
bestimmt' zu Protokoll abzugeben hat. Der König besitzt hierauf dIe 
Macht, d~n Beschlllsz zu fassen, und auszuführen, welchen er für de~ 
Reiches Beste häl t.« 
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es ist zuzugeben, dasz die mittelbaren Hülfsmittel, welche 
den Kammern zu Gebote stehen, um die drückenden Folgen 
eines vielleicht ungerechten oder unverständigen Krieges ab
zuwenden, wenn der Krieg ausgebrochen ist, selten nur hel. 
fen. Die Anklage und Verurtheilung der Minister kann die 
Opfer an Menschenleben, Vermögen und Ruhe, welche der 
verderbliche Krieg verschlungen, nicht ersetzen: und die Ver
weigerung von Subsidien ist, wenn einmal die Ehre und das 

. Wohl des Staates bei der Kriegsführung betheiligt ist, eine 
moralische Unmöglichkeit, und würde auch diesz nicht ge
achtet, dem Heere gegenüber factisch nicht durchzusetzen. 
Wohl aber ist der mittelbare Einflusz dieser controlirenden 
Rechte der Kammern nicht gering, und der Gedanke daran 
fordert die Regierung zu erhöhter Vorsicht auf; und die of· 
fenbare Stimmung der Kammern gibt auch den :Ministern eine 
zuweilen erwünschte Gelegenheit, durch ihren Rücktritt eine 
nöthige Wendung der Politik zu erleichtern. 

Der Friede indessen ist nicht blosz Beendigung des Krie
ges, sondern häufig auch Begründung einer neuen bleiben
den Ordnung; daher kommen, soweit der Friedensschlusz 
derartige Bestimmungen enthält, folglich auch ein Staats
vertrag ist, die für solche geltenden Beschränkungen zur 
Anwendung. 

Das republikanische Staatsrecht hat eine Scheu davor, 
eine so unbeschränkte Macht in die Hand der Regierung zu 
geben. Die Bundesverfassung Nordamerika's theilt daher 
das Recht der Kriegserklärung dem Congresse zu, aber das 
Recht Friedensverträge abzuschlieszen dem Präsidenten mit 
Zustimmung des Senates. Die Gründer dieser Einrichtung 
haben erwogen, dasz wohl der Krieg, nicht aber der Frie
den der republikanischen Verfassung gefährlich, und dasz 
es rathsam sei, den Entschlusz zum Kriege zu erschweren, 
den Abschlusz des Friedens aber zu erleichtern. 3 Nach der 

ii Verfassung I. 8. und II. 2. Story III. 21 §. 164 Ir. 
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schweizerischen Bundesverfassung (§. 74 6) ist nur die Bun
desversammlung zu "Kriegserklärungen und Friedensschlüs
sen" befugt. 4 

3. Ebenso hat das Staatsoberhaupt das Recht, ausschliesz
liche Bündnisse und Staatsverträge mit auswärtigen 
Staaten gültig abzuschlieszen. 5 In der Monarchie, wo die
ses Recht in weitestem Umfange anerkannt und geübt wird, 
gilt indessen theils die allgemeine Beschränkung, dasz Be
stimmungen derselben, welche in den Bereich der Landes
gesetzgebung gehören, auf eine für die Staatsangehörigen 
verbindliche Weise nur auf dem Wege der Gesetzgebung 
eingeführt werden können, theils sind in einzelnen Verfas
sungen noch besondere JUodificationen ausdrücklich vorge
schrieben. 6 

4 Vgl., franz. Verfassung von 1848 §. 53 und 54. 

~ Vgl. darüber oben Buch V. Cap. 9 S. 460. Blackstolle, I. 7,2. 

6 Oben Buch V. Cap. 9. S. 461. Schwedische Verf. §. 12: "Der 


König hat das Recht, mit fremden lIIächten Unterhandlungen und Bünd" 
nisse einzugehen, nachdem er den Staatsminister für die auswärtigen An
gelegenheiten und den Hofkanzler darüber gehört hat." Nie derlä n dische 
§. 57: "Der König schlieszt nnd bestätigt Friedens- und alle andern Verträge 
mit den fremden lIlächten. Er theilt den Inhalt dieser Verträge den beiden 
Kammern der Generalstaaten mit, so weit er sie f'lir das Interesse und 
die Sicherheit des Staates zulässig erachtet. Verträge, welche mit der 
Abtretung oder Vertauschung eines Theiles des Grundgeuietes in Europa 
oder in andern Welttheilen verbunden sind, oder einige andere Bestim
mungen oder Veränderungen enthalten, welche gesetzliche Rechte betreffen, 
werden von dem Könige nicht eher bestätigt, als bis die Generalstaaten 
diese Bestim~ungen oder Veränderungen genehmigt haben." Belgisehe 
§. 68: "Der König schlieszt Bündnisse, Friedens - und Handelsverträge. 
Sobald das Interesse und die Sicherheit des Staates es erlauben, setzt er 
die Kammern davon in Kenntnisz und fügt die nöthigen lIlittheiJungen bei. 
Die Handelsverträge, sowie diejenigen, welche den Staat belasten, oder 
einzelne Belgier verpflichten, haben nur Kraft, wenn sie die Zustimmung 
der Kammern erhalten." Spanische Verf. von 1837 §. 48: "Der König 
musz durch ein specielles Gesetz autorisirt werden: 1) um irgend einen 
Theil des spanischen Gebietes zn veräuszern, abzutreten oder zu vertau
schen; 2) um fremde Truppen im Reiche zuzulassen; 3) Offensiv-Allianz
tractate) besondere Handelsverträge und solche, worin Subsidien an eine 
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Fünfzehntes Capitel. 

D. Regierungsrechte. Innere Gewalt. 

1. Amts., 2. Ehrenhoheit. 

Die Regierungsrnacht ist nicht eine blosze Ansammlung 
einzelner Befugnisse sondern eine centrale Fülle von staat
licher Macht, welche dem Lichte vergleichbar, das seine 
Strahlen überallhin entsendet, in verschiedenen Richtungen 
in besondern Befugnissen ausströmt. In der Monarchie ist 
diese Einheit und Fülle der .Macht in einem Individuum 
concentrirt. Dem .Monarchen gebührt voraus ein AntheiI an 
der Ge setz ge b u n g, ausser der Initiative auch ausschliesz
lieh die Sanction, durch welche erst dem Gesetze der Stem
pel der staatlichen Geltung verliehen wird. Dazu ver k \in
d e t er als Regent die sanctionirten Gesetze: und es wird so 
in ihm die Harmonie und Einheit des Staatsorganismus sicht
bar dargestellt. Die Sanetion ertheilt oder verweigert er als 
Haupt des gesetzgebenden Körpers. . Die Verk ü nd un g 
(Promulgation) befiehlt er als Inhaber der Regierungs
gewalt, in der Absicht, für die Durchführung und Anerken
nung der Gesetze zu sorgen. 1 In der Republik, welche die 

fremde l\1acht festgesetzt werden, zu ratificiren. " Port ug i e sis c he YOU 

1826. Befugnisse (des Königs) sind: - 7) Allianz-, Offensiv-, Defensiv-, 
Subsidien-, Handelsverträge zu schlie~zen, sie nach deren Abschlieszung 
zur Kenntnisz der allgemeinen Cortes zu bringen, wenn das Interesse und 
das Wohl des Staates es gestatten. 1m Falle die zu Friedenszeiten ge
schlossenen Verträge eine Abtretung oder Austauschung vo~ Gebiete des 
Königreichs oder von Besitzungen, worauf das Königreich Anspruch hätte, 
veranlaszten, so sollen dieselben nicht ratificirt werden, ohne dasz die all· 
gemeinen Cortes sie bestätigt hätten. 0 es terreichi sch e von 1849 §.17: 
"Der Kaiser schlieszt mit fremden l\1ächten Verträge. Bestimmungen in 
solchen Verträgen, welche dem Reiche neue Lasten auflegen, bedürfen der 
Zustimmung des Reichstages." Preuszische §. 48: "Letztere (die Ver
träge mit fremden Regierungen) bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustim
mung der Kammern, sofern es Handelsverträge sind oder wenn dadurch dem 
Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden." 

Vgl. oben Buch V. Cap. 11 S. 4G8. I 



Fünfzehntes Capitel. D. Regierungsrechte. 1. Amtshoheit. 89 

Sanction der Gesetze, wie in Nordamerika, in ein bloszes 
beschränktes Veto umgewandelt oder der Regierung ganz 
entzogen und nur die Initiative gelassen hat, wird doch re
gelmäszig, wie in der Schweiz, die Promulgation dieser 
zugewiesen. 2 

Im übrigen ist die Macht des Regenten im Innern keines
wegs eine blosz vollziehende,3 sondern vielmehr eine 
selbständig ordnende, befehlende, schützende, sorgende und 
verwaltende. Die Interessen der öffentlichen Wohlfahrt und 
die Handhabung des Rechts sind nach den Bedürfnissen des 
wechselnden Lebens vornehmlich ihm und seiner Leitung 
anvertraut: und das Gesetz zieht nur gewisse Schranken, 
innerhalb welcher sich die täglich wirksame Regierungsge
walt bewegen. musz, und bezeichnet auch wohl die princi
piellen Richtungen, welche bei ihren Entschlüssen und An
ordnungen einzuhalten sind. Diese selbst aber werden von 
dem Regenten mit freiem Willen und je nach den 
Umständen bestimmt. 

Im Besonder:q ist hervorzuheben: 

1. Di e Am tshohei t. 

Die Monarchie ist die Qu elle alle r üb r i gen Amt s
gewalt im Staate. Alle S taa tsäm ter werden von dem 
Monarchen besetzt, und sind ihm untergeordnet. Dieses 
Princip, welches der Einheit des Staatsorganismus zur festen 
Stütze geworden ist, hat erst in der modernen Monarchie 
wieder volle Anerkennung gefunden; 4 in ihm wird auch 

2 Siehe oben a. a. O. S. 469 und schweiz. Bundesverf. §. 90. 4, 5. 

3 Buch V. Cap. 2 S. 401. 

4 Vgl. oben Buch IV. Cap. 22 S. 364. Montesquieu Esprit des Lois 


U. 4. Blackstone 1. 7, 4. Spanische Verf. von 1826 §. 75, 3. 
Oesterreichische von 1849 §. 10: "Der Kaiser ernennt und entläszt 
die Minister, besetzt die Aemter in aÜen Zweigen des Staatsdienstes und 
verleiht den Adel Orden und Auszeichnungen." Preuszische §. 47: 
"Der König besetz~ aIie Stellen im Heere, sowie in den übrigen Zweigen 
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der Gedanke bewährt, dasz alle amtliche Gewalt von oben 

stufenweise abgeleitet sei. 
Auch der constitutionelle Monarch übt hier einen gro· 

szen persönlichen Einflusz aus auf die öffentlichen Angele. 
genheiten. Je höher das Amt, und je näher dem Monar· 
ehen, desto entschiedener wird sich sein eigener 'Wille Gel· 
tung verschaffen. Die 1'l1inis ter insbesondere, deren er 
bedarf zu Helfern und zu Organen seiner Regierung, ernennt 
und entläszt er völlig frei. Freilich wird ein weiser Monarch 
nicht seine Laune walten und sich nicht durch blosze per. 
sönliche Zuneigung und Abneigung in seiner Wahl bestim· 
men lassen, er wird dabei das öffentliche Interesse voraus 
erwägen und so denn auch auf die Harmonie mit den Kam· 
mern einen hohen Werth legen; aber es ist eine durchaus 
verwerfliche Lehre, dasz der Monarch rechtlich oder selbst 
dasz er moralisch verpflichtet sei, je nach den 'Vünschen 
der Kammermehrheiten seine Minister zu wählen und zu 
verabschieden. Das Centrum der Regierung würde nach 
derselben in die Kammern verlegt, und das wäre im Wi· 
derspru~h sowohl mit dem Begriff ,der Monarchie als mit der 
naturgemäszen Stellung und mit der Fähigkeit der Kammern. 5 

Selbst die Zustimmung eines bisherigen Ministers zu der Er· 
nennung des Nachfolgers ist kein absolutes Erfordernisz ihrer 
Gültigkeit; der Monarch kann, wenn dieselbe verweigert 
würde, durch den neu ernannten Minister selbst die Ernen· 
nung. contrasigniren lassen. Seine Freiheit darf hier nicht 
gehemmt werden, und es sorgt das constitutionelle Staats· 
recht nur dafür, dasz auch für diesen Regierungsact eine 
Person verantwortlich sei. 

Bei Besetzung der übrigen Staatsämter ist er an die 
Mi t wirkun g der Mini ster gebunden; freilich wieder 

des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz ein anderes verordnet." Die 
BeI~ische §. 66 beschränkt den Einflusz des Königs mehr. .' 

Oben Buch IV. Cap. 22 S. 362 und unten Buch VII. Cap. 5. 
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nicht SO, dasz er einfach die Vorschläge derselben zu er
warten und gutzuheiszen hat, sondern so, dasz ihm un
benommen ist, die Initiative zu ergreifen, selber taugliche 
Männer in Vorschlag zu bringen und die Vorschläge der 
Minister zu verwerfen. Dieses wichtige Attribut der mo
narchischen Gewalt mit Einsicht auszuüben und die rechten 
Männer zu den Aemtern zu finden und zu berufen, war 
von jeher eine Eigenschan ausgeileichneter Fürsten, und 
kaum gewährt eine andere Befugnisz denselben eine höhere 
Befriedigung und nachhaltigeren Einflusz auf das öffentliche 
Wohl. 

Aehnlich ist das Ernennungsrecht des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten normirt: nur ist derselbe bel der Be
setzung einiger besonders wichtiger Aemter an den Rath 
und die Zustimmung des Senats gebunden, und kann der 
Congresz die Wahl niederer Beamten auch an den Präsiden
ten allein oder an Gerichtshöfe oder den Chef eines Depar
tements übertragen. 6 Noch beschränkter ist das Wahlrecht 
der schweizerischen Regierungen, indem eine grosze Zahl 
VOn Stellen entweder von dem repräsentativen Körper oder 
durch Volkswahl besetzt werden. Eine bedenkliche Folge 
des letzteren Systems aber ist es, dasz die Harmonie der 
Regierungsorgane leicht durch widerstrebende Parteieinflüsse 
gestört und nicht selten die Kraft der Regierung durch die 
Opposition der Beamten gelähmt wird, deren sich jene be
dienen sollte, ihre Beschlüsse ins Leben zu führen. 

6 Bundesverf. von Nordamerika 11. 3: -"Er ernennt und bestellt mit 
Rath und Einwilligung des Senats Gesandte, andere öffentliche Minister 
und Consuln, die Richter des Obergerichts und alle übrigen Beamten der 
Verein. Staaten, deren Ernennung nicht in dieser Verfassung oder durch 

, 	 ein Gesetz bestimmt wird. Der Congresz kann aber durch ein Decret die 
Ernennung solcher niedern Beamten, als ihm gutdünkt, dem Präsidenten 
allein oder den Gerichtshöfen oder den Chefs der Departements auftragen." 
FranzÖs. Verf. von 1848 §. 64: "Die Minister ernennt und entläszt der 
Präsident frei, höhere Beamte im lllinisterrathe, niedere auf Vorschlag des 
betreffenden Ministers." Vgl. auch §. 65. 
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2. Die Ehrenhoheit. 

Staatliche Würden und Ehren wie der Adel, Orden, 
Rang, Ti tel und ähnliche Auszeichnungen werden wieder 
in der Regel von dem Staatsoberhaupte verliehen. 7 Es ist 
ein schönes Vorzugsrecht der Könige, das persönliche Ver
dienst aufzusuchen und zu ehren. Ein Fürst, der diese 
schwere Kunst zu üben versteht, wird die moralischen Kräfte 
in seinem Volke ·vielseitig anregen, stärken und auf die 
öffentliche Wohlfahrt hinlenken : und er wird zugleich die 
göttliche Gerechtigkeit nachahmen, welche die Tugend be· 
lohnt. Leider ist aber der l\Iiszbrauch, welcher zumal in 
den letzten zwei Jahrhunderten mit diesem Rechte getrieben 
wurde, noch in so frischer Erinnerung und zum Theil kin
dische, zum Theil ärgerliche Gewohnheiten und Vorurtheile 
auch in den höchsten Kreisen der Gesellschaft noch so mäch
tig, dasz selbst dem vernünftigen Gebrauche desselben ein 
weitverbreitetes Misztrauen im Wege steht. Es ist auf dem 
europäischen Continent an einigen Orten sogar dahin ge
kommen, dasz die Ehre, die das Staatsoberhaupt dem Bür
ger gewährt, in den Augen Vieler wie ein Zeichen der Schmach 
erscheint, und die Auszeichnung als ein Zeugnisz seiner 
Schuld aufgefaszt wird. Unserer Zeit mit ihren materiellen 
Neigungen thut eine Reinigung und Wiederbelebung dieses 
Rechtes, nicht dessen Zerstörung noth. 8 

7 Blackstone 1.7,4. Russel, Verf. von Eng!. Cap. 34. Schwe
dische Verf. §. 37. Holländische §. 63, 64. Portugiesische 
§_ 75, 10. Preuszische §. 50. 

8 Das hat Napoleon bei der Gründung seiner Ehrenlegion wohlein
gesehen , und es ist ein merkwürdiges Zeugnisz für den Grundgedanken 
derselben, dasz die Institution selbst in der republikanischen Verfassung 
von 1848 §. 108 dem neugereizten Hasse gegen den Auel gegenüber fest
gehalten wurde. Freilich wird auch der persönlichen Eitelkeit ein Spiel
raum eröffnet und ein Köder geboten; aber so lange diese nicht aus der 
menschl~chen Natnr ausgerottet und der Antheil, den sie auch an guten 
und heIlsamen Thaten hat, nicht ausgeschieden noch entbehrt werden 
kann, wird es gerathener sein, derselben ein verdienstliches Ziel zu 
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Sechszehntes CapiteI. 

3 . .Militär-, 4. Polizeihoheit. 

3. lIIili tür h oh ei t. 

Der Monarch ist das Haupt der Kriegsverfassung des 
Landes. Sowohl die Land - als die Seemacht steht unter 
seinem obersten Befehl. Er läszt Truppen ausheben oder 
werben, ernennt die Officiere, wenigstens die höheren, ver
leiht das Commando, läszt Militärstraszen, Festungen bauen, 
sorgt für das Kriegsrnaterial. 1 

Im Mittelalter konnten auch die Stände Truppen halten. 
Die Einheit des modernen ,.staates aber läszt eine solche 
Theilung der Heeresmacht, welche zum Bürgerkrieg führt, 
nicht mehr zu. Die Einheit des Befehls ist für die Kraft 
und somit für den Zweck des Heeres unentbehrlich. 

Ob das Heer nur dem Könige, oder ob es auch der 
Verfassung Gehorsam und Treue zu schwören habe, ist 
eine auch in unsern Tagen lebhaft bestrittene Frage. Prak
tisch wichtig wird sie, wenn der Fürst und die Verfassung 

eröffnen, als' in rigoristischem Eifer uen Glanz der Ehre zu verwerfen, weil 
sich ein Stück Eitelkeit in ihm spiegeln mag. Napoleon äuszerte auf 
St. Helena (Las Gases lIIemoir. V. S. 39) über die Orden: "Die altgewor
denen und verdorbeuen Nationen können nicht wie die tugendhaften Völker 
des Alterthums regiert werden. Für einen der heutzutage Alles dem 
öffentlichen Wohle opfert, gibt es Tausende und Millionen, die nur ihre 
Interessen kennen, ihre Genüsse, ihr eitles Behagen. Jeder Arbeiter musz 
den Stoff zu behandeln verstehen, der ihm zur Hand ist; das ist das Ge
heimnisz der Wiederbelebung der monarchischen Formen, der Rückkehr 
der Titel, Kreuze, Orden. Auf der Stufe der Civilisation. auf welcher 
wir zur Zeit stehen, sind sie geeignet, bei der lIIenge Achtung zu wecken 
und zugleich dem Beehrten Selbstachtung zu empfehlen." Es gibt schwer
lich, die Chinesen ausgenommen, ein Volk, das mehr auf Titeln häl~ 
als das deutsche, und denuoch ist es den Vertretern desselben zu Frank
furt im Jahr 1848 eingefallen, die Titel ohne Amt abschaffen zu wollen_ 
So grosze Sprünge machen zuweilen die Völker von einem Extrem ins 
andere. 

Blackstone 1. 7,2. Schwedische Verf. §.14. Holländische 
§. 58, Belgische §. 68. Prellszische §. 46, 47. 

I 
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in Conflict gerathen , und jener die Macht des Heeres zu 
Maszregeln verwenden will, welche den Vorschriften der 
Verfassung widerstreiten oder zu widerstreiten scheinen. Ein 
unbefangenes Urtheil musz anerkennen, dasz der Verfassungs
eid, wenn derseIhe den Sinn erhält, dasz das Heer zn keinen 
verfassungswidrigen Handlungen hülfreiche Hand leiste, dem 
Fürsten eine Verletzung der verfassungsmäszigen Zustände 
erschwert; 2 auf der andern Seite aber nicht minder, dasz 
ein zwiefacher Eid und eine zwiefache Verpflichtung in das 
Gewissen des Heeres leicht Zwiespalt bringt, die Disciplin 
erschüttert und die Armee bis zur Auflösung oder zum Selbst
mord in innerem Parteikamp, reizen und treiben kann. 
Durchaus verderblich, weil der Natur und Bestimmung des 
Heeres widersprechend, ist jedenfalls, dasselbe zu einem be
rathenden Körper 3 zu machen, welcher erst die Verfassungs
mäszigkeit der einzelnen Befehle zu prüfen und nur, wenn 
es sich davon überzeugt, zu gehorchen habe; doppelt ver
derblich in einer Zeit, welche der Sophistik und Kritik einen 
so freien Spielraum eröffnet hat, wie die unsrige. Der mi· 
litärische Gehorsam und die persönliche Treue gegen das 
Oberhaupt ist und bleibt die Regel, auch da, wo der Ver· 
fassungseid vorgeschrieben ist: und nur in äuszersten und 

. 2 Dasz der Verfassungseid auch ächte Soldateuherzen dazu bestimmen 
kann, ihren Gehorsam zu verweigern, hat ein unverwerflicher Zeuge be
stätigt. Napoleon erzählt von seiner eigenen Jugend (bei Las Cases V. 
168): "Die Meinungen des Tages nahmen nach und nach auch sogar unter 
den Officieren der Armee überhand, besonders seit jenem berühmten Eid 
für die Nation, das Gesetz und den König. Wenn. ich bis dahin den Be
fehl erhalten hätte. meine Kanonen gegen das Voll. zu richten so zweifle 
ich nicht, daaz die Gewohnheit, das Vorurtheil die Erziehnng' der Name 
des Königs mich bestimmt hätten, zu gehorch~n' aber nachd~m ich den 
Nationaleid einmal geleistet, wäre das vorbei ge~esen und ich hätte nur 
auf die Nation gesehen.« 

a Sogar die republikanische Verfassung für Frankreich von 1848 
§. 104 erkennt die Sätze an: "Die öffentliche Macht ist wesentlich zum 
Gehorsam verpflichtet.. Kein bewaffnetes Corps darf Berathschlagungen 
halten." Vgl. Verf. von Portugal §. 115. 
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wahren Nothfällen eines offenkundigen und tyrannischen 
Miszbrauchs der Militärgewalt von Seite des Fürsten wird 
sich die Verweigerung des Gehorsams von Seite des Heeres 
rechtfertigen lassen. Ist aber der Geist des Heeres gesund 
und für Recht und Freiheit im Groszen empfänglich, so wird 
ein solcher Miszbrauch auch da nicht leicht möglich sein, 
wo dasselbe nur dem Könige, nicht auch der Verfassung 
geschworen .hat; und ist das Heer vOn Verehrung und Liebe 
zu seinem Kriegsherrn erfüllt, so wird auch der Verfassungs
eid dasselbe schwerlich bestimmen,' gegen seine Befehle 

. Widerspruch zu erheben, auch wenn er einen Bruch der Ver
fassung für nöthig hält. Der Königseid schützte Jakob II. 
von England so wenig vor dem Abfall seiner Truppen als 
der französische Verfassungseid die Directorialregierung vor 
dem Sturze durch Napoleon. Der Geist ist somit auch hier 
entscheidend, nicht die Form. 

Aus diesen Betrachtungen folgt: Im Zweifel ist der Ver
fassungs eid des Heeres nur so zu erklären, dasz dasselbe 
schwört, seiner natürlichen Bestimmung gemäsz, die Verfas
sung wie die Rechtsordnung und Freiheit überhaupt zu schützen 
und nicht seinerseits zu verletzen, nicht aber so, dasz der 
Gehorsam gegen den Kriegsherrn , welcher die Grundlage der 
Militärverfassung ist, durch staatsrechtliche Erörterungen und 
Berathungen über die Verfassungsmäszigkeit einzelner Befehle 
gelockert und der Zwiespalt in dem Heere legitimirt werde. 
Die Verantwortlichkeit für die Verfassungsmäszigkeit des Be
fehls trägt der Minister, oder der commandirende General, 
nicht der gehorchende Officier und Soldat. Nur wenn eine Ver
fassung jenem Eide eine andere und eingreifendm'e Bedeutung 
ausdrücklich gegeben und so die Gefahr der militärischen Un
ordnung für geringer erklärt hat als die des l\1iszbrauchs der 
Militärgewalt , ist eine andere Auslegung gerechtfertigt. 4 

4 Eine eigenthümliche Bcstimmung enthält die sc h w e dis ehe Ver
fassung §. 38: "Alle vom Könige ausgehenden Expeditionen und Befehle, 
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Gut ist es, wenn der Monarch nicht blosz formell an der 
Spitze des Heeres, sondern in per s ö n li c her Beziehung zu 
demselben steht. Freilich kommt hier auf die Individualität 
Alles an. Friedrich II. sprach den Satz aus: "Ein groszer 
Fürst musz die Leitung seiner Truppen selber übernehmen . 

. Sein Heer ist seine Residenz, sein Interesse, seine Pflicht, 
sein Ruhm.. Alles. bestimmt ihn dazu," 5 und demgemäsz 
handelte er als König. Ein Fürst aber, der keine Feldherrn
gaben besitzt, würde sehr verkehrt handeln, wenn er in 
Person den Feldherrn spielte. Er würde sich, die Armee 
und den .Staat ins Unglück stürzen. 

l\Iisztrauen gegen die Regierungsgewalt ist ein Kenn
zeichen der modernen Republik. Sie kann sich der Besorg
nisz nicht erwehren, dasz ein l\fagistrat, welcher über die 
Armee frei verfügt, die Miilitärmacht benutzen könnte, um 
sich monarchische Gewalt anzumaszen und sich zum Herr
scher im Staate aufzuschwingen. Es gilt das vorzüglich von 
den Republiken, welchen ein Präsident vorsteht. In No r d
am er i ka hat sich daher der Congresz selbst nicht blosz die 

welche das Kriegscommando betreffen, sollen, um gül tig zu sein, von dem 
Vortragenden contrasignirt werden, welcher verantwortlich ist, dasz sie 
mit dem darüber geführten ProtocoU übereinstimmen. Sollte der Vortra
gende irgend finden, dasz der Beschlusz des Königs gegen die Regierungs
form streite, so hat er darüber im Staatsrathe Vorstellungen zu machen. 
Besteht der König dennoch darauf, dasz ein solcher Beschlusz ausgefertigt 
werden soll, so ist es des Vortragenden Recht und Pflicht, seine Contra
signation dazu zu verweigern, und als Folge hievon sein Amt niederzu
legen, welches er nicht eher zurücknehmen darf als bis die Reichsstände -' ,
sem Verhalten geprüft und gebilligt haben. Inzwischen sollen sein Sold 
und Einkünfte ihm verbleiben." 

& Im Antimachiavel 12. Viel zu weit aber ging lIIachiavel selbst im 
Fürsten 14: "Ein Fürst soU' kein anderes Ziel keine anderen Gedanken, 
haben, er soll nichts anderes zu seinem Handwerk machen als den Krieg 
und ~riegs~unst." Der Fürst ist in erster Linie Regent und Staatsmann, 
erst m zweIter Feldherr. Gewichtiger und wahrer ist was V el! ej u 9 

Paterculus (Hist. 1) dem Scipio Africanus nachrüh~t: "Semper aut 
belli aut pacis servit artibus~ semper inter arma ac studia versatus aut 
corpus periculis aut animum disciplinis exercuit." 
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l\1ilizorganisation, sondern auch das Recht vorbehalten, die 
Miliz zu versammeln und Aufstände zu unterdrücken, und 
dem Präsidenten ist nur der Oberbefehl über die kleine stän
dige . Armee und die Flotte des Bundesstaates, über die Miliz 
der Einzelstaaten aber blosz dann überlassen, wenn dieselbe 
auf Befehl des Congresses versammelt ist. 6 In Fra n k r eieh 
darf der Präsident zwar über die bewaffnete :Macht verfü
gen aber nicht das Obercommando in Person ausüben. 7 Der 
schweizerische Bundesrath darf nur, wenn die Bun
desversammlung nicht anwesend ist, Truppen aufbieten, und 
ist gehalten auch dann, wenn die Truppen für längere Zeit 
in Anspruch genommen werden oder die Zahl von 2000 Mann 
übersteigen, die Bundesversammlung einzuberufen und de
ren Anordnungen zu beachten. 8 

4. Die Polizeihoheit. 

Nicht nur wird die gesammte Staatspolizei im Namen 
und unter der Oberleitung des Monarchen geübt, sondern 
es darf und soll auch auf diesem Felde der politischen Thä
tigkeit der Monarch unter Umständen persönlich handeln. 
Indessen wird ein persönliches Eingreifen hier doch nur 
ausnahmsweise stattfinden, theils wenn es gilt die Si
cherheit des Staates vor groszen und äuszersten Gefahren 
zu retten I theils wo ein persönliches Einschreiten dazu dient, 
die gewöhnliche Thätigkeit der Polizeiorgane zu controliren, 
wach und rege zu erhalten und willkürlichen Miszbrauch zu 

. schrecken. Als Regel bedarf aber das tägliche Bedürfnisz 
mit seinen unendlichen Ansprüchen einer unausgesetzten 
Sorge. besonderer Beamten und Behöiden, weszhalb denn 
das Princip und der Organismus der Polizei in dem folgen
den Buche besonders zur Sprache kommen wird. 

• Verfassüng I. 	8. H. 2. 

Verfassung von 1848 §. 50. 


• Bundesverfassung §. 90, 11. §. 74, 9. 

ßluntsChli, ~lIgemeines staatsrecht. I. 	 7 

7 
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Siebenzehntes Capitel. 

5. Die Justizhoheit. 

In der alten Welt und im Mittelalter war der König in 
P er so n oberster Richter. Auch der deutsche König hegte 
und leitete das Fürstengericht. 'Vohin in dem Reiche er 
persönlich kam, da konnte er selber zu Gerichte sitzen und 
da erbleichte vor ihm jede andere Gerichtsgewalt. 1 

Das ist im lllodernen Staate seit den letzten Jahrhun
derten anders geworden. Alle eigentliche richterliche Func
Hon ist der persönlichen Thätigkeit und selbst dem 
Einflusse des Königs entzogen und an Richter über
tragen worden, welche zwar von ihm iht· Amt ableiten und 
in seinem Namen das Recht handhaben, aber selbständig 
lIicht nach seinem Ermessen und Auftrag handeln. Der Satz 
des neuern Staatsrechts: "Alle Gerichtsbarkeit geht 
vom K ö ni gau s" 2 hat somit heute einen ganz andern viel 
beschränkteren Sinn als in früheren Zeiten. Aber sinnlos, 
wie Manche meinen, ist er nicht. Dem Begriffe der Monar
chie widerstreitet es, dasz irgend eine Amtsge\Valt im Staate 
sei, welche dem Monarchen nicht untergeordnet wäre. Die 

I Sachsenspiegel III. 26, §. 1: »Diekoning is gemenerichtereo,·er 
81." III. 52. §. 2: »Den koning küseL man tu richtere over egen, uude 
len unde over jewelkes mannes Hf. Die keiser mach aver in allen landen 
nicht sin, unde al ungerichte nicht richten to aller tiet, dar umme liet 
lle den vorsten grafscap unde den greven scultheitdum." III. 60 §. 2: 
»In svelke stat des rikes de koning kumt Linnen deme rike, dar is irne 
ledich mon te (Münze) unde toln (Zoll) unde dat gerichte." Mir ist es 
wahrscheinlich, dasz dieser Gedanke des Mittelalters in - vielleicht spä· 
terer - Zukunft nochmals aufleben wird. Die Kaiseridee ist ohne ihn 
unvollständig. Soll der Kaiser den Weltfrieden schirmen und das Unrecht 
auch der Mächtigen beugen und bessern, so musz er selbst zu Gericht 
sitzen können. Indessen unsere Zeit ist dafür nicht reif. . 

2 Blackstone I. 7, 3. Französische Verf. 1815 §. 57, von 1852 
§. 7. B ayeri s eh e VIII. §: 1. In der preu szisch e n und österrei
chi sehe n von 1849 ist derselbe nicht aufgenommen. Diese bestimmt 
§. 100: "Alle Gerichtsbarkeit geht vom Reiche aus." ' 
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materielle Abhängigkeit der Gerichte in Verwaltung der 
Rechtspflege freilich ist aufgegeben, und soll es sein, weil 
hier die festen Normen des Rechts den Richter binden und 
leiten; und der Einflusz oder die Theilnahme des Monarchen 

. selbst würde eher ·die Unbefangenheit und Unparteilichkeit 
des Gerichtes trüben als aufrecht halten.· Seine Macht ist 
so grosz und glänzend, dasz die Gerechtigkeit von ihr ver
dunkelt und verschoben zu werden fürchten musz. Aber 
die Ableitung aller richterlichen Amtsgewalt von 
dem Oberhaupte des Staats und die -formell e Unterord
nun g der Richter unter dasselbe wird auch in der consti
tutionellen Monarchie fortwährend anerkannt. 3 

Im Einzelnen äuszert sich die Justizhoheit des :J\Ionar
ehen noch in folgenden Richtungen wirksam: 

a) In dem Rechte allgemeine reglementarische 
Vorschriften zu erlassen, innerhalb der Schranken 
der Verfassung und Gesetzgebung, die auch die Ge
richte zu befolgen haben. 

b) In dem Rechte die Richter zu ernennen und ihnen 
die Amt s g e w alt zu verleihen. Verschieden von der 
Stellung der Richter ist die der Urtheiler, Schöffen, 
Geschwornen I welche keine Amtsgewalt üben, sondern 
nur das Recht im einzelnen Falle finden und weisen. 
Daher ist es auch weder nöthig und überdem aus Grün
den einer unbefangenen Rechtspflege auch nicht gut, 
dasz dieselben von der Staatsgewalt bestellt werden. 

c) In der Form der gerichtlichen Erkenntnisse, welche 
"im Namen des Königs" verkündet und vollzogen wer
den, worin die Idee, dasz die staatliche Gerechtigkeit 
von dem Könige geschirmt werde, veranschaulicht wird. 4 

3 Die schwedische Verfassung von 1809 §. 17,21 läszt ausnahms
weise den König in Person an dem höchsten Tribunal theilnehmen. 

, Preuszische Verf. §. 68: "Die richterliche Gewalt wird im Na
men des Königs durch unabhängige, keiner andern Autorität als der des 



j 00 Sechstes Buch. Die Souyeränetät und das StaatsoLerhanpt. 

d) 	In dem Rechte zur Visitation über die Gerichte, den 
Geschäftsgang, die Handhabung der Ordnung, die Pro. 
tokolle und Acten und deren Verwaltung, welche dem 
Justizministerium und seinen Organen zukommt. Dahin 
gehört auch die Befugnisz, sich statistische Berichte 

. über die Geschäftsthätigkeit geben zu lassen. 
e) 	In dem Rechte zu gerichtlicher Verfolgung we

gen Verbrechen Auftrag zu geben, welche in Fällen, 
wo die Sicherheit und die Politik des Staates betheiligt 
ist, ohne Schaden dem Einflusse auch der Regierung 
nicht völlig entzogen werden darf. Ein übermäsziger 
Eifer der Staatsanwälte, in deren Gesichtskreise höhere 
Staatsrücksichten nicht Platz finden, kann hier eben so 
schädlich wirken als ein zu laxes oder furchtsames 
Verhalten derselben, und das Correctiv für beide Feh
ler kann nur in dem Einflusse der obersten Staatsge
walt selbst, welche alle Verhältnisse freier überblickt, 
gefunden werden. 

D In dem Rechte, eine strafrichterliehe Untersuchung 
niederzuschlagen Gus aboliendi), 5 welches zu be
schränken immerhin im Interesse der Gerechtigkeit 
liegt. 

g) 	In dem Rechte, die Strafe zu mild ern und dem 
Beg n a d i gun g s r e eh t e. 6 Es ist in der That ein 

. Gesetzes unterworfene Gerichte ausgeübt. Die Urtheile werden im Namen 
des Königs ausgefertigt und vollstreckt." Ben tharn- schlägt vor, die 
Formel: "de par le roi" umzuwandeln in "de par la justice." Aber wesz· 
halb sollte nicht die Gerechtigkeit in dem. Könige personificirt erscheinen 
dürfen? . 

~ Preuszische Verf. §. 49: "Der König kann bereits eingeleitete 
Untersuchungen nur auf Grund eines besondern Gesetzes niederschlagen." 
Dagegen bayerische VIII. §. 4: "Der König kann in keinem Falle irgend 
eine anhängige Streitsache oder angefangene Untersuchung hemmen." .. 

6 Blackstone IV. 31,2. Schwedische Verf. §.23. Holländi
sche §. 66.. Bayerische llL §.4. Belgische §. 73. Spanische 
§. 47, 3. Preuszische §. 49. Französische von 1852 §. 8. 
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hoher Vorzug der :Monarchie, dasz in ihr auch die 
Gnade, wie sie einer edeln Menschenbrust entquillt, die 
unvermeidlichen Härten des kalten Rechts zu mildern 
und das starre Gesetz mit den mannichfaltig wechseln
den Bedürfnissep des Lebens zu versöhnen trachtet, 
ihren Platz findet und einem Menschen anvertraut wird. 7 

Der König selbst kann keine Strafe verhängen, das thut 
in seinem Namen der Richter nach dem Gesetz. Aber 
der König kann selbst Verzeihung gewähren. Uebt er 
die Gnade nicht mit weichlicher Schlaft'heit sondern mit 
weiser Groszmuth aus, so wird dieselbe auch die Ord
nung des Rechts nicht auflösen, sondern befestigen. 8 

~ Shakspeare im Kaufmann von Venedig IV. 1: 

"Die Art der Gnade weisz von keinem Zwallg~ 


Sie träufelt, wie des Himmels milder Regen, 

Zur Erde unter ihr; zwiefach gesegnet: 

Sie segnet den der gibt und den der nimmt; 

Am mächtigsten im lIIächt'gen zieret sie 

Den Fürsten auf dem Thron mehr als die Krone; 

Das Scepter zeigt die weltliche Gewalt, 

Das Attribut der Würd' und Majestät, 

Worin die Furcht und Scheu der Kön'ge sitzt. 

Doch Gnad' ist über diese Sceptermacht, 

Sie thronet in dem Herzen der lIIonarchen, 

Sie ist ein Attribut der Gottheit selbst, 

Und ird'sche Macht kommt göttlicher am nächsten, 

Wenn Gnade bei dem Rechte ,steht." 


8 lIIartin Luther in den Tischreden: "Gnade und Recht musz ein' 
·Fürst brauchen. Denn wo eitel Gnade ist und der Fürst nicht zürnt, so 
wird nicht allein der Hof sondern auch das Land voll böser Buben, geht 
alle Zucht und Ehre unter. Wiederum wo eitel oder zu viel Zürnens und 
Strafens ist, daraus wird Tyrannei und können die Frommen nicht Athem 
holen von täglicher Furcht und Sorge. Die Heiden sagen: Strengstes 
Recht ist grösztes Unrecht. Wiederum mag gesagt werden von der Gnade: 
Eitel Gnade ist die gröszte Ungnade. Gleichwie ein Vater keine gröszere 
unväterliche That an seinem Kinde begehen kann, denn dasz er der Ruthe 
spart und dem Kindlein seinen lIIuthwiIIen läszt, denn mit solcher thö
richter Liebe zieht er zuletzt dem Henker einen Sohn." Aehnlich der 
Kurfürst Maximilian 1. in den lIIonita ad filillm Lei AdlZl'eitter 
Boicae genlis Anllal. III. S. 616: "Si benignilate ac cIementia dominatum 
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h) In dem Bestätigungsrechte bei Todesudheilen, 
welche ohne die persönliche Gutheiszung des Monarchen 
nicht vollstreckt werden dürfen; 9 eine unverwerfliche 
Garantie für das Leben der Bürger. 

i) in der Anordnung und dem Befehle zur Execu
tion der Strafurtheile. 

k) 	In dem Rechte, Beschwerden tiber verweigerte oder 
ver z ö ger te Rechtspflege anzunehmen und F ö r d e
ru n gs b efe h I e (prornotoriales) und sogenannte lIIan
data de administmnda justitia zu erlassen, und die Hin
dernisse, welche der Handhabung der Rechtspflege ent
gegenstehen, wegzuräumen. 

I) In dem Rechte, l'tIora torien (induciae l110ratoriae) zu 
ertheilen. Ein bedenklicher Eingriff in das Primtrecht, ' 
aber in seltenen Ausnahmsfällen bei groszer Landesnoth 
doch unentbehrlich, sollen die Schuldner nicht ohne 
Nutzen dem Andrange gewissenloser Gläubiger geopfert 
werden. Das Institut ist aus dem römischen Recht 
überliefert, und wurde unter der früheren deutschen 
Reichsverfassung als ein kaiserliches Reservatrecht be
trachtet, dann auch von den Landesherren und nicht 
ganz seIten miszbräuchlich geübt. Nothwendig ist es 
aber, dasz diesel' allerdings nicht völlig zu entbehrende 
theilweise Rechtsstillstand (Justitium) nur mit grosz er 
Vorsicht un~ nur in wahrer Noth verstattet werde; da
her bedarf es schützender Formen, deren Beachtung 

tt'mperaveris, tihi erunt candida et laeta omnia. Firmissimum atque fa
cillimum imperium, quo obedientes delectantur: delectantur autem et non 
tarn timent Principem quam timcnt pro Prineipe, quando eum advertunt 
afflictis parcere, vindictae Ienitatem admiseere, non dominationem et ser
vos sed Rectorem et cives cogitare, habere subjeetos in oeulis. Tarn prin

. cipi exos& esse debent multa supplicia quam medico funera. Ars enim ac 
laus gubernantis aervare potius quam perdere deacendendo ad extrema." 

, Dasselbe hängt historisch mit der Vorstellung des ?rlittelalters zu· 
sammen, dasz das Blutgericht ein specifisch königIiclles Gericht sei. 
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au~h das Ermessen des Staatsouerhauptes, oder selbst 
wo dieses Recht nur durch ein Specialgesetz ausgeübt 
werden darf, des Gesetzgebers beschränkt. 10 

Dagegen ist jede Cabinetsjustiz als unzulässig ver
worfen. ll . 

In der neuern Republi k ist die Gerich tsbarkeit gewöhn
lich völlig getrennt von der Regierung und selbst die for
melle Unterordnung der Gerichte unter diese aufgehouen.l'! 
Von der frühern Justizhoheit auf Seite des Staatsoberhauptes 
ist dann wenig mehr zurückgeblieben, als zuweilen ein Ein
flusz auf Besetzung der RichtersteIlen, der dann aber mehr 
zufällig erscheint, das Recht die Verfolgung VOn Verbrechern 
einzuleiten und die Pflicht, die Urtheile zu vollstrecken, 13 

10 Vgl. Zachariae §. 176. 
11 lIJontesquiru, Esprit des Lois VI. 5. In Deutschlanu war dieselbe 

schon in der Reichsverfassung verboten. W a h I c a p it u1. :XVI. §. 7: ,,'Vir 
wollen dem Processe dieser Reichsgerichte seinen stracken Lauf, auch kei
nem vor dem andern eingreifen ouer Pl'Ocesse avociren, viel weniger über 
die sententias und judicatas caroere von uoserm Reichshofrathe cognosciren 
lassen, dem Kammergerichte durch keine absonderliche kaiserliche Re
scripte die Hände binden - überhaupt dem Reichshofrath und Kammer· 
gericht keinen Einhalt thun, noch von andern im Reiche directe oder in
dil'ecte zu geschehen, gestatten." §. 8. "Insonderheit wollen wir an das 
Reichskammergericht für uns allein keine Instruction lloch Inhibitionen, 
t'ben so wenig auch in particulari an Unsern und des Reichs Kammer
richter in Justizsachen keine Verfiigung noch auch Rescripte auf Einsen
dung der Protocollorum pleni et seol\tum erlassen." 'Viener Schlusz

. acte von 1820 §. 29 und Bundesbeschlusz vom 7. Oct. 1830. 
12 Das Wort von l\lontesquieu (Esprit des Lois XI. 6): ,,11 n'y a 

point encore de Jiberte si la puissance de juger n'est pas separee de 11' 
pnissance legislative et de l'executrice. Si elle etait jointe a la puissance 
executrice, le juge pourrait avoir la force d'un oppresseur" fand in Nord
amerika einen fruchtbaren Boden, und es genügte den Nordamerikanern 
nicht, die eigentliche Rechtspflege unabhängig von der Regierung zu steI
len, sondern sie wollten die Gerichtsgewalt in jeder Beziehung von der 
Regierungsgewalt trennen und dieser als einer gleichen Staatsrnacht neben 
ordnen. Dieser Gedanke wUl'de d~nn auch in den neueren Schwei2:erver
fassungen nachgebildet. . 
. t8 Ausnahmsweise hat der Präsident der Vereinigten Staaten 
(Verf. II. 3) doch das Recht der S t rafm il d el'un g und Beg llad i gun g, 
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Achtzehntes CapiteI. 

6. 	 Die Finanzhoheit. 7. Die Oberaufsicht. 8. Die Sorge 
für die CuIturverhältnisse. 

6. Die Finanzhoheit. 

Die Sorge fiir Bestreitung der Staats bedürfnisse , und zu 
diesem Behuf die Verwaltung des Staatsvermögens, der Be
zug der Staatseinkünfte, die Verwendung derselben für die 
öffentlichen Bedürfnisse, der Voranschlag und die Staatsrech
llung ist wieder so organisirt, dasz der Regent an der Spitze 
dieser gesammten Verwaltung steht. In dieser Beziehung 
unterscheidet sich die Republik wenig von der Monarchie. 
Auch jene erkennt das Bedürfnisz einer einheitlich geregel
ten und ausgebildeten Verwaltung, und ist, wo es sich um 
diese handelt, nicht so eifersüchtig als wo die eigentliche 
Regierung ihre Autorität zu äuszern sucht. 

7_ D RS 0 bera ufsi ch t srech t. 

Das Recht zur Oberaufsicht unterscheidet sich von den 
übrigen Regierimgsrechten, dasz in ihm das befehlende, ord
nende und schirmende, d_ h. das eigentliche RegierungseIe: 
ment nur mittelbar in zweiter Linie, in erster dagegen nur 
die receptive Eigenschaft der Kenntnisznahme von den 
bestehenden Zuständen offenbar wird. Die Oberaufsicht er
streckt sich daher auch über den Organismus und die Thä- . 
tigkeit der Staatsbehörden und Beamten hinaus auf Verhält
nisse und Personen, welche wesentlich selbständig und von 
der Anordnung des Staates unabhängig sind. 

Im Allgemeinen ist die Staatsgewalt berechtigt, von al
len . Erscheinungen Kenntnisz zu nehmen, welche in dem 
Staatsgebiete sichtbar werden, insofern die Interessen oder . 
auszer im Fall der Anklage gegen die Staatsverwaltung; ebenso der fran; 
zösi,sche Präsident (Verf. §. 115), nicht aber die schweizerischen Re
gierungen. 
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das Recht des Staates durch dieselben betroffen werden. Die 
Regierung musz dafür gleichsam ihr Auge offen haben, ~a
mit sie rechtzeitig veranlaszt werde, die angemessenen Masz
regeln einzuleiten und anzuordnen, um Schaden von dem 
Staate abzuwenden und die Wohlfahrt desselben zu fördern. 

Das Institut der königlichen Sen d bot e n in der frän
kischen Monarchie und die statistischen Bureaux in un
sern Tagen sind Einrichtungen, welche zur Ausübung dieses 
Rechts dienen; auch die erstere d. h.. Absendung von Re
gierungscommissarien in die verschiedenen Provinzen und 
Kreise, um sich auszerhalb der gewöhnlichen bureaukrati
sehen Ordnung durch persönliche Anschauung von den Zu
ständen zu unterrichten, darf dem modernen Staat nicht 
fremd bleiben. Freilich soll sich der Staat davor hüten, in 
die Geheimnisse des Privat- und Familienlebens sich einzu
drängen, und die persönliche Freiheit durch eine unwürdige 
und belästigende Aufpasserei und Spionerei zu stören und 
zu beängstigen; auch darf der Staat nicht unerlaubte Mittel 
wählen, um die Aufschlüsse zu erhalten deren er bedarf, 
und das Aufsichtsrecht, das ihm zusteht, nicht zu einer Be
vormundung steigern, die ihm nicht zukommt. 

Im Besondern ist hervorzuheben die Oberaufsicht über 
die Gemeinden, Corpora tionen, Actien gesells chaf
ten und Stiftu'ngen; die Zustimmung zu deren Entstehung 
ist nöthig, wo öffentliche Interessen betheiligt sind, aber 
entbehrlich, wo die Verbindung der Individuen und die 
Stiftung ein rein privatrechtliches Dasein hat, ohne Bezug auf 
die Staatsordnung oder den öffentlichen Credit. 1 

8. Die Sorge rilr die·Culturverhältnisse. 

Dahin gehört die Beziehung des Staates zur Erziehung, 
die Sorge für die Schule und öffentliche Bildungsanstalten, 

Das römische Recht der Kaiserzeit beschränkt in diesen Dingen die 
Freiheit des Privatlebens mehr als das Interesse des Staats es erfordert. 

I 
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zur \Vissenschaft und Kunst, deren \Vesen zwar nicht vom 
Staate bestimmt wird, deren mächtigen EinfIusz auf die öf
fentliche \Vohlfahrt der Staat aber zu überwachen und in 
dieser Beziehung auf den rechten Bahnen zu erhalten Recht 
und Pflicht der Regierung ist. 

Aber auch das Verhältnisz des Staates zur Kirche ge
hört hierher, der gröszten und innerlich selbständigsten Ge
meinschaft in und neben dem Staate. 

Das neunte Buch ist diesen Beziehungen gewidmet. 

Neunzehntes, Capitel. 

9. Formen der Ausübung_ Verordnung und Befehl. 

Durch die bisher genannten Rechte wird der Inllalt der 
Regierungsgewalt keineswegs erschöpft. Jene sind einzelne 
Ausilüsse der 1\Iachtfülle, welche in dieser als einer uner
schöpflichen Quelle je nach dem Bedürfnisse des Staates 
fortsprudelt, und wenn dasselbe es erheischt, auch in neuer 
Richtung ausströmt. 

Formell wird die Regierungsgewalt ausgeübt: 
a) durch Erlassung von allgemeinen Verordnungen 

(jus edicendO; 
b) durch ErJassung von Anordnungen, Befehlen und 

Verboten im einzelnen Fall Uus jubendi). 
Von den ersteren war schon oben die Rede. t In dem 

letzteren Recht äuszert sich auch formell das eigentliche 
Wesen der Regierungsgewalt. Es ist eine krankhafte und 
schwächliche Vorstellung unserer Zeit, welche in der Regie
rung nur eine Verwaltung sehen will und die entschei
dende Kraft des staatlichen Befehls in einem vagen und 
schwankenden Einflusz und RaUl der Regierung abschwä
chen möchte. Soweit der Staat in seinem Rechte ist, darf 

I Buch V. Cap. 8. S. 302. 
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und soll die Regierung nicht blosz wünschen, ermahnen, 
empfehlen, sondern das Erforderliche bestimmt anordnen 
und ihren Anordnungen auch den Vollzug sichern.:1 Hieher 
gehören Befehle, Aufträge, Rescripte, Concessio
nen, Banne, V-erbote u. s. f. 

Beschränkt ist die Regierung in der Ausübung dieses 
Anordnungsrechtes durch die bestehende Ver fa s s u n g, G e
setzgebung und Rechtsordnung überhaupt, innerhalb 
welcher sie sich bewegen musz, die sie nicht verletzen darf. 
Veranlaszt wird sie zu ihrer Anordnung durch das Be
dürf~isz der öffentlichen Wohlfahrt, und bestimmt zu 
dem Inhalt derselben durch die Rücksicht auf die Taug
lichkeit der erlaubten Mittel zu dessen Befriedigung. 

Jene Beschränkung läszt sich mit Bezug auf die Regie
rungsgewalt leichter, auch äuszerlich eher festhalten , als ge
genüber der Gesetzgebung. Insbesondere sind die Gerichte 
innerhalb ihrer eigenen Competenz nicht gebunden, bei Ent
scheidung von Processen , Verordnungen oder Befehle der 
Regierung, welche, sei es formell, sei es in ,ihrem Inhalte, 
widerrechtlich sind, als rechtsgültig anzusehen und ihr Ur
theil darauf zu begründen. Vielmehr sollen sie, soweit ihre 
Competenz reicht, die bestehende Rechtsordnung auch wider 
den Willen der Regierung schützen. Auf der andern Seite 
aber dürfen. sich die Gerichte ebenso wenig zu Aufsichts
und Controlbehörden über die Regierungsbeschlüsse eigen~ 

mächtig erheben, noch sind gegen jede Verordnung oder 
jeden Befehl der Regierung ,. deren Form oder Inhalt einem 

2 Washington, von Natur jeder willkürlichen Staatsgewalt abge
neigt, hat dennoch dieses Bedürfnisz wohl gefühlt und scharf bezeichnet. 
Brief vom 31. Oct. 1786: "Sie reden davon, wir sollen unsern Einflusz 
ausüben, um die gegenwärtigen Unruhen in Massachusetts zu beschwich
tigen.. Ich weisz nicht, wo dieser Einflusz zu finden ist, und we~n er 
möglich wäre, wäre er denn für so arge Unordnung ein passendes Heil
mittel? Einflusz ist keineswegs Regierung." Vgl. Story, lll. 37. 
§, 114, 
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Gesetze zuwiderläuft, processualische Rechtsmittel zulässig. 
Eine Berufung von den Verfügungen der Regierung an die 
Gerichte ist somit in der Regel nicht gestattet. 3 

Die u n tel' n Regierungsbehörden dag~gen sind in der 
Regel verpflichtet, auch die dem Inhalte "'nach widerrecht
lichen Verfügungen der ihnen vorgesetzten Regierung inner
halb ihres Amtskreises zu befolgen, denn jene haben keine 
von dieser unabhängige Stellung, sondern sind ihr vollstän- ' 
dig untergeordnet. Aus diesem Grunde haben denn auch 
sie nicht die Verantwortlichkeit für solche Beschlüsse zu 
tragen, sondern nur die Regierung selbst, beziehungsweise 
das Ministerium, von welchem dieselben ausgehen. 

Ausnahmen von diesen Regeln können durch die Ver
fassung oder das Gesetz für einzelne Fälle begründet sein. 

Zwanzigstes Capitel. 

'10. Die Ausnahmsgewalt der Regierung. Staats-, 
nothrecht. 

Der Staat ist ein 'Wesen von so hoher Art, dasz die 
Erhaltung seiner Existenz, für welche zu sOl:gen die erste 
Pflicht der Regierung ist, im Nothfall auch eine wirkliche 
Verletzung des individuellen Rechtes und der ,bestehenden 
Ordnung zu rechtfertigen vermag. 'Wenn es wirklich gilt, den 
Staat zu retten und die Rettung nicht möglich ist ohne Ein
griff in vorhandene Rechte der Privaten oder selbst ganzer 
Classen ,der Bevölkerung, so kann und darf die Regierung 
nicht, um diese zu schonen, j€men untergehen lassen, son
dern soll, den Grundsatz vor Augen: "salus popuU supl'ema 
lex esto", alles das thun, was zur Erhaltung und Rettung 
des Staates nöthig ist. 

a Die genauere Erörterung diesel' Fragen wird unter Buch VllI. 
Cap. 5. folgen. 
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Darauf beruht die sogenannte Aus nah m s g e wal t, das 
No th rec h t der Regierung. Allerdings ist dieselbe nicht 
ohne Gefahr für Recht und Freiheit, und würde sie zur Regel 
erhoben für die Ausübung der Regierungsgewalt, so wäre 
das eine ab sol u te Gewalt, welche zur Tyrannei führen 
niüszte. Aber trotzdem ist dieselbe als Aus nah me in 
No th fäll en geradezu unentbehrlich, soll nicht das Ganze 
dem Theil g~opfert werden. Um das Schiff im Sturme zu 
retten, wird ein tüchtiger Capitän ohne Scheu das Eigen
thum seiner Passagiere den empörten 'Vellen preisgeben; 
um einer Armee zum Siege in der Schlacht oder zu sicherm 
Rückzuge zu verhelfen, wird der Feldherr einzelne Bataillone, 
wenn das das einzige Mittel ist, dem sichern Tode aussetzen. 
Der Staatsmann, der Regent kann nicht anders handeln, 
wenn die zwingende Noth über den Staat einbricht. 

Politisch begabte Völker haben das jederzeit anerkannt, 
und durch ihre Verfassung selbst zum voraus für eine solche 
Ausnahmsgewalt gesorgt. Das war der Gedanke der römi
schen Die ta t ur und jener berühmten Formel: Videant con
sules ne quiddetrimenti capiat respublica. In Venedig hat
ten ebenso einige wenige Räthe die Macht, in NothfäIIen 
dringende Beschlüsse zur Rettung des Staates zu fassen. Das 
ist der Sinn der Suspension der Habeas-Corpus-Acte 
in England, der Verhängung des Belagerungszustandes 
und des Standrech tes auf dem Continent. 

Weder Monarchien noch Republiken t sind davor sicher, 

I .Machiavelli zu Livius I. 34: "Republiken, welche in dringender, 
Gefahr nicht zur dictatorischen oder einer ähnlichen Gewalt ihre Zuflucht 
nehmen, werden bei Ereignissen von groszer Bedeutung zu Grunde gehen. 
Die römische Dictatur, so lange sie der Verfassung gemäsz gegeben und 
nicht mit Gewalt genommen wurde, war der Stadt immer heilsam." Die 
extreme Politik - und hierin haben die revolutionäre und die despotische 
grosze" Aehnlichkeit mit einander - war im Interesse nicht blosz des 
Staates sondern ihrer Partei herrschaft von jeher eifrig in der Benutzung 
und in übermässiger Ausdehnung dieses Rechtes; wie denn überhaupt die 
~enschliche Leidenschaft durch die Schranken des Rechts nur schwer 
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nie in solche Noth zu kommen. Dadurch dasz für die Aus· 
nahmsgewalt in der Verfassung nicht oder ungenügend ge· 
sorgt wird ~ und in manchen Staaten hat die Furcht vor 
l\fiszbrauch zu der Nichtanerkennung derselben verleitet 
wird die Noth selber dem Staate nicht erspart; die Mittel 
aber ihr zu begegnen sind erschwert. Energische Staats
männer, welche die Regierung des Staates leiten, werden 
freilich auch unter dieser Voraussetzung das Naturgesetz 
höher achten als die geschriebene Verfassung, und trotz ihrer 
legalen Verantwortlichkeit eher selber untergehen, als den 
Staat verderben lassen. Aber sie werden viel gröszere Schwie
rigkeiten zu überwinden haben, da auch die formelle Lega
lität ihrer Befehle und Anordnungen angefochten werden 

. kann, als wenn sie ausnahmsweise mit einer dictatorischen 
Gewalt ausgerüstet worden sind_ Schwächere Naturen wer· 
den dagegen nicht wagen, was die Noth fordert, zu thuD, 
und rettungslos wird der Staat der äuszern oder innern Ge
fahr erliegen. 

zurückgekalten wird. lIIi r a be a u hat die Allgewalt der französischen Na
tionalversammlung mit Hinweisung auf jenes Nothrecht vertheidigt (T hiers, 
Revol. franc. 1.150) in jener merkwürdigen Entgegnung an 1\Iaury: "Man 
fragt, seit wann die Abgeordneten des Volkes zur Nationalversammlung 
geworden sind? Ich antworte: An dem Tage, als sie den Zutritt zu ihren 
Sitzungen von Soldaten versperrt fanden und au dem ersten Orte, wo sie 
sich versammeln konnten, zusammen kamen, und schwuren eher zu ster
ben als die Rechte der Nation zu verrathen und aufzugeben. Unsere 
VOllmachten, von welcher Art sie vorher sein mochten, haben an diesem 
Tage ihre Natur verändert. Wie auch die von uns geübte 1\lacht beschaf
fen ist, unsere Anstrengungen, unsere Arbeiten haben dieselbe legitimirt, 
und die Zustimmung der ganzen Nation hat sie geheiligt. Ihr erinnert 
Euch alle an das Wort jenes gros zen Römers, welcher die legalen Formen 
verletzt hatte, um das Vaterland zu retten. 1\leine Herren, ich schwöre, 
dasz Ihr Frankreich gerettet habt." 1\Iit ähnlichen Gründen wurde frei
lich auch die Einsetzung eines Comite du Salut public (Wohlfa hrtsa us
schuss) unseligen Andenkens vertheidigt. Und Napoleon I. hat ebenso 
obschon mit besserem Rechte, seine Usurpation vom 18. Brumaire begrün
det. Insofern der Grund wahr ist, ist er auch Recht, wenn er bIoszer 
Vorwand und Lüge ist, dann ist er Unrecht. Las Cases, Mem. IV. S.302. 

I 
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2. Damit das Ausnahmsrecht zur Anwendung komme, 

IllUSZ eine wirkliche Not h, oder wenigstens eine d I' i n gen de 

Gefa h I' solcher Noth des Staates vorhanden sein. Das blosze 

Interesse an der höheren Wohlfahrt desselben rechtfer

tigt das.selbe keineswegs; denn wäre jenes schon genügend 

so würde die Ausnahme zur Regel erhoben, die allgemeine 

Rechtsordnung stäten Erschütterungen preisgegeben und die 

Freiheit jeder Sic,herheit beraubt. Für jelles zu sorgen ist 

die regelmäszige Pflicht der Regierung, aber zugleich soll 

diese Sorge mit Beachtung der bestehenden Rechte geübt 

werden. 


Einzelne Verfassungen haben für amtliche Constatirung 

solcher Noth nähere Bestimmungen getroffen, in der Absicht, 


, die Ausnahmszustände möglichst zu beschränken. In Rom 
war ein Senatsbeschlusz erforderlich, in Eng Ian d bedarf 
es sogar eines Parlamentsactes, durch den allein die Habeas
Corpus-Acte suspendirt werden kanil. 2 Nach der franzö
si sc h e n Verfassung von 1848 §. 106 kann der Belagerungs
zustand nur in den gesetzlich bezeichneten Fällen erklärt 
werden. Die preuszische (§.111) spricht nur von Krieg 
und Aufruhr als von Nothfällen, in denen einzelne Be
stimmungen der' Verfassung auszer Kraft gesetzt werden 
können. Die Praxis der Staatsmänner und der Minister hat 
sich indessen durch diese Beschränkung nicht von weitern 
nothwendig erscheinenden Maszregeln zur Rettung des Staats 
abhalten lassen. 

'Wo es an besondern Vorschriften fehlt, ist anzunehmen, 

dasz der Entscheid darüber dem Staatsoberhaupt zu

stehe, freilich in der constitutionellen Monarchie unter Ver

antwortlichkeit des contrasignirenden Ministers, schicklicher

weise auch nach Vernehmung des Staatsrathes. Dem Staats

oberhaupt und nicht dem repräsentativen Körper, welcher 
 •
theils in der Noth vielleicht nicht einmal anwesend ist, theils 


2 Blackston8 I. 1,2. 
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nicht den Beruf und die Fähigkeit hat, dringende momentane 
Bedürfnisse zu beurtheilen und die geeigneten Mittel für ihre 
Befriedigung zu bestimmen. Den Kammern aber gebührt 
auch hier die Controle über die Ausübung dieses immerhin 
bedenklichen Rechtes, welches leichter als irgend ein re·

•
gelmäsziges Recht der Regierung zu Gewaltthat und Unter
drückung, die durch keine N oth erfordert wird, miszbraucht 
werden kann, und in neu ester Zeit - vorzüglich in Deutsch· 
land - miszbraucht worden ist. 

3. Wenn nicht für Nothfälle eine besondere Magistratur, 
wie die römische D i c tat u r geordnet ist, so versteht es sich, 
dasz dieselbe nur von dem Staatsoberhaupte selbs~ 

nicht von untergeordneten Staatsbehörden ausgeübt 
werden darf. Nur wO ein augenblickliches Einschreiten, 
z. B. bei plötzlicher Ueberraschung durch eine feindliche 
Macht, unvermeidlich ist zu vorläufiger Vertheidigung des 

. Staats, können auch diese, 	ja sogar Privaten, wenn es noth 
thut, im Vertrauen auf die Billigung der Staatsregierung 
und unter Mittheilung des Geschehenen an diese zum Behuf 
näherer Befehle provisorisch handeln. 3 

4. Die Maszregeln werden durch den Zweck, d. h. 
die Abwendung des dem Staate drohenden Schadens sowohl 
bestimmt als begränzt. 

In der ersteren Beziehung ist es ein vergebliches Be· 
mühen, dieselben zum Voraus bezeichnen zu wollen. Die 
Noth kann eine Suspension und sogar eine Aufhebung po· 
litischer oder eine Verletzung von Privatrechten recht· 
fertigen. Die erstere, z. B. das Verbot von politischen Ver· 
sammlungen und Vereinen, die Suspension der Preszfreiheit, 
die Anordnung auszerordentlicher Gerichte wird, eben weil 
die Noth zunächst von politischer Natur ist, noch eher er
fordert, als die Verletzung des Privateigenthums oder die 

3 Zachariä, D. St. R. §. 152. Ein groszartiges, von dem Könige 
wohl gewürdigtes Beispiel hat der preuszische General Y or k 1812 gegeben. 
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Beschränkung ,des Geschäftsverkehrs und der Privatfreiheit. 
Dem höchsten Rechte der Existenz des Staats musz aber in 
der Noth jedes andere damit nicht verträgliche Recht weichen. 

Aus der zweiten Beziehung ergeben sich die natürlichen 
Schranken dieses Rechts: 

a) Die zu treffenden Maszregeln dürfen nicht härter, 
die damit verbundene Verletzung oder Beschränkung 
bestehender Rechte insbesondere nicht gröszer sein, 
als der zu erreichende Zweck es durchaus erfordert. 

b) Dieselben dürfen auch ni c h t I ä n ger dauern, als die 
Abwendung der Noth es erheischt. In manchen Staaten 
ist daher die dictatorische Gewalt durch bestimmte kurze 
Zeitperioden begränzt worden, um so der Gefahr, dasz 
die Ausnahmsgewalt bleibend und deszhalb zum Despo
tismus werde, zu begegnen. 

c) 'Vo blosz pro v is oris che JHaszregeln ausreichen, sind 
keine definitiven zu verfügen, und inimer musz der 
regelmäszigen Ge set zge b u n g das Recht vorbehalten 
sein, auch jene zu überwachen und für möglichst bal
dige und völlige Herstellung des gewohnten Rechtszu
standes zu sorgen. Das gilt ganz vorzüglich von pro
visorischen allgemeinen Verordnungen, welche wäh
rend des Nothstandes eingeführt werden. 

d) Niemals darf die Ausllahmsgewalt bis zur Aufllebung 
d er Ver an t w 0 r tlichk e i t der leitenden Minister auch 
für die Ausnahmsverfügungen ausgedehnt werden, denn 
das wäre keine JHaszregel wider die Noth, sondern die 
Ausbeutung der Noth im Interesse det' Willkür. Im Ge
gentheil je eingreifender das Nothrecht geübt wird, desto 
gröszer wird auch die Pflieht der handelnden Personen, 
für die Nothwendigkeit ihrer Maszregeln Rechenschaft 
zu geben: und die Verantwortlichkeit derselben zu 

tragen. 
e) In der Regel darf auf solchem Wege a ueh kein neu e s 
ß lu n ts chi i. allgemeines Stautsrecht. 11. 8 
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dauerndes Recht geschaffen, sondern es soll nur 
die Verletzung des vorhandenen Rechts aus Noth 
entschuldigt werden. "Rechte zu v erle tz e n kann wohl 
die Noth g~bieterisch erheischen, nie aber das U n re c h t 
formell (und dauernd) an die Stelle des Rechts 
zu setzen." 4 Das Ausnahmsrecht ist nur für den AuS'
nahmsstand da, nicht aber um neues Regelrecht 
zu schaffen. Daher ist die Begründung neuer Privat
rechte durch einen Machtsspruch , die Verhängung einer 
Strafe ohne richterliche Verhandlung und Beurtheilung, 
ganz besonders aber die dauernde Umgestaltung der 
Staatsverfassung in der Regel nicht als Ausübung des 
Nothrechts zu rechtfertigen. Indessen gilt das doch 
wieder nur als Regel. Soweit die wahrhafte Noth reicht, 
so weit musz auch das Mittel reichen ihr zu begegnen. 
'Wenn der Grund des Nothstandes in der Verfassung 
selber liegt und diese keine verfassungmäszige Hülfe 
darbietet - das aber ist in unseren von heftigen Revo
lutionen und Reactionen hin und her geworfenen Ver
fassungszuständen nicht selten der Fall -: so musz 
wer den Staat retten will, auch die nöthigen Aende
rungen in der Verfassung selbst vorläufig vornehmen 
und ins Leben führen. Den fortbestehenden Gewalten, 
beziehungsweise dem hergestellten Volks - und Staatskör
per steht es dann zu, auch diese Veränderung zu con
troliren und den vorübergehenden Eingriff in das be
stehende Recht als Fortbildung neuen Rechtes anzu
erkennen und gutzuheiszen. 5 

• 	Zachariä, D. St. R. 11. S. 153. 
i Der König Friedrich Wilhelm IV. von Preuszen hat im Jahre 1849 

und der Präsident Louis Napoleon hat am 2. Dec. 1851 sich auf diese 
Ausnahme berufen, jener, indem er die zweite Kammer aufhob und ein 
neues Wahlgesetz oktroyirte, dieser, indem er die Nationalv~rsammlung 
auflöste und dem französischen Volk eine neue Verfassung vorschlug. 



Sitbtntta ßurl). 
Der Staatsdienst und das eigentliche Regiment. 

Erstes Capitel. 

Di e Arten und die rech tliche Na t ur des Staa tsdienstes. 

1. Die Ausbildung des Begriffs des Staatsdienstes 
gehört vorzugsweise der neueren Staatsentwicklung an." Im 
Mittelalter war derselbe durch eine unpassende Beimischung 
privatrechtlicher , später auch absoluter Vorstellungen viel
fach getrübt. Der Ausdruck Staatsdienst bezeichnet gut die 
heiden Haupteigenschaften desselben, nämlich die Begrün
dung desselben durch einen besondern Auftrag der 
Staatsgewalt, sodann die Art desselben als eines dem 
Staate geweihten öffentlichen Dienstes. Nurwerjenen 
Auftrag empfangen und solche Functionen für den Staat zu 
üben hat, ist Staatsdiener (fonctionnaire pttblic). 

Ausgeschlossen sinn. somit die Mitglieder der gesetzge
benden Kammern, der Provincialstände, die Geschworenen, 
in der Regel auch Gemeindebeamte , Advocaten, blosze Pri
vatdiener des Monarchen, bei genauer Sonderung der Kirche 
vom Staat auch die Diener der Kirche, Bischöfe, Pfarrer 
u. s. f., sei es weil diese Personen nicht von der Staatsge
walt ihren Auftrag erhalten haben, auch wenn sie öffentliche 
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Functionen ausüben, sei es weil ihr Dienst nicht dem Staate 
angehört. 1 

2. Eine besondere Art des Staatsdienstes schlieszt sich 
an das Staatsamt an. Das Staatsarnt ist ein einzelnes 
Organ im Staatskörper mit einer besondern ihm eigenthüm
lichen staatlichen Function. Als solches bedarf es daher einer 
wenn auch beschränkten eigenen 'Villensbestimmung , um 
seiner Aufgabe in eigenthümlicher 'Veise Genüge zu thun. 
Erfüllt wird das Amt von der Person des Be amt e n, weI
cher in dem Amte individuell wirkt. Staatsbeamte im 
weitem Sinne heiszen daher diejenigen Staatsdiener, welche, 
obwohl in Anerkennung und Beachtung der Unterordnung 
unter das Staatsoberhaupt, dennoch mit fr ei e r SeI bs t
bestimmung die ihnen aufgetragenen öffentlichen Fune
tionen ausüben; in engerm Sinne aber nur diejenigen, denen 
eine 0 brig kei tliche Gewalt (imperium oder jurisdictio) 
die Ausübung eines eigentlichen Hoheitsrechts übertragen ist, 
im Gegp,nsatze zu denen, welchen keine Staats macht , son
dern ntlr ein Zweig der Staatscultur oder Staatswirthschaft 
und öffentlichen Pflege anvertraut ist. Die erstem heiszen 
S ta a ts b eam t e im engern Sinn, eig en t li eh e Staatsbe
amte, die letztem können wir mit einem guten alten Wort 
öffentliche Pfleger nennen. 

Zu den öffentlichen Pflegern gehören dann z. B. die Pro
fessoren und Lehrer an öffentlichen Schulen, die Directoren 
und Aerzte an öffentlichen Spitälern, Staatsärzte überhaupt, 
Staatsingenieure , aber auch manche Finanzbeamte : Cassiere, 
Domänenverwalter. 2 

Es können ihnen wohl einzelne staatliche Fllnctionen auferlegt 
werden. Dadurch wird ihr eigentlicher Charakter aber nicht geändert. 
Vgl. Welcker im Staatslexikon u. d. W. Staatsdiener. 

2 Schmitthenner, Staatsrecht S. 503. Der Ausdruck technische 
Beamte, den er den eigentlichen Regierungsbeamten entgegensetzt, und 
unter welchem er die Richter mitbegreift, würde besser für die obige 
Gattung von Staatsbeamten passen. 

I 
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Die eigentlichen Staatsbeamten sind entweder R egi e
rungs- oder Justizbeamte. Die erstern haben wirkliche 
Regierungsfunctionen auszuüben (imperium) und sind auf 
der einen Seite eben darum innerhalb ihrer Amtssphäre mit 
der Macht ausgerüstet, was sie für zweckmäszig und erfor
del'lich halten im öffentlichen Interesse anzuordnen, zu be
fehlen und ihren Befehlen Folge zu verschaffen, auf der an
dern Seite aber auch im Einzelnen hinwieder dem höheren 
Auftrage ihrer Vorgesetzten unterworfen und von diesen ab
hängig. Die Justizbeamten dagegen haben nicht die Macht, 
mit freiem Willen zu bestimmen, was ihnen das öffentliche 
I nteresse zu erfordern scheint, sondern nur die, das erkannte 
bestehende Recht auszusprechen und nach festen Rechtsregeln 
zu handhaben Uurisdictio), aber bei dieser Thätigkeit wer
den sie lediglich durch ihr eigenes ·Wissen und Gewissen, 
und nicht durch einzelne Aufträge der Staatsregierung ge
bunden und bestimmt. Im normalen Zustande sind vorzugs
weise die erstern zu liberaler, die letztern zu conservativer 
Thätigkeit berufen. 

3. Von beiden Arten der Staatsbeamten sind die Staats
angestellten \lnd die Amtsgehülfen zu unterscheiden. 
Sie sind zwar auch Staatsdiener, aber sie haben kein eigent
liches Amt, daher auch weder eine Amtsgewalt noch eine 
selbständige Amtssphäre, sondern sind lediglich Geh ülfen 
der ihnen vorgesetzten Beamten und von diesen abhängig j 
z. B. Kanzellisten , Aufseher in öffentlichen Anstalten, Fi
nanzgehülfen u. s. f. Zu dem Range von Staatsdienern sind 
sie erhoben, weil sie immer noch eine organische 'rhätigkeit 
im öffentlichen Dienste und insofern eine, wenn auch niedere 
geist.ige Function ausüben. Wenn auch diese zurücktritt, und 
die blosz me c ha n i sc h e Dienstleistung als Hauptsache er
scheint; 3 so hört auch die Eigenschaft eines St;'atsdieners 

3 Auf diesen Gegensatz hat Schmitthenner, Staatsrecht S. 503 
mit Recht aufmerksam gemacht. Wenn er aber die Staatsang-estellten 
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auf, ungeachtet dieselbe von dem Staate benutzt und gefor
dert wird. Lakaien, Portiers, Pedellen, Waibel, Gerichts
diener, Gensdarmen gehören zu dieser letzteren Classe, wel
che man füglich Staatsbediente nennen kann. Ihr Rechts
verhältnisz ist denn auch mehr nach Analogie der Bestim
mungen des Dienstvertrags im Privatrecht zu behandeln 
als nach den wesentlich staatsrechtlichen über den Staats

dienst. 
4. Ferner ist der Gegensatz zwischen Ci viI beamten 

und :MilitärsteIlen, zuerst von dem Kaiser Konstantin 
dem Groszen ausgebildet,4 auch in den modernen Staateu 
von Bedeutung. Als Staatsdiener sind nur die Officiere, nicht 
auch die Soldaten zu betrachten, weil nur jene ein Commando 
haben, und bei diesen überhaupt entweder die allgemeine 
Bürgerpflicht, Militärdienste zu leisten, oder die privatrecht
liehe Form der Werbung den Dienst begründet. Von den 
Civilämtern unterscheiden sich die l\lilitärstellen hauptsäch
lich theils durch die strengere Disciplin, den militärischen 
Gehorsam, theils dadurch, dasz ihre Functionen nur mittel
bar .obrigkeitlich, weil von sec und ä r e r blosz vollziehender 
Natur sind. 

5. Das Rechtsverhältnisz des Staatsdieners ist nicht, wie 
nian das früher wohl versucht hat, als ein privatrechtliches 
VertragsverhäItnisz aufzufassen, sondern es ist von wes e n t· 
lieh staatsrechtlicher Natur. Der Gesichtspunkt des 
:Mandats paszt darauf sowenig als der überdem unwürdige 
der Dienstrniethe. Weder die Begründung, noch der Inhalt, 
noch die Aufhebung des Staatsdienstes läszt sich aus dem
selben erklären. 

Subalternbeamte heiszt, BO wird damit nur die Unterordnung aus
gedrückt, die auch unter den wirklichen Beamten stattfindet. Man kann 
den Gegensatz auch bezeichnen Staatsbeamte und Amtsgehülfen. 

4 Vgl. oben Buch V. Cap. 1, S. 397. Gibbons Geschichte des rii
mischen Reichs Cup. 16. 
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Die Begründung desselben geschieht im öffentlichen In
teresse durch einen in Form und Inhalt Norm gebenden 'Vil
lensact des Staats, das Anstellungsdecret. 5 Man hat 
wohl diesen Act ein Specialgesetz genannt, ein Ausdruck, 
welcher indessen besser vermieden wird, da er in der Re
gel nicht durch den gesetzgebenden Körper, sondern in Mo
narchien durch den Monarchen, in Republiken auch etwa 
durch die Volkswahl geübt wird. Dieser Aet ist 'selbst in 
dem immerhin seltenen Falle, wo demselben eine U nterhand
lung und ein wirklicher Vertrag, z. 13. mit einem Ausländer, 
dessen Dienste ein Staat zu erwerben wünscht, vorhergeht, 
wesentlich ein ein sei ti g er Willensact der üb ergeo rd
neten StaatsgewaH, und nie kann aus jenem Vertrage eine 
Civilklage auf wirkliche Anstellung gegeben und das Decret 
etwa durch gerichtlichen Zwang dem Staate abgedrungen 
werden. Vielmehr berechtigt au eh dann ein solcher Vertrag 
nur zu einer Entschädigungsforderung von ganz privatrecht
liebem Inhalt, wenn das Anstellungsdecret von dem Staate 
nicht vollzogen werden sollte. 

~ Gönner, der Staatsdienst aus dem Gesichtspunkt des Rechts. 
Landshut 1808. - Zachariä, D. St. 136. Schmitthenner, Staats
recht S. 509 verwirft zwar jene legistische Auffassung mancher neueren 
Juristen, die sonderbar genug das römische Privatrecht für uns sogar in 
einem Verhältnisse als maszgebend ansahen, wo die Römer selbst in ihrem 
Staate nie daran gedacht, dasselbe anzuwenden; aber er behauptet doch, 
der Staatsdienst werde durch Ver tr a g, nur keinen obligatorischen ein
g:egangen. Dieser Vertrag nämlich "gehe der Bestallung als causa prae
cedens voran, wie der Investitur bei dem Lehen der Lehensvertrag" Aber 
diese Ansicht ist ebenfalls irrig. Vorhergehende Verträge der Art kom
men in der Wirklichkeit nur ausnahmsweise vor, denn die Anfrage, ob 
jemand ein Amt annehmen wüt'de, und die Zusage desselben bev\:irkt noch 
keinen Vertrag. Ein solcher Vertrag müszte somit fingirt werden, und 
dafür gibt es keinen Grund. 'Vo er aber ausnahmsweise vorkommt, da 
wirkt er auch nur privat· nicht staatsrechtlich, gehört also nicht hieher. 
Die Annahme der Anstellung, welche dieser nachfolgt, und die A bleh
nung derselben sind zwar freilich Willensacte des Individuums, welches 
das Amt übernimmt oder ausschlägt. Aber sie ändern den obrigkeit
lichen Charakter des Decretes nicht. 
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Das \Vesen ferner des Staatsdienstes liegt in den Fu n c
ti 0 n e n, welche vom Staate aus bestimmt werden und einen 
öffentlichen, organischen Charakter haben. Das Amt 
besteht nur, insofern der Staat zn seinem Leben seiner be
darf, in keiner Beziehung aber um des Individuums 
wi llen, welches dasselbe inne hat. Es kann daher auch 
seiner Natur nach nicht zu eigenem Privatrechte 
verliehen noch als solches Gegenstand des Privat
verkehrs werden. Wo derlei geschehen ist, wie im :Mit
telalter und spät noch in Frankreich, da war epen der Staat 
selbst noch in den Banden des Privatrechts gefangen und 
noch nicht zn vollem Bewllsztsein seines politischen Daseins 
gelangt. 

In der mit dem Amte verbundenen B es 01 dun g liegt 
allerdings ein privatrechtliches Element, aber dieses ist von 

untergeordneter Bedeutung. Es bestimmt das \Vesen des 
Staatsdienstes nicht. Daher· hat es auch zu allen Zeiten 
mancherlei Staatsämter uno Stellen gegeben, mit denen keine 
Besoldung verbunden war, ohne dasz darum der Staatsdienst 
seine Natur veränoert hat. 

Zweites Capitel. 

Anstellung der Staatsdiener. 

1. Die Erbl ichkeit der Aemter, im Mittelalter allent
halben in Europa eingeführt, wird in den modernen Staa
ten mit Recht eben so allgemein verworfen. Die Geschichte 
des Mittelalters hat unwiderleglich bewiesen, dasz die Erb
lichkeit der Aemter diese in He I' r sc h a f't e n umwandle, 
und so die Einheit und Ordnung des Staates auflöse. Die 
Functionen des Amtes erfordern überdem persönliche Befä
higung des Staatsdieners. Diese aber ist nicht erblich, son
dern individuell. Die Erblichkeit der Ansprüche auf das 
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Amt gewährt somit keine Garantie für die Tüchtigkeit des 
Beamten, und versperrt zum Schaden des Staates anderen 
fähigen Individuen den Weg zu öffentlicher Wirksamkeit. 

Nur ganz ausnahmsweise kommen daher in dem neuern 
Staate noch Erzämter, und gewöhnlich nur da vor, wo mit 
nenselben keine Functionen der Staatsgewalt, sondern nur 
Ehrenrechte verbunden sind, wie die Erbhofämter. 

2. In nen republikanischen Staaten sowohl des Alter
thums als theilweise auch der neuern Zeit, wie vorzüglich 
in der Schweiz, ist ein entgegengesetztes System, der Er
nennung auf bestimmte Zeitfrist, meistens von wenig 
Jahren, herrschend geworden, zuweilen mit, zuweilen auch 
ohne die Möglichkeit der Erneuerungswahlen. Für Gemein
neämter, welche in der Regel keine höhere Ausbildung er
fordern, und nur selten alle Kräfte eilles Menschenlebens 
absorbiren, ist dieses System wohl zu billigen. Für Staats
ämter aber, welche eine jahrelange Berufsbildung erheischen 
- wie das in unsern neuern künstlichen Lebensverhältnissen 
unumgänglich nöthig gew'orden ist - ist dasselbe mit gro
szen Nachtheilen verbunden. Es befördert nämlich, indem 
es dem .Ehrgeize Einzelner und den Parteiumtrieben Vieler 
einen willkommenen Spielraum eröffnet, ungemein den 
Wechsel der Beamten, untergräbt so die Sicherheit zahl
reicher, dem Staate geweihter Existenzen, und damit die 
Ruhe des Staates selbst, und hindert und stört vielfach die 
na~hhaltige und dauerhafte Wirksamkeit der Aemter. Diese 
Nachtheile werden durch den Vortheil, unfähige oder solche 
Beamte, welche das Vertrauen verloren haben, leichter zu 
entfernen und durch 1tfänner zu ersetzen, von welchen 
bessere Dienste gehofft werden, sicher nicht aufgewogen. 
'Veniger bedenklich ist dieses System indessen in einer Ari
stokratie, welche von Natur zur Stätigkeit und l\läszigung 
geneigt ist, als in einer Demokratie, welche ohnehin den 
Wechsel liebt, gerade darum aber auch eine natürliche Neigung 
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hat, die Aemter 11ur auf kurze Zeit zu besetzen. Für diese 
kommt die Gefahr hinzu, dasz der Staat die Dienste gerade 
der ausgezeichnetsten und tauglichsten Individuen entbehren 
mnsz, theils weil diese es vorziehen, einen andern sichereren 
Lebellsberuf zu wählen, theils weil der Wechsel der Stimmun
gen sie öfter ohne innern Grund aus den Aemtern entfernt. 

3. Die Freiheit des Individuums, ein Amt anzuneh
men oder auszuschlagen, zu welchem es berufen wird, 
ist als Regel anzuerkennen, nicht weil der Staatsdienst auf 
Vertrag zu gründen ist, sondern weil die Natul' eines indi
viduellen geistigen Dienstes einem directen Zwange nicht 
gehorcht, einer mittelbaren Nöthigung aber nur schwer und 
unvollständig sich fügt, vielmehr individuelle Freiheit als 
normale Quelle tüchtiger Wirksamkeit fordert, und weil kein 
Staatsbürger als solcher genöthigt werden kann, dem Staate 
besondere ausgezeichnete Opfer zu bringen. Diese Regel 
wird denn auch in den neuern Staaten fast überall anerkannt, 
in Republiken nicht minder als in Monarchien. I . 

Ausnahmen kommen gewöhnlich nur da vor, wo das 
Staatsamt sich dem Gemeindeamt annähert oder mit diesem 
zusammentrifft. Die geringeren Ansprüche, welche. hier an 
das Individuum gestellt werden, und das verbreitete Bedürf
nisz solcher Stellen haben den Gedanken an eine aUge
me i ne B ü I'ger p fl ich t in solchen Fällen annehmbar er
scheinen lassen. 2 

4. Die individuelle Fähigkeit zu öffentlichen Aemtern 
wird nach dem d eu ts ch en Beamtensystem näher geprüft, 
und nur solche Personen können zu denselben berufen wer
den, welche die Staatsprüfung bestanden haben. Dieses 

. I Auch in der Schweiz und in Nordamerika gilt die Regel. Für 
dIeses vgl. Story III. 37. §.120. Für Deutschland Zachariä D. 
St. §. 136; 

2 So wo eine Stadt zum Staate geworden wie die freien Reichsstädte, 
oder wo, wie im Kanton Appenzell das Sta~tswesen so einfach wie eine 
Gemeinde geartet ist. ' 
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System hat offenbar grosze nnverkennbare Vorzüge vor dem 
in den meisten andern Staaten noch geltenden Systeme, 
welches bei Anstellungen nicht an die Liste der geprüften 
Oandidaten gebunden ist. Einmal nämlich gibt es eine er
höhte Gewähr für gründliche Vorbildung und Berufstüchtig
keit, und überdem wehrt es in erheblichem Masze den un
gebührlichen Einflüssen des Parteispiels und der Hofintrigue. 
Es sichert die Laufbahn des Talentes, und entfernt zudring
liche und unwissende Bewerber. Nur darf dieses System 
nicht in pedantischer 'Veise behandelt werden, und sind auch 
die nöthigen Ausnahmen offen zu lassen, nicht blosz für 
Ausländer, deren Fähigkeit auch ohne· Staatsprüfung auf 
anderm 'Vege offenbar geworden ist, sondern allch für aus
gezeichnete Inländer. Gerade die am meisten begaLten Men
schen gehen oft einen eigenthümlichen Lebensweg, und da 
wäre es eine Thorheit, würde der Staat ihrer Dienste ent
behren müssen, weil sie nicht auf den gebahnten 'Vegen 
vorgegangen sind, sondern in schwierigeren Verhältnissen 
ihre Fähigkeit bewährt haben. Es gilt das vorzüglich für 
die Aemter, die eine erhöhte staatsmännische oder 
wis sen schaftlich e Be fä hi gu ng erfordern, wie l\1inister 
und Staatsräthe oder Professoren an Universitäten. Für solche 
Ausnahmsfälle läszt sich indessen leicht sorgen, ohne die 
Regel irgend zu gefährden oder zu schwächen. 

Ein anderer U ebelstand, der sich in Deutschland an • 
das im Uebrigen treffliche System angehängt und die Früchte 
desselben vielfach zerstört· hat, besteht darin, dasz die erste 
Anstellung sowohl der Aspiranten auf den Staatsdienst als 
das Vorrücken der Staatsdiener zu sehr nach mathematischen 
Rücksichten des Dienstalters bestimmt wird, und die aus
gezeichnete Qualität zu wenig in Betracht kommt. Gute 
Köpfe werden oft durch vieljährige fabrikähnliche Beschäf
tigung mit untergeordneten Diensten abgemattet, und wenn 
sie nach langen Mühen und Entbehrungen 'endlich aufwärts 
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steigen, und höhere geistige Anforderungen an sie gestellt 
werden müssen, so sind sie erlahmt und ihre beste Kraft 
erstorben. Auch dieses U ebel ist aber nicht in dem Wesen 
des Systems begründet, sondern nur eine Folge seiner bu
reankratischen Entartung, die dadurch hin wieder fortwäh
reüd genährt wird. 

Die Prüfung ist gewöhnlich eine doppelte, zuerst nach 
der Vollendung der Universitätsstudien eine theoretische, 
von den Professoren geleitete - eine Einrichtung, welche 
gut geleitet theils auf das Universitätsstudium wohlthätig 
zurückwirkt, theils der Befähigung der Examinatoren und 
der Examinanden durchaus angemessen, und durch andere 
Mittel nicht leicht zu ersetzen ist - sodann später eine pr ak
tische. Während dieselbe allgemeine wissenschaftliche Vor
bildung für Juristen und Verwaltungsmänner gefordert werden 
darf, wäre im Besonderen doch eine Scheidung je nach der 
besondern Richtung und Bestimmung der Candidaten entwe
der für die Regierung und Verwaltung oder für die Justiz 
zweckgemäsz, denn nur wenige Individuen werden zugleich 
für Gerichts- und für Verwaltungsstellen sich eignen, und leicht 
kann die Nöthigung, zu vielerlei Kenntnisse zu umfassen, 
der höhern Befähigung für eine bestimmte Art der staatlichen 
Berufsbildung Abbruch thun. In dieser Hinsieht ist die noch 
allzusehr überwiegende Rücksicht auf die eigentliche Juris
prudenz im Gegensatze zu höherer staatsrechtlicher und na• 
tionalökonomischer Bildung ein überliefertes Gebrechen der 
in Deutschland bestehenden Anordnungen. 3 

Für niedere Staatsanstellungen werden keine Staatsexa
men, sondern nur praktische U ebung, und insbesondere blosze 
Schreiberdienste gefordert. 

Weniger fest und wohlgeordnet sind die Anstellungs

a R. v. Mohl in der Zeitschrift für Rechtswissenschaft des Auslandes 
von Mittermaier XVI. S. 431 ff. Ed. Labonlaye de l'enseignement 
et du noviciat administratif en Allemagne in Wolowsky Revue XVII!. 
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verhältnisse in andem Staaten. InsbesondeL'e ist es ein Man
gel sowohl manchcL' constitutionellcl' Monarchien, als mancher 
Republiken, dasz häufig noch die Aemtcr nach bIoszen 
Parteirücksichten an die politischen Freunde und Günstlinge 
(ler jeweiligen Minister oder der einfluszL'eichen Parteihäup
ter vergeben werden, auch wenn dieselben das Fach, in 
dem sie arbeiten sollen, weder studirt noch sich darin geübt 
haben, mit Hintansetzung tüchtigerer Individuen. Jede Re
gierung, zumal in Zeiten bewegter politischer Kämpfe, wird 
zwar die politische Gesinnung der CHndidaten bei Anstellun
gen keineswegs auszer Acht setzen dürfen, will sie nicht 
sich selber verwunden und schwächen, aber wo die Partei
gunst oder Ungunst allein oder ,'ornehmlich entscheidet, da 
wird der Staatsdienst selbi't. n'rn~ll'hlii~igt, und Jer Zweck 
der Staatseinrichtungen tkll Sdnnmkungen und Leidcui'chaf
ten der Parteien prei~~"'(lx:1n, 

Für Richterämter I"~~;j- ~3il':;; l'~,,1i~lr.·n~~ in t:en mei"'ten 
Staaten richtige Grund$.ij;~;~(~ \n:,'l~;:"il'.i!~':;; ;n:..l' Cc:~"~iil:g:: p?bnldl1_ 

Hier ist denn auch dne .Jiuuri~~:;.d,l(.' ,\,>:{,u~~~;I1.~;: t'ru ~) oui.'n
bares Erfordernisz bei \tt'.t'lll. ZQa~~;;;'J,'~t~ l:t"$ m",:t'rueu Rt't'bt", 
dasz dasselbe weniger Ilb ~'i d~:l,;J~dll'U R~i.<.'.nrng&'idlen 
verkannt worden ist. 

5. Da die individuelle Tudlt:gkeü "He Ihupteigeni'chatl 
ist, welche von den Beamten ycrhmg:t werden mui'Z, diese 

~ 

aber nicht durch eine bestimmte Abstammung bedingt ist, 
so ist es als ein Fortschritt des neueren Stanks fcstzubalten, 
dasz der 'Veg, zu den Aemtern zu gchUlgt'll) allen Staats
b ü r ger n offen, und nicht mehr eim:t'lul'11 l insbesondere 
adeligen oder patricischen Classell, lHl&'eblien.lichoder 
vorzugsweise zugänglich ist. 4 

6. Dem deutschen Systeme eigellthümlich ist die 

4 Bayerische Verfassung IV. §. 4. und §. 5: "Jeder Bayer ohne 
Unterschied kann zu allen Civil-, Militär- und Kirchenämtern oder Pfrün
den gelangen." Französische von 1816. §. 3. Preuszische §. 4. 

http:Grund$.ij


126 Siebentes Buch. Der Staatsdienst und das eigentliche Regiment. 

Verwendung der Staatsamtscandidaten zu freiwilliger Aushlilfe 
als Prakticanten, Referendare, Auscultatoren in den Regie
rungsbureaux und bei den Gerichtsbehörden, welche man das 
No vi c i a t genannt hat. Sie folgt auf die theoretische Staats
prüfung, und bereitet sowohl die praktische Prüfung als die 
wirkliche Anstellung vor. Die Aspiranten auf den Staats
dienst erlangen auf solche Weise praktische Kenntnisse und 
Fertigkeit, und ihre Brauchbarkeit für das Amt wird weiter 
erprobt. Ein zu steifes Festhalten an solch äuszerer Stufen
ordnung, und ein pedantisches Schreiberwesen , welches sich 
an diese anschmiegt, fördern zwar wieder das Uebel der 
Bureaukratie,5 können aber, ohne die Vorzüge des No
viciates aufzugeben, wohl vermieden werden. 

7. Die Frage, wann die Anstellung beginnt, ist zwar 
schon mehrfach bestritten worden_ Erinnert man sich aber 
daran, dasz dieselbe ihrem 'Vesen nach ein einseitiger Act 
der Staatsgewalt ist, welche ein Individuum mit dem Amte 
betraut, so wird man unbedenklich antworten: Der Moment, 
in welchem dieser WiUensact als vollendet offenbar wird, 
d. h. die zu Protokoll genommene und unterzeich
nete Ernennung oder Wahl ist als Anfang der Amts
dauer zu betrachten, und von da an hat der Beamte nicht 
allein auf seine privatrechtliche Besoldung, sondern auch 
auf die Uebertragung der mit seinem Amte verbundenen 
staatsrechtlichen Befugnisse, wo er jener überhaupt noch 
bedarf, ein erworbenes Recht. Die :Mittl1eilung des Decrets 
an denselben, so wie die spätere Einweisung und Einklei
dung in das Amt sind nur Wirkungen der vollendeten An
stellung, und nicht die Vollendung dieser. 6 

& Martin Lu ther schon hat dasselbe wohl erkannt. Er heiszt die 
Bureaukraten "Leute die nur eine Handthierung ein Handwerk aus der 
Obrigkeit machen." ' 

6 Vgl. darüber den Streit zwischen dem Präsidenten Jefferson und 
dem obersten Gerichtshofe von Nordamerika bei Story III. 37. §.120. 
Jener behauptete: erst die Zustellung der Ernennungsurkunden an den 
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Drittes Capitel. 

Rechte und Verpflichtungen der Staatsbeamten. 

1. Der Beamte hat vorerst ein Recht, die mit seinem 
Amte verbundenen öffentlichen Functionen auszuüben. Die 
amtliche Ermächtigung, diese Befugnisse auszuüben, heiszt 
seine Competenz. 

Dieses wichtigste Recht ist von rein staatsrechtlicher 
Natur. Daher ist dasselbe auch mit der Verpflichtung, 
innerhalb dieser die erforderlichen Functionen auszuüben, 
unauflöslich verbunden, so dasz es "nicht VOn der Willkür 
des Beamten abhängt, ob er von seinem Rechte Gebrauch 
machen wolle oder nicht. Dasselbe ist ihm nicht zu belie
biger Disposition, sondern zum öffentlichen Dienste übertra
gen. Aus demselben Grunde hat kein Beamter dem Staate 
gegenüber ein dauerndes, in seiner Person begründetes Recht 
auf den Umfang der Amtscompetenz, noch auf die Form 

'seiner öffentlichen Geschäftsthätigkeit. Vielmehr ist er in 
beiden Beziehungen theils den Ordnungen der Gesetzgebung 
durch welche auch gegen seinen ·Willen Competenz und Ge
schäftsform geändert werden können, theils den Vorschriften 
seiner vorgesetzten Oberbehörde unterworfen. Es können 
ihm daher auch neue, zu seinem Amte gehörige Dienstlei
stungen aufgetragen werden, ohne dasz er sich solchem Auf
trage entziehen darf. Das Amt ist in seiner ganzen Existellz 

Beamten, nicht schon die Bestellung verleihe diesem das Recht. Dieser 
dagegen bewies ausführlich, dasz der Anstellungsact der Zustellung der 
Urkunde und der Annahme vorhergehe, und in sich alle Bedingungen der 
Wirksamkeit enthalte, so dasz der anstellenden Regierung von da an nicht 
mehr das Recht zustehe, die Anstellung ungeschehen zu machen. Za
chariä, D. St. §. 136. beschränkt die Wirkung der Anstellung auf die 
privatrechtlichen Folgen. Indessen ist diese Beschränkung weder nöthig 
noch richtig, denn eben als Staatsact (nicht als Privatvertrag) wirkt schon 
die beurkundete Ernennung, und die Verschiebung der Amtspflichten in 
Ausübung des Amts bis zur Einkleidung widerspricht der früheren Gültig
keit des Rechtes auch mit Bezug auf die Einweisung in das Amt keineswegs. 
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und Art abhängig von dem Staate, und in Folge davon das 
Amtsrecht und die Amtspflicht des Beamten nicht minder. 

2. Das Recht auf einen dem Amte gemäszen Ti t el und 
Ra n g steht zwar der Person des Beamten zu, aber auch 
dieses Recht beruht auf politischen :Motiven, und hat keinen 
privatrechtlichen Charakter. 

Eine Aenderung von beiden auf dem Wege der Ge
setzgebung ist daher wieder nicht als ein Eingriff in das 
Privatrecht zu verwerfen, sondern vollkommen zuläszig. Da
gegen kann der Rang und Titel auch über die Dauer des 
Amtes hinaus nachwirken, und so zu einem Privatrechte 
eines auszer Function tretenden Beamten werden. 

3. Das Recht auf Ersatz der Auslagen, die derBeamte 
im Interesse des Staatsdienstes gemacht, und des Schadens, 
den er im öffentlichen Dienste erlitten hat, ist eine rein pri
vatrechtliche Wirkung seiner Stellung, und steht besol
deten und unbesoldeten Beamten gleichmäszig zu. 

4. Dasz der Beamte auch für seine Dienstleistung selbst 
eine Vergütung zu fordern habe, versteht sich nicht eben 
so von selbst. Vielmehr hängt es von dem Staate ab, mit 
den einen Aemtern eine Besoldung zu verbinden, und 
andere u n b e sol d e t zu lassen. Im erstern Falle nimmt das 
Recht des Beamten, weil auf Geldleistung von Seite der 
Staatscasse gerichtet, wieder einen privatl'echtlichen Charak
ter an. 

:Man kann indessen in der Besoldung zwei Elemente 
unterscheiden, und in manchen deutschen Staaten findet sich 
diese Unterscheidung gesetzlich anerkannt und normirt in 
dem Gegensatze des Standes- und des Dienstgehaltes. 
Der erstere nämlich beruht auf dem Bedürfnisse eines dem 
Stande eines Beamten gemäszen Unterhalts, wofür der 
Staat zumal in den Fällen, wo er die Kräfte eines ganzen 
Berufslebens fordert, würdig zu sorgen eben so wohl eine 
dringende Veranlassung als ein Interesse hat. Der letztere 
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dagegen gründet sich auf den mit der wirklichen Ausübung 
des Amtes zusammenhängenden Dienstaufwand und die 
Repräsentationskosten. I Dieser Unterschied wird f'tir 
deu Fall wichtig, wenn Beamte aus dem activen Dienste 
in den Ruhestand treten. Dauert nämlich das Recht auf 
den Standesgehalt fort, so hören dagegen nur die Ansprüche 
auf den Dienstgehalt auf. Jenes ist somit in höherm Masze 
privatrechtlich, dieses enger mit dem Amte und den öffent
lichen Functionen in demselben verbunden. Wo an einzelne 
Functionen Sporteln ulld Gebühren geknüpft sind, die 
als besondere Emolumente den Beamten zufallen, da habeu 
diese jederzeit den formellen Charakter des Dienstgehaltes, 
auch wo sie materiell mitberechnet sind, für den Lebensun
terhalt des Beamten zu sorgen. Da aber dem Staate das 
Recht unverkümmert verbleiben musz, derlei Function'en 
lediglich aus dem Gesichtspunkte des öffentlkhen Interesses 
zu bestimmen, so musz hierin der Gesetzgebung freiere 
Hand in der Festsetzung und Abänderung solcher Gebühren 
gelassen werden; und nur die BiIligkeitsrücksichten treten 
ein, um die Gesetzgebung zu einer angemessenen Erhöhung 
der fixen Besoldung zu bewegen, wenn eine tief eingreifende 
Verminderung der Sportelbezüge angeordnet wird. Ein Pri
vatrecht auf eine genau entsprechende Entschädigung für 
solchen Verlust läszt sich nicht durchsetzen. 

5. Aus der privatrechtlichen Natur der Besoldung er
gibt sich das Recht des Beamten, insofern er ohne seine 
Verschuldung das Amt abzutreten genöthigt wird, für die 
noch nicht abgelaufene Amtszeit einen Ruhegehalt, Pen
sion, zu fordern. Als Grundlage dieser Forderung ist der 
Standesgahalt anzusehen, oder wo nicht zum Voraus eine 
derartige Ausscheidung getroffen ist, die Besoldung selbst, 
jedoch mit. einem den nun wegfallenden Dienstverrichtungen 

I Gönner a. a. O. S. 144. Beilage IX zur bayerischen Ve;f. 

§. 17-19. 
111 u n t s chi i, allgemeines Staatsrrrht. 11. 9 
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und Repräsentationskosten entsprechenden Abzug. Zweck
mäszig ist es, wenn das Gesetz genauere Bestimmungen 
über die Grösze und die Bedingungen solcher Pensionen 
zum voraus anordnet;. denn weun auch im Allgemeinen das 
Recht auf Pension in manchen Fällen schon aus den An
stellungsverhältnissen folgt, so ist doch das :Masz derselben 
ohne gesetzliche Norm im Einzelnen schwer zu bestimmen, 
und eine gerade hier mit mancherlei Nachtheilen verbun
dene Willkür kaum zu vermeiden. Ein ausgedehntes Pen
sionensystem kann zwar zu einer schweren Last für die Staats
casse werden, welche durch dasselbe zu Leistungen verpflich
tet wird, für welche der Staat keine entsprechenden Gegen
leistungen mehr empfängt. Aber so wenig bei unsern Zu
ständen Besoldungen entbehrt werden können für diejenigen 
Staatsämter , welche als Beruf ausgeübt werden, so wenig 
und aus den nämlichen Grii.nden ist ein entsprechendes Pen
sionensystem zu vermeiden. Im Verhältnisz zu andern Er
werbszweigen des Handels, der Fabrikation, der bürgerli
chen Gewerbe überhaupt ist die ökonomische Sicherstellung 
des Beamten und seiner Familie, einige seltene Fälle aus
genommen, eine beschrankte und meistens nur nothdürftige, 
und doch begehrt der Staat gewöhnlich gröszere Opfer und 
geistigere Bildung VOn seinen Beamten, und erfordert die 
Thätigkeit dieser höhere Geistesgaben und Arbeiten, als das 
bürgerliche Leben in der Regel von den :Männern der Indu
strie verlangt. Es ist daher Pflicht des Staates, die Existenz 
derer, welche ihm ihr Leben widmen, vor Noth und unwii.r
digem Mangel zu bewahren, und das ist ohne ein billiges 
Pensionensystem nicht möglich. Dem Volke aber wird die 
Last durch bessere Dienste der activen Staatsdiener vergolten, 
und das gröszere Uebel der Bestechlichkeit und Erpressung, 
welches dem Mangel sich anhängt, in seinem Ursprung ii.ber
wunden. 

Auf die hinterlassene Wittwe und die Kinder der 
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verstorbenen Staatsdiener die Sorge auszudehnen, dazu ist der 
Staat rechtlich nicht verpflichtet, denn das Amt ist höchstens 
auf Lebenszeit vergeben, und die Besoldung dafür daher auch 
nicht erblich. Aber in manchen Staaten besteht die heil
same Einrichtung. dasz auch dafür eine öffentliche Pensions
casse gegründet ist, welche vorzüglich aus Abzügen von dem 
Gehalte der Beamten genährt wird, und für deren Hinter
lassene nach oestimmten Verhältnissen Pensionen bezahlt. 

6. Die Pflichten des Beamten folgen grösztentheils 
schon aus seinen Rechten; überdem der Gehorsam, den 
er seinen Vorgesetzten schuldet, die Treue: die er dem 
Oberhaupte des Staates und dem Lande und Volke widmet, 
und das Geh ei m n i s z, das er zu beachten hat, aus seiner 
Stellung in dem Staatsorganismus. Der Dienst· und Amts
eid, der gewöhnlich von ihm gefordert wird, begründet lJicht 
erst diese Verpflichtung, sondern legt dieselbe ihm näher 
und bekräftigt sie. Er ist auch keine Bedingung der Amts
pflicht, noch eine Veränderung ihres Umfanges. 

Die Art des Gehorsams wird durch die besondere Natur 
des einzelnen Amtes näher bestimmt. Sie ist eine andere 
bei Regierungs-, eine andere bei Justizbeamten, weil die 
Unterordnung jener innerhalb des Regierungsbereiches stren
ger auch auf Abhängigkeit in materieller Hinsicht gerichtet 
ist, bei der Justiz dagegen materielle Selbständigkeit des 
Richters ein Erfordernisz einer gerechten Rechtspflege ist. 
Aber auch in der Amtssphäre der Regierung ist jener Ge
horsam kein absoluter, sklavischer, sondern durch die ,beste
hende Rechtsordnung und die Grundprincipien der Sittlich
keit näher begränzter und bestimmter. Im Einzelnen frei
lich gehört die Frage, ob und inwieweit der Beamte zum 
Gehorsam verpflichtet soi, zu cl en schwierigen. 

a) In formeller Beziehung versteht sich, dasz der 
Beamte nur die innerhalb der Competenz der Oberbehörde 
und in gehöriger Form erlassenen Befehle und Aufträge 
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derselben seinem Amte gemäsz zu vollziehen hat, dagegen 
Zumuthungen, welche auszerhalb der geordneten Amtssphäre 
liegen, und vielleicht aus bIoszen Privatgelüsten eines Vor
gesetzten entspringen, oder in ungehöriger Form, z. B. ohne· 
Unterschrift, wo diese erforderlich ist, erlassen sind, ableh
nen kann, denn er ist kein Privatdiener , sondern ein Staats
diener, und die Prüfung der formellen Beschaffenheit de.s 
Auftrags ist schon darum unerläszlich, weil daran allein seine 
Wirklichkeit und Rechtmäsigkeit zu erkennen ist. 

'Vo jedoch die Competenzfrage streitig und zweifelhaft 
ist, da kann es unmöglich in dem Ermessen des untern Be
amten stehen, diese Frage zu verneinen, wenn die vorge
setzte Behörde dieselbe bejaht, und dadurch die öffentlichen 
Functionen ins Stocken zu bringen. In solchen Fällen ist 
dem subalternen Beamten nur das Recht offen, und wo nach 
der Ueberzeugung desselben für die Rechtsordnung oder die 
Wohlfahrt des Staates Schaden aus rücksichtsloser Befolgung 
entstehen könnte, die Pflicht auferlegt, seine Bedenken der 
Oberbehörde vorzutragen, und die weiteren Entschlieszungen 
derselben nach erneuerter Prüfung abzuwarten. 

b) In keinem Falle ist der Gehorsam des Beamten so 
ausgedehnt, dasz er durch höheren Befehl angehalten wer
den kann, die obersten Principien der Religion und der 
Sittlichkeit zu verletzen oder an einem Verbrechen Theil 
zu nehmen. Jene zu verletzen, oder dieses zu begehen, 
kann niemals Aufgabe des Staates und der amtlichen FUIlC
tionen sein. Von dem S t a at sdie n e r darf nicht verlangt 
werden, was der Me n sc h zu verweigern durch göttliches 
Gebot oder der B ü r ger durch das Strafgesetz des Staates 
selbst verpflichtet ist. 

c) Der blosze gesetzwidrige oder ungerechte 
Inh alt einer Verfügung aber berechtigt den subalternen 
Beamten keineswegs zum Ungehorsam, sondern wieder 
nur dazu, die ihm nöthig scheinenden Vorstellungen der 
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Oberbehörde vorzutragen. Der Beamte darf voraussetzen, dasz 
diese nicht habe dem Gesetz oder der Gerechtigkeit zuwider 
handeln wollen. Es ist möglich, dasz sie die Sache selbst 
nie nach allen Seiten geprüft, die schädlichen Folgen einer 
Gesetzesverletzung übersehen, möglich dasz die bescheidene 
oder freimüthige Aufklärung darüber eine Aendernng des 
Auftrages zur Folge habe. Der Beamte darf nicht versäu
men, auch seine Oberbehörde wie den Staat selbst vor ei
nem .Miszgriffe zu bewahren, den jene später bereuen würde, 
wenn er das durch seine Berichterstattung zu erreichen ver
mag. Hilft aber diese nicht, und beharrt die vorgesetzte 
Behörde auf ihrer Instruction, dann ist Gehorsam Pflicht des 
Unterbeamten. Dann aber hat die Verantwortlichkeit dafür 
nicht dieser, sondern jene allein zu tragen. Die entgegen
gesetzte Annahme würde die Einheit der Staatsregierung 
auflösen und ihre Macht lähmen, und so für die Staatsord
nung weit verderblichere Folgen haben, als eine einzelne 
Gesetzwidrigkeit, für welche die befehlende Behörde verant
wortlich ist. 2 

Die Verfassungswidrigkeit der Aufträge ist zu
nächst, wo nicht besondere Vorschriften Ausnahmen anord
nen, ganz ebenso zu behandeln: und auch hier darf nicht 
zugegeben werden, dasz die Unterbehörde durch ihren 

2 Dieser Grundsatz ist auch in einzelnen Verfassungen ausdrücklich 
ausgesprochen; z. B. für Hannover 1833, §. 161: "In gehöriger Form 
erlassene Befehle vorgesetzter Behörden befreien sie (die Beamten) VOll 

der Verantwortung und übertragen dieselbe an den Befehlenden," und 
von ~Ieiningen §. 104. und von Altenburg §.37 geradezu: "Die Vel'
antwortlichkeit für jede gesetzwidrige Verfiigung haftet zunächst auf dem· 
jenigen, von welchem sie ausgegangen ist; Befehle einer höhern Behörde 
decken solche nur, wenn sie in gehöriger Form von dem cOlupetenten 
Obern ausgegangen sind, wodurch dann dieser verantwortlich wird." 
Gönner a. a. O. §.79 scheint die "gloria obsequii" uicht anders zu ver
stehen, obwohl er allerdings in der Begründung nicht glücklich den Be
amten zur "Maschine" macht; denn die Verpflichtung zur Remonstration 
gegen ungerechte Aufträge erkennt er an, und beschränkt die Pflicht öes 
Gehorsams doch in formeller uwl materieller Beziehllng. S. 208. 
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Widerstand gegen die Anordnung ihrer Obern die verfassungs
mäszige Unterordnung im Staate selbst zur Anarchie um
kehre und verderbe, weil sie vermeint, die Verfügung jener 
stehe in einem Widerspruch mit einer einzelnen Verfassungs
bestimmung. 

7. Der Geist der Tl' eu e reicht weiter als die Pflicht 
des Gehorsams. Diese wird erfüllt, wenn der Beamte die 
erhaltenen Aufträge in Form und Inhalt vollzieht. Jene aber 
bindet und hält ihn in seinem übrigen, freien Wirken. Wenn 
gleich die Treue nicht mehr wie vormals in der mittelalter
lichen Lehensverfassung als das vorherrschende Lebensprincip 
der Staatsordnung betrachtet werden kann, vielmehr in dem 
modernen Staate theils durch die Gesetzgebung die Befug
nisse der Aemter schärfer bestimmt sind, theils die politische 
Thätigkeit des Beamten weniger von der persönlichen Ver
bin~ung mit dem Oberhaupte des Staates als vielmehr von 
den Bedürfnissen des Staates ihren Anstosz und ihre Rich
tung empfängt, so ist doch die Treue auch in dem modernen 
Staatsleben kein veralteter und kein entbehrlicher Begriff. 
Es beruht noch auf ihr der moralische Zusammenhang und 
die Harmonie des Beamtenorganismus groszentheils. 

Der Beamte, welcher in einzelnen und sogar in wich
tigen Beziehungen eine andere politische Ueberzeugung hat 
als seine Obern und diese unter Umständen ausspricht, ver
letzt zwar die Treue nicht schon aus diesem Grunde. Aber 
wenn er sich mit den dauernden Grundprincipien, 
worauf die Staatsregierung beruht, im Widerspruch befindet 
und als Feind jener handelt, wenn er z. B. in der Monar
chie sich als Republikaner erklärt und für die Einführung 
der Republik arbeitet, oder umgekehrt in der Republik als 
Beamter für die Monarchie wirkt , dann verletzt und bricht 
er das Band der Treue, das ihn als ein Glied eines einheit
lichen Staatsorganismus mit diesem verbindet. Ebenso wenn 
der Regierungsbeamte an systematischer, d. h. consequent 
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auf Sturz oder Lähmung der Regierung gerichteter Opposi tion 
Theil nimmt, so ist das ein Treubruch, den keine Regierung 
dulden kann, wenn sie nicht an innerm Zwiespalt zu Grunde 
gehen will. 3 Die systematische Feindschaft der Beamten ge
gen das Ministerium, wie wir dieselbe in Deutschland hier 
und da erfahren haben, ist, auch wenn im Einzelnen kein 
Ungehorsam vorliegt, Auflösung des Treuverhältnisses und 
Anarchie. Nicht die abweichende und selbst nicht die feind
liche Gesinnung ist ein Treubruch, denn diese kann das 
Individuum in sich verschlieszen und dennoch in amtlicher 
Stellung seine Pflicht in weitestem Umfang in guten Treuen 
erfüllen, aber die Bethätigung solcher Gesinnung im Staate 
ist es, denn dabei kann weder die nöthige Harmonie der 
Staatsgewalt noch ihre Sicherheit bestehen. Ist daher der 
Gegensatz zwischen der Ueberzeugung des Beamten und 
dem Staatsprincip oder der politischen Richtung der Regie
rung so schroff und unversöhnlich geworden, dasz jener sich 
durch sein Gewissen gedrungen fühlt, seine Feindschaft durch 

. Wort und That zu üuszern, und nicht mehr in Treuen die
sem Staate zu dienen und seinen Obern sich unterzuordnen 
vermag, dann kann er diesem innern Conflict der U eberzeu
gung und der Amtstrelle als ein ehrlicher Mann schwerlich 

3 Was hin g ton (in der Vorrede Gu izo ts zu seinem Leben. I. c. 
XXIII.): "So lange ich die Ehre haben werde, die öffentlichen Angelegen
heiten zu leiten, werde ich nie mit Wissen an irgend eine wichtige Stelle 
einen Mann setzen, dessen politische Maximen mit den allgemeinen An
sichten der Regierung in Widerspruch sind. Das wäre meines Erachtens 
politischer Selbstmord." Wie lebhaft auch deutsche Staatsmänner das 
Verderben empfunden haben, welches dem Staate ein untreuer Beamten
stand bereitet, zeigt folgende Aeuszerung des Ministers Stein (Leben deB
seIben von Pertz II, S. 501): "Der Frechheit und Verwilderung in der 
Stimmung, besonders des gröszten TheiIs der öffentlichen Beamten, wird 
nicht anders entgegengewirkt werden können, als durch sehr strenge Masz
regeln, plötzliche Entsetzungen, Verhaftungen, Verbannungen uach klei~en 
Orten der Menschen so sich bemühen schädliche Meinungen zu verbreiten 
oder die Beschlüsse der Regierung zu untergraben." 
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anders entgehen, als indem er auf ein Amt resignirt, in 
welchem er die Treue nicht halten kann. 

Eine fernere Wirkung der Treuverbindung des Beamten 
ist es, dasz derselbe ohne die Zustimmung des Staatsober
hauptes nicht zugleich einem fremden Staate dienen, 
noch Orden, Pensionen und ähnliche Auszeichnungen, wel
che auf eine engere Beziehung zu einem auswärtigen Fürsten 
oder Lande schlieszen lassen, annehmen darf. 

8. Das Diens tgeh eimnis z, die Am ts versch wie
genheit, zu welchen die Beamten regelmäszig verpflichtet 
sind, ist nicht absolut zu verstehen, sondern nur insoweit 
zu beachten, als durch l\Iittheilung von Thatsachen, zu deren 
Kenntnisz der Beamte in seiner amtlichen Stellung gelangt 
ist, dem Staate oder den Individuen Schaden zugefügt würde, 
oder als nicht eine höhere Verpflichtung dieselbe nöthig 
macht. Eine pedantische Ausdehnung des Geheimnisses über 
diesen Bereich und eine frivole Ausplauderei sind die beiden 
entgegengesetzten Klippen, die zu vermeiden sind. 

9. Das Interesse an der Bewahrung der öffentlichen Ord" 
nung begründet das Recht des Staates gegen Beamte, welche 
ihre Pflicht vernachläszigt oder verletzt haben, einzu
schreiten, und die nöthigen Zwangsmittel oder Strafen 
zu verhängen. In dieser Beziehung wird zwischen den ei
gentlichen Amtsverbrechen und Amtsvergehen, wel
che der strafgerichtlichen Verfolgung und Bestrafung 
unterliegen, und andern Amtspfichtverletzungen, wel
che dem Disciplinarverfahren anheim fallen, unterschie
den. Für jene ist der Standpunkt der öffentlichen Gerech
tigkeit entscheidend, für diese die Rücksicht auf die Staats
wohlfahrt überwiegend. Der allgemeine Gegensatz von Ge
richt und Policeigewalt kommt hier zur besondern Anwen
dung. Die erstern werden nach den Normen der gemeinen 
Strafgesetze und in den Formen des gewohnten Strafprocesses 
beurtheilt. Nur in zwei Beziehungen hat die Rücksicht 



Drittes Capitel. Rechte und Verpflichtungen der Staatsbeamten. 137 

auf die Interessen des Staates verschiedene Modificationen 
hervorgerufen; einmal insofern die strafamtliche Verfolgung 
eines Beamten wegen eines Amtsverbrechens oder Amts
vergehens an die Vorbedingung einer Anordnung oder Zu
lassung einer höheren Regierungsstelle oder einer eigens da
für ermächtigten Staatsbehörde geknüpft ist, also nicht durch 
die gewöhnlichen Gerichtsstellen von Amtswegen eingeleitet 
werden darf, und zweitens indem für die Beurtheilung der 
Beamten besondere Gerichtshöfe angewiesen sind. 4 

Das Disciplinarverfahren ist ausgedehnter und hält auch 
in den Fällen die Ordnung des Amtes aufrecht, wo der 
Strafrichter keinen hinreichenden Grund finden kann, in 
dem Beamten den Verbrecher zu erkennen. Ein freispre
chendes Urtheil desselben befreit somit den Beamten kei
neswegs von der Gefahr einer disciplinarischen Ahndung 
seines den öffentlichen Bedürfnissen und Pflichten des Amtes 
widersprechenden Benehmens. Das Diseiplinarverfahren er
streckt sich auf alle, auch auf die geringsten Dienstvergehen, 
und jede Vernachlässigung der Amtspflicht. Ja sogar das 
Pl'ivatbenehmen des Beamten auszerhalb des Amtes ist dem
selben insofern unterworfen, als dasselbe auf die Ehre und 
das Vertrauen, deren der Beamte um des Amtes willen be
darf, einen nachtheiligen Einflusz äuszert.;; 

Die Strafmittel des Disciplinarweges sind entweder blosze 

• Ba ye ri s c h e s Edict über die Verhältnisse der Staatsdiener §. 16. 
Die preuszischen Verordnungen vom 10. und 11. Julius 1849 unter· 
scheiden zwischen Amtsverbrechen und bIoszen Dienstvergehen, und ent
halten ausflihrliche Vorschriften über das Disciplinarverfahren in den 
Fällen der letzten Gattung. Die erstere bezieht sich auf die Dienstver
gehen der Richter, die zweite regelt das Verfahren gegen die nichtrichter
lichen Beamten. Vgl. Dollmann Artikel Amtsverbrechen und Amts· 
vergehen in Bluntschli's Deutschem Staatswörterbuch. 

~ Preussische Verordnung von 1849. §. 1: "Zu diesen Pflichten 
(des Beamten) gehört, dasz der Beamte sich durch sein Verhalten in und 
auszer dem Amte der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens wür
dig beweise, die sein Beruf erfordert." 



_ 138 Siebentes Buch Der Staatsdienst und das eigentliche Regiment. 

einfache Ordnungsstrafen, wie die Warnung, der Vel'
weis, eine beschl'änkte Geldbusze oder Strafen, wel
che die Einstellung (Suspension) im Amte, die Ver
setzung des Beamten auf eine andere Stelle, unfreiwil
lige Versetzung in den Ruhestand oder die Entlas
s u n g zur Folge haben. Zu den ersteren sind schon die vorge
setzten Behörden gewöhnlich ermächtigt, ohne ein eigentliches 
processualisches Verfahren, die letztern dagegen treffen auch 
die Rechte des Beamten so schwer, dasz zum Schutze desselben 
vor willkürlicher und ungerechter Verfolguug processualische 
Rechtsmittel unerläszlich sind, In manchen Staaten kann 
die Strafe der Entlassung sogar nur von den gewöhnlichen 
Gerichten und nur die der Suspension oder Versetzung und 
Pensionirung auch von höhern Aufsichtsbehörden verhängt 
werden. Allein die ausschlieszliche Competenz der Gerichte, 
welche zwar wohl bernfen und fähig sind, die verbrecheri
sche That eines Beamten wie eines Bürgers zu erkennen und 
zu beurtheilen, aber immer in dem Angeklagten voraus den 
Menschen, nur nebenher auch den Beamten sehen, und 
auszer Stande sind, auch die staatsrechtlichen Bedürfnisse 
des Amtes in ihrer vollen Macht und die verderblichen 
Wirkungen, welche ein ungehöriges Benehmen eines Be
amten für die Einheit und Harmonie der Staatsgewalt hat, 
in ihrem vollem Umfang zu überblicken und zu ermessen, 
ist keineswegs zu billigen. Wo dieselbe angeordnet ist, da 
hat das Interesse des jeweiligen Beamten über das des 
bleibenden Amtes und des Staates, und in Wahrheit das 
Privatrecht über das Staatsrecht den Sieg erfoch
ten. Nur einem Gerichtshofe, welcher schon in seiner Zu
sammensetzung Garantie dafür darbietet, dasz er auch die 
staatsrechtlichen Momente, die hier in Betracht kommen, 
zu würdigen wisse, kann ohne Schaden für den Staat eine 
ausschlieszliche Competenz für solche Fälle eingeräumt wer
den. Gibt es einen solchen nicht, so musz den böhern Auf
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sichtsbehörden das Recht verbleiben, unwürdige oder untaug
liche Beamte nöthigenfalls aus dem Amte zu entfernen. 6 

Viertes Capitel. 

En d e des S taa tsdiens tes. 

1. Da der Beamte um des Amtes willen ernannt wird, 
nicht dieses um der Person des Beamten willen be
steht, so zieht die Aufhebung des Amtes von Rechtes 
wegen auch das Ende des BeamtenverhäItnisses für das In
dividuum nach sich. Ueber die Fortdauer und Art des Amtes 
wird nur nach Gründen der öffentlichen Wohlfahrt entschie
den. Die privatrechtlichen Ansprüche· des angestellten Be
amten abel' auf den· Standesgehalt werden durch die staats
rechtliche Aufhebung des Amtes nicht beseitigt. Vielmehr 
hat derselbe auch nachher auf so lange ~inen Anspruch dar

. 	auf, als er, hätte das Amt fortgedauert, in demselben auch 
ein Recht auf die Besoldung gehabt hätte. 

2. Wie die Freiheit der Annahme oder Ablehnung eines 
Amtes als Regel gilt, so ist auch die Freiheit der Resig
na ti on als Regel des neueren Staatsrechtes nun anerkannt, 
obwohl allerdings aus jener' nicht ohne weiters auf diese 
geschlossen werden kann, denn aus der Freiheit eine Ver
pflichtung auf sich zu laden, folgt nicht die Freiheit, eine 
übernommene Verpflichtung wieder abzuschütteln. Aber wo 
die geistige Kraft und die gemüthliche Stimmung des Indi
viduums, die durch Zwangsanstalten nicht nach Belieben er
zeugt werden kann, so sehr in Betracht kommt wie bei den 

, Preuszische Verordnung vom 11. Julius 1849 §.20: "Die Dienst
entlassung mUBZ insbesondere dann erfolgen, wenn der Beamte die Pflicht 
der Treue verletzt oder den Muth, den sein Beruf erfordert, nich t 
bethätigt, oder ~ich einer feindseligen Partei uahme gegen die 
Staatsregierung schuldig gemacht hat. U 
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öffentlichen Aemtern, da frommt auch eine blosze erzwun
gene Fortsetzung des Dienstes dem Staate nicht. t Wo da
gegen schon die Annahme eines Amtes Bürgerpflicht ist, da 
ist es auch die Fortsetzung des Dienstes wenigstens während 
einer bestimmten Zeitperiode. :.! 

Die Resignation bewirkt indessen nicht ohne weiters die 
Auflösung der Amtspflicht. Der Beamte darf das Amt nicht 
nach W"illkür verlassen, das wäre Desertion. Sie ist nur 
ein zureichender Grund, um die Staatsgewalt, welche das 
Amt verliehen hat, zu bewegen, dasselbe dem Beamten 
wieder abzunehmen. Erst die E nt las s u n g also von Seite 
des Staates befreit denselben von der Amtspflicht; und im
merhin verbleibt der Oberbehörde das Recht, nach dem öf
fentlichen Bedürfnisse den :Moment der Entlassung näher zu 
bestimmen. 

Die Entlassung in Folge einfacher Resignation des Be
amten hebt die aus dem Amte hervorgehenden Rechte, so
wohl die politischen als die privatrechtlichen , auf. 

3. Anders, wenn der Staatsdiener berechtigt ist die 
Quiescirung, Inruhestandsetzung, zu verlangen. In 
diesem Falle gehen wohl die eigentlichen politischen Amts
befugnisse für ihn verloren, nicht aber wieder die persön
lichen Ehrenvorzüge, als Titel und Rang, noch die Ansprüche 
auf Besoldung. Gewöhnlich wird das :Masz der Pension, 
auf welche derselbe einen Anspruch hat, je nach den Dienst-

I Pr e'u s zisch es Landrecht II. 10, §. 95: "Die Entlassung (auf An
suchen des Beamten) soll nur alsdann, wenn ein erheblich,er Nachtheil 
für das gemeine Beste zu besorgen ist, versagt werden." Bayerisches 
Edict von 1818, §. 22: "Der Staatsdiener kann zu jeder Zeit, ohne alle 
lIIotivirung, seine Entlassung aus dem Staatsdienste nehmen. Er verliert 
in diesem Falle den Stnndes- und Dienstesgehalt mit dem Titel und 
Functionszeichen. " 

2 Z. B. nach englischem Recht wird der Sheriff (scire-gerefa), der 
das Amt ein Jahr lang verwaltet hat, für die drei nächsten Jahre von 
der Verpflichtung frei, dasselbe zu übernehmen. BI a c k s ton e, Comm. 
1. 9, 1. 



141 Viertes Capitel. Ende des Staatsdienstes. 

und den Lebensjahren stufenweise bestimmt. Jenes Recht 
wird begründet theils durch hohes Alter (in Deutschland oft 
70, in Belgien 65 Jahre), verbunden mit langem Dienstalter 
(30-40 Jahre), theils durch früher eintretende Dienstunfä
higkeit, z. B. wegen Krankheit. Dasselbe versteht sich in
dessen nur dann VOn selbst, wenn durch den Staatsdienst 
selbst das Gebrechen herbeigeführt worden, welches den 
Beamten unfähig macht, denn unter dieser Voraussetzung 
ist der Staat aus allgemeinen Rechtsgründen verpflichtet, 
den Schaden zu vergüten, welchen sein Beauftragter in Folge 
der Ausübung seiner aufgetragenen Pflicht erlitten hat. 3 

4. Die Frage, ob und in welchen Fällen ein Beamter 
gegen seinen Willen aus dem Amte entlassen wer
den könne, ist in verschiedenen Staaten in neuerer Zeit ver
schieden beantwortet worden. In Deutschland wurde 
schon zur Zeit des deutschen Reiches unter dem Einflusse 
der gelehrten Juristen die privatrechtliche Seite'in dem 
Amte zu Gunsten der persönlichen Sicherstellung der Beam
ten mit groszem Nachdrucke hervorgehoben. Das Amt galt 
als ein in der Regel auf Lebenszeit verliehenes Recht, wel
ches VOn der Staatsgewalt nicht aus Gutfinden dem Beamten 
entzogen werden ,dürfe. Nur durch gerichtliches Urtheil sollte 
derselbe wegen Verletzung seiner Dienstpflicht entsetzt werden 
dürfen. 4 Es fehlte zwar nicht ganz an Stimmen, welche 
darauf hinwiesen, dasz auch eine ehrenvolle Entlassung zu
weilen aus Staatsgründen zu rechtfertigen sei, aber gegen 
Ende des vorigen Jahrhunderts wenigstens breitete sich die 

3 Bei Z ach a ri ä D. St. §. 142 sind einige Bestimmungen in deut
schen Ländern zusammengestellt. Ueber Bel g i e n vergl. Gesetz vom. 
31. Jul. 1844. 

4 Für den Reichshofrath wurde es in der Wa h I c a p itu la t ion von 
1792 ausdrücklich ausgesprochen §. 10: "Auch soll kein Reichshofrath 
seiner Stelle anders als nach vorhergegangener rechtlicher Cognition und 
darauf erfolgtem Spruche Rechtens entsetzt werden." Vergl. auch den 
Reic hs dep u tation s- Ha u ptsch 1us z von 1803, §. 591. 
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erstere :Meinung immer mehr aus, und es wurde dieser 
Grundsatz auch in manchen neuern Verfassungen wie ein 
Fortschritt der Freiheit und eine wichtige Garantie gegen 
Regierungswillktir proclamirt, theils iri D eu t s chI a n d, theils 
in neuerer Zeit auch in der Schweiz, obwohl da die mei
sten Aemter nur periodisch vergeben werden. 

In Eng la n d dagegen hielt das politische Parteileben 
schon das Bewusztseill wach, dasz das Amt vornehmlich um 
des Staates und nicht um des Individuums willen gegeben 
sei, und es wurde umgekehrt alles Gewicht auf die po li t i
sche Bedeutung des Amtes gelegt, daher der Grundsatz fest
gehalten, dasz das Staatsoberhaupt wie das Amt zu geben, 
so auch zu nehmen berechtigt und in der Freiheit dieser 
B.efugnisz nicht zu beschränken sei. Nur zu Gunsten der 
Unabhängigkeit der Richter wurde eine Ausnahme von die
sem Princip eingeflihrt. Unter Wilhelm IH. wurile zuerst 
bestimmt, dasz die Richter des gemeinen Rechts nicht wie 
früher "dnrantc bene placito" sondern "quamdiu bene ges
serint," d. h. auf W ohlverhal ten ernannt seien, aber auch 
ihre Entfernung wegen Nichtwohlverhalten dem immerhin 
staatlichen Ermessen des Königs und des Parlaments vorbe
halten.:! Auch das nordamerikanische Staatsrecht be
ruht auf diesen Grundsätzen. Eben so waren in Frank
reich die Regierungsbeamten von alter Zeit her willkür
lich entlaszbar, und nur für die Richter die Unabsetzbarkeii 
schon seit dem sechzehnten Jahrhundert zur Regel erhoben. G 

. In dem deutschen E;ystem ist zwar eine Uebertreibung 
der privatrechtlichen Rücksichten unverkennbar, aber wenn 
dasselbe davon entkleidet und der staatsrecht.liche Gesichts
punkt nach Gebühr beachtet wird, so hat es vor dem 

~Statut13, Will. III. eh. 3. Unter Geol'g III. wurde auch die 
frühere Erlöschung des Richteramtes durch den Tod des Königs auf
gehoben. 

G Vergl. Story III. 38, §. 228. 
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willkürlicheren System anderer constitutioneller Staaten nicht 
blosz den Vorzug, dasz es die Privatexistenz des Staatsdie
ners sichert, sondern ebenso den, dasz es auch die Ruhe 
des _Staatsorganismus vor Parteiumtrieben und launischer 
Gunst oder Ungunst schützt. 

Allerdings musz als Grundprincip anerkannt werden, 
dasz das Amt für den Staat da ist, und dasz geradeso wie 
der Staat die Aemter in seinem Interesse bestellt und über
gibt, er auch berechtigt sein musz, aus Gründen der 
S taatswo hlfahrt einem Beamten das Amt zu en tziehen 
und einer andern Person zu übertragen. Der Natur der 
Sache nach steht dieses Recht zunächst der n ä m li che n 
Per s 0 n zu, welche das Amt zu besetzen hat, somit im 
Zweifel dem Staatsoberhaupt. 7 Dasselbe musz auch in den 
Staaten anerkannt werden, in welchen die Absetzung nur 
durch die Gerichte ausgesprochen werden kann, soweit näm
lich der Entzug des Amtes rein politische und nicht 
auch privatrechtliche Folgen hat. 8 

Diese Regel erleidet indessen Beschränkungen, theils 
im Interesse einer von der Regierung unabhängigen Rechts
pflege, theils im Interesse der privatrechtlichen Ansprüche 
der Beamten auf eine gesicherte Stellung. In der erstern 
Beziehung wird in den Staaten, welche auf eine freie und 
selbständige Rechtspflege einen Werth legen, in neuerer Zeit 
meistens der Grundsatz anerkannt, dasz Richter gegen ihren 

. Willen durch die Regierung weder entlassen, noch anders
wohin versetzt, noch in den Ruhestand gelegt. werden 

7 Es ist inconsequent, wenn in Nordamerika das Recht der Absetzung 
von Beamten dem Präsidenten allein auch in den Fällen überlassen wor
den ist, wo die Anstellung auf der Mitwirkung des Senats beruht. Ge
setz von 1789, Story m. 37, §. 119. 

8 Zachariä §. 144. Indessen giebt es Staaten, welche diesen Grund
satz verkennen und so weit gehen, das Recht des Beamten auf seine 
Amtsbefugnisse als ein während einer gewissen Zeit überall nicht aus 
öffentlichen Gründen entzichbal'es a.ufzufassen. 
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dürfen, sondern es dafür entweder wie in England eines Par
lamentsbeschlusses, oder wie in Deutschland eines gericht
lichen Urtheils bedürfe. 9 

In der zweiten Beziehung sind verschiedene Fälle zu 
unterscheiden. Das Motiv nämlich zur Entfernung eines 
Beamten kann: 

a) 	in einem Verbrechen desselben liegen, woraus seine 
moralische Un wü rdigkei t für das Amt offenbar wird; 

b) in der erfahrungsmäszig hergestellten moralischen 
Untauglichkeit desselben, indem es ihm an dem 
nöthigen Fleisze oder an dem Muthe gebricht, dessen 
das Amt bedarf, ohne dasz er wirkliche Verbrechen 
begangen hat; 

c) in der geistigen Unfähigkeit desselben, die Auf
gabe des Amtes zu verstehen und die erforderlichen 
Functionen auf eine für den Staat nützliche Weise zu 
vollziehen, z. B. weil er das Gedächtnisz verloren ha~ 
blödsinnig geworden ist u. dgl.; 

d) in äuszern auszer der Person des Beamten liegenden 
Verhältnissen, welche seine Wirksamkeit im Amte 

B Bayerische Verf. VIII. §. 3: "Die Richter können nur durch 
einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit Verlust des damit verbundenen 
Gehaltes entlassen oder derselben entsetzt werden." Belgische §. 100: 
"Der Richter werde auf Lebenszeit ernannt. Ein Richter kann nur durch 
einen Urtheilsspruch seines Amtes beraubt oder für eine Zeit lang ent· 
setzt werden. Die Versetzung eines Richters kann nur in Folge einer 
neuen Ernennung und. mit seiner Bewilligung stattfinden." S pan i s c he 
§.66. Portugiesische §.120-123. Oesterreichische von 1849 §.101: 
"Kein vom Staate bestellter Richter darf nach seiner definitiven Bestel· 
lung, auszer durch richterlichen Spruch, VOn seinem Amte zeitweilig ent
fernt oder entlassen, noch auch ohne sein Ansuchen an einen andern 
Dienstort überwiesen oder in den Ruhestand versetzt werden. Diese letz
tere Bestimmung findet jedoch auf Versetzungen in den Ruhestand, welche 
wegen eingetretener Dienstuntauglichkeit nach den Vorschriften des Ge· 
setzes erfolgen, sowie auf jene Veränderungen im Richterpersonale, welche 
durch Aenderung in der Einrichtung der Gerichte nothwendig werden, 
keine Anwendung." Preuszische §. 87. 
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lähmen oder ihn des erforderlichen Vertrauens berauben' , 
ein Fall, der in Zeiten aufgeregter Leidenschaften oder 
bei Verwicklungen mit auswärtigen Mächten - ich er
innere an die Entlassung des ~inisters Stein aus Rück
sichten auf den Kaiser Napoleon I. - selbst bei einem 
Beamten eintreten kann, der seine Pflicht vollständig 
erfüllt hat, vielleicht gerade deszhalb, weil er es 
gethan. 

In allen diesen Fällen musz der Staat ein Mittel haben, 
durch Entfernung des Beamten sich selber vor öffentlichem 
Schaden zu bewahren; aber nur in dem ersten unter a) sind 
die Gerichte geeignet, nach den gewöhnlichen Regeln des 
Strafrechts das Urtheil auszufällen. Dieser Fall wird daher 
auch mit Recht dem gerichtlichen Verfahren allein über
lassen, und an die gerichtliche E n ts e tz u n g der Verlust 
VOn Titel, Rang, Besoldung und Pensionsanspruch als noth
wendige Folge geknüpft. 

Der zweite Fall unter b) eignet sich mehr zu dem Dis
ciplinarverfahren, welches nicht nothwendig und nicht 
im öffentlichen Interesse den gewohnten Gerichten zugetheilt 
wird, obwohl allerdings dafür gesorgt sein musz, dasz der 
Beamte sich frei vertheidigen dürfe. Je nach der gröszern 
oder geringern Verschuldung ist denn hier die Entlassung 
olme nachtheilige Folgen für die bürgerliche Ehre und die 
übrigen politischen Rechte des Entlassenen, aber mit dem 
Verlust aller aus dem Staat hervorgehenden persönlichen An
sprüche auf Besoldung - oder die Quiescirung mit einem 
den Verhältnissen gemäszen Ruhegehalte auszusprechen. Es 
ist klar, dasz der Regierung für diese freiere Hand gelassen 
werden: musz, als fUr jene, indem dieselbe die privatrechtli
chen Ansprüche des Beamten nicht verletzt, sondern zu
nächst nur seine öffentliche Stellung afficirt. 

Der dritte Fall unter c) rechtfertigt die Quiescirung, 
in der Regel aber nicht die E n t las s u n g, weil hier nicht 

Hlu n ts chi i, allgprncincs StöDtsrccht. 11. 10 
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eine Verschuldung des Beamten, sondern nur ein geistiger 
Mangel die Entfernung veranlaszt. r 

Der vierte Fall endlich d) begründet entweder die Quies
cirung oder die Versetzung auf einen andernPosten von 
wesentlich· derselben Be~chaffenheit unter Beibehaltung des 
gleichen Ranges und voller Besoldung. In beiden letztern 
Fällen sprechen allgemeine Rechtsgründe dafür, dasz die 
höhern Oberaufsichtsbehörden die Sachlage prüfen und das 
Nöthige einleiten, und da wo die Anstellung von dem Staats-, 
oberhaupte ausgeht, jedenfalls nicht ohne Gutheiszung und 
Befehl des Staatsoberhauptes die Entfernung ausgesprochen 
werde. 

Eine blosz willkürliche Entfernung nach Gutdünken der 
Regierung ohne Motive und ohne dem Beamten die Gele
genheit zu verschaffen seine Interessen zu wahren, wird zwar 
noch in manchen neuern Staaten geübt, widerspricht aber 
den Erfordernissen eines wohl geordneten Beamtenwesens. 

5. Eine blosz vorü bergehend e Einstellung, Sus
pension des Beamten kann zur Strafe verhängt oder nur 
als einstweilige J\faszregel durch ein öffentliches Be
dürfnisz gerechtfertigt werden. In jenem Falle kann diese 
Strafe in Folge des Strafverfahrens durch das Gericht oder 
in Folge des Disciplinarverfahrens. durch die cOInpetente 
Oberaufsichtsbehörde ausgesprochen werden. Sie hemmt die 
amtliche .'Virksamkeit des Beamten, und zieht gewöhnlich 
auch den Verlust der Besoldung für die Zwischenzeit oder 
wenigstens eines Theils der Besoldung nach sich. 

Als provisorische l\Iaszregel kann dieselbe schon durch 
das Gesetz zum Voraus für gewisse Fälle angeordnet sein, 
z. B. als Folge der Versetzung in den Anklagezustand wegen 
eines Verbrechens. Sie kann aber auch aus andern Grün
den im einzelnen Falle durch die Oberaufsicht getroffen 
werden, namentlich auch da, wo das Institut der Quiesci
rung nicht anerkannt ist, um einen verhaszt gewordenen 
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Beamten einstweilen der gegen ihn erregten Leidenschaft 
zu entziehen. Wo dieselbe nicht als Strafe zu betrachten ist , 
da dürfen die privatrechtlichen Ansprüche des Beamten dem
selben auch nicht entzogen werden. Freilich folgt daraus 
nicht, dasz er das Recht auf vollen Gehalt beibehalte, denn 
nur ein Theil desselben hat einen privatrechtlichen Grund~ 
wohl aber, dasz das Recht anf den Standesgehalt ihm un
versehrt bleibe. Auch wenn er während der Untersuchung 
wegen eines Verbrechens suspendirt worden ist, dauert vor
läufig dieser Anspruch fort, vorbehalten die gerichtliche Ein
behaltung des Gehaltes zur Sicherung . für Entschädigungs
forderung und Busze wegen des Vergehens, dessen der Be
amte beschuldigt ist. Erst das Strafurtheil selbst aber zer
stört für die Zukunft den Anspruch auf Besoldung. 10 

Fünftes Capitel. 


Das Staatsmin is ted um. 


1. Die Minister dienen dem Staatsoberhaupt, um das
selbe in den verschiedenen Richtungen seiner staatlichen 
Functionen zu unterstützen. In der constitutionellen l\Ionar
chie ist der König bei allen eigentlichen Staatshandlungen 
an die Mitwirkung des betreffenden für diese Handlung ver
antwortlichen Ministers gebunden. Aber auch in der Repu
blik, an deren Spitze ein Präsident steht, bedarf dieser 
regelmäszig der Mitwirkung von Ministern oder Staatssecre
tären. Nur hat er diesen gegenüber, da er die Verantwort
lichkeit in Person auf sich nimmt, eine noch freiere Stellung. 
Zwischen dem Staatsoberhaupt und den Ministern ist Harmo
nie der Ansichten nöthig, und es ist jederzeit ein l\Iiszstand, 
wenn dem Könige ein Ministerium aufgedrungen wird, zu 

10 Vgl. Zachariä. §. 145 gegen Heffter. 
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welchem er kein persönliches Vertrauen hat. Ein solcher 
innerer Zwiespalt lähmt die Wirksamkeit beider und schwächt 
die Regierungsmacht gerade da, wo sie am stärksten sein 
sollte, in ihrem Centrum. Die Wahl der .Minister soll daher 
dem Könige frei stehen, und weder ist die Beschränkung 
auf die Kammermajoritäten zulässig, 1 noch die gesetzliche 
auf eine bestimmte Classe von Beamten zweckmäszig. 

2. Die Eintheilung der Geschäfte je nach ihrer Art und 
Richtung kann verschieden bestimmt werden. Gut aber ist 
es, wenn jeder umfassende Geschäftskreis in einem Minister 
seine Vereinigung und Operleitung findet, denn jeder er
fordert die Hingebung und die Geisteskraft eines ganzen 
Mannes. Die regelmäszigen Departemente sind: 

a) das Aeuszere, wohin alle diplomatischen Verhand
lungen mit und alle Beziehungen zu fremden Staaten in Bun
desstaaten und Staatenbünden überrlem auch die organischen 
Verhältnisse zu dem Bundeskörper und zu den verbündeten 
Staaten gehören; 

b) das Innere, den ganzen innern Organismus und 
alle Regierungsthätigkeit nach Innen umfassend, so weit 
nicht einzelne, besonders wichtige Geschäftszweige eigene 
Ministerien erfordern; 

c) das Kriegsministerium für die militärischen Ein
.richtungen und Functionen des Staates; 

d) das Polizeiministerium für die Handhabung der 
Polizeigewalt des Staates, zuweilen auch mit. dem Justiz
ministerium verbunden, zuweilen als eine blosze Unterab
theilung des Ministeriums des Innern behandelt; 

e) das Justizministerium für den Antheil an der 
Rechtspflege, welcher dem Staatsoberhaupte verblieben ist; 

f) das Finanzministerium für die Ausübung der 
Finanzhoheit und die Finanzverwal tung; 

g) das Cultu.~minist~rium für die Cultusbeziehungen 
Vgl. oben Buch VI. Cnp. 15. I 
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des Staates zu der Kirche und in Schulen auch zu Kunst 
und Wissenschaft; 

h) das Ministerium für öffentliche Arbeiten , Han
deI und Gewerbe, um der Wichtigkeit dieser Zweige 
willen für das neuere Staatsleben öfter aus dem Ministe
rium des Innern und der Finanzen. ausgeschieden. 

In der Republik werden diese Geschäftskreise zuweilen 
durch Co II e g i e n , Räthe verwaltet, der demokratischen 
Neigung gemäsz, welche gegen die individuelle Concentri
rung der Autorität und Macht misztrauisch ist. 

3. In dem Staatsoberhaupt finden alle Ministerien wieder 
ihre höhere Einigung. Daraus folgt, dasz der Monarch 
mit jedem Minister in unmittelbarem Verkehr bleiben 
musz. Aber auch unter den Ministern selbst ist Einv er
ständnisz in der Hauptrichtung der Politik in hohem Grade 
wünschbar. Es besteht eine natürlich.e vVechseiwirkung der 
verschiedenen staatlichen Thätigkeiten auf einander, und es 
ist unvermeidlich, dasz die l\Iaszregeln, die ein Minister ein
leitet, auch hinwieder Einflusz haben auf die Anordnungen 
des andern. Daher ist die Institution eines Gesamm1tmini
steriums, welches die Minister unter sich verbindet und 
in wichtigen Fällen zu gemeinsamen Berathungen führt, vor
züglicher, als wenn die Einzelminister nur in dem Staats
oberhaupte geeinigt werden, einander aber fremde gegen
über stehen. Die Harmonie des Gesammtministeriums ver
mehrt seine Stärke, sowohl in dem Verhältnisz zu dem 
Könige als in dem zu dem Volke und den Kammern. Aber 
es darf diese Einheit desselben nicht so sehr angezogen wer
den, dasz sie die höhere Einheit in dem Könige und dessen 
Macht gewissermaszen ersetzt und dadurch aufhebt. Sie 
darf weder den unmittelbaren Verkehr des Königs mit den 
einzelnen Ministern unterbrechen und hemmen, noch den
selben verhindern, einen einzelnen Minister zu entlassen, 
ohne deszhalb das ganze Ministerium umzugestalten. 
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An der Spitze des Gesammtministeriums steht der Mi
nisterpräsid en t. Der praktische Sinn der Engländer zieht 
es vor, das Präsidium mehr aus formellen Motiven mit 
einer Person zu besetzen, die sich eher durch ihre sociale 
Stellung, äuszeren Rang und Autorität auszeichnet, während 
andere Nationen häufig den wirklichen Chef der Regierungs
politik mit dieser Stellung betrauen. Das erstere System hat 
den doppelten Vorzug, dasz es auf der einen Seite die Eifer
sucht des Monarchen weniger reizt, und dasz es auf der 
andern den leitenden Minister den Pfeilen seiner politischen 
Gegner weniger blosz stellt, ohne die reale Macht desselben 
zu schwächen. 2 

4. Der Minister bringt seine Vor sc h I ä g e an den Kö
nig zur Sanction, und contrasignirt die Verfügung, 
welche der König anordnet. Dem Staatsoberhaupt steht das 
Recht zu, den Vorschlag frei zu prüfen, zu diesem Zwecke 
auch Rath einzuholen, wo er es für gut findet, und nach 
eigenem Ermessen entweder zu genehmigen oder abzu
I eh n e n. Die Ablehnung in einzelnen Fällen ist durchaus 
kein a.tInd für den Minister zurück zu treten. An und für 
sich liegt darin keinerlei Misztrauen gegen den Minister und 
seine Wirksamkeit. Nur wenn sich bei solcher Gelegenheit 
ein so grosz er und andauernder Zwiespalt der Gesinnung 
offenbart, dasz ein Einverständnisz in der Hauptrichtung der 
Regierungspolitik nicht mehr da noch herzustellen ist, dann 
wird dieser Conflict nicht anders zu lösen sein, als durch 
die Entlassung des Ministers, sei es dasz der König von sich 

2 Friedrich der Grosse sprach sich darüber im Antimachiavell 
C. 22. 80 aus: "Le Roi qui a assez de sante, des organes en meme tems 
assez vigoureux et assez delies pour soutenir Je penible travail du Cabinet, 
manque ~ son devoir a'il se donne un premier ministre; mais je crois 
qu'ull Prmce, qui n'a pas ses dons de Ja nature se manque a lui-meme. , 
et a SOll peupJe, a'il n'empJoie pas lout ce qu'il a de raison a choisir un 
homme sage qui port.e le fardeau dont le poids seroit trop fort pour Bon 
maHre." 
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aus dieselbe verfügt, oder der Minister sie begehrt. Beiden 
Personen muss dieselbe jederzeit frei stehen. 

Der König ist indessen nicht gehalten abzuwarten, ob 
der :Minister einen Vorschlag an ihn bringt. Er kann dem
selben auch den Auftrag geben, ihm einen Antrag auszu
arbeiten und zur Genehmigung vorzulegen, und ihm seine 
vorläufige Meinung und seinen Willen eröffnen. Auf der 
andern Seite ist es die Pflicht des Ministers, seine eigene 
Ueberzeugung hinwieder dem König zu offenbaren, .vor ver
kehrten oder ungerechten Maszregeln zu warnen, und nöthi
genfalls seine Mitwirkung bei der Vollziehung zu versagen. 

Wünschenswerth ist es, dasz der König in den täglichen 
kleinern Geschäften, die nicht von höherer politischer Be
deutung sind, die Minister in der Regel gewähren lasse, 
und nur ausnahmsweise, insbesondere um die Minister vor 
Schlendrian oder 'Villkür zu bewahren, oder aus andern 
Gründen einen thätigeren Antheil nehme. Dagegen ist es, 
soll die Monarchie eine Wahrheit sein, nöthig, dasz er die 
grosze Politik, den innern Zusammenhang der Regie
rungsmaszregeln und den Zweck der allgemeinen Staats
wohlfahrt ohne Unterlasz selbständig überblicke, und auf 
dieselbe auch selbstthätig einwirke, obwohl in steter Ver
bindung mit dem Minister des Aeuszern. Es darf nicht der 
eine heimlich wider den andern handeln. t 

8 Brief der Königin Victoria im Sommer 1850, bei Gelegenheit der 
griechischen Frage dem Parlament im Februar 1852 mitgetheilt: "Die Kö
nigin verlangt, dasz Lord Palmerston deutlich angehe, was er in einern 
gegebenen Fall vorschlägt, damit die Königin ebenso deutlich wisse wozu 
sie ihre königliche Sanction ertheilt. Zweitens, nachdem sie einmal ihre 
Sanctioll zu einer Maszregel gegeben, darf diese nicht willkürlich von 
dem Minister abgeändert oder modificirt werden. Eine solche Handlung 
miiszte sie als einen Mangel an Aufrichtigkeit gegen die Krone betrachten 
und sofort kraft ihres verfassungsmäszigen Rechts einen solchen Minister 
entlassen. Sie erwartet von dem was zwischen dem ersten Lord der 
Schatzkammer und dem Minister des Auswärtigen vorgeht, ehe man auf 
diesen Verkehr wichtige Entscheidungen basirt, in Kenntnisz gesetzt zu 
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5. Jeder wirkliühe Regierungsact, den das Staats
oberhaupt erläszt, bedarf zu seiner formellen Gültigkeit der 
Contrasignatur des betreffenden Ministers. In Folge der
selben hat er denn die Verantwortlichkeit dafür zu über
nehmen, und es dient ihm in keiner Weise zur Entschuldi
gung, wenn er sich auf den Willen des Oberhauptes beruft. 
Er darf sich nicht hinter dieses flüchten, sondern hat die 
l\Iaszregel, so weit ihre Verantwortlichkeit zur Sprache kommt, 
als seine eigene zu vertreten, so weit sie aber der for
mellep Autorität bedarf und wohlthätig wirkt, als Hand
1ung des Oberhauptes darzustellen. 

Die Verantwortlichkeit des Ministers hat verschiedene 
Formen: 

a) vor der öffentlichen Meinung, die, besonders 
wo die Presse frei ist,den Minister mit tausend Augen 
scharf beobachtet. Jeder seiner Schritte ist der Kritik, häufig 
einer bittern und feindlichen ausgesetzt. Die U nverantwort
lichkeit des Staatshauptes deckt ihn nicht; und es hilft ihn 
nichts, wenn der Fürst erklärt, der l\Iinister habe in seinem 
Geiste und nach seinem Willen gehandelt. 

b) Vor den Kammern, welche den Beschwerden 
über die Regierung einen legalen Ausdruck zu geben, und 
diese auch an den Monarchen zu bringen berechtigt und be
rufen sind. Ihnen steht es zu, den Ministern gegenüber auch 
ihr Misztrauen auszusprechen. 

Da es immerhin du Uebel für den Staat ist, wenu die 
Minister in der Mehrheit der Kammern kein Vertrauen haben, 
indem um dieses Mangels willen manche vielleicht wohl
thätige Maszregel unterbleiben musz, weil die Kammern ihre 
Zustimmung dazu einem verhaszten Ministerium nicht geben 
wollen, so ist es sehr erklärlich , wenn ein entschiedenes . 

l\Iisztrauensvotum die Minister bestimmt, ihr Amt in die 

werden,' ferner die auswärtigen Depesohen und die Entwürfe der Antwor
ten darauf bei guter Zeit vorgelegt zu erhaHell." 
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Hand des Staatsoberhauptes aufzugeben. Aber ein staats
rechtliches Gesetz ist das nicht; und für jeden Staat kann 
es Zeiten und Verhältnisse geben, welche ein Verharren der 
Minister in ihrem Amte fordern, ungeachtet sie vielleicht 
für längere Zeit nur eine l\finderheit der Kammern für sich 
haben. Sogar in England , welches sich dem System der 
Parlamentsregierung aus historischen Gründen mehr zuneigt, 
als das W'esen der constitutionellen Monarchie erheischt oder 
vielleicht erträgt, und wo die Minister übungsgemäsz bald 
bereit sind, sobald sie im Parlament einzelne, zuweilen nicht 
bedeutende, Schlappen erleiden, auf ihr Amt zu resigniren, 
hat doch schon mehr als ein Minister, z. B. der grosze Pitt, 
längere Zeit gegen ein feindlich gesinntes Unterhaus die Zügel 
der Regierung festgehalten. In England aber hat diese U ebung 
weniger Bedenken, als auf dem Continent, theils weil dort 
der Reichthum an Staatsmännern, welche das Vertrauen des 
Königs verdienen und zugleich das der Parlamenthäuser 
haben, gröszer ist, theils weil der Staat auf der festen Grund
lage einer mächtigen Geistes-, Vermögens- und Adelsaristo
kratie beruht, die um ihrer Interessen, ihrer Sitten und ihrer 
überlieferten Einsicht willen jede maszlose Opposition scheut. ~ 
In den romanischen und gel'manischen Staaten des Continents 
aber, die noch nicht zu einer festen und sichern Ruhe ge
langt sind, wo auch die demokratischen Elemente eine 
gröszere Gewalt haben 1 wo oft noch Misztrauen und Hasz 
gegen die Regierung für die natürliche Pflicht der Volksver
treter gehalten, und unablässige Opposition als Freisinnigkeit 
gepriesen wird, oa sind die Fälle häufiger, in welchen es 
Pflicht der :Minister ist, die Monarchie und die Staatsordnung 
vor den Angriffen auch der im feindlichen Sturmlauf be
griffenen Kammermajoritäten zu schützen. 

Der normale Zustand ist allerdings der, dasz Män
ner als Minister die Geschäfte leiten, welche zugleich das 

~ Vgl. Rob. v. Mohl, Gesch. und Literat. d. Staatswiss. H. S. 160. 
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Vertrauen der Krone und beider Kammern besitzen. Gibt es 
solche, so ist der Rlicktritt von Ministern, welche nur ein 
theilweises Vertrauen finden, meistens unbedenklich. Aber 
wenn der innere Kampf die verschiedenen Mächte im Staate 
selber entzweit, dann wird es unmöglich sein, Minister zu 
finden, die allen zusagen; und immerhin ist dann die Ueber
einstimmung der Minister mit dem Staatsoberhaupte,· dem 
die Regierung zukommt, und dessen Organe sie sind, das 
erste, die Gunst der Kammern nur das zweite Erfordernisz. 

Die Au fl ö s u n g der Kammern und die Anordnung 
neuer 'Vahlen kann in einzelnen Fällen dazu dienen, die 
gestörte Harmonie herzustellen. Aber man geht zu weit, 
wenn man es als eine unter aUen Umständen geltende Norm 
behaupten will: im Conflict müssen entweder die Minister 
abtreten oder die Kammern aufgelöst werden. 'Venn ein 
Staat kr an k ist, so ist es gar wohl möglich, dasz die Ent
fernung der Minister Beseitigung des Arztes wäre, der allein 
sich auf die Heilung versteht, und die Auflösung der Kam
mern nicht Milderung des Uebels, sondern erhöhte fieber
hafte Aufregung zur Folge hätte. Unter solchen Umständen 
darf ein Staatsmann nicht seinen Posten verlassen, wenn er 
irgend die Hoffnung hat, dasz die Gesundheit des Staates 
wiederkehre, oder die Gefahr der Krankheit wenigstens in 
einem Grade abnehme, welcher die Herstellung des normalen 
Verhältnisses wieder ermöglicht. 

c) Auf eine Staatsklage vor dem Staatsgericht. 
In den einen Staaten steht jene jeder Kammer für sich allein, 
-in andern der einen Volkskammer, in andern nur beiden 
Kammern vereint zu. Unter der letzten Voraussetzung wird 
die Wirksamkeit der Klage sehr beschränkt. Ebenso ver
schieden ist die Frage beantwortet, wem das Gericht in 
solchen Klagen gebühre, ob dem Oberhause oder einem be
sondern Staatsgerichtshof. 5 

& Oben Buch V. Cap. 11 und Cap. 12. 
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6. Die pol i t i sc h e Verantwortlichkeit der· Minister ist 
eine andere als die j u ri s ti s c h e. Wo jene ausgebildet ist, 
da ist auch wegen :M i s z r e g i er u n g eine Klage zulässig. 
Diese dagegen rechtfertigt nur dann eine Klage, wenn der 
Minister die bestehende Rechtsordnung (Verfassung oder Ge
setze) verletzt und ein Vergehen verübt hat. Jene tritt in 
allen Fällen ein, wo der Minister sich unfähig zeigt, die 
Regierung in einer für die Staatswohlfahrt dienlichen Weise 
zu führen, auch wenn er u n z w eck m ä s z i g handelt, diese 
nur wenn er U n re c h t thut. 

In Sc h w e den ist auf diese zwiefache Beziehung der 
Verantwortlichkeit in dem Organismus selbst Rücksicht ge
nommen. Die Klage wird in beiden Richtungen von dem 
Bureau der Stünde eingeleitet. Aber wegen J\Iiszregierung 
geht die Beschwerde an die Stände, wegen eines Verfassungs
oder Rechtsbruchs durch Vermittelung des Staatsanwaltes an 
den obersten Gerichtshof. Die Stände, wenn sie die 
Beschwerde gegründet finden, haben da~ Recht, die Ent
fernung des angeklagten königlichen Rathes oder Staats
secretärs dem Könige zu e m p feh 1 e n; und da es Staats
gesetz ist, dasz die Räthe des Königs fähig, erfahren, recht
schaffen und im Besitz der öffentlichen Achtung sein soUen, 
so ist es nun klar dasz einem wegen Miszregierung verur
theilten Rathe die letztere Eigenschaft fehlt, er mithin nicht 
länger im Amte bleiben darf. DeI: Staatsgerichtshof aber 
urtheilt üuer die Schuld nach Rechtsgrundsätzen) und be
stimmt die gesetzliche Strafe. 6 

Nach dem eng li s c h en System findet eine solche Tren
nung der verschiedenen Richtungen der Verantwortlichkeit 
nicht statt, sondern das Oberhaus urtheilt auf die Klage des 
Unterhauses üuer alle Beschwerden gegen die :Minister zu
gleich, seien diese nun mehr vOn politischer, oder mehr 

6 Li n d bl a d in der Revue etrangere et fran~ise von F 0 elixIII. 
§.59. Schwedische Verf. von 1809 §. 106, 107. 
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von juristischer Natur. Eine genaue Beschränkung der Fälle, 
in welchen die Anklage zulässig sei und eine Bestrafung 
einzutreten habe, ein Verantwortlichkeits- und Strafgesetz 
haben die Engländer nie für wünschbar gehalten, sondern 
es vorgezogen in jedem Falle nach dem Staatsbedürfnisse 
zu verfahren. 7 In frühem Jahrhunderten hart bis zur Grau
samkeit, ist ihre Praxis milder und humaner geworden. Ich 
betrachte es als eine Vervollkommnung dieses Systems, wenn 
in Nordamerika der Senat zwar auch die politische und die 
strafrechtliche Seite der Klage zugleich verhandelt und er
wägt, aber sich in dem Urtheile darauf beschränkt, die 
politische Strafe der En tsetzung und der Amtsunfähig
k e i tauszusprechen, und wenn eine weitere Criminalstrafe 
nothwendig erscheint, die fernere Verurtheilung dem gewöhn
lichen Geschwornengerichte überläszt. 

In Fran k I' e ich war die Klage der Deputirtenkammer 
vor der Pairskammer beschränkt auf S ta a t s ver geh e n, 
diese aber durch. so dehnbare Begriffsbestimmungen weit 
genug ausgedehnt, dasz auch blosze Miszregierung darin 
Platz fand. Als Klagegründe wurden bezeichnet der V e r
rat h (trahison), alle Angriffe auf die Sicherheit des Königs 
und des Staats, so wie der Constitution umfassend; die E r
pr e s s u n g (concussion), wohin unzweckmäszige Erhebung 
von Steuern und Gebühren, Bestechung und Unterschlagung 
öffentlicher Gelder gezogen wurde, und die Ver n nt r e u u n g 
(prevarication), worunter jede andere Gesetzesverletzung, 
Gewaltmiszbrauch und jede Gefährdu'ug der Staatsinteressen 
verstanden ward. 8 

7 V gl. Lord Ru sseIl, Gesch. der eng!. Verf. C. 19. Auch in Eng
land gab es Juristen, welche die Verantwortlichkeit auf Verbrechen im 
Sinn des gewöhnlichen Strafrechts beschränken wollten. Sie sind aber 
nicht durchgedrungen. 

S V gl. Rau te r in 111 i t t e r mai e r s Zeitschrift für Rechtswissen
schaft VII. S. 99. VIII. S. 199. IX. S. 210 ff. Verfassung von Portugal 
§. 103. 
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In D e u ts chI an d 9 wird der juristische Gesichtspunkt 
vorzüglich hervorgehoben, und das politische Moment bis 
jetzt noch zu wenig beachtet., weszhalb denn auch gewöhn
lich ein bIoszer Staatsgerichtshof, und nicht ein politischer 
Körper den Procesz zu leiten und das Urtheil auszusprechen 
berufen wird. 

7. Damit die Verantwortlichkeit der Minister nicht zum 
Scheine nur bestehe, wird regelmäszig in den neuern Ver
fassungen das Recht des Monarchen, eine U n t e r s u c h u n g 
nie der zu s chI a gen oder nach der Verm'theilung zu b e
gnadigen, beschränkt oder aufgehoben. 10 

Sechstes Capitel. 

Vom Staatsrathe. 

1. Die Institution eines S ta at sr a t he s ist in unsern 
Tagen oft für entbehrlich erklärt worden. Die Kammern, 
sagt man, sind nun dafür da, die Gesetze zu berathen, und 
in dem Gesammtministerium können auch die wichtigeren 
Verordnungen verhandelt werden. Alle übrigen Geschäfte 
des Staatsrathes aber können eben so gut an die einzelnen 
Departements der Minister vertheilt werden. 

Wahr ist es, dasz diese Institution in der absoluten 
Monarchie noch wichtiger ist als in der 'constitutionellen, in
dem sie dort die Functionen der Kammern groszentheils mit 

~ Preuszische Verf. §. 61.: "Die Minister können durch Beschlusz 
einer Kammer wegen. des Verbrechens der Verfassungsverletzung , der 
Bestechung und des Verrathes angeklagt werden. Ueber solche Anklage 
entscheidet der oberste Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Senaten." 

10 In England Statut von 1690. Belgische Verf. §. 89: "In keinem 
Falle kann der König durch einen mündlichen oder schriftlichen Befehl 
einen Minister der Verantwortlichkeit entziehen." §. 91: "Der König'kann 
einen Minister, der durch den Cassationshof verurtheilt ist, nur auf das 
Verlangen von einer der beiden Kammern begnadigen." Portugiesische 
v. 1826. §. 105. 
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übernehmen musz. Sie ist aber auch wo es Kammern für 
die Gesetzgebung gibt, nichts weniger als überflüssig. Zu
nächst nicht für die Gesetzgebung selbst. Naturgemäsz gehen 
die Gesetzesvorschläge, welche an die Kammer gebracht 
werden, von der Regierung aus; und das ganze Gelingen 
des gesetzgeberischen Werkes hängt vorzüglich von der Taug
lichkeit des Regierungs e n t w u r fes ab. Diesen vor z u b e
ra th en und zu b egu ta eh ten ist nun die erste Hauptauf
gabe des Staatsrathes. Die Minister können wohl den Im
puls geben, die Richtung bezeichnen, die Arbeiten leiten, 
aber es bedarf zu ruhiger und gründlicher Erwägung eines 
nicht, wie die Minister es sind, von den drängenden und 
aufregenden Anforderungen der Politik und des activen Dien
stes getriebenen und eingenommenen, sondern zu ruhiger 
Prüfung gestimmten Körpers, in welchem die umfassendste 
Geschäftskenntnisz, freier Uebel'blick über die Gesetzgebung 
und das Herkommen, Einsicht in die Bedürfnisse des Staa
tes und eine gesicherte, dem Parteigetriebe entrückte Lebens
stellung sich beisammen finden. Diese Aufgabe zu erfüllen, 
sind die Kammern weder fähig noch berufen; den Ministern 
selber fehlt es dazu an der Ruhe, und einem eigens dazu 
berufenen Collegium von Experten, das vorbereitend wohl 
grosze Dienste leisten kann, an der Einsicht in den Zusam
menhang mit den ,übrigen Verhältnissen und Gewohnheiten 
des Staates. Auch ist es gut, wenn die - oft doch nur 
v 0 rü b ergeh enden Minister - in dem 'fes ten Staats
rathe eine Schranke finden, die ihrem Eigenwillen zwar ge
legentlich unbequem sein mag, aber für die 'Vohlfahrt des 
dauernden Staates eine nicht verwerfliche Gewähr gibt. t 

Rauter in Mittermaier's Zeitschrift XIV. S. 209 macht darauf 
aufmerksam, dasz diese sorgfältige und stille Prüfung durch erfahrene 
Geschäfts- und Staatsmänner, besonders in den alten Staaten Europa'S, 
deren Recht und Cultur so schwer in allen Beziehungen zu übersehen ist, 
unentbehrlich sei. 

I 
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Der Staatsrath ist somit ein Institut für fr eie s Na c h
den k e n für die w eis e U e bel' leg u n g um den König her, 
wie die Kammern die Interessen und Meinungen des Volkes 
zu vertreten haben. Napoleon nannte ihn "sa pensee en 
deliberation" wie die Minister: "sa pensee en execution." 

2. Dem Staatsrathe kommt auch gewöhnlich die B e
rathung und Begutachtung der allgemeinen Verord
nun gen zu, welche von der Regierung erlassen werden, 
und in dieser Beziehung, wo die Kammern nicht mitwirken, 
ersetzt er gewissermaszen auch die Functionen, welche bei 
der Gesetzgebung diesen zustehen. Um so weniger ist seine 
Thätigkeit hier entbehrlich. Dem Monarchen musz auf Vor
schlag des Ministers der Entscheid bleiben, aber nachdem 
er den Staatsrath vernommen hat, wird er sich mit gröszerer 
Sicherheit nun entscheiden. 

3. Zuweilen wird der Staatsrath auch vernommen, wenn 
sehr eingreifende Entschlüsse, namentlich im Interesse der 
Staatssicherheit, zu fassen sind. Uebereilung kann in 
solchen Zeiten eben so gefährlich sein, als Verzögerung. 
Nur der praktische Tact des Staatsmannes kann den rechten 
:Moment und die richtige Form finden; aber es darf wohl 
als ein allgemeiner Grundsatz hervorgehoben werden, dasz 
Beschlüsse, durch welche die gewöhnliche Gesetzgebung und 
Ordnung ausnahmsweise suspendirt wird, und zur Rettung 
des Staates eine auszerordentliche Gewalt in 'Wirksamkeit ~ 
treten soll, der reifen Vorberathung des Staatsrathes bedürfen. 
Dasz das nöthige Geheimnisz gewahrt bleibe und nicht etwa 
einzelne Mitglieder des Staatsrathes selbst die vielleicht noth· 
wendige :Maszregel vereiteln können, daf'lir läszt sich gar 
wohl sorgen. Der Monarch darf auch nicht an die Zu s tim· 
m u n g des Staatsrathes gebunden sein, denn die Kraft der 
Regierungsgewalt erträgt solche Fesseln nicht, aber hören 
soll er den Rath der erfahrensten l\fällller, bevor er den un· 
widerl'Uflichen Befehl gibt. 
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4. Oft ist dem Staatsrathe auch der oberste Entscheid 
in sogenannten Verwaltu n g s s trei ti g kei ten '2 zugewie
sen, z. B. bei Fragen der Expropriation, ob die Abtretung 
nothwendig sei, oder in dem Steuerwesen, ob gewisse Classen 
oder Objecte steuerpflichtig seien; und ebenso die oberste 
Prüfung und der Entscheid in Pri va tv er h äl tn is sen, über 
welche eine besondere Aufsieh t des Staates vorbehalten 
und für welche die Gen eh m i gu n g des Staates erforderlich 
ist, z. B. betreffend die Bildung von Actiengesellschaften, 
Genehmigung oder Aufhebung öffentlicher Corporationen, Er
theilung von Privilegien u. dgl. 

5. Endlich wird dem Staatsrathe schicklicher Weise eine 
Controle eingeräumt über die Thätigkeit der Minister. Es 
ist theils für den Monarchen von hoher praktischer. Bedeu
tung, theils für die Staatsbürger eine wichtige Garantie ihrer 
Rechte und Interessen, dasz eine hohe staatsmännische Be
hörde da sei, Vor welcher auch die Minister über ihre Hand
lungsweise Rechenschaft geben und Rede stehen müssen über 
die Beschwerden, die wider sie erhoben werden. Manche 
U ebelstände, die sonst leicht verheimlicht werden, kommen 
so zu Tage und können geheilt werden ohne alle Gefahr 
für die öffentliche Autorität; und zu mancher Verbesserung 
für die Zukunft kann von da aus der Impuls gegeben werden. 

6. Die Institution des Staatsraths ist in Europa sehr alt, 
'wenn 	auch die Befugnisse und die Zusammensetzung des
selben in verschiedenen Staaten und Ländern verschieden 
bestimmt wurden. 3 In ihm soll die höchste Einsicht 

2 Davon unten Buch VIII. Cap. 9. 
a Ueber die Ausscheidung des französischen Conseil du Roi, Conseil 

d'Etat aus dem Parlament in Frankreich vergI. S chäffner Rechtsgesch. TI. 
S. 325 ff. Napoleon legte einen groszen Werth auf seine Schöpfung 
eines Staatsrathes. Bei Las Cases Memor. de St. Helene 1. S. 343 äuszert 
er sich darüber: "Der Staatsrath war im Allgemeinen aus wohl unter~ 
richtetel.l Männern und tüchtigen Arbeitern gebildet, von gutem Rufe. 
Der KaIser verwendete die Staatsräthe auch individuell für Alles 
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des Staates vereinigt werden. Es ist der prüfende und 
rathende Verstand des Staatshauptes. Derselbe 
darf daher nicht als eine blosze Belohnung für lange Amts
thätigkeit, nicht als eine Sinecure des Dienstalters behandelt 
werden. In ihm müssen staatsmännischer Geist und Charak
tel', umfassende Rechtskunde und praktische Geschäftsreife 
einen ehrenvollen Platz und eine würdige 'Virksamkeit finden. 
Die Minister dürfen auch nicht das Uebergewicht in dem 
Staatsrathe haben; ihre active Geschäftsleitung und seine 
wesentlich controlirenden Functionen sind inuerlich verschie
den und wo das Organ für jene das Organ für diese be
herrscht, da wird dieses unbrauchbar. In dem Staatsra~he 
sollen die Minister mitreden und mitberathen, aber besser 
ist, wenn sie nur eine begutachtende, nicht eine entschei
dende Stimme in demselben haben. 5 

und mit Vortheil. In ihrer Verbindung waren sie sein wirklicher 
Rath, sein Gedanke in dem Stadium der Ueberlegung, wie die lIIinister 
sein Gedanke in der Handlung. Im Staatsrathe wurden die Gcsetze vor
bereitet, welche der Kaiser dem gesetzgebenden Körper vorschlug, wodurch 
er zu einem wesentlichen Elemente auch der Gesetzgebungsmacht wuroe, 
Dort wurden die kaiserlichen Decrete redigirt, seine Verordnungen über 
die öffentliche Verwaltung; da wurden die Projecte der lIIinister geprüft, 
erörtert und verbessert, Der Staatsrath nahm die Berufung an und ent
schied in oberster Inst.anz in allen Verwaltungsstreitigkeiten , und erhoh 
sich hier zuweilen über alle andern Gerichtshöfe, sogar übcr den Cassa
tionshof, Da wurden die Beschwerden gegen die lIIinister geprüft, sognr 
die Berufung von dem Kaiser auf den besser unterrichteten Kaiser. So 
wurde der Staatsrath, jederzeit von dem Kaiser selbst priisidirt und oft; 
in offenem Widerspruch gegen die lIIinister oder ihre IIalldlullgcll oder 
Unterlassungen reformirend, zu dem natürlichen Zufluchtsort der Interrs
sen oder Personen, welche sich durch eine hohe Autorität verletzt fühltel!. 
Und wer den Sitzungen desselben beigewohnt hat, der wcisz, mit welch('1Il 
Eifer die Sache der Bürger dort vertheidigt ward." 

• Napoleonische Verf. v. 1852. §.53: "Les minist.res Ollt ra.n~r, 
seance et voix dcliuerative au conseil d'Etnt." 

BI u nt s chi i, allgemeines Staatsrecht. 11. 11 
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Siebentes Capitel. 

Die Militärgewalt. Das 	stehende Heer und die Land
wehr. 

1. Die Militärgewalt des Staates ist unter alle~ die 
gewaltigste, weil ganz und gar auf Offenbarung der äuszern 
Macht des Staates gerichtet und dieser Bestimmung gemäsz 
organisirt. In dem Heere ist daher eine strengere Disciplin 
und voller, unbedingter Gehorsam in ganz anderem Sinne 
nothwendig, als in irgend einer andern Sphäre des Staats
lebens. Denn die äuszere :Macht beruht grösztentheils auf 
p h Y s i s ehe nun d m e c h an i s ehe n Gesetzen, und diese 
verlangen ungehemmte Bewegung der Mittel der Gewalt, 
bis das Ziel erreicht ist. Würde hier dem in d i vi d u elle n 
Will e n der Officiere und Soldaten eine freie Entwickelung 
gestattet, so würde mit der Einheit des Heeres auch die 
Kraft desselben zu Grunde gehen und die ganze Bestimmung 
desselben wäre verfehlt. Die Kriegsrnacht des Staates ist 
sei ne S t ä I' k e und der Beruf des Kriegers ein vorzugs
weise staatlicher, und daher edler und ehrenvoller. Diese 
Kriegsrnacht lllUSZ zum Angriffe und zur Vertheidi
gun g gerüstet sein; und es ist eine sonderbare Behauptung 
Mancher,1 dasz "nur der Vertheidigungskrieg dem constitu
tionellen System zusage." Sogar wenn der Krieg nur als 
ein groszer Rechtsstreit der Staaten angesehen wird, so ist 
für den Staat der Angriff unter Umständen so nöthig, als 
für den rechtlichen Privatmann in dem bürgerlichen Rechts
streit die Klage. Sogar der Eroberungskrieg ist nicht immer 
verwerflich, wenn schon die Ausbildung des Völkerrechts 
und die fortschreitende Oivilisation die Zulässigkeit desselben 
scHener gemacht hat. 

I Rotteck in der Fortsetzung von Aretin's Staatsrecht (leI' const. 
lIIonarchie II. S. 157. 
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2. Das Mittelalter kannte die s t ehend e n He e 1" e nicht. 
Aber nicht blosz der Absolutismus, auch das Bedürfnisz des 
modernen Staates, stets gerüstet zu sein, .haben dieselben 
ins Leben gerufen. Der Krieg ist seither humaner, die kriege
rische Ausbildung vollkommener geworden, und selbst die 
militärische Tugend hat in den stehenden Heeren einen höhe
ren Ausdruck gefunden. 

Die G r ö s z e des stehenden Heeres hängt vornehmlich 
von dem Verhältnisse des Staates zu seinen Nachbarn und 
seiner Lage ab, bei weitem mehr als von der innern 
Staatsverfassung. Es ist zwar begreiflich, wenn Staats
männer in einem Repräsentativstaate, sogar abgesehen von 
der groszen Steuerlast, welche zahlreiche Heere nöthig ma
chen, nicht ohne Besorgnisse das 'Wachsthum des Heeres 
beachten, denn es kann dasselbe in der Hand eines Monar
chen, welcher den in der Repräsentativ-Verfassung liegenden 
Schranken seines 'Willens widerstrebt, vielleicht miszbraucht 
werden, um dieselben gewaltsam zu durchbrechen und ein 
absolutes Regiment zu unterstützen; und es ist nicht zu 
tadeln, wenn dieselben eine übermäszige Vermehrung des 
Heeres zu verhindern suchen. 2 Aber den letzten Entscheid 
kann doch nur das Bedürfnisz der Staatssicherheit selbst 
geben, und dieses ist nicht von der innern Verfassungsform 
abhängig. Nur um die Ordnung im Innern aufrecht zu ha.l
ten, dafür genügt schon ein kleines stehendes Heer, wenn 
die Regierung a.uch nur einige Vorsicht und Energie hat. 
Aber wenn die Gränzen nach Auszen feindlichen Angriffen 
bloszgestellt, die internationalen Verhältnisse schwierig und 
gefährlich geworden sind und die Nachbarn starke stehende 
Armeen zu ihrer Verfügung haben, so musz der Staat auch 
in sich so gerüstet sein, dasz er diesen Gefahren begegne, 

2 Lord J 0 h n Ru s seIl macht sogar für England auf diese Gefahr 
nachdrücklich aufmerksam in seiner Geschichte der englischen Verfassung. 
Cap. 32. 
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und dafür reicht ein bloszes Landwehrsystem nicht aus, son
dern es musz der besseren Heereskraft des Feindes eine 
nicht geringere eigene Macht entgegengesetzt werden kön
nen, wenn der Staat seine Existenz und seine Ehre behaup
ten soll. 3 

3. In dem modernen Staatsrecht wird die Pflicht der 
Bürger, dem Staate Militärdienste zu leisten, ziemlich 
allgemein anerkannt und auch auf das stehende Heer er
streckt, nicht blosz auf die Landwehr bezogen. Nach älterm 
deutschem Rechte bestand diese Dienstpflicht nur für das 
Volksheer zur Vertheidigung des Landes und in wirklichen 
Volkskriegen ; das Gefolge aber, welches mit seinem Kriegs
herrn auszog auf Abenteuer und Eroberung, schaarte sich 
freiwillig um ihn; und im l\Iittelalter war der eigentliche 
Kriegsdienst mit dem Lehenbesitz verbunden. Die ersten 
stehenden Truppen aber waren wieder geworben. Die Ana
logie des ältern Rechts scheint daher für das stehende 
Heer freien Willen, für die Landwehr dagegen Dienst
pflicht zu· fordern. Damit stimmt auch die Natur des 
stehenden Heeres überein, welche den l\Iilitärstand zum Le
bensherufe erhebt, somit in den Individuen, welche sich 
demselben widmen, besondere Neigung und Fähigkeit mehr 
dafür als für einen andern Beruf voraussetzt, und an sie 
auch höhere Anforderungen stellt als an die übrigen Bürger. 
Ein Staatszwang , welcher das Individuum ohne N oth aus 
seinen Studien und aus seinen Berufs- und bürgerlichen Ver
hältnissen hinaus reiszt, erscheint denn von da aus als ein 
Eingriff in die individuelle Freiheit, welcher durch das Be
dürfnisz des Staates selten hinreichend gerechtfertigt wird. 
Die Wer b u n g des stehenden Heeres hat dagegen keine 

3 Fr i e d r ich der Grosze in seinem Essai sur les formes du gouver
ll~ment: "Le nombre des troupes qu'un Etat entretient, doit etre en pro
portion des troupes qu'ont ses ennemis; il fant qll'il se trouve en meme 
force on le plus faible risqlle de l'uccomber." 
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staatsrechtlichen Bedenken gegen sich und schafl't auch eine 
tüchtige Armee, welche von Berufspflicht erfüllt ist. 4 Wenn 
aber die freiwillige Werbung nicht genügen sollte, weil sich 
nicht so viele Individuen finden, welche Neigung zum Sol
datenberufe haben, dann allerdings musz im N othfall selbst 
durch Zwang für den Dienst gesorgt werden. Das ist aber 
kaum bei einer andern als bei einer unkriegerischen, durch 
Genüsse entnervten Nation denkbar, und eine solche darf 
sich denn auch nicht beklagen, wenn auf ihre Kosten sogar 
fremde Truppen geworben werden. Ist sie nicht kräftig 
genug aus ihrer eigenen Mitte eine starke Macht hervorzu
bringen, so· verdient sie es, wenn sie, unfähig sich zu 
schützen, mit ihrem Gelde und selbst mit einem Theil ihrer 
Freiheiten die Behaglichkeit und den Frieden erkaufen musz, 
die für sie das theuerste Gut sind. 5 

In den meisten neuern Staaten - England, Holland' 

• Stahl, Staatslehre II. S. 414 sagt: "Der Werbecontract habe etwas 
Unsittliches, indem er Lebensaufopferung und Lebensberuf zum Gegen
stand des Kaufes mache." Allein jeder Beruf beruht zunächst auf in
dividueller Anlage und Willensbestimmung, und der Sold ist 
doch nur das nothwendige Aequivalent für die Berufsleistung , welcher 
wie bei den Aemtern von dem Staate bestimmt wird. Wer sich anwerben 
lässt, erklärt nur, dasz er Willens sei, als Soldat dem Staate berufsmäszig 
zu dienen. Darin liegt nichts Unsittliches. Auch bezeugt die Geschichte, 
dasz geworbene und sogar fremde Truppen, die Schweizer voraus, 
die kriegerische Tugend bis zur heldenmäszigsten Aufopferung entfaltet 
haben, und schon mancher für friedliche Arbeit unbrauchbare Bursche 
ist durch die Strenge und die lIIännlichkeit des Kriegerberufes zu einem 
tiichtigen lIIenschen geworden. In jedem kräftigen Volke gibt es Elemente, 
oie nur für den Soldatenstand taugen. 

& Ueber den Gegensatz von nationalen Truppen, fremden Sold- und 
fremden Hülfstruppen vgl.lIIachiav. im Fürsten C.12 und 13. Fried
rich H. eben da: "Die besten Truppen, die ein Staat haben kann, sind 
die nationalen." Indessen das ist nur bedingt wahr. 

S Holländische Verfassung §§. 177: "Das Tragen der Waffen zur 
Handhabung der Unabhängigkeit und zur Vertheidigung seines Grundge
biets bleibt eine der ersten Pflichten aller Bewohner." §. 178. "Der 
KÖllig sorgt dafür, dasz zu allen Zeiten eine hinreichende Land- ulld 
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und Nordamerika vertreten noch das richtige Princip 
aber ist noch für das stehende Heer das System der all g e
meinen Dienstpflicht der l\1ilitärverfassung zu Grunde 
gelegt; in den einen, z. B. in Frankreich und in den 
me ist end e u t sche n Staaten freilich so, dasz dem Indi
viduum, welches bei der 'Aushebung, Conscription 
durch das Loos betroffen wird, das Recht offen bleibt, durch· 
einen tauglichen Stellvertreter sich ersetzen zu lassen,i 
in andern, wie in Preuszen so, dasz die Dienstpflicht als 
eine unabweisbare Bürgerpflicht strenge durchgeführt wird. 8 

Die letztere Ausdehnung der Dienstpflicht mag in Militär
staaten , welche noch durch das Bedürfnisz ihres 'Wachsthums 
auf Eroberung angewiesen sind, oder ihre Herrschaft nur 
mit fortwährender Anstrengung aller Kräfte behaupten kön
nen, Bedürfnisz sein. Zu dem Normalzustande des neuern, 
auch die individuelle Freiheit in vollem Umfange würdigen
den Staats paszt dieselbe nicht. 

4. Die Landwehr ist für die Vertheidigung des 
Landes und seines Friedens bestimmt; daher ni.cht auszer
halb der Landesgränzen zu verwenden. 9 Eine ausgedehnte, 

Seemacht unterhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, seien sie Ein· 
geborne oder Ausländer." 

7 Fran z ös. Verf. v. 1848 §. 102: "Jeder Franzose ist, mit Ausnahme 
der durch das Gesetz bestimmten Fälle, zum Kriegsdienste und zum 
Dienste in der Nationalgarde verpflichtet. Die Vergünstigung für jeden 
Bürger, sich von der persönlichen Ableistung des Kriegsdienstes zu be
freien, wird durch das Rccrutirungsgesetz geregelt werden." 

8 In einem Zeitungsartikel sprach sich 1843 Louis Napoleon sehr 
entschieden für dieses preuszische und gegen das französische System aus. 
l\1ir scheint, das preuszische und das französische System leiden beide an 
Uebertreibung, jenes indem es auch für das stehende Heer zu persönli
cher Dienstleistung nöthigt, dieses, indem es die allgemeine Bürgerpflicht 
der Landwehr loskaufen läszt. ' 

9 In einzelnen Staaten wird die Landwehr auch zu auswärtigen Krie
gen verwendet. Ihre natürliche Bestimmung ist das aber nicht. Eine 
ausnahmsweise Verwendung der Art sollte daher nicht von dem bIoszen 
völlig willkürlichen Befehle der Regierung abhängen. Die spanische 
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wohl organisirte und tüchtig geschulte Landwehr hält den 
männlichen Geist des Volkes wach, und steigert die Stärke 
des Staats mit ungleich geringern Kosten als ein stehendes 
Heer von gleicher Zahl erfordern würde. UeLerdem bürgt 
sie für Ordnung und Freiheit zugleich, denn indem dieselbe 
in dem Volke selbst wurzelt und mit demselben verbunden 
bleibt, kann sie nicht zur Unterdrückung der wahren Frei
heit miszbraucht werden, und da sie durch den militärischen 
Gehorsam gehalten und geleitet wird und von dem Staats
oberhaupte abhängig ist, so dient sie dazu, auch den A.uf
stand und die A.narchie im Lande zu bewältigen. 10 

Von dem stehenden Heer unterscheidet sie sich dadurch, 
dasz sie den Krieg nicht als Lebensberuf betreibt; - der 
Landwehrmann bleibt im übrigen seinem bürgerlichen Be
rufskreise getreu; - von dem bioszen Landsturme dadurch, 
dasz sie auf militärische A.usbildung einen groszen vVerth 
legt, und daher auch vorzugsweise aus den jüngeren und 

Verfassung von 1837 bestimmt in §. 77: "Der König kann im Fall der 
Noth über die Nationalmilizen verfügen innerhalb ihrer Provinz, sie je
doch nicht ohne Zustimmung der Cortes auszerhalb derselben verwenden." 
Belgische Verf. §. 123: "Die 1\fobilmachung der Bürgergarde kann nnr 
kraft eines Gesetzes stattfinden." 

10 S tei n an Gneisenau (Steins Leben von Pertz 1I. S. 353): "Im 
Frieden ist die Miliz eine Vorbereitungsanstalt zum Heer, indem sie die 
Kenntnisz der kriegerischen Fertigkeiten und den kriegerischen Geist in 
der ganzen Nation erhält, wozu zugleich Erziehung durch Verbreitung 
von. Grundsätzen und durch Unterricht in gymnastischen Uebungen mit
wirken musz. Im Krieg dient sie dem Heer als Reserve und Depot. 
Hierdurch wird der Neigung der gewerbetreibenden und wissenschaftli
chen Stände zu unkriegerischen und feigen Gesinnungen und der Tren
nung der verschiedenen Stände von einander und ihrem Losreiszen von 
dem Staat entgegengewirkt und in aUen das Gefühl der Pflicht, für des
sen Erhaltung sein Leben aufzuopfern, belebt. Eine Folge einer !lolchen 
Einrichtung ist die Allgemeinheit der Verpflichtung zu Kriegsdiensten, 
die sich auf jeden Stand der bürgerlichen Gesellschaft ausdehnt. Durch 
sie wird es möglich einen hochherzigen kriegerischen Nationalcharakter 
zu bilden, langwierige entfernte Eroberungskriege zu führen, und einen 
Nntiollalkrieg einem übermächtigen feindlichen Anfall entgegenzusetzen." 
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fähigeren Classen der Bevölke~'ung hervorgeht. Wünschbar 
ist es, dasz sie mit dem stehenden Heere in einer 0 r g a n i
sch en Verbindung steht,l1 so dasz sie gewissermaszen um 
jenes wie die Schale um den Kern sich anschlieszt, von 
seinem Geiste erfüllt wird und hinwieder jenes vor Entfrem
dung und Feindschaft gegen den Bürgerstand wahrt. Wo 
dagegen die Landwehr unabhängig von der Regierung ge
stellt, von dem stehenden Heere völlig getrennt, diesem in 
der Idee entgegen gesetzt wird als Volksheer und Na
tionalgarde dem Königsheer und den Soldtruppen, 
da ist gerade da, wo der Staat seine Stärke zu suchen hat, 
Zwiespalt und Schwäche, und die beiden Heere, die wie 
die beiden Arme des Leibes sich unterstützen sollten, hem
men sich wechselseitig wie wenn der linke Arm den rech
ten zurückhält. 

Die Landwehr kann wieder nach Stufen und CIassen 
geordnet sein, die jüngere Mannschaft, weniger durch Fami
lienpflichten beschränkt, beweglicher und kriegslustiger zu 
einem ersten Aufgebote versammelt werden, die reifere Mann
schaft mehr als zweites Aufgebot und Reserve dienen. 

5. Der Landsturm ist ein Institut für Nothfälle. Er 
gehört nicht zu dem eigentlichen Heere, und hat nur geringe 
technische Bildung. Er umfaszt die . gesammte männliche 
Bevölkerung, welche nicht schon in dem stehenden Heere 
und in der Landwehr dient und doch noch kräftig genug ist, 
die 'Yaffen zur Vertheidigung des Staates zu führen. Unter 
kräftigen Bergvölkern haben auch die 'Yeiber schon oft 
theilgenommen an dem Landsturm und den Männern muthig 
zur Seite gestanden. Das aber ist doch Ausnahme, und in 
der Regel wird auch diese Dienstpflicht auf die männliche 
Bevölkerung beschränkt. 

1I Preusz. Verf. §. 35: "Das Heer begreift alle Abtheilungen des 
stehenden Heeres und der Landwehr. Im Falle des Krieges kann der 
König nach l\1aszgabe des Gesetzes den Landsturm aufbieten." 
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Die Organisation des Landsturms musz wieder den Zu
sammenhang mit der gesammten Kriegsmacht des Staates 
bewahren und ist daher von dem Staatsoberhaupte abhängig. 
Im Einzelnen kann sie nach der gröszeren oder geringeren 
Kriegstüchtigkeit geordnet sein. Zum Angriff und zu mili
tärischen Manövern untauglich, kann derselbe zur Verthei
digung einzelner Pässe und zur Beunruhigung und Verfolgung 
des bereits erschütterten Feindes gute Dienste leisten. 

6. Das Heer darf nicht selbst den Zweck bestimmen, 
für welchen es zu d.:m Waffen greift, die Militärgewalt in 
der Regel nicht von sich aus in die bürgerlichen Verhält
nisse eingreifen. Vielmehr wird dasselbe durch den Befehl 
des Staatsoberhauptes in Bewegung versetzt, und empfängt 
von ihm den Impuls und die Richtung für seine Thaten. In 
untergeordneten Beziehungen zum Schutze der öffentlichen 
Ruhe werden seine Abtheilungen von den Civilbehörden um 
Hülfe requirirt. 12 

Achtes Capitel. 

Die Polizei. 

1. Das Wesen der Polizei. 

Erst allmählich gelingt es den modernen Begriff der 
Polizei ins Klare zu bringen. Die staatsreshtlichen Theorien, 

,2 Oesterreich. Verf. von 1849 §.114: "Im Innern kann die bewaffnete 
Macht nur über Aufforderung der Civilbehörden und in den gesetzlich 
bestimmten Fällen und Formen einschreiten." Preuszische §. 36: "Die 
bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur Aus
führung der Gesetze nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen und For
men und auf Requisition der Civilbehörde verwendet werden. In letzterer 
Beziehung hat das Gesetz die Ausnahmen zu bestimm~n." Französische 
von 1848. §. 105: "Die öffentliche Macht, welche zur AufrechthaItung der 
Ordnung im Innern verwendet wird, handelt nur auf Aufforderung der 
eingesetzten Behörden, indem sie den durch die legislative Gewalt be
stimmten Anordnungen Folge leistet." 
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welche gegenwärtig noch am meisten verbreitet sind, leiden 
an bedenklichen Mängeln und in vielen Beziehungen noch 
schlimmer steht es mit der Praxis. Bald wird der ~olizei 
ein zu 'beschränkter Spielraum der Thätigkeit angewiesen, 
und sie verhält sich unthätig und gleichgültig, wo sie wohl
thätig einzugreifen und für die öffentliche Wohlfahrt zu sor
gen den natürlichen Beruf hat. Bald hinwieder breitet sie 
ihre Gewalt unmäszig auf Verhältnisse aus, über welche ihr 
keinerlei Bevormundung gebührt, und hemmt oder belästigt 
ohne Grund die Freiheit der Individuen in LebenskreiselI, 
wo sie nichts zu befehlen hat. 

Ihr Beruf ist nicht zu strafen, sondern zu sorgen; und 
dennoch, obwohl die öffentliche Wohlfahrt das Ziel aller ihrer 
Handlungen ist, wird sie oft von dem l\1isztrauen, nicht 
selten von dem Hasse derer begleitet, für deren Wohl sie 
thätig sein soll. Sie sollte ihrer Bestimmung nach die popu
lärste der Staatsgewalten sein, und wir erfahren es täglich, 
dasz sie die unpopulärste unter allen ist. 'Woher dieser son
derbare 'Widerspruch? Wir können uns auch nicht mit der 
Ausflucht trösten, dasz es doch vorzüglich die schlechten 
Leute seien, welche vor der Polizei eine gerechte Scheu 
haben. Es ist nicht immer so. Nicht unwahr hat Goethe 
dem Mephistopheles das Wort in den Mund gelegt: 

Ich weisz mich trefflich mit der Polizei, 

Doch mit dem Blutbann schlecht mich abzufinden. 


Auch unter den ruhigen, friedlichen Leuten findet man häufig 
eine Aengstlichkeit vor der Polizei und eine Abneigung gegen 
jede Berührung mit derselben, die nicht in dem bösen Ge
wissen ihren Grund hat. Die auffallende Erscheinung ver
langt eine andere Erklärung. 

In dem alt-römischen Staate war die Polizei grosz artig , 
und mächtig organisirt, und wir finden dort keine Spur dieses 
Hasses. Die edelsten Männer der Republik suchten in der 



Achtes Capitel. Die Polizei. 1. Das Wesen derselben. 171 

Uebung der Polizeigewalt ihre Ehre. Die Aedilität war vor· 
zugsweise eine polizeiliche Magistratur, und sie war die Pforte 
zu den höchsten Aemtern der römischen Republik. Die Cen
sur war der höchste Preis des Ehrgeizes für den moralischen 
Adel und ihr war die Sittenpolizei anvertraut. Die Staats
polizei aber wurde von den Häuptern der Stadt, von den 
Consuln verwaltet. Die Polizei war damals nicht als Eine 
in sich verbundene Institution ol'ganisirt, sie war an verschie
dene l\1agistrate .vertheilt; aber schon die Theile der Polizei
gewalt gaben dem Magistrate hohe Ehre und Macht zugleich. 
Die Vergleichung dieser Zuställde mit den heutigen hat etwas 
Beschämendes für den modemen Staat. 

In dem germanischen l\1ittelalter lag die Polizeigewalt 
fast ganz darnieder; und das ist jedenfalls ein Hauptgrund, 
weszhalb die Beue Zeit sich hier nur sehr schwer, und nicht 
ohne heftige Schwankung zurecht findet. Das überaus wich
tige moralische Element, der eigentliche Kern aller wah
ren Polizei, war im Mittelalter dem Staate entzogen. Die 
Kir c he bemächtigte sich, von dem religiösen Standpunkte 
aus, . der ganzen moralischen Seite des öffentlichen Lebens. 
Der Staat trat in dieser Hinsicht zurück und' überliesz ihr 
voraus alle sittliche Zucht. U eberdem . begünstigte der Clm
rakter des Mittelalters die Selbständigkeit der einzelnen Ge
nossenschaften, der Familien und Individuen im Gegensatze 
zu den Interessen der Gesammtheit mit solcher Vorliebe, dasz 
eine ein- und durchgreifende Staatsgewalt, wie sie für die 
Polizei ein Lebensbedürfnisz ist, unmöglich gedeihen konnte. 
Bei jedem Schritt stiesz sie auf unübersteigliche Rechts
schranken und vor der 'Villkür der Individuen muszte die 
Willkür der Staatsgewalt sich beständig zurückziehen. 

Gegen Ende des Mittelalters kam dagegen eine Reaktion: 
und man gerieth bald in einen entgegengesetzten Fehler. 
Der wieder stärker gewordene Staat fing an, in der Absic11t, 
die Völker glücklich zu machen, sich in alle auch die ihrer 
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Natur nach individuellen Verhältnisse der Bürger einzu
mischen. Es kam ein System auf der a11 g e me in e n B e
vormundung und der Vielregiererei, welches die Er
wachsenen wie Kinder behandelte und die bürgerliche Frei
heit auf allen Seiten einengte. Von Staats wegen wurde Alles 
geordnet und befohlen, der Glaube, die Sitte, die Nahrung, 
die Kleidung, die 'Wohnung, die Berufsweise, der Handel 
und ·Wandel. Diese Bewegung, die ursprünglich wohl gut 
gemeint, aber schlecht gedacht war, dann aber auch der 
Immoralität auf Seite derer, welche solche Gewalt übten, 
Vorschub leistete und zu unzähligen l\Iiszbräuchen führte, 
rief wieder ihren Gegensatz hervor, und von N euem suchte 
man der Polizei jede die Wohlfahrt fördernde Macht abzu
sprechen und sie auf die Handhabung der ömmtlichen und 
Privatsicherheit einzuschränken. 

Aus diesen Schwankungen in das ruhige organische 
Gleichgewicht zu kommen und die Polizei von Neuem mit 
dem Geiste der Mol' a 1 und der Ehr e zu beleben und zu 
veredeln, das ist die staatliche Aufgabe der Zukunft. 

Zu diesem Behuf ist vor allen Dingen die Idee der Poli
zei zu erkennen und dann was ihr nicht angehört auszu
scheiden, was ihr zukommt, zu gewähren. 'Wie schon der 
Name Polizei deutlich darauf hinweist, ist sie eine ganz 
specifische staatliche und obrigkeitliche Gewalt. Die 
ob r i g k e i tl ich e SOl' g e fü I' die ö ff e 11 tl ich e Si c h e r
heit und Wohlfahrt in ihren täglichen Bedürfnissen, die 
Sorge als be feh I end e und ver bi e t end e als ein g r e i
fe nd wir k sam e Staatsgewalt ist die Aufgabe und das 
Wesen der Polizei. Ihre Wirksamkeit ist daher wie keine 
andere unablässig thätig, immer bereit, das Nöthige anzu
ordnen. Sie darf nie schlafen, nie feiern. 'Würde sie feiern 
können, so wäre das ein Zeichen, dasz es am gemeinsamen 
Leben fehlt. 'Vo ein öffentliches Bedürfnisz sich regt, da 
musz sie bei der Hand sein und von sich aus helfen. Sie 
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hat einen eigenen Willen und setzt ihn selbständig ohne 
Zögerung durch. Sie ist in ganz besondrem Sinne Ge wal t. . 

Es ist ein vergebliches Bemühen, die einzelnen Rich
tungen der polizeilichen Thätigkeit genau abstecken und die 
Art derselben mit minutioser Sorgfalt zum voraus bestimmen 
und ordnen zu wollen. Die Polizei geht von dem Centrum 
des Staates aus nach allen Richtungen der Peripherie, und 
kann den mannichfaltigen Anregungen des Lebens nur ge
nügen, wenn sie mit innerer Freiheit thut, was der Moment· 
und die Eigenthümlichkeit jedes einzelnen Falles, auch des 
nicht vorhergesehenen fordert. Ihre Aeuszerungen sind so 
reichhaltig und verschiedenartjg, wie die Erscheinungen des 
Lebens, auf welche sie sich beziehen. 1 

Eine gewisse Will kür, d. h. die freie Wahl der in 
jedem Augenblick geeigneten Mittel zu dem wünschbaren 
Zweck, ist daher von dem Wesen der Polizei unzertrennlich. 
Es läszt sich nicht zum voraus in festen Regeln angeben, 
'was und wie es zu thun sei. Eine Polizeigesetzgebung , welche 
das Alles für die Zukunft ordnen wollte, wäre ein unmög
liches und soweit sie in Kraft trete, ein verderbliches Unter
nehmen. Freilich darf auch diese Willkür keine absolute 
sein. Sie musz voraus die bestehende Rechtsordnung aner
kennen und darf niemals, ohne wirkliche Noth, ein 
vorhandenes Privat- oder öffentliches Recht bei Seite schie
ben oder verletzen. Sie soll auch nicht eingreifen, wo die 

1Sta h I, Staatslehre H. S. 428: "Die Polizei ist das reichste Gebiet 
der Staatsverwaltung; was Ziel und Interesse des menschlichen Daseins 
ist, gehört ihr an, und ist vorzugsweise ihr positives Streben. Die Justiz 
ist nur erhaltend oder wiederherstellend, und tritt nur im Falle der Ver
letzung ein; die Finanz hat ihre Beschränkung, soll nicht ins Unendliche 
gehen, das Militär soll blosz die Macht, nicht ohne Noth ihren Gebrauch 
erhalten. In der Polizei aber besteht die eigentliche politische Thätigkeit." 
F. Rohmer in der Schrift: Der vierte Stand und die lIIonarchie: "Freies 
Durchgreifen im richtigen Augenblick ist das Wesen der Polizei. 
Ihre Wirksamkeit ist unberechenbar, wie das Leben selbst. Sie läszt sich 
nicht in Formeln bringen, nicht in Vorschriften fassen." 



174 Siebentes Buch. Der Staatsdienst und das eigentliche Regiment. 

Privaten besser sich selber helfen. Aber das wechselnde 
öffentliche Bedürfnisz ist ihr oberstes Gesetz, die 
Angemessenheit und Zweckmäszigkeit ihrer Masz
regeln ihre höchste Pflich t. 

Eine solche willkürliche Gewalt hat freilich ihre Gefah
, '! 

ren für den Staat selbst und mehr noch für die Privatperso
nen. Sie kann zu widerrechtlicher Bedrückung und uner
träglicher Tyrannei miszbraucht werden. Das Staatsrecht 

• musz daher Bedacht 	darauf nehmen, dem Miszbrauch ernst
lich zu wehren. In neuerer Zeit kennt man fast nur zwei 
Mittel, welche dafür einigen Schutz gewähren, die Gestat
tung der Beschwerde je an eine obere Instanz und die Be
schränkung der Polizeigewalt selbst durch ein Polizeigesetz
buch. Das erstere wird überdem durch die allenthalben 
sichtbare Scheu der obern Polizeiinstanzen , die Autorität der 
untern zu gefährden, wenn sie den klagenden Privatpersonen 
Recht geben, gewöhnlich sehr erschwert, und das letztere 
kann zwar für die gewöhnlichen F~lle, namentlich für ge
wöhnliche Fälle der Unordnung und Polizeiübertretung, die 
Polizeibeamten an ein richtiges l\Iasz gewöhnen und vor 
Uebertreibung ihrer Züchtigungsgewalt verhüten; aber un
möglich ausreichende Hülfe gewähren und leicht in den ent
gegengesetzten Fehler zu enger Beschränkung der freien Be
wegung auch der Polizeigewalt verfallen. 

Hier liegt ein auffallender Mangel in der Ausbildung 
des modernen Staatsrechts. Mir scheint, es ist hier der Ort, 
eine römische Institution wieder aufzunehmen und nachzu
bilden. Der römische Grundsatz, der Intercession eines 
Magistrats von gleieher oder höherer Gewalt, oder der dazu 
eigens ermächtigt ist - wie die römischen Volkstribunen 
es waren - paszt für die Organisation der Polizeigewalt 
vortrefflich. Eben wo rasches durchgreifendes Handeln nöthig 
ist, da musz auch für eine ebenso rasche und plötzliche Hem
mung verkehrten Handeins gesorgt werden: und das geschieht 
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nicht genügend durch den Instanzenzug an eine höhere und 
oft ferne Stelle, sondern besser durch das Veto oder N ego 
einer gleichen und daher gewöhnlich nahen Beamtung. 

Dann aber ist die Zulässigkeit einer relativen Willkür 
nur da zu rechtfertigen, wenn ihr eine s t ren ge Ver a n t
wortlichkeit dessen, der sie übt, als Gegengewicht zur 
Seite steht. Je gröszer das l\lasz der bewilligten Willkür 
ist, um so mehr musz auch der Ernst der Verantwortlichkeit 
steigen. . Das bedarf aber einer ganz andern Organisation, 
als wir in dem heutigen Instanzenzug haben. Es müssen 
für beide entgegengesetzte Bedürfnisse und Richtungen zu
gleich Garantien geschafft werden, für die nöthige Freiheit 
der Polizei, Alles zu thun, was das Staatswohl im Augen
blick fordert, und für das Recht der Bürger, gegen l\Iisz
brauch dieser Gewalt geschützt zu werden. Wer jene .Ge
walt wenn auch noch so einschneidend übt, musz sicher sein, 
einen Richter seiner TImt zu finden, der dieselbe nicht mit 
dem Maszstabe des Civilrichters, sondern mit der nöthigen 
Berücksichtigung der politischen Natur und Aufgabe zu be
urtheiIen versteht. Und wenn er dieselbe wirklich misz
braucht, so musz er auch in seiner Person die Uebel des 
Miszbrauchs ernstlich erfahren, indem er weder der Ent
schädigung an den verletzten Privaten noch iler Busze entgeht. 

Wichtiger aber noch, und diesen Einrichtungen erst die 
rechte Erfüllung gewährend, ist die per s ö n 1 ich e U mge
stal~ung und Hebung der Polizei. Auch hier i,.?t das römische 
Staatsrecht ein Vorbild für spätere Zeiten. Soll die Polizei 
wieder eine grosze moralische Macht des Staates wer
den, so ist das Wichtigste dieses, dasz die durch ihren mo
ralischen Charakter angesehensten Männer vorzugsweise für 
diese staatliche Function berufen und gewonnen werden. Von 
Fr i e d I' ich Roh me 1', der eine verbesserte Organisation der 
Polizei für das dringendste Staatsbedürfnisz unserer Zeit er
klärt hat; wurde die Idee ausgesprochen, dasz die Stiftung 
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groszer , den Oharakter und die Thatkraft ganzer 
Mä n n er concentrirender 0 r den, deren Mitglieder, ohne 
bureaukratische Beamte zu sein, mit durchgreifender Gewalt 
ausgestattet werden und deren organisirte Verbindung die 
Verantwortlichkeit zur Wahrheit mache, das geeignetste Mit
tel sei, jenes Bedürfnisz zu befriedigen. 

Neuntes Capitel. 

Die Gliederung und die Hauptfunctionen der Polizei
gewalt. 

In dem Begriffe der Polizei lassen sich wohl zwei Haupt
richtungen derselben unterscheiden, die eine ne g a ti ve, 
welche den drohenden Schaden abwendet und die Hinder
nisse der freien Bewegung entfernt, die andere pos i tive, 
welche das Gemei"nwohl fördert. Die erstere co n s e rv i
rende hat man dann Sicherheits-, die zweite produc
tive Wohlfahrtspolizei 1 genannt. Aber im Leben 

I Es ist eine wunderliche Grille einzelner Publicisten, welche in dem 
Staate nur die Rechtsordnung sehen, die ""\Vohlfahrtspolizei" und da
mit gerade die praktisch wichtigste und wohlthätigste Seite der Polizei 
zu verwerfen. Are ti n z. B. Constitutionelles Staatsrecht Ir. S. 178 meinte 
wirklich: "Die Wohlfahrtspolizei sei ein offenbarer Eingriff in die Freiheit 
der Staatsbürger." Fast komisch ist aber seine Ausführung, dasz Recht 
und Wohlfahrt Uustitia et salus publica) sich gegenseitig aufheben und 
widersprechen, als ob die Bewahrung des Rechtes nothwendig zum Un
tergang der Wohlfahrt, und die Förderung der Wohlfahrt zur Zerstörung 
des Rechtes führen müszte. Wäre dem so, dann wäre es doch schwerlich 
der Mühe werth, das Recht, wie Aretin es that, zum alleinigen Staats
zweck zu erheben, und den Staat so zu einer Zwängsanstalt zu machen, 
deren Bewohner auf gemeinsame Wohlfahrt wie die Verdammten in Dante's 
Hölle auf jede Seligkeit verzichten müszten. Er bemerkt darüber: "Will 
man aber behaupten, die Rechtsherrschaft und die Wohlfahrt. seien der 
Staatszweck , so nimmt man zwei Zwecke an, die überdas einander ge
radezu aufheben. Die Rechtsherrschaft vom Staate verlangen, heiszt ihn 
verpflichten, die Rechte jedes Einzelnen zn schützen und zu achten; die 
"\Vohlfahrt von ihm verlangen, heiszt ihn auffordern, die Rechte der 
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scheiden sich diese beiden formellen Richtungen nicht, son
dern zugleich nach beiden Seiten hin wirkt die ächte 
polizeiliche Thätigkeit. In sehr vielen Fällen reicht schon 
die 'Wegräumung von Hindernissen hin, um der Bewegung 
des Lebens Luft zu verschaffen. Indem die Polizei das Diebs
gesindel verfolgt und die Straszen reinigt, fördert sie zugleich 
den freien Verkehr. Aber in andern Fällen verbindet sie mit 
den negativen Maszregeln auch die positiven. Bei Epidemien 
sorgt sie nicht blosz für Absperrung der Kranken, son
dern zugleich für die nöthige Hülfeleistung. Es ist eine 
fehlerhafte Beschränkung der modernen Polizei, besonders 
in moralischen Beziehungen, dass sie nur dem Uebel hem
mend in den Weg tritt nnd zu wenig für die Förderung des 
Guten thätig ist. Der Organismus der Polizei darf daher 
nicht nach dieser Unterscheidung gespalten werden, damit 
nicht was sich wechselweise bedingt und unterstützt, durch 
die Spaltung unwirksam werde. 

Ferner ist es nur eine formelle Unterscheidung, wenn 
die Polizei in eine präventive, welche dem drohenden 
Schaden der Zukunft zuvorzukommen und ihn durch ihre 
Maszregeln abzuhalten suche, und in eine repressive ein
getheilt wird, welche die bereits eingetretene Verletzung der 

Einzelnen zu verletzen (?), weil die 1\1ittel, wodurch die Grösze, die 1\1acht, 
der Ruhm" der Wohlstand einer Nation befördert werden soll, in der 
Regel von der Art sind (?), dasz jene Rechte dadurch beeinträchtigt wer
den. Wer also beides zugleich begehrt, überläszt der Regierung zwischen 
zwei Aufträgen die Wahl (?), und musz sich darein ergeben, dasz sie 
den glänzendern und inhaltvollern vorzieht." Nicht dasz die Polizei für 
das gemeine Wohl sorgt, ist für die Freiheit gefahrlich noch für das 
Recht bedrohlich, sondern wenn sie diese Sorge ungeschickt und un
rechtmäszig ausübt. Vgl. das Hauptwerk von R. Mohl: "Die Polizei
wissenschaft. " 1\1ohl ist indessen 1. S. 10 im Begriffe geneigt, der Polizei 
nur den negativen Zweck "der Beseitigung aller Hindernisse" zuzu
schreiben, "welche der allseitigen erlaubten Entwicklung der 1\1enschen~ 
kräfte" im Wege stehen. Im Einzelnen bespricht er aber doch eine Reihe 
von Anstalten, welche das öffentliche Wohl positiv fördern. Die neuere 
Bearbeitung des Polizeirechts ist von Zimmermann. 

ß Iu n ts chi i, allgemeines Staatsrecht. 11. 12 
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Rechtssicherheit zu beseitigen oder den vorhandenen Sella
den zu bessern unternehme. 

Durch diese Eintheilung wird freilich nur die conservi
rende Seite der Polizei betroffen, die productiv fördernde 
aber nur mittelbar berührt.. Insofern ist dieselbe somit Im
genügend. Auch ist es ein zwar verbreiteter aber grober 
Irrthum, dasz das \Vesen aller Polizei in der Prävention 
liege. Wenn die Polizei für die Gesundhei t des Volkes 
sorgt, indem sie Sümpfe trocken legt, in den Städten die 
engen Gassen und Winkel beseitigt, grosze freie Plätze an
legt, die Luft reinigt, Brunnen errichtet, so kommt sie frei
lich indirect auch mancher Krankheit zuvor und bewirkt auch 
wohl, dasz solche, wenn sie trotzdem erscheinen, weniger Ver
wüstung anrichten. Das \Vesen liegt aber hier weder in der 
Prävention noch in der Repression, sondern in po s iti ver 
Förderung des normalen Gesundheitszustandes. 

Am besten wird die Polizei nach den verschiedenen 
Hauptsphären des Lebens, in denen ihre Wirksamkeit 
nöthig wird, eingetheilt und organisirt. 2 Die verschiedenen 
Bedürfnisse dieser Sphären erfordern gewöhnlich auch be
sondere Kenntnisse, Anstalten und eigenthümliche Behand
lungsweise. Nur darf man sich diese Kreise nicht als völlig 
abgeschlossen vorstellen und nicht vergessen, dasz die Gegen
stände, auf welche die Polizei sich beziehen musz, durch 
solche Eintheilung nicht vollständig umfaszt werden können, 
wenn nicht ein weitgreifender Vorbehalt gemacht wird, in 
dem sich die variae causarum figurae zur Noth unterbringen 
lassen. 

Unserer Auffassung VOm Staate entspricht folgende Glie
derung dieser Hauptsphären. 

I.. Hohe Polizei. Staatspolizei im engern Sinn. 
Ich verstehe darunter die Sorge für die Existenz und 
Sicherheit des Staates selbst, in seinem Innern. In 

2 Mohl hat sein Werk mit Recht nach diesem Princip geordnet. 
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ihr tritt der p 0 li t i s ehe Charakter der Polizei am bestimm
testen hervor. 'Was immer den Landesfrieden zu erschüttern 
droht, fordert ihre Thätigkeit heraus. In den meisten Fäl
len werden die gewöhnlichen, von dem Gesetze vorausge
sehenen oder innerhalb der bestehenden Rechtsordnung sich 
bewegenden moralischen und physischen Mittel ausreichen. 
In auszerordentlichen Nothfällen aber erhebt sich die hohe 
Polizei zu der Ausnahmsgewalt, welche die Rettung des 
Staats vor allen andern Rücksichten fest ins Auge faszt, und 
zu diesem Zwecke die volle staatliche Macht entfaltet. 

H. Individualpolizei; d. h. die Sorge für die Exi
stenz und Sicherheit des Rechts der Individuen. Da
hin gehört: 

1. Die Sorge für die Ernährung der Bevölkerung 
(N ah run gs polizei). Die praktischen Römer betrachteten 
dieselbe als eine der wichtigsten Thätigkeiten der höhern 
Magistrate. Die plebejischen und die curulischen 
A e d il e n wendeten ihre höchste Aufmerksamkeit darauf, 
dasz es in Rom nie an hinreichenden Getreidevorräthen fehle, 
und späterhin war es diese Sorge, welche die Kaiser mit 
Ernst betrieben 3 und durch welche sie die Volksmassen in 
Rom für sich gewannen. • 

Das Privatinteresse und der Privatfleisz werden 
freilich das Meiste und Beste thun; und die eigentliche 
Staatswirthschaft hat die Aufgabe, durch ihre wirth
schaftlichen Maszregeln dem Uebel zuvorzukommen und das
selbe zu lindern. Aber beides reicht nicht immer zu, die 
Noth abzuwenden oder zu bändigen. 

Die Noth kann so grosz werden, dasz nur noch die 

3 Tacitus Annal. 1 von Augustus: "militem donis, populum an
nona, cunctos dulcedine otii pellexit." Thiers Revol. fran~. 11. 213: "L'an
cienne police avait range Ie soin des subsistances au rang de ses attri
butions, comme un des objects qui interessaient Je plus Ia tranquillite 
publique." 
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durchgreifende Polizeigewalt des Staates ihr einiget'
maszen zu begegnen vei'mag; und da ist es Aufgabe des 
Staates, mit seiner Macht Hülfe zu schaffen. Dafür musz er 
im Vereine mit der Staatswil·thschaft und der Privatthätigkeit 
sich vorsorglich rüsten und der steigenden Noth mit umsich
tiger Sorge begegnen. Einzelne l\littel sind: Herstellung und 
Begünstigung der freien Einfuhr und Behinderung oder Er
schwerung der Ausfuhr von Lebensmitteln in Zeiten der 
Theuerung, Erwerb und Verwendung von Staatsvorräthen, 
Beschränkung übermäsziger Consumtion, soweit sie im Be
reiche der Staatsgewalt liegt u. s. f. 4 

Aber auch dem gewöhnlichen täglichen Verkehr gegen
über darf die Polizei nicht müszig seyn. 'Venn der Wucher 
mit der Nahrung des Volkes ein böses Spiel treibt, und 
den Mangel des Volkes benutzt, um die gewöhnlichen Le
bensmittel künstlich zu vertheuern, sö darf sie nicht die 
Ohren vor der gerechten Klage des Volkes verschlieszen, 
sondern soll dem 'Vucher steuern, welcher flechtenartig sich 

. über den Verkehr verbreitet und die dem Volke unentbehr
lichen Säfte an sich saugt. Der Staat musz dafür sorgen, 
dasz die Menschen neben einander bestehen können und nicht 
die Freiheit und das Recht Einzell1er zur Unfreiheit und zum 
Unrecht für die Menge verkehrt werde. 

2. Die Sorge für die leibliche Gesundheit des 
Volks. (Gesundh ei tspo lizei.) Dahin gehören: 

a) Die Aufsicht über Aerzte, Wundärzte, Apothe
k er, Heb am m e n, welche nur für fähig e~kannte Personen 
zur Ausübung solchen Berufes zuläszt, und Pfuscher und 
Quacksalber ferne hält. Auch hier, wie in allen Dingen 
des vielgestaltigen Lebens, ist indessen im Einzelnen mit 
freier Berücksichtigung der Umstände zu verfahren, und sind 
den gewöhnlichen Regeln auch die erforderlichen Ausnahmen 
ergänzend anzureihen. In den meisten neuern Staaten werden 

4 Mo h I 1. S. 244. ff. 
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auch eigene l\i e d i c i 11 alb e amt e bestellt, theils zur Verwal 
tung der Gesundheitspolizei, thcils zur Ausübung der Arznei
kunde selbst in Fällen, bei welchen der Staat näher betheiligt ist. 

b) Die öffentlichen JUaszregeln zur .A b weh I' oder Ei n
gränzung von ansteckenden Krankheiten, z. B. Con
tumaz- und Quarantaineanstalten, Vorschriften über Schutz
pockenimpfung. Die groszartigste Einrichtung der Art ist 
wohl die ös.terreichische JUilitärgränze gegen die Türkei. 

c) Die Ueberwachung der JUärkte mit Lebensmitteln, 
und die Beschränkung des Verkehrs mit unreifen und un
gesunden N ahrungsmit.teln, des Handels mit Giftstoffen u. s. f. 

d) Die öffentlichen Anstalten für II ei I u n g und P fl eg e 
kranker Personen, soweit die Familiensorge nicht ausreicht, 
Spitäler, Irrenhäuser, Gebäranstalten, öffentliche 
Bäder, RettungsanstaIten für verunglückte Personen. 

e) An die Sorge für die Gesundheit der JUenschen reihen 
sich an die Anstalten und JUaszregeln um die Gesundheit des 
Vi eh s vor Seuchen zu bewahren. 

3. Die Sicherheitspolizei. Dahin sind zu rechnen: 
a) Die Sorge für öffen tliche Wachen. Die Institute 

der Gensdarmerie, der Konstabler, der Nachtwächter u. s. f. 
dienen der Polizei freilich nach verschiedenen Richtungen, 
wie denn überhaupt das zu der Eigenthümlichkeit des Poli
zeiwesens gehört, dasz die einzelnen Zweige ihrer Thätig
keit in wechselseitiger Beziehung zu einander stehen. 

b) Die Todtenschau und die Aufsicht über das Be
g rä b ni s z. (Leichenhäuser, Kirchhöfe, Gruften.) 

c) Die Feuerpolizei, welche durch Vorschriften für 
Anlage von Fe u e l's tell e n und Beaufsichtigung derselben 
die künftige Feuersgefahr zu vermindern, durch Lös c ha n
s tal t e n die eingetretene zu bewältigen, durch Gründung 
von Ass e c u I'an zen den Brandschaden zu ersetzen strebt. 

d) Die Sorge für die Rechtssicherheit der Priva
. ten (Sicherheitspolizei im engern Sinne). 
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In dieser Beziehung kommt vorzüglich das Verhältnisz 
der Polizei zur Justiz in Betracht. Ihre beiderseitigen Ge
biete berühren sich hier, und die Gränzen sind in einzelnen 
Fällen nur mit Mühe zu finden. Dennoch sind dieselben 
ausgeschieden, und sollen es sein. 

Aufgabe der Polizei ist nicht die Ver w alt u n g und 
Handhabung der Gerechtigkeit, sondern die Sorge 
für die Ruhe und Sicherheit. Die Polizei schützt gegen 
die thatsäcllliche Verletzung derselben, bekämpft den gewalt
samen Bruch des öffentlichen Friedens, und verfolgt die 
Feinde der Rechtsordnung, welche dieselbe mit ihren An
griffen bedrohen und die gemeine Sicherheit stören. Die 
rechtliche Beurtheiluug aber der Schuld, der Spruch über 
das streitige Recht, die Verurtheilung der Verbrecher ist 
nicht ihres Amts, und wohin der Arm der Gerechtigkeit zu 
I'eichen die Macht hat, da zieht sich die Polizei zurück oder 
verhält sich nur hülfreich und unterstützend zu jener, nicht 
aber als concurrirende Gewalt handelnd. 

Ausserhalb dieses Bereiches aber greift sie, wo es noth 
thut, mit Macht ein, jeden Widerstand brechend. Zu diesem 
Behufe gebührt ihr auch ein - zwar beschränktes - Straf
oder vielmehr Züchtigungsrecht. Um die öffentliche 
Sicherheit zu behaupten wider Ungebühr und Frevel, ist 
die Zuchtigung ein unentbehrliches Mittel, und daher der 
Polizei nicht zu versagen. Die eigentliche Strafe aber wird 
nicht um jener willen verhängt, sondern weil die Handha
bung der Gerechtigkeit es erfordert. Jene wirkt häufig nur, 
wenn sie sofort zur Anwendung kommt, und daher darf 
auch hier die Polizei nicht durch die aufschiebenden Formen 
des Processes zurückgehalten werden; für diese dagegen ist 
die ruhige und sorgfältige Prüfung des Rechtes unentbehr
lich. Aus denselben Gründen sind aber auch die sogenann
ten Polizeistrafen auf die zur Aufrechterhaltung der 
Rechtssicherheit nöthigen Züchtigungsmittel zu beschränken, . 
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und nur dann und nur in so weit zuzulassen, als jenes In
teresse reicht, nie auer als eigentliche Strafe. 5 

Auf ihrem eigenen Gebiete ist die Polizei von den 
Gerichten durchaus unabhängig, wie diese auf dem ihrigen 
von jener. Ein Recursverfahren von jener an diese ist da
her unstatthaft, und die gerichtliche Verantwortlichkeit der 
Polizeibehörden ist in der Hauptsache nach den nämlichen 
Grundsätzen zu reguliren , wie die der übrigen Beamten. 
Da indessen die Polizei, wenn sie je nach Umständen rasch 
und energisch für die Sicherheit sorgen soll, einer gewissen 
Willkür, welche nach freiem Ermessen das Nöthige beschlieszt, 
unumgänglich bedarf, so sind allerdings die Bedenken grosz, 
dasz sie diese Stellung miszbrauche, und die Freiheit und 
das Recht auch der Individuen zu leicht hintansetze und ver
letze. Eine verschärfte, wenn auch nicht gerichtliche Ver
antwortlichkeit, welche die Polizeigewalt nicht lähmt, und 
ihre Handlungen auch aus dem polizeilichen Standpunkte be
urtheilt, aber zugleich jeden Miszbrauch und jede Inhu
manität strenge rügt, wäre daher eine wohlthätigere und 
praktischere Einrichtung als ein umfassendes Polizeigesetz

& Vgl. auch Stahl Rechts· und Staatslehre 11. S. 435 und unten 
Bilch VIII. Cup. 5. Die gewöhnliche Theorie nimmt im Widerspruch mit 
dieser Ansicht an, wenn der Polizei eine Züchtigungsgewalt eingeräumt 
werde, so sei das eine Ausnahme von der Regel, dasz den Gerichten 
allein die Strafbefugnisz zukomme, eine Ausnahme, welche nur durch 
das Gesetz (nulla poena si ne lege) begrüudet werden könne. Daher 
schlieszt sie weiter, dasz die Polizei bei Ausübung solcher Gewalt ge
richtliche Functioneu übe, und verlangt, dasz dieselbe so sehr als 
möglich auch durch die Formen des gerichtlicheu, wenn auch abgekürzten, 
Processes gebunden, und vor Willkür bewahrt werde. Allein jene Aus· 
nahme wäre ein wahres jus' singulare, während das Züchtigungsrecht der 
Polizei ihrer Natur gemäsz, und daher jus commune ist. Die consequente 
Anweudung der gerichtlicheu Proceszformen aber würde leicht den gan
zen Zweck vereiteln, welcher vorerst auf Sicherheit, und wir dürfen 
mit Stahl beifügen, auf "Reprobation des Aergernisses" gerichtet 
ist. Eracheint der Gesichtspunkt des Rechts als der erheblichere, so soll 
die Polizei überall nicht, sondern nur die Justiz handeln. 
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buch, welches den Detail des Lebens und seiner Bedürfnisse 
doch nicht zum voraus objectiv zu regeln vermag. 
. Soweit aber die Polizei nur die Strafgericht.sbarkeit zu 
unterstützen berufen ist, die sogenannte gerichtliche Po
lizei (police judiciai1'e) ist durchaus den Gerichten u n tel"
nicht nebengeordnet, und hat die Aufträge einfach zu voll
ziehen, welche die Gerichte ihr ertheilen. 

IH. Die Oulturpolizei. 
'Vir unterscheiden sehr bestimmt die Oultur, deren 

Oharakter Pflege und die Oulturpolizei, deren Oha-
I 

rakter Ge wal t ist, in derselben \Veise, wie wir die 
Staatswirthschaft vOn der 'Virthschaftspolizei unterscheiden. 
Die Polizei erstreckt sich über alle Gebiete des öffentlichen 
Lebens, also auch auf die Oultur- und die Wirthschaftsver
hältnisse, aber immer nur unter der Voraussetzung, dasz das 
öffentliche Bedürfnisz die U ebung der Gewalt erheischt, und 
nicht über dieses Bedürfnisz hinaus. Wo es aber der be
fehlenden oder verbietenden Gewalt bedarf, da ist ihr auch 
die Pflege untergeordnet, und keineswegs die Polizei 
ein abhängiges Anhängsel der Pflege. Wo die Pflege von 
sich aus den Bedürfnissen Befriedigung verschafft, da bedarf 
es freilich der Oulturpolizei nicht; es ist aber eine Haupt
aufgabe dieser, darüber zu wachen, dasz die Pflege ihre 
Pflicht nicht vernachläszige: und wo jene einschreiten musz, 
wird sie wieder die Beihülfe der Pflege ansprechen. Darauf 
beruht der organische Zusammenhang der verschiedenen Or
gane und Functionen der Staatsgewalt. 

Einzelne Unterarten der Oulturpolizei sind: 
a) Die Sorge für die si ttliche 'Vohlfahrt des Volks. 

(Sittlichkeitspolizei, Oensur im römischen Sinn des 
Worts.) 

In höherem Grade ist es der Beruf der Kir c he, der 
moralischen Seite des menschlichen Gesammtlebens ihre Auf
merksamkeit und SOl·ge zuzuwenden, als es die Pflicht des 
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Staates ist, die moralische Gesundheit des Volkes durch seine 
Polizei zu fördern. Die Wirksamkeit der Kirche ist dann 
auch auf diesem Gebiete unmittelbarer und fruchtbarer als 
die des Staates seyn kann. 'Wenn die Kirche, ihrer Mission 
treu, die Religiosität weckt und lebendig erhält, wenn sie 
den Menschen wirklich mit Gott versöhnt und einigt, so er
gieszt sich die unerschöpfliche Quelle dei sittlichen Kraft 
und Reinigung über das Volk. Der Staat hat keine Macht 
über das Gewissen und die unsichtbare Seelenstimmung ver
mag der Staat nicht zu erfassen, noch zu bessern. Sein 
eigentliches Gebiet ist die äuszere Erscheinung; er kann da
her nur mittelbar auf die sittlichen Zustände des Volkes Ein
flusz äuszern. Erst wenn die innere Gesinnung sich in 
äuszeren Handlungen oder Unterlassungen offenbart, wird sie 
für den Staat faszbar, und gelangt in den Bereich seiner 
Macht. Die Kirche mag mit religiösen Mitteln wider die 
bösen Gedanken streiten und gute Entschlüsse hervorrufen, 
der Staat hat nur mit den bösen Thaten zu schaffen, und 
die äuszern Hindernisse und Gefahren zu beseitigen oder zu 
mindern, welche dia Reinheit der .guten Sitten bedrohen. 
Auch hier ist Vielregiererei und unwürdige Bevormundung 
die eine, gleichgültige Vernachlässigung die. andere Klippe, 
zwischen denen der Staatsmann hindurch steuern musz. 

Die rö mische Censur beruhte auf einer edlen und 
umfassenden Auffassung der staatlichen Sittenpolizei. Die 
Censoren waren berechtigt, jede offenbare, das öffentliche 
SittIichkeitsgefühl verletzende Handlung zu rügen. Sie han
delten aber nicht präventiv, sondern griffen im Interesse der 
guten Sitten und meistens mit sicherm Tacte - die Wahl 
der Censoren aus den geachtetsten und verdientesten Staats
männern gewährte dafür feste Bürgschaft - erst ein, wenn 
die Unsitte sich durch Thaten geäuszert hatte, aber der ge
richtlichen Verfolgung, weil keine eigentliche Rechtsverletzung 
vorlag, entzogen war. Auch die hochgestellten Männer waren 
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nicht zu hoch, um vor den Ehrenstrafen der Censoren sich 
sicher zu fühlen, wenn sie die guten Sitten offen verletzt 
hatten. 

Während des Mittelalters war für diese Dinge durch 
die Censur der Kirche ebenfalls in umfassender 'Veise ge
sorgt. In unserer Zeit aber, in welcher die Macht der Kirche 
über die Gemüther geringer und beschränkter geworden, 
empfindet der Staat hier eine Lücke in den öffentlichen Ein
richtungen, welche er auch durch die gewöhnlichen Polizei
beamten durchaus nicht zu ergänzen vermag. Es gibt ge
wisse Seiten der polizeilichen Thätigkeit, welche eine Hoheit 
der Gesinnung und ein solches Masz öffentlicher Hochachtung 
und freier Autorität in der Person d{'s Handelnden voraus
setzen, wie dieselben von den regelmäszigen Beamten weder 
gefordert noch erwartet werden dürfen. Das ist gerade das 
Grosze der römischen Organisation der Polizei, dasz diese 
Aufgaben den angesehensten und edelsten Männern übertra
gen wurden. In dem modernen Staate aber, dessen schwäch
ste Seite die Polizei ist, finden sich keine derartigen Insti
tutionen; vielmehr reizt die kleinliche und häufig verletzende 
Betreibung der polizeilichen Geschäfte zur Miszachtung und 
zur Abneigung gegen die Polizei, und beide wenden sich 
dann gegen die gesammte Regierung und den Staat, wel
cher groszen .. Classen nur in der Gestalt dieser lästigen und 
drückenden Polizeigewalt erscheint. 

Diesen Uebelständen läszt sich nicht anders als durch 
eine bessere Organisation der Polizei begegnen, und dafür 
würden sich auch in dem modernen Staate die Elemente 
wohl finden, würde man hier über den pedantischen Ge
sichtskreis der bloszen Bureaukratie hinwegzusehen wagen, 
und die freie Thätigkeit geachteter Privatmänner in Anspruch 
nehmen. Gerade den ausgezeichneten Classen und Indivi
duen, dem Adel in der Nation im eigentlichen Verstande, 
könnte hier ein Feld fruchtbarer und ehrenvoller Wirksamkeit 
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eröffnet werden, und selbst dem jetzigen Spiele der Er
wachsenen, den Orden, könnte hier ein ernstes Ziel gesetzt 
und manche auch für Männer passende Aufgabe damit ver
bunden werden. 

Verhältniszmäszig dürftig erscheint, was, abgesehen von 
der staatlichen Aufsicht über die Kirche selbst und 
über die religiösen Verbindungen oder über die Erziehungs
ans talten ~ von denen im IXten Buche näher die Rede 
sein wird - die moderne Sittenpolizei an Einrichtungen her
vorgebracht hat. Am erheblichsten sind: 

ce) 	 die Vormundschafts- und Gesindepolizei, zur 
Unterstützung der häuslichen Zucht und der Familien
ruhe, wo das Privatrecht und die gewohnte Vormund
schaftspflege nicht ausreichen, und ein gerichtlicher 
Schutz ungeeignet oder unwirksam erscheint; 

ß) 	die Aufsicht über gewisse Pri vatanstalten, welche 
entweder wie die Schenken für geistige Getränke, die 
Schaubuden, die Leihbibliotheken, in ihrer Ausartung 
leicht die Unsittlichkeit begünstigen, oder wie die Spiel
häuser oder die Bordelle zum Dienste derselben ge
gründet sind; 

y) 	die Preszpolizei. 6 

b) Die Sorge für das gesellschaftliche Leben des 
Volkes, für seine Erheiterung und seinen persönlichen 
Verkehr. (Aedilität, Gesellschaftspolizei.) 

Je wichtiger in dem modernen Leben das freie gesell
schaftliche Zusammentreten der Gesinnungs- oder Zweckge
nossen und je mannichfaltiger und reicher die Formen ge
worden sind, welche der gesellige Menschengeist erfunden 
hat, um diese Triebe zu befriedigen, mit desto mehr Sorg
falt wird auch hier die wichtige Stellung des Staates zu 
diesen Verbindungen und Erscheinungen zu bestimmen sein. 
Die Privaten gehen dabei von dem Princip ihrer Freiheit 

• Vgl. Buch XII. Cap. 2. 
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aus; die Polizei musz, indem sie diese Regel allcrkennt, zu
gleich das Recht der Gesammtheit handhaben, wo die öffent
liche Wohlfahrt es erfordert, rind auch hier bald die nöthigen 
Schranken dieser Freiheit festsetzen, bald ihre Entwicke
lung positiv fördern. 7 

Die' Sorge für die Erheiterung des Volks ist eine 
der wohlthätigsten und dankbarsten zugleich. In dem "pa
nem et circenses" der Römer sind zwei berechtigte und 
grosze 'Vünsche des Volkes ausgesprochen, nnd es ist eine 
des Staatmannes würdige Aufgabe,' beide zu befriedigen. 
Die moderne Polizei, welche bei Theatern, Festlichkeiten und 
Belustigungen ihre Aufmerksamkcit fast nur in negativer 
Richtung zeigt, beschränkend und hemmend, was ungebühr
lich zu werden oder Gefahr zu bringen droht, dagegen die 
positive Seite, die Belebung, Hebung und Veredlung der 
Volksgenüsse wenig beachtet, steht in dieser Beziehung weit 
hinter der antiken Polizei zurück. Die staatskundigen Rö
mer legten gerade daraUr den gröszten Werth, und die 
römischen Groszen wetteiferten unter einander in der Ver
anstaltung groszer Festspiele.. Der 'Veg zu den höchsten 
Staatswürden der römischen Republik führte durch das Amt 
der Aedilen hindurch, welche für das Brod und die Spiele 
zu sorgen hatten. 

c) Wir dürfen wohl auch die Unter s t ü tz u n gs- und 
Armenpolizei hieher rechnen. 

In dieser Beziehung kommt es vOr allem darauf an, 
die eigentlichen Armen von den ausnahmsweise Unter~ 
s t ü tz u n g s bed ürftigen zu trennen, und hinwieder unter den 
Armen die von Natur Armen von den verschuldeten 
Armen sorgfältig zu unterscheiden. Die yermengung der ganz 
verschiedenen Verhältnisse hat theils die Heilkraft, deren die
selben ued ürfen, oft sehr geschwächt, theils das vorhandene 
Uebel häufig vermehrt. 'Vir müssen daher unterscheiden: 

7 Siehe unten Buch XII. Cup. 8. 
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a) Die oft zahlreichen Classcn der Bevölkerung, welche 
ausnahmsweise in Fällen der No th, wie insbesondere wenn 
eine ungewöhnliche Theurung der Lebensmittel eintritt (Hun
gersnoth), oder wenn durch einen groszen Brand oder Kriegs
unglück die regelmäszigen Nahrungsquellen plötzlich versie
gen und unbrauchbar werden, . oder wenn eine momentane 
Stockung der Gewerbe die Nachfrage nach Atbeit und die 
Möglichkeit des Verdienstes hindert, der Unterstützüng 
bed ürftig werden. Von solcher Noth werden gar viele 
Familien und Individuen betroffen, welche durchaus nicht 
zu den Armen gehören. Sie können zwar, so lange jene 
sie niederdrückt, sich selber nicht vollständig helfen, sie be
dürfen nun fremder Beihülfe, um nicht unterzugehen, aber 
wenn nur die Noth wieder vorübergezogen ist, so macht sieh 
auch ihre natürliche Fähigkeit, mit eigenen Kräften für ih
ren Lebensunterhalt zu sorgen, wieder geltend, und verschafft 
ihnen von neuem ein selbständiges Dasein. Hier ist es nun 
überaus wichtig, dasz die moralische Spannkraft dieser Clas
sen nicht etwa durch die Unterstützung von Seite des Staats 
geschwächt, sondern im Gegentheil eher gesteigert werde. 
Die Regel der Selbsthülfe darf nicht durch die Aus
nahme der Un ters tü tzungsbed ürftigkei t verdrängt, 
nicht die letztere zur Regel- erhoben werden. Eben aus 
diesem Grunde dürfen. die in solcher Noth Unterstützungs
bedürftigen nicht in die Classe der wirklichen Armen ge
set~t, nicht diesen gleich behandelt werden. Auch das Eh r
g efü h 1 derselben darf durch solche Gleichstellung nicht ge
kränkt werden, denn es ist ein starker Hebel der moralischen 
und physischen Kraft, der mit den Mühen der Noth ringt, 
und viele Schwierigkeiten überwindet. 

Insofern nun die Privatanstrengung, dIe hier vor
aus in Anspruch genommen werden musz, nicht ausreicht, 
so ist es Aufgabe der Staatswirthschaft, nicht der 
Polizei, solchem Uebel zuvorzukommen, und dasselbe zu 
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mildern, denn das Uebel selbst liegt in den Wirthschaftsver
hältnissen , und kann daher nur von da aus geheilt werden. 
Aber zuweilen sind die Mittel, über welche die Staatswirth
schaft verfügen kann, ungenügend, wenn nicht die energi
scherePolizeigewalt ihr zu Hülfe kommt, und dann aller
dings soll auch diese jener hülfreiche Hand reichen, damit der 
grosze Staats zweck, die Erhaltung der Bewohner, erreicht werde. 

fJ) Die von Na t ur Arm e n, welche der öffentlichen 
Hülfe bedürfen, weil es ihnen an der Fähigkeit gebricht, 
sich selber zu helfen, und auch keine Familie sie mit ihrer 
Sorge schützt. Das sind die armen familienlosen Waise n 
und unehelichen Kinder, deren natürliche Kräfte noch 
unentwickelt sind, die alten Leute, deren Thatkraft er
storben ist, die Kran ken und die Ge brechlich en. Diese 
Armen sind es vorzugsweise, welche die Religion und Moral 
der Fürsorge auch des Staates empfehlen. Im Mittelalter 
nahm sich die Kirche ihrer hauptsächlich an, und sie darf 
es auch in unserer Zeit nicht unterlassen, christliche Wohl
thätigkeit selbst zu üben und zu empfehlen. Aber es ist 
nun meistens das Armenwesen auch staatlich organisirt, und 
der Staat darf diese Pflicht eben SO wenig vernachlässigen, 
denn auch seine Bestimmung ist es, wo das Familienleben 
solche natürliche Bedürfnisse der schutzbedürftigen Individuen 
nicht befriedigt, seinen obervormundschaftlichen Schutz und 
seine Pflege zu üben. Die wesentliche Thätigkeit des Staates 
ist aber hier, wie bei der eigentlichen Obervormundschaft 
und bei der Erziehung' nicht eine U ebung der Ge w alt, 
sondern die Pflege: und wir müssen daher die Armen
pflege von der Armenpolizei wieder unterscheiden. Nur 
wo jene nicht hilft und daher ein Bedürfnisz nach obrigkeit
lichem Gebot rege wird, tritt diese auch hier ein. Subsidiär 
erscheint die Armenpolizei , wenn die Armenpflege zu schwach 
oder zu läszig ist, ihre Pflicht zu üben. 

Uebrigens liegt es nahe und entspricht einer' guten 
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Organisation des Armenwesens durchaus, dasz die nächste 
Sorge der Gemeinde überlassen wird, und nur ergänzend 
und beaufsichtigend die Polizei des S ta a te s hinzutritt. Denn 
die Gemeinde ist in gewissem Sinne die Erweiterung' der 
Familie, der mittlere Kreis, der zwischen der Familie und 
dem Staate die Individuen mit seiner Sorge umfaszt. Die 
Gemeinde ist auch eher als der Staat im Stande, die indivi
duellen Bedürfnisse der in ihr lebenden und zu ihr gehörigen 
Armen zu kennen und zu würdigen, und die Mittel einer an
gemessenen Versorgung und Pflege zu finden und zu benutzen. 

y) Die verschuldeten Armen, welche zwar die na
türlichen Kräfte besitzen, um sich selber zu schützen und 
durchzubringen, die aber aus Liederlichkeit, Arbeitsscheu, 
Verschwendung in Armuth gerathen sind, und ohne Hülfe 
verderben müszten. Gegenüber diesen hat nun vorzugsweise 
die staatliche Polizei den Beruf einzuschreiten, und 
zwar keineswegs nur zur Pflege, sondern voraus zur Zucht. 8 

Für solche Arme sind daher die Arbeits- und Correc
ti 0 n s h ii u se r wohl am Platze, und es ist nöthig, dasz in 
diesen strenge Zucht geübt werde. Das aber ist nicht mehr 

8 Auf diesen wichtigen Unterschied hat auch Napoleon in seinen 
Gesprächen mit Las Cases (V. S. 58) aufmerksam gemacht: "Le noeud de 
cette grande affaire est tout entier dans la stricte separation du paUl'f'e qui 
commande le respect d'avec le mendiant qui doit exciter la colere; 01', nos 
travers religieux mlllellt si bien ces deux classes qu'ils semblent faire de 
la mendicite un me rite, une espece de vertu, qu'ils la provoquent en lui 
presentant des recompenses celestes: au fait les mendians sont-ils plus ni 
moins que des moines au petit pied, tellement que dans la nomenclature 
se trouvent les moines mendians." Die englische Armentaxe wurde 
unter der Königin Elisabeth znerst nur für Lahme, Gebrechliche, Alte 
und Blinde eingeführt. Dann aber fing man an, auch die, welche ar
beiten können, aber keine Arbeit finden, also die Unterstützungsbedürf. 
tigen im obigen Sinne, und die liederlichen Armen, welche nicht arbeiten 
wollen, aus dem Ertrag dieser Taxe zu unterstützen, und indem man so 
die drei verschiedenen Classen vermischte, steigerte man das Uebel ins Un
erträgliche. Viel besser ist das Armenwesen in Deutschland und in der 
Schweiz geordnet, obwohl auch da die in der Natur der Dinge liegenden 
Unterscheidungen nicht so vollständig beachtet werden, als es zu wünschen ist. 
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Sache der Gemeinde, sondern in vorzüglichem Sinne Sache 
des Staates und seiner polizeilichen Gewalt. 

IV. Die Staats- und Volkswirthschaftspolizei. 
. Sie unterscheidet sich als die obrigkeitliche Gewalt VOn 

der ihr untergeordneten aber in den regelmäszigen Fällen ausrei
chenden Staats- und Volkswirthschaftspflege in ähnlicher Weise 
wie sich die Culturpolizei von der Cultur unterscheidet. Wo 
das Bedürfnisz der Gewalt rege wird, da nur ist die Polizei thä- . 
tig, im übrigen genügt die Wirthschaftspflege. Hieher gehören: 

a) Die 'Vasserpolizei, welche durch Regelung der 
Ströme und Flüsse, und durch Anlegung von Deichen oder 
Dämmen vor Ueberschwemmung Güter und l\Ienschen ver
hütet, die Benützung der öffentlichen Gewässer zu 'Vasser
werken, \Viesenwässerung, zur Schifffahrt, Flöszung u. s. f. 
im allgemeinen Interesse wahrt und den l\1iszbrauch hemmt, 
durch Errichtung von Seehäfen und Leuchtthürmen die Sicher- . 
heit der Schiffe begünstigt. 

b) Die Wege-Straszenpolizei, durch welche für 
Anlegung, Unterhaltung und Sicherheit von 'Vegen, Straszen, 
Eisenbahnen, Brücken u. s. f. gesorgt wird. Die Herstellung 
einer Brücke zu gebieten, ist Sache der Polizei, sie zweck
mäszig auszuführen, Aufgabe der Wirthschaft. 

c) Die Sorge für öffentliche Brunnen und für 
öffentliche Plätze und selbst die Sorge für den Schmuck 
solcher Plätze und Anlagen, durch Anpflanzungen, Denk
mäler und öffentliche Gebäude, durch schöne und würdige 
Ausstattung und Reinhaltung. Auch die Aufsicht über Privat
bauten gehört hieher, soweit die allgemeine Sicherheit und 
der öffentliche Anstand es rechtfertigt; sie darf aber nicht 
ausarten in eine Bevormundung des freien Privateigenthums 
und Privatgeschmacks. 

d) Die volkswirthschaftliche Polizei, von wel
cher im Vten Buche im Zusammenhang mit der Wirth
schaftspflege gehandelt wird. 



Vom Ger ich t. 

Erstes Capitel. 

Die Natur und die Arten des Gerichts. 

Alles Gericht setzt voraus, dasz etwas zu r ich te n sei, 
d. h. dasz eine Verletzung der Rechtsordnung gesche
hen sei. Die Verletzung wird durch das Gericht beseitigt 
und damit die Majestät des Rechts geoffenbart. Alle Rechts
pflege ist Bewährung der staatlichen Gerechtigkeit. t 

In dem Richten lassen sich zwei wesentlich verschiedene 
Functionen unterscheiden: 

1) die Erkenntnisz des Rechts, oder wie man das 
im .!\fittelalter ausgedrückt hat, das Finden des Rechts, 
das Urth eil, 

2) die Handhabung des Rechts, das Richten im 
eigentlichen Sinn. 

Es ist wahr, dasz die Findung des Urtheils an und für 
sich nicht ein Act der staatlichen .!\facht, sondern zunächst 
entweder ein Ausdruck des Rechtsgefühls oder eine lo
gische Function des juristisch gebildeten Verstandes ist, 

1 V gl. S ta h), Staatslehre H. S. 438. 

BIn n t s chi i, allgemeines Staatsrecht. 11. 13 
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und insofern läszt sie sich mit der 'l'hätigkeit von Kunstver
ständigen und Experten in andern Gebieten des Lebens und 
der 'Yissenschaft vergleichen. Aber es ist durchaus irrig, 
das Gericht selbst aus diesem Gesichtspunkte zu betrachten 
und demselben den Charakter einer obrigkeitlichen Gewalt 
abzusprechen. 1. Die Rechtsfindung ist die nothwendige Vor
aussetzung, die Unterlage der Rechtshandhabung , diese aber 
offenbar das 'Yesen des Gerichts und von durchaus staat
licher Natur. Die erstere kann daher wohl Privatper
so ne n anvertraut und überlassen werden, die letztere da
gegen musz obrigkeitlichen l\Iagistraten vorbehalten blei
ben. Und da sich jene zu dieser dienend verhält, so ist 
auch sie immerhin obrigkeitlich zu lei ten. 

Die 'Yiederherstellung des gestörten und ver
letzten Pr iv atrechts ist die Aufgabe der Civilrechts~ 
pflege. Durch diese übt der Staat seine Pflicht aus, den 
Privatpersonen den Genusz der ihnen angehörigen Privat
rechte zu gewähren, und die eingetretene Beeinträchtigung 
derselben aufzuheben. Dieser Zweck wird erreicht, theils 
durch Beseitigung des Privatunrechtes, theils durch 
Ersatz des Schadens, mit Einem 'Yorte durch einfache 
Wie d erher stell Ull g des Privatrechts. 

In der Regel genügt zur Erreichung dieses Zwecks da& 
blosze Erkenntnisz und der staatliche Ausspruch des wirk
lichen Rechts; daher ist hier das gerichtliche Ur t he i I von 
ganz besonderer für sich schon entscheidender Bedeutung. 
Nur ausnahmsweise, wenn dasselbe von den Betheiligten 
nicht beachtet wird, tritt der s ta a t li ehe Z w a n g ein, der 
ein Ausflusz der Gerichtsbarkei t. ist, und daher von dem 
Gerichte auch dann a~geordnet wird, und abhängig bleibt, 
wenn zur Ausübung desselben die Mitwirkung der Polizei
mittel erforderlich sind. 

2 llIeinung von R 0 tt eck in Are ti n' s constitut. Staatsrecht. H. 
S.208. 
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Da das Privatrecht zunächst nicht Staatsangelegenheit 
ist, sondern Jen Privatpersonen als solchen, nicht in ihrer 
Eigenschaft als Unterthanen zukommt, so kann es auch nicht 
der Beruf des Staates sein, wo immer einzelne Verletzungen 
desselben vorkommen mögen, amtlich einzuschreiten und von 

sich aus die 'Viederherstellung des gestörten Rechtes anzu
ordnen.' Eine derartige Bevormundullg des Privatverkehrs 
wäre mit der Freiheit und der Selbställdigkeit der Privaten 
durchaus unverträglich. Diese sind vielmehr vollkommen 
berechtigt, ihre Interessen selber zu vertreten und sich sel
ber zu helfen. Nur wenn die SeI b s t h ii lfe nicht anders 
geübt werden könnte, als so dasz wer sein Recht begehrt 
und geltend machen will, in die freie Rechtssphäre des An
dern eingreifen, und weil dieser jenes Recht anzuerkennen 
sich weigert, Zwang üben Il1üszte, ist dieselbe in dem mo
dernen Staate untersagt~ weil dilrch solchen Streit die öf
fentliche Ruhe und der Landesfrieden leicht gestört werden 
könnte. Dann bedarf es zur 'Wiederherstellung des streiti
gen Rechts der gerich tlichen, nach sichern Regeln und 
in wohl geordneten Formen den Streit aus unparteiischem 
Standpunkte entscheidenden Hülfe. 3 Die Civilgerichtsbarkeit 
entwickelt demzufolge ihre Thätigkeit nur auf Begehren, 
d. 	 h. zunächst auf die K lag e der betheiligten Privaten. 

Die Strafrech tspflege dagegen setzt eine so erhebliche 

3 Edictum Divi lIIarci in L. 7 ad legem Juliam de vi privata: "Tu 
vim putas esse solum, si homines vulnerentur? Vis est et tune, quoties 
quis id, quod deberi sibi putat, non per judicem reposeit; non puto an
tem nee vereeundiae nee dignitati tuae eonvenire, quidquam non jure fa
cere. Quisquis igitur probatus mihi fuerit, rem ullam debitoris non ab 
ipso sibi traditam sine ullo judice temere possidere, enmque sibi jus in 
eam rem dixisse, jus crediti non habebiL." Die germulliseLen Völker vel'
statteten anfänglich der Selbsthülfe eine viel freiere Bewegung; nnd erst 
nach vielen Jahrhunderten gelang es dem langsam aufgehenden Staatsbe
wusztseiu) das Selbstpfändungsrecht der Gläubiger in engere Schranken 
zu bannen. Vgl. Wilda's Abhandlung in der Zeitschrift für delltscht's 
Recht Bd. I. 
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Störung der Rechtsordnung voraus, welche nicht blosz 
die rechtlichen Interessen eines Individuums, sondern um 
ihres gefährl ich en und rech tswidri gen Chara kters 
willen die öffentliche Rechtssicherheit, somit den 
Staat selbst verletzt. Jene Erschütterung und Ver
letzung des bestehenden Rechts kann zwar sich ebenfalls auf 
Privatrechte beziehen, aber sie· fällt in diesem Falle in den 
Bereich der Strafrechtspflege, wenn sie mit einer Gesin
n ung und in einer Form verübt wird, durch welche zu
gleich der ö f f e n tl ich e Fr i e d e verletzt oder gebrochen 
wird. Die Strafrechtspflege kommt daher ihrer Natur nach 
aus öffentlichen Gründen zur Anwendung, und ist im wei
tern Sinne ein Theil des öffentlichen Rech ts. 4 Die ein
fache Wiederherstellung genügt daher hier nicht. Restitu
tion und Schadensersatz sind freilich auch da erforderlich, 
aber diese sind, insofern 'sie sich auf die privatrechtlichen 
Verhältnisse beziehen, immer ein wesentlich civilrechtlicher . 
Bestandtheil, welcher seines Zusammenhanges wegen mit 
dem Vergehen und um seiner meist untergeordneten Bedeu
tung willen wohl gleichzeitig von dem Strafgerichte geord
net werden kann, aber eben so wohl unter Umständen von 
dem Strafprocesse auszuscheiden und der gewöhnlichen Ci
vilrechtspflege zuzuweisen ist. 

Der Charakter der Strafrechtspflege liegt vielmehr in 
der Verhängung der S t r a fe des Schuldigen. Die tiefere Ver
letzung des Staates selbst erfordert, dasz die öffentliche Ge
rechtigkeit den Verbrecher mit starkem Arme erfasse und 
durch Bestrafung desselben, ihre übergeordnete Macht be
während und die Sicherheit des öffentlichen Friedens neu 
stärkend, die Schuld tilge. Schuld und Strafe bedingen sich, 
und nur das Gleichgewicht beider vermag die Hoheit und 
Heiligkeit der Rechtsordnung selbst zu offenbaren und her
zustellen. Die Besserung des Schuldigen und die Abschreckung 

• Vgl. oben Einleitung Cap. 3, S. 6. 
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Anderer vor ähnlichen Verletzungen sind Zwecke, welche 
auch erwogen und gefördert werden sollen, aber der prin
cipale Gesichtspunkt ist die Strafe selbst, als ein Gebot und 
eine Aeuszerung der Gerechtigkeit. 5 

Aus diesem Grunde hat -daher die Strafe einen öffen t
lichen Charakter: und es ist ein Fortschritt der neueren 
Rechtsbildung , dasz die ältern Privatstrafen aus Vergehen, 
wie das römische und .das deutsche Recht sie gekannt ha
ben, abgeschafft worden und die ö ffen tli ehen Strafen 
an ihre Stelle getreten sind. Ferner widerspricht es der Idee 
der Strafrechtspflege, dasz die Anwendung der Strafe in die 
Willkür der verletzten Privatperson gelegt wird, ihr Eintre
ten somit von der Klage dieser abhängt. Die Verfolgung 
und Bestrafung des Verbrechers ist eine öffentliche Angele
genheit, und es musz daher von Staatswegen dafür gesorgt 
sein. Das ältere germanische Recht liesz auch hier der 
Selbstrache und dem Fehderecht freien Lauf, und er
hob später, seitdem die Ausbildung der fränkischen Monar
chie dieselbe um der öffentlichen Ruhe mehr beschränkt 

b Stahl, Staatslehre 11. S. 516: "Es ist das ewige Gesetz der Ge
rechtigkeit, dasz auf das Böse - somit im Staate das Verbrechen - die 
Strafe folge unabwendbar, das bekundet jedes unbefangene Bewus'ztsein. 
Aber die Schwierigkeit für das auseinandersetzende Denken ist das: Wie 
kann eine Wiederherstellung der verletzten Ordnung darin liegen, dasz 
dem Verletzer ein Debel zugefügt werde, was die Strafe unläugbar ist? 
- Es ist durch die Strafe an dem Debelthäter auf reale Weise bekundet, 
dass die sittliche Ordnung der Herr ist. So musz das Böse selbst, indem 
es zu Boden gedrückt wird, zur Verherrlichung der sittlichen Macht die
nen. Die Strafe des Staats ist darum keineswegs Rache. Die Rache sucht 
das Leiden des Verletzers um des Leidens willen, das persönliche Em
pfinden an ihm zu weiden. Der Staat aber straft den Verletzer nicht, 
damit er leide, sondern er läszt ihn leiden, damit er gestraft sei. Die 
Rache hat auch keine Gränze als die Lust am Leiden, während die Strafe 
unter einer Nothwendigkeit steht in Jlfasz wie in Eintritt." - Nicht das 
Böse wird gestraft; die Rechtsordnung schützt die Schlechten wie die 
Guten in ihrer Existenz, aber die Löse That, welche das Recht eines Rn
eiern widerrechtlich angreift. 
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hatte,' die Nothwelldigkeit der Privatklage zur Regel. Das 
englische. Strafrecht ist zum Theil heute noch auf diese An
sicht gebaut. Aber auf dem Continente ist doch seit Jahr
hunderten, anfänglich durch den Einflusz auch der Kirche 
der richtigere Grundsatz aufgekommen und allmählich durch
gedrungen, die Regel der Verfolgung von Amtswegen, 
sei es in Form des Inquisitions - oder des Anklageverfahrens. 
Ausnahmen müssen freilich vorbehalten werden, theils aus 
Gründen der Pietät, wie z. B. in dem Falle des Ehebruchs, 
oder wo das Privatinteresse dem öffentlichen die Wage hält, 
wie bei Injurienhändeln. 

Der Unterschied der Civil- und der Strafrechtspflege 
hat denn auch häufig eine Sonderung der Organe nach sich 
gezogen, welche jene und diese verwalten. In der TImt 
ist die Thätigkeit beidel' so verschieden, dasz in den han
delnden Personen verschiedene Eigenschaften wirksam sein 
müssen. Der Civilprocesz ist ein durchaus anderer als der 
Strafprocesz; und während der Civilrichter die Gabe besitzen 
lUUSZ, verwickelte Privatverhältnisse mit feinem Blicke und 
sorgsamem Scharfsinne zu entwirren und äuszerlich zurecht
zulegen, musz das Strafgericht den moralischen Seelenzu
stand des Angeschuldigten zu ergründen suchen und vor
züglich die individuelle Schuld und ihre Grösze erkennen. 
Dort bewegen sich die Parteien, die nur ihre eigene Sache 
vertreten, mit gröszerer Freiheit innerhalb der zulässigen 
Rechtsformen , und del' Richter leitet und entscheidet ihren 
Streit mit unbefangenem heiterem Geiste; hier aber herrscht 
der Ernst und die Strenge der verletzten Gerechtigkeit vor 

und die Verhandlungen sowohl als die Beurtheilung nehmen 
auch die GemiHhskräfte der Richter und Urtheiler in er
höhtem Grade in gespannten Anspruch. 



Zweites Capitel. GemeinsnmeGrundsätze für die Rechtspflege. 199 

Zweites Capitel. 

Gemeinsame Grundsätze für die Rechtspflege. 

1. Die Sonderung des Gerichts von dem Regimente 
in der Verfassung des Staats ist als ein Hauptgrundsatz des 
neuern Staates nun ziemlich allgemein anerkannt: 1 die Son
derung nicht die absolute Trennung, denn in dem Staats
oberhaupte einigt sich mit der vollen Regierungsmacht die 
formelle Spitze der Gerichtsbarkeit als in einem gemeinsa
men Centrum. Eine Folge dieser Sonderung ist die inn-er
liehe Selbständigkeit der Gerichte in der Ausübung der 
Gerichtsbarkeit, und ihre U na b h ä n gig k e i t von dem Ein
flusse, der Regierung. 2 Die staatliche Gerechtigkeit zu hand
haben ist der ernste und edle Beruf des Richters, nicht das 
Zweckmäszige und Nützliche anzuordnen. Jenen Beruf kann 
er aber nur dann würdig üben, wenn er die festen Geset,ze 
des Rechts als die einzige Richtschnur seiner Thätigkeit be
trachtet und nicht dem Drange der Umstände LInd dem 
'Vechscl der Parteistimmungen folgt. Vor seinem Stuhle 
soll Jeder, der Mächtige wie der Schwache, der Arme wie 
der Reiche, nicht Gunst oder Ungunst, sondern unparteiisches 
Recht finden; daher müssen auch die Wünsche der Regie
rung hier sich bescheiden und darf ihre Macht nicht störend 
eingreifen in die ruhig gemessene Erforschung des wirklichen 
Rechts. 

I Vgl. oben Euch V. Cap. 2, S. 403 uud Euch VI. Cnp. 17. 
2 Eayerische Verf. VIII. §. 3: "Die Gerichte sind iunerhalb der 

Gränzen ihrer amllichen Eefugnisz unabhängig, und die Richter kön
nen nur durch einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit Verlust des da
mit verbundenen Gehaltes entlassen oder derselben entsetzt werden." Verf. 
von Portugal §. 118: "Die gerichtliche Gewalt ist unabhängig." §. 122: 
"Die Richter können ihr Amt nur durch ein Drlheil yerlieren." Oesterr. 
Verf. \'on 1819 § 99: "Die richterliche Gewalt wird sellJständig von den 
Gerichten geübt." §. 102: "Rechtspflege und Verwaltung sollen getrennt 
lind von einander unabhängig gestellt werden." Preuszische §. 86. 
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Einzelne aus jenem Grundprincip abgeleitete Regeln 
sind folgende: 

a) Niemand darf wenn er sich in seinem Rechte verletzt 
fühlt, an der Betretung und Verfolgung des Rechts
weges gehindert werden. 3 Der Rechtsschutz des Staates 
musz allen offen stehen: auch den Niedrigsten, und auch 
den Fremden. Es gibt im Sinne des neuern Rechts keine 
Rechtlosigkeit der Individuen mehr, wie das Alterthum 
sie den Fremden (hostes) gegenüber, und das deutsche 
Mittelalter als Strafe der Fr i e den s b I' e c h er angenommen 
hat. Auch wer unwürdig erscheint) seine Sache selber zu 
führen, soll doch die Möglichkeit eines sein Recht wahren
den Vertreters haben. Und es ziemt dem Staate dafür zu 
sorgen, dasz auch den Armen der ·Weg zu ihrem Rechte 
zu gelangen, nicht durch Kosten und Formen mittelbar ver
schlossen, sondern vielmehr durch Bestellung der nöthigen 

3 Landtags-Abschied von Hannover v. 1639 bei Zach ariä D. St. 
R. §. 90: ndasz die liebe Justiz einem Jeden ohne Respect schleunig mit
getheilt, keinen zur Ungebiihr aufgehalten, niemand mit Extrajucial-De. 
creten, Mandaten, Rescripten oder wie es sonsten Nahmen haben mögte, 
beschweret, sondern der Justiz ihr stracker Lauf gelassen - und 
darin rechtlich cognosciret und procediret werden, da entgegen die nIisz- { 
bräuche allenthalben abgeschaffet, und den Assessoren keineswegs verstat
tet sein soll, unter einigen, und viel weniger dem Prätext, dasz das In
teresse principis mit unterlaufe - sich absentiren und aufständen." Das 
deutsche Staatsrecht des Kaiserreichs sorgte dafiir, dass auch in staats
rechtlichen Streitigkeiten der Reichsstände der Rechtsweg stets offen bleibe. 
Wa hlcapitulation Art. XIX. §. 4: "Und ob auch einiger Churfiirst, 
Fürst oder anderer Stand (die freie unmittelbare Reichsritterschaft mit ein
geschlossen) seiner Regalien, Immedietät, Freiheiten, Rechten und Gerech
tigkeiten halber, dasz sie Ihm geschwächet, geschmälert, genommen, ent
zogen, bekümmert und bedrucket worden, mit seinem Gegentheile und 
Widerwärtigen zu gebührlichen Rechten kommen, und Ihn fiirfordern 
wolte, dasselbe sollen und wollen Wir, wie alle andere ordentlich 
s ch we benden Rechtferti gu ng e n, nicht ver hin der n, sondern 
vielmehr beförderen und zur Endschaft beschleunigen." Schutz gegen 
Rechtsverweigerung der Landesgerichte gewährten die kaiserli· 
ehen Gerichte. 
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Vertretung vOn Amtswegen offen erhalten werde. Auf der 
andern Seite ist der Staat aber veranlaszt, der Chikane pro
ceszsüchtiger l\Ienschen und der Gefahr von Schaden, welche 
für die Parteien aus dem Processe selbst erwachsen kann, 
durch seine Anordnungen, z. B. über Cautionsstellung, zu 
begegnen. 

b) Niemand darf seinem ordentlichen Richter 
e n t zog e n werden. 4 Das germanische l\Iittelalter, in allen 
Dingen zunächst auf die ständischen Verhältnisse Werth 
legend, drückte diesen Grundsatz noch bestimmter so aus: 
Jeder soll vor seinen Genossen beurtheilt werden. 5 So 
urtheilten über die Fürsten in den alten Reichsgerichten nur 
Fürsten, über die Vasallen in Lehenssachen ihre l\Iitvasallen, 
über schöffenbar freie Leute ihre Standesgenossen. Die Bür
ger konnten nur von ihrem städtischen Gerichte belangt wer
den, und selbst die hofhörigen Bauern wurden in der Regel 
nur vor deren Vogtei und dem Hofgerichte belangt, in wel
chem ihre Hofgenossen urtheilten. 6 Das neuere Recht hat 
diese Sonderstellung der Stände aufgelöst, und wie die Rechts
grundsätze, sowohl in dem Straf-als in dem Privatrechte, 
gleichmäszig auf alle Classen der Bevölkerung, so auch die 
Gerichtscompetenz über alle zugleich erstreckt. Diese Um
gestaltung ist eine höhere Phase der Rechtsentwicklung, 
welche auf Gleicheit des Rechts in diesem Sinne mit Recht 
einen Werth legt. Als Re gel musz die Ausdehnung der
selben Gerichtsbarkeit auf ulle Individuen im Staate daher 

• Holländische Verf. §. 150: "Niemand kann gegen seinen Willen 
dem Richter entzogen werden, welchen dss Gesetz ihm zuerkennt." 

5 Englische lIIagna Charta von 1215: "Comites et barones non 
amercientur nisi per pares suos." 1Jlarnier, Etablissement et cont. de 
Normandie p. 22: "Chascnn doit estre jngiez par ses pers." 

6 Sachsenspiegel TI. 12. §. 2. "Scepenbare lüde mnten wol ordel 
vinden over jewelken man. It ne mut aver uppe se neman ordel "inden, 
dat in an ir lief oder an ir ere oder an ir erve ga, he ne si in evenbnr
flieh." VgJ. ouen. 
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festgehaltell werden. Aber diese Regel wird iu unserer Zeit 
wohl noch zu abstract und rücksichtslos durchgeführt, und 
es werden die erforderlichen Ausnahmen zu wenig beachtet. 
Es gibt einzelne Berufs - und Lebensverhältnisse , die ihrer 
Natur nach nicht allgemein sind, und nur von denen rich
tig verstanden und beurtheilt werden, welche mit denselben 
durch persönliche Erfahrung vertraut sind. Die Gerichts
organisation darf daher nicht über diese Eigenthümlichkeit 
hinwegsehen, sondern musz sich darnach richten. Ein der
artiges Bedürfnisz fängt namentlich in unserer Z,eit sich 
überall wieder an zu regen, und es kommt nur darauf an, 
LIasseIbe durch Constituirung besonderer Gerichte zu befrie
digen, ohne jene Regel zu gefährden, und ohne die Einheit 
des Rechts und der Rechtspflege zu stören. Handels-, Hand
werks-, Fabrikverhältnisse vorzüglich, aber nicht sie allein 
kommen hier besonders in Betracht. 

c) Nur eine Folge des vorigen Grundsatzes ist das Ver
bot der Ausnahmsgerichte, d. h. solcher Gerichte, die 
nicht schon durch die normale J ustizverfassul1g begründet, 
sondern für einzelne Fälle eigens bestellt werden. Es ge
hören demnach nicht unter diesen Begriff: gewöhnliche 1\li
litärgerichte für das Heer, der Staatsgerichtshof für die 1\li
rüster u. dgl., denn obwohl dieselben nur auf bestimmte 
Personen und Fälle Bezug haben, so sind sie dennoch durch 
die Rechtsordnung zum voraus geregelt, und in ,deren nor
lIlalen Bestand eingefügt. 'Wohl aLeL' sind von dem Verbote 
betrof1'en alle die Gerichte, welche die Thätigkeit der ordent
lichen Gerichte in dem ihnen von Rechtswegen zugewiesenen 
Amtsbereich hemmen, und an dieser Statt ausnahmsweise 
ermächtigt werden, in einzelnen Fällen die Strafgerichtsbm'
keit auszuüLen. 

Eine Abweichung von diesem Grundsatze wird nur durch 
wirkliche Noth gerechtfertigt, sei es, weil die ordentlichen 
Gerichte ohnehin, z. B. aus zureichenden Recusationsgründen, 
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vel'himlert sind in einem Falle das Recht zu handhaben, 
oder weil der Zusammenhang einer weit verzweigten Unter
suchung eine Concentration derselben bei einem Gerichtshofe 
erfordert, sei es, weil der Staat selbst in einen Nothstand 
"ersetzt ist, welcher die regelmäszige Entfaltung der Rechts
pflege unmöglich macht, und um der Geföhr für die ge
summte Rechtsordnung willen eine ungewöhnliche und rasche 
Strenge der Gerechtigkeit erheischt. In den Fällen der ersten 
Art kann und soll das ausnahmsweise flir competent erklärte 
Gericht mit Bezug auf seine Stellung, Befugnisse und Rechts
formen den ordentlichen Gel'icl:ten gleich organisirt sein, und 
ganz die nämlichen Garantieu für eine gute Rechtspflege 
darbieten wie jene, so dasz die Ausnahme nur eine äuszer
liehe und unwesentliche ist. Die Fälle der zweiten Art aber 
machen eine stärkere Abweichung nöthig. In Zeiten des 
Kriegs oder Aufruhrs kann die Verkündigung des Stand
l' e eh te s um der Existenz des Staates willen ein öffentliches 
Bedürfuisz sein, und es können die dann zurnal geol'dneteu 
Militärgerichte oder andere Ausnahmsgerichte er
mächtigt werden, Verletzungen der geuotencn Ordnung, die 
in normalen Zeiten nicht strafbar wären, zu bestrafen, oder 
weit härter zu bestrafen als sie es sonst würden. Auch in 
dem Verfahren können eine Menge von formellen Rechts
mitteln, die in der Regel den Richter vor Uebereilnng, und 
die Partei vor Unrecht schützen, ueseitigt, und eine sofortige 
unaufschiebbare Verhandlung und Beurtheilung geuoten wer
den. Diese Ausnahme darf aber nur dann und nur so lange 
zugelassen werden, als wirkliche Not h des Staates da ist, 
und auch in diesen Fällen darf unter keinen Umständen 
das 'Vesün der staatlichen Gerechtigkeit miszachtet "verden. 
Demgemäsz ist unbedingt dm'an festzuhalten , dasz Niemand 
yerlll'Lheilt werde, dem lIicht Gelegenheit geuotell worden 
sich zu yeJ'Lheidi~'en, dasz das Urtheil jederzeit als Urtheil 
gefullden, nicht als \ViIlensact heschlossen, duher auch die 
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Rechtsform des Gerichts gewahrt werde, endlich dasz nur 
wirkliche Rechtsverletzungen , unter keinen U mställden aber 
bIoszer Verdacht, bestraft werden. 7 

2. Die Oeffen tlichk eit der Rechtspflege verstand sich 
in der alten Zeit, in welcher das ganze öffentliche Leben 
weit mehr als in unserer Zeit im Freien vor sich ging, ganz 
von selbst. Auf offenem Markte saszen die römischen Prä· 
toren auf dem Tribunal, unter einer Linde oder Eiche unter 
dem offenen Himmel hegten die deutschen Richter das Ge
richt. Nur so lange der Tag leuchtete, durfte die Gerech
tigkeit verwaltet werden. Auch die Basiliken der byzanti
nischen Epoche blieben unverschlossen. 

Die Aenderung in dem neueren Europa, welche die Ge
richtssäle verschlosz, und die Heimlichkeit des Verfahrens 
einführte, kam während des XV. und XVI. Jahrhunderts 
allmählich auf. Mancherlei Gründe wirkten zusammen, um 
dieselbe hervorzubringen: voraus das aus der kirchlichen 

1 Die Wuth der Revolution und die Leidenschaft einzelner Despoten 
haben wohl auch diese Schranken überschritten. Das ist aber nicht mehr 
Jus ti z, sondern Jus i t z mord, und auch dann, wenn derselbe durch ein 
Staatsgesetz legitimirt worden ist. Es gibt ewige Principien des Rechts, 
die zn ändern kein Gesetzgeber die lIIacht hat. Dan ton hat versucht, 
die Nothwendigkeit des Revolutionstribunals zu reclJtfertigen; man kann 
aber seine Gründe nicht hören, olme einen Schauder über die furchtbare 
Verirrung eines so mächtigen Geistes zu empfinden: ,,11 les (Ies lois ex
traordinaires) faut arbitraires, parce qu'il est impossible ele les renelre pre
eises; parce-que, si terribles qu'elles sOient, elles seront. prc{crables encore 
aux cxecutions populaircs qui aujourd'hui, comme en septembre, seraient 
la suite des lenteurs de la justice. En temps calme la socitlte aime mieux 
laisser ecllapper le coupable que frapper l'innocent, parceque le coupable 
est peu dangereux; mais a mesure qu'il le devient davantage, elle tend 
davantage aussi a le saisir; et lorsqu'il devient si dangereux qu'il ponr
rait la faire perir Oll du moins qu'elle le croit ainsi, elle {rappe tout ce 
qui excite ses .~oupcons, et prefere alor8 atteindre un innoecnt q ue laisser 
cchapper un coupable. TeIle est la dictature, c'est.a dire l'action 1Jiolcnte 
dans les wcietCs menaeces." T h i e r s, histoire de la revol. frang. II. 320, 
348. Ueuer die früllern nJustizcommissionen" in Frankreich vgl. Schäff
n er, Rechtsgesch. 11. S. 431. 
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Zucht der Gewissen auf die staatliche Gerichtsbarkeit über
getragene Princip der Inquisition, welche im Strafprocesz die 
Seele des Verbrechers wie ein scheues Wild in ihren ge
heimsten Schlupfwinkeln aufsuchte, und durch heimliche 
Nachstellung leichter zu erjagen hoffte; sodann die Einfüh
rung einer gelehrten, aus den schriftlichen Quellen des rö
mischen R~chts schöpfenden Jurisprudenz, welche im Civil
procesz vorzüglich von dem Leben abzusehen, und auf das 
Studium schriftlicher Acten all ihren Fleisz und ihre Auf
merksamkeit zu verwenden mehr und mehr sich gewöhnte, 
ferner die Erschlaffung, der politischen Theilnahme des Vol
kes an den öffentlichen Verhandlungen und endlich die zu
nehmende gewaltsame und absolutistische Richtung der Zeit. 

Erst in der neuern Zeit ist das Streben nach Oeffent
lichkeit der Rechtspflege wieder stärker geworden, nun aber, 
eben um der frühern Erfahrungen willen, weniger unbefan
gen und zugleich bewus;z;ter als vor Alters. Die Oeffentlich
keit ist in 'Wahrheit ein Erfordernisz einer wohl organisirten 
Rechtspflege. 8 .Es ist nicht die Aufgabe des Staates, die 
Gewissen zu erforschen, und gleichsam das unsichtbare Leben 
der unsterblichen Seele zu ergründen. Er hat es auch mit 
der Schuld nur insofern zu thun, als dieselbe sich in äuszer
lieh wahrnehmbaren Handlungen kund gegeben, und die 
leibliche Rechtsordnung des Staates äuszerlich verletzt hat. 
Daher darf er nicht ihre Geheimnisse zu ergründen suchen, 
sich nicht anmaszen, das göttliche Gericht auf der Erde zu 
üben. Darum bedarf die öffentliche irdische Gerechtigkeit 
auch des hellen Tageslichtes. Nur was vor diesem offenbar 
wird, fällt in ihren Bereich. 9 

8 Hollän dische Verf. §. 155: "Die Gerichtssitzungen sind öffent
ich, mit dem Vorbehalte, die Schlieszung im Interesse der öffentlichen 
Ordnung und Sittlichkeit nach dem Gesetze festzustellen." Belgische 
§. 96. Preuszische §..93. 

B Feuerbach, Betrachtungen über OeJIentlichkeit und Mündlichkeit 
S. 90: "Stiege die Gerechtigkeit selbst leibhaft vom Himmel!auf die Erde 
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Die Oeffentli.ch keit ist denn aber in verschiedenem Sinne 
zu fassen. Die olme Vergleich wichtigere Bedeutung dersel
ben hezieht sich auf die Be t he i li g t e n selbst, und ihr Ver
hältnisz zum Gericht. Im Civilprocesz haben so die beiden 
Parteien ein Recht darauf, im Strafprocesz auch der Ange
schuldigte, dasz ihnen durch den Proccszgang Gelegenheit 
verschafft werde, die Klage, Erwiederungen, Zeugenaussagen, 
Beweismittel vollständig zu erfahren unu zn prüfen, hinwie
der sich darüber gegen das Gericht mit voller Offenheit und 
mit freier Benutzung del' auch zu ihren Gunsten sprechen
oen äuszern Kennzeichen der \Vahrheit auszusprechen, und 
ebenso das Urtheil und die Entscheidungsgründe derselben 
zu vernehmen. Jedes Hemmnisz, welches solcher Oeffent
lichkeit bereitet wird, ist ein Schatten, welcher die Reinheit 
der menschlichen Gerechtigkeit trübt und verdunkelt. Auf 
ihr beruht denn auch vornehmlich das Vertrauen der Be
theiligten, mittelbar des Volkes, auf die \Vahrhaftigkeit und 
Redlichkeit derselben. 

Minder erheblich ist die Oeffentlichkeit im zweiten Sinne, 
welche sich auf die nur indirect bei der Verwaltung der 
Rechtspflege interessirte übrige Menge, das Publikum bezieht, 
minder erheblich, aber schon darum nicht zu verschmähen, 
weil in ihr theils eine Garantie liegt für Bewahrung der 
Oeffentlichkeit in erstem Sinne, theils eine mittelbare Con
tl'ole der öffentlichen Meinung über die Handhabung der 

herab, um in eigener Person das Richteramt zu verwalten, so müszte sie, 
um sich als Gerechtigkeit zu bekunden, öffentlich in vollem Tageslicht 
auf dem Richterstuhle sitzen, und dürfte - rande sie auch nicht für gut, 
die Binde vor ihren eigenen Augen zu lüpfen - wenigstens nicht gestat
ten, dasz den Augen der Rechtssuchenden, oder wer sonst vor ihr zu er
scheinen Lust hätte, auf irgend eine Art gewehrt würde, sie in ihrem 
ganzen Thun und Handeln aufmerksam zu beobachten. Nähme ihr auch 
die Verborgenheit nichts von ihrem innern Wesen, so entzöge sie ihr 
wenigstens viel oder alles in der IIleinung; bedürfte sie gleich nicht der 
Oeffentlichkeit, um gerecht zu sein, so bedürfte sie derselben gleichwohl 
um nicht, selust wo sie nur gerecht ist, ungerecht zu scheinen." 

http:Oeffentli.ch
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Rechtspflege im Allgemeinen. In höherem Grade ist sie es für 
die Strafrechtspflege , weil die öffentlichen Interessen bei dieser 
stärker betheiligt sind, in geringerem für die Civilrechtspflege, 
welche zunächst nur die Parteien selbst angeht, das Publi
kum nur wenig berührt. Für die letztere sind daher auch 
desto eher Ausnahmen zu gestatten, wo die Veröffentlichung 
den Parteien ohne Noth Schaden zufügen könnte, oder die 
gute Sitte durch die öffentliche Verhandlung gefährdet würde. 
Aber selbst für die erstere ist die Zulassung des gesammten 
Publikums ein absolutes Gesetz, obwohl Beschränkungen 
nicht ieicht zu gestatten sind. Es ist wahr, dasz besonders 
auf dem Continent, wo die Oeffentlichkeit noch als ein neu 
errungenes Gut erscheint, dieselbe noch zuweilen zu Partei
demonstrationen miszbraucht wird, welche die 'Vürde der 
Gerechtigkeit verletzen, die Urtheiler auch gelegentlich ein
schüchtern, und den Ernst der Strafgerichtsbarkeit paralysi
ren. Das ist aber nicht ein Gebrechen der Oeffentlichkeit 
selbst. Der Fehler liegt hier meistens in der Schwäche der 
leitenden Richter, und in den unklaren Vorstellungen von 
ihrer Stellung und ihren Befugnissen. ·Wenn diese ein leben
diges Bewusztsein haben von der Hoheit ihres Berufes, und 
wenn sie es verstehen, die "Gerechtigkeit, welche zu vertreten 
sie die Pflicht haben, mit Energie gegen jede Anfechtung 
der Rechtsordnung selbst vQn Seite der Parteien oder ihrer 
Anwälte, und gegen jedes 1\Iiszverständnisz und jede unge
bührliche Miszachtung des· Publicums energisch zu schützen, 
so wird ein derartiger 1\liszbrauch bald aufhören. 

Die Oeffentlichkeit der Ger ich t sb e rat h u n g dagegen, 
in einzelnen Ländern ausnahmsweise eingeführt, ist durch
aus nicht zweckmäszig. Die gerichtlichen Handlungen sollen 
alle klar ans Licht treten, aber anders verhält es sich mit 
der Ueberlegung, welche jenen voraus geht. Man bedenkt 
sich besser, unbefangener und freier im Stillen; man ver
bessert auch eine irrige Meinung lieber und ist empfänglicher 
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für die Gegengründe Anderer, wenn man jene noch nicht 
öffentlich kund gegeben hat, so lange noch die Berathung 
in engerm Kreise verschlossen bleibt. 

3. Nahe verwandt mit der Oeffentlichkeit ist das Princip 
der Mündlichkeit. Ihr Werth liegt in der Unmittel
barkeit und Lebendigkeit des Verkehrs zwischen den 
Parteien und dem Gerichte. Durch diese Eigenschaften aber 
wird die wahre Erkenntnisz der Sachlage, das Vertrauen in 
eine gerechte Beurtheilung und die ächte Volksthümlichkeit 
der Justiz wesentlich gefördert. Die Schrift ist doch nur 
ein unvollkommenes Bild der lebendigen Erscheinung. Eine 
Menge von Eindrücken, welche das unmittelbare Anschauen 
und Anhören des Richters und der Parteien erfaszt und in 
sich aufnimmt, verschwindet spurlos in der Schrift. Wird 
der Verkehr zwischen dem Gericht und den Parteien durch 
die todte Schrift vermittelt, so steigen· in der Seele dieser 
Zweifel auf" ob jenes auch den vollen wahren Sinn richtig 
erkenne, ob nicht die Täuschungen einer gewandten und 
nicht erröthenden Feder irre leiten, sogar ob das Gericht 
sich die Mühe .nehme, mit Sorgfalt zu prüfen. Das Misz
trauen stellt sich ein, und die Erfahrung zeigt, dasz es nicht 
ganz selten begründet ist. Dann kommt es auch durch eine 
gelehrt scheinende Handwerksfertigkeit, die in der Schrift 
eine Stütze und einen Spielraum für ihr Gewerbe findet, 
dahin, dasz Richter und Partei sich gegenseitig nicht einmal 
mehr verstehen. Wir haben die Merkwürdigkeit erlebt, dasz 
das Recht selbst zuletzt für die eine v ö 11 i gunverständliche 
Grösze wurde) welche doch dieses Recht in ihren Handlun
gen und in ihren Verhältnissen beachten sollten. Es kam 
so weit, dasz die Parteien selbst nur das Resultat des Pro
cesses und die Kostensnote in einer Sprache erfuhren, die sie 
begriffen, die ganze Verhandlung aber und die Grundsätze, 
nach welchen geurtheilt wurde) ihnen sogar dann ein voll
kommenes Geheimnisz blieben, wenn sie die ausführlichen 
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Acten zu lesen bekamen, so dasz es schien, als ob nur jene 
Dinge die Partei angingen, diese aber blosz eine geistreiche 
Schulübung ihrer Anwälte und der Richter seien, ohne In
tet'esse für die Partei, wie wenn die Rechtsordnung nur für 
die Gelehrten, nicht für das ganze Volk Geltung hätte. Es 
ist freilich eine nothwendige Folge unserer Cultur, dasz die 
Rechtskunde nicht mehr gleichmäszig über alle verbreitet 
ist, wie in der einfachen Jugendzeit der Völker; die Rechts
wissenschaft wird nur durch ernste Studien errungen und 
nur· durch einen fortgesetzten juristischen Beruf wach erhal
ten; sie ist nicht jedermann erreichbar, nicht ein allgemeines 
Gut. Aber es ist eine nicht abweisbare Anforderung an die 
wissenschaftlich geleitete Rechtspflege, dasz dieselbe die 
Gründe ihrer Handlungsweise und die Rechtsgedanken, 
welche ihre Entscheidung bestimmen, dem einfachen 1\len
schenverstand klar zu machen wisse. Vor jenen Abwegen 
schützt denn auch die 1\Iündlichkeit des Verfahrens, eben 
weil es auf dem unmittelbaren und lebendigen Verkehr der 
Parteien und des Gerichts beruht. 

Die 1\Iündlichkeit ist demnach ein Grundzug eines guten 
Proceszverfahrens, und ein allgemeines auf alle Arten des 
Gerichtes passendes Erfordernisz. Indessen tImt auch hier 
eine pedantische Einseitigkeit kein gut. Die Schrift hat hin
wieder eigenthümliche Vorzüge, welche einzelne Mängel der 
mündlichen Rede zu ergänzen geeignet sind. Sie fixirt das 
\Vort, das leicht überhört oder vergessen wird, und sie kann 
mit ruhiger Ueberlegung fixiren, was der bewegte und ei
lende Mund, vielleicht seiner selber nicht mächtig, falsch 
ausdrücken könnte. Bei den oft sehr verwickelten Verhält
nissen unsers jetzigen Lebens, in dem Gie Schrift als Bil
dungs- und Ausdrucksmoment eine bedeutende Stellung hat, 
ist sie nicht olme Schaden völlig zu veruannen, und so musz 
denn wenigstens als Ausnahme von jener Regel und zu be
schränkender Modifikation derselben auch der Schrift der 

ßluntschli, ~Ill!pmeines St~8tsrrcht. 11. 11 



210 Achtes Buch. Vom Gericht. 

ihr gebührende Antheil belassen und die wohlthätigen Eigen
schaften derselben anerkannt und benutzt werden, wie z. B. 
bei der genauen und bleibenden Constituirung des Streitob
jectes im Civil-, bei dem zwar zu beschränkenden Vorver
fahren im Crimina]procesz. 

4. Einer bewuszten Rechtsentwicklung entspricht end
lich der Grundsatz, den auch manche neuß!'e Verfassungen 
ausgesprochen haben, dasz dem Re c h t s s p r u eh die E n t
scheidungsgründe beigefügt werden sollen. 10 Das Ge
richt wird dadurch genöthigt, sich selber, den Parteien und 
dem Volke Rechenschaft zu geben über die Grundsätze der 
Gerechtigkeit, welche es handhaben soll, und es liegt daher 
in dieser Bestimmung wieder ein Schutz gegen blosze Will

kür und Laune. 

Drittes Capitel. 

Organ'isation der Civilrechtspflege. 

1. Die Trennung der sogenannten freiwilligen Ge
richtsbarkeit von der streitigen ist in den einen Staaten 
in neuerer Zeit durchgeführt worden, in andern mit dieser 
noch verbunden. Die eigentliche Thätigkeit des Gerichtes 
ist offenbar nicht die, RechtsverhäItnisse zu beg r ü n den, 
sondern die, die verletzte Rechtsordnung her z u s tell e n. 
Es liegt daher die Mitwirkung des Gerichts bei dem Ab
schlusse von Rechtsgeschäften zunächst auszerhalb des ge
richtlichen Bereiches, und schon deszhalb ist es rathsam, die 
Gerichte nicht mit Geschäften zu überladen, welche ihnen 

'0 Bayerische Verf. VIII. §. 2: "Alle Gerichtsstellen sind verbun· 
den, ihren Urtheilen Entscheidungsgründe beizufügen." Holl än d ische 
§. 155: "Alle Urtheilssprüche müssen die Gründe, worauf sie beruhen, 
und in Strammen die Artikel der Gesetze, nach welchen die Verurthei· 
lung erfolgt ist, anführen) und bei offenen Thüren gesprochen werden.« 
Belgische §. 97. 
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fremdartig sind. Soweit jene Mitwirkung blosz aus for m e l
I e n Gründen erfordert wird, theils um die Rechtsgeschäfte 
unter die Oontrole und den Schutz der Oeffentlichkeit 
zu stellen, wie z. B. bei Veräuszerung und Verpfändung von 

. Grundstücken, thei1s um den Rechtshandlungen die G 1 au b
würdigkeit zu sichern, wie z. B. bei 'Wechselprotesten 
oder Beglaubigung von Unterschriften, kann leicht und besser 
für diese Zwecke so gesorgt werden, dasz besondere mit 
öffentlicher Glaubwürdigkeit ausgerüstete Berufsmänner be
stellt werden, die nicht als eigentliche Beamte, weil ohne 
Amtsgewalt, zu betrachten sind, sondern dem Privatverkehr 
dienen. Das Institut der Notare und das der M ä k 1 er sind 
von der Art. Die Aufsicht über deren Thätigkeit zum 
Schutze guter Ordnung gebührt denn allerdings den Gerich
ten, sie nimmt aber verhältniszmäszig wenig Zeit in An
spruch. 'Wo dagegen die Mitwirkung des Gerichtes den 
Zweck hat, die Rechtsverhältnisse zu prüfen, und darauf 
Bedacht zu nehmen, dasz nicht bestehende Rechte beein
trächtigt werden und Widersprüche oder die Veranlassung 
zu Streit zu heben, da nähert sich die freiwillige Gerichts
barl{eit so sehr der streitigen an, dasz dieselbe gewisser
maszen anhangsweise den Gerichten verbleiben musz. Denn 
auch sie wird zur Handhabung und Befestigung der Rechts
ordnung geübt. Die Prüfung und Genehmigung von Leib
zuchtsverträgen , fideicommissarischen Stiftungen u. dgl. mag 
als Beispiel erwähnt werden. 

2. Da die Oivilrechtspflege im Interesse und auf Ver
langen der streitenden Parteien geübt wird, so ist die Zth 
lässigkeit der Schiedsgerichte ein derselben natürlicher 
Grundsatz. Auch hat der Staat keinerlei Illtcresse zu wün
schen, dasz die Streitigkeiten der Privaten zu seiner Oogni
tion gelangen, vielmehr ist jede friedliche Erledigung, welche 
seine Thätigkeit nicht in Anspruch nimmt, für ihn ein Ge
winn. Zu einer Eifersucht der Gerichte auf die Schieds
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gericht.e ist demnach keinerlei Grund vorhanden. Im Gegentheil 
det' Staat hat ein Interesse, die Anwendung des schiedsge
richtlichen Verfahrens seinerseits zu unterstützen. 1 

Wird aber das schiedsrichterliche Urtheil von der unter
liegenden Partei nicht befolgt, so steht den Privaturtheilern 
allerdings kein Mittel der Execution zu Gebote, und die sie
gende Partei wird immerhin genöthigt sein, den Schutz der 
ordentlichen Gerichte anzurufen, da nur diesen die obrig
keitliche Macht der Rechtspflege zukommt. Das Urtheil des 
Schiedsgerichts ist darum doch nicht überflüssig und bedeu
tungslos, Ist .das Schiedsgericht gehörig bestellt und von 
der Partei ermächtigt worden, und hat dasselbe ein Urtheil 
erlassen, dessen Form klar ist und dessen Inhalt nicht die 
Grundsätze des guten Glaubens (der bona fides) offenbar 
verletzt, so wird das Gericht eben auf Grundlage jenes Ur
theils, das den Rechtsstreit der Parteien erledigt, seinen 
Schutz gewähren und keineswegs den Procesz wieder von 
Anfang an beginnen lassen. 2 

3. Verwandt mit der Anerkennung und der Begünsti
gung der Schiedsgerichte ist die Institution der fri eden s
richterlicIH~n Vermittlung, welche in der Regel dem 
gerichtlichen Verfahren vorausgehen und zuerst einen Ver
such machen soll, ob nicht der Streit in Minne zu schlichten 

I Vlpianus, L. 3, §. 1 de receptis q ui arbitrium receperunt: "Tametsi 
neminem Praetor cogat arbitrium recipere, quoniam haec res libera et so
lula est et extra necessitatem jurisdictionis posita, attamen, ubi semel 
quis in se receperit arbitrium, ad curam et sollicitudinem suam hane rem 
pertinere Pl'aetor putat, non tantum quod studet, lites finiri, verum quo
niam non deberent deeipi, qui eum quasi virum bonum diseeptatorem 
inter se elegerunt." 

2 Paulus, L. 19 pr. de rce.: "Qualcrn antem sententiam dieat arbiter, 
ad Praetorern non pertinere Labeo ait, durnrnodo dicat, quod ipsi videtur. 
§. j. Dicere autern Sf'ntentiam existimamus eum, qui ea mente quid pro
nuntiat, ut Eecumlum id discedere eos a tota eontroversia velit. Sed si 
dc plur:!Jus rebus sit arbitrium reeeptum 1 nisi omnes eontroversias finie· 
rit~ non videtur dieta sententia, sed adhuc erit a Praetore cogendus." 
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sei, bevor der eigentliche Rechtsweg betreten wird: eine In
stitution, welche wohl organisirt, sehr wohlthätig wirkt. Es 
ist ein wahres Sprüchwort, dasz ein magerer Vergleich besser 
sei als ein fetter Procesz, und wenn man auch Niemanden 
zwingen darf, von seinem wirklichen Rechte auch nur ein 
Jota nachzulassen, so darf man doch, ohne seinem Rechte 
zu nahe zu treten, jeden zur Prüfung auffordern und zu 
einem Versuche einladen, ob nicht eine friedliche Ver
ständigung noch möglich sei. Gelingt dieselbe, so ge
schieht, auch wenn das Resultat derselben init dem durch 
einen weitschichtigen Procesz mit juristischer Loupe zu er
gründenden Rechtsurtheil nicht völlig übereinstimmen sollte, 
keinem Unrecht; und es werden den Parteien alle die Sor
gen, Kosten und Miszstimmungen, die den Procesz als noth
wendige Uebel begleiten, erspart, die Rechtsordnung auf 
friedliche Weise sofort wieder hergestellt und die öffentlichen 
Gerichte des Staats nicht weiter belästigt. 

Wird die Vermittlung den ordentlichen Geri c h te n 
selbst zugewiesen, so haben diese zwar den Vortheil einer 
genaueren Erkenntnisz der Sachlage, die ihnen durch das 
Proceszverfahren klarer enthüllt wiL'd, und zugleich einer 
gründlicheren Einsicht in die Natur des streitigen Rechtes 
für sich. Aber dieser Vortheil wird dnrch apdere Nachtheile 
dieser Einrichtung überwogen; denn ein Theil der durch 
eine vorausgehende friedensrichterliche Vermittlung vermie
denen U ebel und gewöhnlich sogar der gröszte Theil dieser 
Uebel ist dann schon eingetreten. Auszerdem aber pflegen 
die Parteien durch die Verhandlungen des Processes nicht 
friedlicher gestimmt zu werden, sondern je mehr der Ver
drusz sich während desselben ansammelt und je höher die 
Kosten steigen, desto weniger haben sie ein offenes Ohr für 
den Vergleich, es wäre denn dasz die Erschöpfung ihrer er
matteten Kräfte sie zum Nachgeben bestimmte, ein Gemüths
zustand 1 der sicher nicht als eine normale Grundlage eines 
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gerechten und wohlthätigen Vergleiches betrachtet werden 
kann. Endlich ist es nicht die eigentliche Aufgabe des Rich
ters, die Ausgleichung zu betreiben, sondern Recht zu spre
chen, und wenn er jene mit Nachdruck versucht, riskirt er 
das Vertrauen der Parteien in seine Gerechtigkeit zu ver
lieren. 

Die Anordnung besonderer Friedensrichter, die 
nicht Recht zwischen den Parteien zu sprechen sondern den 
Frieden zu vermitteln den Beruf haben, wie sie in Fra n k
reich eingeführt und dann vorzüglich in der Schweiz, 
auch in einzelnen Ländern von D e u t s chI an d und in Po r
tu g a I 3 nachgebildet worden ist, verdient daher eine allge
meinere Anerkennung und eine noch sorgfältigere Ausbildung. 
Von groszem Einflusz ist es auf eine gedeihliche Wirksam
keit der Friedensrichter, wenn sie nicht als eigentliche be
soldete Beamte, nicht blosz als die unterste Klasse der ge
richtlichen Beamtenordnung angesehen und behandelt werden, 
sondern in höherem :Masze als Vertrauens- und Friedens
männer des Volks, so dasz angesehene :Männer des Landes, 
welche nicht gesonnen sind dem eigentlichen Staatsdienste 
sich zu widmen und in diesem emporzusteigen, sondern 
durch ihre Lepenserfahrung und ih,re sociale Stellung in 
weiten Kreisen. erhöhte Achtung und Vertrauen genieszen, 
gerne solche Stellen übernehmen und in ihnen wirken. Selbst 
der Aristokratie des Landes kann hier ein durchaus würdiger 
und zugleich populärer 'Wirkungskreis eröffnet werden, in 
welchem sie in freier Weise ihre moralische Autorität zur 
Befestigung des Friedens und des Rechtes ausüben kann. 

4. Der Organismus der Civilgerichte ist in verschiede
nen Zeiten und unter verschiedenen Völkern sehr verschieden 
geordnet worden. Den despotischen Staaten, besonders Asiens, 

3 Verf. §. 128: ,,'Venn man nicht zuyor bewiesen hat, dass man das 
Vergleichsmittel versucht hat, kann man auch keinen Pl'ocess anfangen." 
§. 129. 
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ist das System von Einzelrichtern eigen, welche im Na
men und mit Vollmacht des Herrschers für sich allein zu 
Gericht sitzen und Recht sprechen. Dieses System hat zwar 
den einen Vorzug, dasz der mächtige Richter jeden Streit 
unverzüglich entscheidet; aber es ist in ihm so viel Gewalt 
concentrirt, dasz sie die eigentlic~e Natur der Rechtspflege 
überall verdorben und die 'Vi II kür an die Stelle der Ge
rechtigkeit gesetzt hat. 4 In den freieren europäischen Staa
ten ist daher diese Form mit Recht verworfen oder derselben 
wenigstens nur eine beschränkte und durch Rechtsmittel er
mäszigte Anwendung gestattet. 

Auf dem europäischen Continente ist seit dem XVten 
Jahrhunderte das System der Richtercollegien zum herr
schenden geworden, welche zugleich die Rechtsordnung hand
haben und das Urtheil sprechen. Je nach der besondern 
Natur und Geschichte der einzelnen Staaten werden dieselben 
in gröszerer oder geringerer Anzahl von Mitgliedern von 
dem Staatsoberhaupte ernannt oder in Republiken auch von 
den Gerichtsgenossen gewählt. In den einen sitzen nur rechts
gelehrte Richter, in den andern sind diese mit ungelehrten 
Rittern, Bürgern oder Bauern gemischt. Gewöhnlich aber 
haben alle diese Richter den Charakter von Jus ti z b e
amten. _ 

Im Vergleich mit dem Institute der Einzelrichter haben 
diese Collegien jedenfalls grosze Vorzüge. Es ist weit gröszere 
Garantie vorhanden \ dasz dieselben nicht nach 'Willkür, SOn
dern nach Rechtsgrundsätzen sprechen I weil sich die :Mit
glieder wechselseitig controliren und ihre Einsicht ergänzen. 
Sie werden daher auch bei den Parteien mehr Vertrauen fin
den. Es ist unverkennbar, dasz in diesen Collegien sich ein 
Gemeingeist ausgebildet hat, welcher durch die wissen
schaftliche Berufsbildung , und die fortgesetzte gemeinsame 

, Vgl. 1Jlolltesquil'1t, Esprit des lois VI. Feuerbach, OeffenUichkeit 
lind J'I1linulichkeit, S. 357. 
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Thätigkeit in Verwaltung der Rechtspflege gehouen worden 
ist. Der Richterstand des neuern Europa's hat ein lebhaftes 
Gefühl von Richterehre, welche die einzelnen Glieder des
selben moralisch stärkt und vor Abwegen schützt. - Es ist 
das ein sorgfältig zu bewahrendes Erbgut aus früherer Zeit. 

Dessen ungeachtet leidet diese moderne Einrichtung an ... 
mancherlei Gebrechen, welche zu der Frage reizen, ob die
selbe nicht einer durchgreifenden Reform bedürfe. Die bei
den innerlich verschiedenen Functionen jedes·Gerichtes, das 
U rtheilen und das Richten im engem Sinn sind, nach ihr 
beide den nämlichen Personen zugleich anvertraut, währcnd 
jene Verschiedenheit doch eine Ausscheidung auch in den 
Organen zu fordern scheint. Die sämmtlichen Richtcr, die 
zugleich Urtheiler sind, haben den ,Charakter von Beamten, 
während nur die Eigenschaft der Rechtshandhabung eine 
obrigkeitliche ist und daher ein Amt voraussetzt, die 
andere Thätigkeit dagegen, die U rtheilsfindung , keinerlei 
l\Iachtäuszerung ist, somit auch von Privatpersonen wohl ge
übt werden kann. 'Verden jene Richtercollegien ausschliesz
lich aus Rechtsgelehrten besetzt, so entsteht die Gefahr, dasz 
das gelehrte Recht dem Volk unverständlich und der Zu
sammenhang mit der nie versiegenden Rechtsquelle des fort
schreitenden Lebens und seines Verkehrs abgebrochen werde. 
Und werden dieseluen, um die volksthümliche und gemein
verständliche Seite der Rechtsentwicklung zur Anerkennung 
zu bringen, aus Rechtsgelehrten und ungelehrten Richtern 
gemischt, so macht diese Mischung einen unorganischen Ein
druck, und es lehrt die Erfahrung, dasz gerade die unge
lehrten Richter, welche die Superiorität der gelehrten Juristen 
fortwährend empfinden, durch die falsche Gleichstellung mit 
jenel1 gereizt werden, es jenen nicht blosz nachzumachen, 
sondern dieselben an Formalismus zu überbieten, da
mit sie doch auch in den Ruf VOn Juristen kommen. Die 
Halbheit und Schiefheit der Stellung unterstützt nicht, sondern 
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gefährdet daher eher die Rücksicht auf das materielle 
Recht. Endlich sind auch bei solcher beamtenmäszigen Zu
sammensetzung der Richtercollegien die Recusationen der 
Richter schwieriger und beschränkter. Dadurch aber wird 
ein Hauptgrundsatz der Civilrechtspflege, auf welchen die 
Römer den gröszten Nachdruck gelegt haben, nicht so be
rücksichtigt, wie er es verdiente, der Grundsatz nämlich, 
dasz nur der urtheilen soll, zu welchem beide Parteien Ver
trauen haben., dasz er gerecht urtheile. 5 

5. Es ist· daher wohl zu beachten, dasz die Völker, 
w:elche für eine gesunde Gerichtsverfassung vorzüglich be
gabt erscheinen, auszer jenem Unterschied in den richter
lichen Functionen auch in dem Organismus eine demselben 
Cl?tsprechende Scheidung der Organe gekannt haben und theil
weise noch besitzen. 

a) Die alten Rö mer trennten geradezu das Verfahren 
in zwei Theile. Das eine fand in j ure vor dem Mag ist l' a t e 
statt, der von dem römischen Volke erwählt war, das Recht 
zu handhaben (jurisdictio), das andere gillg in judicio vor 
dem Urtheiler vor sich, der von dem Magistrate als Privat
mann den Auftrag bekam, zu urtheilen. Der Magistrat war 
immer nur Einer und seine Macht zwar grosz, aber durch die 
Sitte, die herkömmlichen Edicte, durch die kurze Amtsdauer, 
durch die Macht der andern Magistrate und durch jene Tren
nung des Verfahrens in den Schranken des Rechts gehalten. 
Die Urtheiler waren zuweilen mehrere, in dem Centumviral
gericht sogar ein zahlreiches Collegium, in den meisten Fällen 
aber auch nur ein einzelner Mann. Es ist nicht richtig, wenn 
man dem Magistrate den Entscheid über die Rechtsfrage, 
dem Judex den über die TI1atfrage zuschreibt. Der Judex 

" Cicero pro Clllelltio c. 43: "Neminem yoluernnt majores nostri nUll 
modo de existimatione cujusqllam, sed ne pecllniaria quidcm de re mi
nima esse judicem, nisi qui inter advcrsarios C{)nt'enissct. De Oratore 1I. 
70. T'alerian. Maxim. Il. 8, 2. 
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hatte nicht blosz das Beweisverfahren zu leiten und seine 
Ueberzeugung über die streitige Thatsache auszusprechen, 
sondern er erörterte auch den Rechtsstreit, und sprach 
das Rechtsurtheil aus. Von diesem gilt der römische 
Rechtssatz: res judicata jus facit inter partes. Daher bedurfte 
auch er des Rathes der Rechtsgelehrten, die er in 
schwierigen Fällen befragte, und welche sowohl ihm als dem 
Magistrate, der auch nicht nothwendig ein gelehrter Jurist 
war, willfährig beistanden, an deren Meinung aber weder 
der eine noch der andere gebunden war. Der Magistrat aber 
sprach die Grundsätze, nach welchen er das Recht hand
haben werde, zuvor im Allgemeinen in seinem Edicte aus 
und ertheilte dann dem Urtheiler eine diesen beschränkende 
und maszgebende auf den einzelnen Streit angepasste 
Instruction, welche derselbe bei der Verhandlung und 
Beurtheilung beachten muszte. 

Nur aus dieser Trennung des Verfahrens erklärt es sich, 
wie in der Weltstadt Rom ein einziger Prätor während Jahr
hunderten genügen konnte, um die ganze Masse ihrer bür
gerlichen Processe zu leiten - eine Erscheinung, die nur 
darin ihre Parallele findet, dasz in England auch XII Ober
richter der Masse von Processen des Königreichs, welche zu 
ihrer Cognition kommen, gewachsen sind. 

Diese römische Einrichtung würde indessen zu unseren 
modemen Zuständen nicht mehr passen. Unsere Rechtscultur 
macht es durchaus nöthig, dasz die 1\1 a gis t rat e, welche 
das Recht handhaben sollen, wissenschaftlich gebil
dete Juristen seien und nicht blosz zu Anfang, sondern 

. während des ganzen Proceszverfahrens alle Ver
ha nd Iu n gen lei t e n. Vergeblich würden sich bei uns 
Magistrate und Urtheiler nach einem Consilium VOll Juristen 
umsehen, welche ihnen freie Beihülfe leisteten. 

b) Auch das germanische Mittelalter unterschied 
überall zwischen dem R ich t er, welcher als Obrigkeit den 
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Procesz leitete, und den Urtheilern (Schöffen), welche als 
Privatpersonen und Genossen der Parteien das Urtheil fan
den, und auf Befragen des Richters aussprachen. Auch da. 
war keine Trennung des Rechts und der Thatfrage. Die 
Verhandlung bezog sich auf beide zugleich, und die U rtheiler 
fanden das Re c h t. 6 Der Einflusz des Richters war aber 
viel geringer, als der des römischen Magistrats. Er hatte 
keine Rechtsvorschriften , keine Instructionen zu geben, SOIl

dern beschränkte sich durchaus auf die formelle Proceszlei
tung un~ die Fragenstellung an die Urtheiler. Die Antwort 
dieser war eine freie Aeuszcl'ung ihrer Rechtsüberzeugung, 
ihres 'Vissens und Gewissens; und zuweilen' verlieszen- die 
Schöffen den Ring des gehegten Gerichtes, woselbst der fra
gende Richter zurückblieb, um sich unter einander im Ab
stand desto freier und ungestörter über das Urtheil zu be
denken. 'Vie bei deu Römern aber war die Theilnahme an 
der Justizübung durch Urtheil eine Bürgerpflicht, welche vor
züglich auf den angesehenen und wohlhabenden Classen der 
Bevölkerung ruhte, unter den Römern immerhin aristokra
tischer , bei den Germanen mehr nach dem demokratischen 
Grundsatze der Gleichheit mit den Parteien näher bestimmt. 

c) Die englische Einrichtung der Geschwornenge
richte auch für Civilprocesse, welche in Nordamerika 
noch eine allgemeinere Anerkennung und fortschreitende 
Anweüdung findet, 7 unterscheidet wieder zwischen den 
Richtern, als Staatsbeamten, und den Gesch wornen 
als Privatmännern. Die Einrichtung hat sich aus der ältern 
germanischen Gerichtsverfassung, aber in eigenthümlicher 
Weise schon sehr früh 8 ausgebildet. Nicht blosz die Leitung 

6 Eine eigenthümliche Abweichung scheint in dem schwedischen 
Gegensatze der urtheilenden Richter und der zeugenden Nämud 
zn liegen. Vgl. Dr. Schlyter in lIIittermaiers Zeitschr. V. S. 426. 

7 Auch in Portugal Vcrf. §. 118. 
8 Nach Biener (in lIIittcrm. Zeitschr. XIX. S. 165) ist die Jury im 

Civilprocesz zuerst zwischen 1164 und 1176 an die Stelle des gerichtlichell 
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'des Proceszganges, sondern auch die Offenbarung und 
Vertretung der Rechtsgrundsätze, die Jurispru
den z im vollsten Sinne des 'Vortes ist nun auer in dem 
Richter concentrirt; und offenbar entspricht diese Ordnung, 
welche gewissermaszen die ganze Au tor i t ä t des Re c h t s 
in den durch ihre Ausbildung, ihren Lebensberuf und ihre 
Stellung dazu vorzugsweise geeigneten und befähigten Ma
gistraten vereinigt, theils den Culturbedürfnissen unserer Zeit, 
theils der wahren Idee von der Gerichtsbarkeit. 

Man hat sich auf dem europäischen Continent daran 
gewöhnt, bei dieser Geschwornenverfassung vorzugsweise auf 
die Geschwornen zu sehen. Die Stellung und Haltung der 
Richter ist aber viel einfluszreicher und entscheidender für 
den Gang des Verfahrens als die Theilnahme der Geschwor
nen. Die Autorität der Richter hält das Ganze zusammen 
und leitet fortwährend die Geschwornen. Da es nur sehr 
wenige Richter gibt und ihre äuszere Stellung eine erhabene 
ist, so gelangen nur solche wissenschaftlich gebildete Männer 
zu der 'Vürde, welche schon vorher durch ihre Gerichtspraxis 
als Anwälte einen ausgezeichneten Namen und eine unge
wöhnliche Geschäftskunde erworben haben. Sie leiten zwar 
als Einzelrichter die Assisen, wenn auch nicht ohne Bei
hülfe, aber da sie hinwieder Mitglieder des nämlichen Ge
richtshofes sind, der als Appellationsgericht urtheilt, so sind 
sie unter sich in steter Verbindung, theilen sich wechselseitig 
ihre Erfahrungen und Entscheidungen mit, und halten so 
gemeinsam die Einheit und Gleichheit der Rechts
üb u n g in dem ganzen Königreiche fest. Es darf nach eng
lischen Gesetzen nur der Richter die Assisen in der Graf
schaft leiten, welcher nicht in derselben geboren noch wohnhaft 
ist. So erscheinen denn die Ri<:hter von Zeit zu Zeit in dcn 

Zweikampfs getreten. Vgl. Blackstone IlI. 23; lIIarqnarrlsen in MH
te l' mai e r's Krit. Zeitschr. für Gesetzg. des AusI. Bd. XXI.; dagegen 
A. 0 r eil i in Schaubey's ZeiLach!'. für Zürich. Recht. 
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Grafschaften als Vertreter der staatlichen Gerechtigkeit, mit 
an dem würdevollen Glanze des Staats, und mit der hohen 
Autorität geistiger Ueberlegenheit und charaktervoller Un
parteilichkeit ausgerüstet; und die Geschwornen wie die Par
teien horchen mit Vertrauen und Ehrfurcht auf ihre Rede. 

Hat so die Jurisprudenz in den richterlichen Magistraten 
ein mächtiges Organ gefunden, so gewähren die wechselnden 
Geschwornen aus dem Volke, indem sie die mehr thatsäch
li ehe Streitfrage beurtheilen, den Parteien die Garantie, dasz 
über ihre Interessen nicht entschieden werde, ohue' die Meinung 
derer zu hören, die ihres Gleichen und mit solchen Verhält
nissen auch im täglichen Leben vertraut sind. Dasz die Ge
schwornen unp art e i i s c h seien, dafür läszt sich bei der 
reichen Auswahl viel leichter sorgen, als wo feste Gerichts
collegien urtheilen, und dafür wird auch durch die mannich
faltigen Verwerfungsmittel Cchallences) gesorgt, welche so
wohl gegen eine ganze Geschwornenliste als gegen einzelne 
Geschworne verstattet sind. Dasz dieselben fä h i g seien, 
den Streit zu verstehen und zu beurtheilen, dafür liegt theils 
in der richterlichen Leitung, theils in der Lebenserfahrung 
der Geschwornen hinreichende Bürgschaft. Sind besondere 
Sachkenntnisse erforderlich, so wird durch die l\Iodification 
der Specialjury geholfen. Die englische Jurisprudenz hat 
bekanntlich zwar einen herkömmlichen Hang zum Forma
li s mus; aber dasz die englische Rechtspflege trotzdem na
tional und verständlich geblieben ist, verdankt man 
vorzüglich der Theilnahme von Geschwornen. Und jener in 
neuester Zeit übrigens bedeutend ermäszigte Formalismus 
ist keine Folge dieser Mitwirkung von Privatmännern. Die 
Engländer sehen daher in den Geschwornen eine der ruhm
vollsten und festesten Säulen auch ihrer Privatfreiheit und ihres 
Privatrechts. Von den Schöffen des Mittelalters unterscheiden 
sie sich theils dadurch, dasz sie nicht ständig sind, eben desz
halb in fortwährender Verbindung mit dem Privatleben bleiben, 
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und nicht zu einem Collegium von Beamten werden, theils 
durch den Gegensatz zwischen Re c h t s - und T hat fr ag e, 
indem die Geschwornen ihr Verdict nur über diese erlassen,9 
während die Schöffen gerade auch das Reehtsurtheil fällten. 

In Deutschland ist zur Zeit noch die Meinung verbreitet, 
dasz das Geschworneninstitut deszhalb für unsere Civilrechts
pflege unbrauchbar wäre, weil die wissenschaftliche Erkennt
nisz unseres Privatrechtes nur dem möglich sei~ welcher 
durch die Schule der römischen und germanischen Jurispru
denz hindurch gegangen ist. Allein gerade die Auscheidung 
der Rechts- und der Thatfrage, wie sie in England geübt 
wird, und die Hinweisung auf die gelehrte Autorität des 
Richters mit Bezug auf jene hebt die scheinbare Schwierig
keit vollständig. Sicher ist es für die englischen oder nord
amerikanischen Richter eine schwerere Aufgabe, sich in den 
Quellen ihres nationalen Rechtes zurecht zu finden, und das 
ganze bestehende sehr verwickelte Rechtssystem zu über
sehen, als es für uns ist, mit dem Systeme des gemeinen 
römischen, deutschen und Particularrechtes vertraut zu wer
den, und man hat nie gehört, dasz die Geschwornen jene 
an der Erfüllung ihrer Aufgabe gehindert haben. 

6. Das ältere römische Recht wuszte so wenig von 
mehreren Ins ta n zen im Civilprocesz als das ältere deutsche 
Recht. Die neuere Zeit dagegen betrachtet die wiederholte 
Prüfung und Entscheidung des Rechtsstreits durch ein höher 
gestelltes Appellationsgericht als ein Palladium des 
guten Rechts. In Deu tsc hland wird sogar auf drei In
stanzen ein verfassungsmäsziges Gewicht gelegt. 10 Die 
Stellung der früheren Reichsgerichte und ihr Verhältnisz 
zu den Unter- und Obergerichten der einzelnen Territorien 

9 Verf. von Portugal §.119: "Die Geschwornen sprechen über den 
Thatbestand, und die Richter wenden das Gesetz (nur dieses?) an." 

10 Vgl. Zachariä, D. St. R. II. §. 171. Noch die Wiener Schluss
acte vorn Jahr 1820 fordert drei Instanzen in Art. 12. 
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erklärt historisch diese Einrichtung, und man kann es begrei
fen, dass bei der schriftlichen Form der Proceszverhandlung 
die U ebelstände derselben weniger empfunden wurden. In
nere, in der Natur der Rechtspflege liegende Gründe dafür 
würden sie schwerlich rechtfertigen. Wird das Princip der 
1rlündlichkeit durchgeführt, so ist auch hierin eine durch
greifende Aenderung nöthig. 11 

In der Anordnung zweier Instanzen dagegen, einer 
untern und einer obern, wird ~it Recht eine der wirksamsten 
Garantien für eine gute Rechtspflege erkannt. Nicht nur 
gewährt die l\Iöglichkeit einer erneuerten Prüfung durch das 
höher gestellte Obergericht eine verstärkte Sicherheit für ein 
richtiges Endurtheil, und daher auch den Parteien gröszeres 
Vertrauen in die Güte der Rechtspflege, sondern es wirkt 
schon das Bewusztsein dieser Möglichkeit auf die Glieder des 
Untergerichts wohlthätig ein, so dasz sie weniger willkürlich 
und weniger nachlässig verfahren, als wenn sie vermeinen, 
in höchster l\Iachtvollkommenheit ihren Spruch zu thun. Dann 
aber musz.in grözern Staaten, in welchen Ein Obergericht 
für die l\Ienge der appellabIen Processe nicht ausreichen kann, 
durch einen Cassationshof für die Einheit des Rechts 
und seiner Formen noch besonders gesorgt werden. 

\V0 die Geschwornenverfassung auch für den Civilpro
cesz besteht, da wird freilich die Appellation noch weit mehr 
zu beschränk~Il und vorzugsweise nur auf den Rechtstreit, 
nicht auch auf die Thatfrage zu beziehen sein. Dasz aber 

tt Vgl. G. Geib: Die Reform des deutschen Rechtslebens. S. 85. Er 
macht mit Recht darauf aufmerksam, dasz unter jener Voraussetzung 
auch die Actenversendung an die Spruchcollegien der Facultäten auf
hören müsse, dasz aber die wohlthätige Einwirkung dieser auf die prak
tische Jurisprudenz in anderer Form, vorzüglich durch Rechtsgutachten 
und Recht§belehrung, fortdauern könne, und einen erhöhten Aufschwung 
verdiene. In der TImt wäre eine stärkere Betheiligung der rechtsgelehrten 
Mitglieder der Universitäten bei der gerichtlichen Praxis für die Lebendig
keit der wissenschaftlichen Doctrin und für die Wissenschaftlichkeit der 
Praxis gleich förderlich. 
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dannzumal Ein Obergericht für alles genüge, beweist wieder 
das Beispiel von England. 

Viertes Capitel. 

Die Strafrech tspflege. 

1. Während des Mittelalters finden wir fast al1enthalben 
in dem romanischen und germanischen Europa eine drei
fache Abstufung der Gerichtsbarkeit, deren Unter
lage in der ursprünglichen Landes- und Volkseintheilung der 
deutschen Völker zu erkennen ist_ Den Gauen, Huntari 
(Centenen) und Weilern (Gemeinden) entsprach schon in 
ältester Zeit eine dreifache Gliederung der Kriegs- und Ge
richtsverfassung. Später unterschied man ebenso in Frank
reich die jurisdiction haute, moyenne et basse, in Deutschland 
die hohe und niedere (auch mittlere) Vogtei und die 

, 	 grundherrliehe oder Markgerichtsbarkeit. Diese 
Abstufung der Gerichte steht wieder in Verbindung mit einer 
dreifachen Unterscheidung strafbarer Rechtsverletzungen , und 
der verschiedenen Bestimmung der gerichtlichen Competen
zen. Die eigentlichen Fr i e densb I' ü ehe, welche den Frie
den so von Grund aus zu erschüttern oder vielmehr zu brechen 
schienen, dasz der Friedebrecher verdiente, aus zer den Schutz 
des Friedens und des Rechts gesetzt und wie {(in Feind ver

, 	 folgt und getödtet zu werden, die Verbrechen, die an den 
Leib und das Leben gingen, gehörten zur Beurtheilung und 
Bestrafung an die höchsten Gerichte, denen unmittelbar von 
dem Könige der BI u tb an n verliehen war. Fr e v el und 
Diebstahl dagegen, welche zwar die Rechtsordnung auch 
ernstlich verletzten, aber nicht so brachen, dasz nur die 
Vernichtung des Verbrechers den Bruch sühnen konnte, 
welche daher mit einer die Existenz schonenden. Körper
oder Geldstrafe (an Haut und Haar) hinreichend gebüszt 
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wurden, kamen an die Centgerichtsbarkeit, d. h. die (m i t t
Iere) Vogtei im gewöhnlichen Sinne. Das war die regel
ffiäszige Strafgerichtsbarkeit jener Zeit. Einfache Ungebühr 
und Unordnung endlich von blosz localer Erheblichkeit wurde 
in den Localgerichtim der Grundherren, oder wo sich 
noch freie Markgenossenschaften erhalten hatten, auch in 
den Gemeindegerichten gerügt und gebüszt 

Diese Eintheilung hat eine bleibende Bedeutung, obwohl 
sie für unsere jetzige Rechtsentwicklung einiger Modificatio
nen bedarf, und voraus richtiger als eine zweifache Ab- . 
stufung behandelt wird. Die bioszen Polizeiübertretun
gen nämlich gehören, genau genommen, nicht hieher, weil 
durch sie nicht die Grundverhältnisse der öffe~tlichen Rechts
ordnung, erschüttert werden, sondern mehr nur die äuszer
lichen Gebote der guten Sitte oder die Zwecke der öffent
lichen Wohlfahrt miszachtet werden. In solchen Fällen hat 
die strafende Gerechtigkeit nicht Grund genug, um selbst 
einzuschreiten. Nicht sie, sondern die gemeine Sicherheit 
und Wohlfahrt ist dabei vorzüglich. betheiligt, und so über
wiegt denn hier der polizeiliche Gesichtspunkt. Die Zu c h t 
der Po li z e i reicht dafür mit ihren Mitteln völlig aus. I 

Der Gegensatz aber der Vergehen (delicta, misdemea
nours) und der Verbrechen (crimina) dem gemeinen Ge
fühle der Völker schon wahrnehmbar, hält sich innerhalb 
des eigentlichen Gebietes der Strafgerichtsbarkeit, und musz 
auch in der Organisation der Rechtspflege Beachtung finden. 
Beide gehören insofern zusammen, als durch beide die öffent
liche Rechtsordnung selbst in ihren festen Verhältnissen ver
letzt und erschüttert wird. Sie sind nicht bloszes Ci vil u n
rech t, das durch einfache W'iederherstellung gut gemacht 
werden kann, nicht blosze Polizeiübertretung, son
dern die Majestät der Gerechtigkeit selbst ist verletzt, und 
diese musz sich in der Bestrafung des Schuldigen siegreich 

I Vgl. oben Buch VI. Cap. 9, und Stahls Lehre v. St. 11. S.532ff. 
ßluntschli, allgemein'es Staatsrecht. 11.. 15 
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bewähren. Aber sie unterscheiden sich hin wieder von einallder 
wie das gemeine und das besondere. Das Verbrechen ist in 
gewissem Betracht ein qua I i ficirtes Vergehe.n, qualificirt, 

a) weil die verbrecherische Handlung erschütternd auf 
den ganzen Staat, nicht blosz auf einzelne Theile desselben 
einwirkt (der Hochverrath z. B. ist ein Verbrechen, die- ein
fache Widersetzung gegen die Amtsgewalt kann als bloszes 
Vergehen behandelt werden); oder b) weil die auszergewöhn
liche Gefährlichkeit und die sittliche Verworfenheit 
in der Ar t der verbrecherischen Handlung sich in ausgezeich
netem Grade kundgibt (der Raub, der Diebstahl mit Ein
bruch, und die N othzucht z. B. sind Verbrechen, der gewöhn
liche Diebstahl dagegen, die Miszhandlung ohne schwere 
Folgen, der Betrug können wohl in der Regel als Vergehen 
behandelt werden, ebenso alle strafbaren Handlungen aus 
bioszer Fahrlässigkeit); c) zuweilen auch, weil das 1I1asz der 
Schädigung einen ungewöhnlichen Grad erreicht, wie ja auch 
im Naturleben das 'Wasser, wenn es auf einen gewissen Grad 
erhitzt wird, sich in Dampf verwandelt (z. B. Diebstähle, die 
einen hohen Betrag erreichen, werden zu Verbrechen). Die 
genauere Ausscheidung freilich hängt immerhin ab von der 
besondern historischen Entwicklung und Gesetzgebung des 
nationalen Strafrechts. Gewisse Strafarten, wie die Lebens-

I 

und Leibesstrafen, die Ketten-, die Zuchthausstrafe passen 
daher nur für Verbrechen, und sind für Vergehen nicht 
anwendbar, und häufig werden nur jene von den Assisen, 
diese auch von untern Gerichten beurtheilt. 2 

2 Ueber die Zulässigkeit und den Sinn des Gegensatzes wurde früher 
in Deutschland viel gestritten, und manche Juristen haben in der Ver
zweiflung, ein inneres Princip desselben zu finden, diesen lediglich auf 
die Verschiedenheit der Strafandrohungen gebaut, wie denn überhaupt 
die deutsche Jurisprudenz lange Zeit den Begriff des Verbrechens selbst 
auf die gesetzliche Strafandrohung begründet hat. Indessen ist diese, wie 
die Strafe, offenbar Folge, nicht Grund, so wie der Verbrechen und Ver
gehen selbst, so auch ihres Unterschiedes. 
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2. Der Idee der Strafgerichtsbarkeit entspricht die Ver
folgung und Anklage von Amts wegen durch eine öffent
liche Behörde, die Staatsanwaltschaft. Nicht das Privat
interesse, noch der, wenn auch gerechte, Unwille des Ver
letzten darf in dem Vordergrunde erscheinen, sondern die 
staatliche, Gerechtigkeit soll hier schon ihre reine Macht in 
öffentlichem Interesse offenbaren. Der Strafprocesz ist nicht 
ein Streit zweier Parteien, die sich auf gleichem Boden mit 
gleichen Waffen entgegentreten, sondern eine Entfaltung der 
verletzten Gerechtigkeit, welche den Verletzer zur Rechen
schaft zieht. Der Staatsanwalt hat daher auch nicht ein
seitig den Standpunkt der Partei festzuhalten , keineswegs 
nur die Momente des Verdachts und der Schuld hervorzu
heben, sondern auch die Gründe für die Unschuld oder für 
die :MiIderung der Schuld zu erwägen und zu berücksichti
gen. Er soll unparteiisch handeln, wie der Richter; und 
nur insofern ist seine Stellung eine weniger unbefangene 
als die des Richters, als er vorzugsweise mit der Anklage 
beauftragt, im Namen der Gerechtigkeit vorerst den Streit 
mit dem Angeklagten zu führen genöthigt ist. Aus diesem 
Grunde ist es denn auch besser, die Staatsanwaltschaft als 
ein besonderes, von dem eigentlichen Gerichte getrenntes 
Organ zu constituiren 1 als wie das wohl" im Mittelalter hier 
und da geschehen ist, einzelnen Richtern selbst die öffent
liche Anklage zu übertragen. 

Einzelne Keime zu der Einführung der Staatsanwaltschaft 
lassen sich in manchen mittelalterlichen Einrichtungen ent
decken, so in den Nachgängern und Nachrichtern 
einzelner deutscher Reichsstädte, 3 in den Kronvögten 
(Kronofogdar) von Schweden, 4 welche auch bei der Vor
untersuchung des Richters thätig sind, in den französi
sc h e n procureurs du roi, welche ursprünglich gerichtliche 

3 Vgl. Bluntschli Zürcherische Rechtsgeschichte 1. S. 405. 
• Ziemszen in lIIittermaiers Zeitschrift XII. S. 331. 
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Vertreter der königlichen Domanialinteressen, den römischen 
advocati fisci ähnlich, dann auch in den Fällen als öffent
liche Ankläger fungirten, 5 in denen es an einem Privatklä
ger fehlte. Das Verdienst aber, dieses wichtige Institut 
ausgebildet zu naben, gehört Frankreich an. Napoleon 
schuf das Amt der Generalprocuratoren, welche als 
öffentliche Ankläger mit dem Justizministerium verbunden, 
und denen eine Anzahl von ~ e ne r al a d v 0 cat e n unterge
ordnet wurden. 

3. Bei weitem allgemeiner als im Civilprocesz, wenig
stens für die höhere Strafrechtspflege, ist das englische 
Institut der Schwurgerichte (Jury) über Amerika, 
sodann nach Frankreich und manche römanische Län
der, in nCllester Zeit auch über D eu t s chI an d verbreitet 
worden. Bei der U eberpflanzung auf fremden Boden hat 
dasselbe indessen vielfach gelitten, und es wird noch eine 
geraume Zeit andauern, bis es überall, wo es aufgenommen
wurde, zu einem gesunden; den nationalen Verhältnissen 
und den Bedürfnissen einer gerechten Justiz gemäszen 'Vachs
thume heran gereift sein wird. 

Die Eigenthümlichkeit des Schwurgerichts besteht vor
nehmlich in zwei Dingen: 1) in der Trennung des Urtheils 
in zwei Theile, in ein Urtheil über die Thatfrage, die da
vOn unlösbare rechtliche Frage der Schuld oder Nichtschuld 
inbegriffen, und in ein Urtheil über die Rechtsfrage, d. b. 
die Anwendung des Strafgesetzes und die Bestimmung der 
Strafe; 2) in der entsprechenden Ausscheidung in dem Or
ganismus des Gerichts in der Art, dasz über die Thatfrage 
Männer aus dem Volke durch ihren 'Vahrspruch ur
theilen, die nicht gerade rechtskundig sein müssen, und dasz 
auch keine ständigen Schöffen, sondern für die einzelnen 
Gerichtssitzungen wechselnde Geschworne bezeichnet wer
den, das Urtheil über die Rechtsfrage dagegen den Richtern 

~ Schäffner, franz. Rechtsgeschichte TI. S. 432 ff. 
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als rechtskun digen und ständigen Beamten zuge
theilt wird. 

Der gedeihliche Erfolg dieser Einrichtung hängt wieder 
vornehmlich davon ab, dasz die Richter, welche das Ver
fahren leiten, ihre geistige Ueberlegenheit durch die Art 
dieser Leitung bewähren, und nicht etwa, wie man sich das 
wohl vorstellt, blosz in formeller Passivität verharren, und 
so die Handhabung der Gerechtigkeit zum Spiel der Advo
caten und zum Tummelplatz der Parteileidellschaft herab
würdigen lassen. Nicht das ist das Princip des Geschwornen
verfahrens, dasz rechtsunkundige Männer besser zu urtheilen 
verstehen als rechtskundige, sondern das, dasz nur der we
gen eines Vergehens eine Strafe erleiden soll, dessen Schuld 
dem schlichten Verstand und dem natürlichen Rechtsgeiuhl 
gewissenhafter Männer aus dem Volk klar geworden ist. 
Dem Richter ziemt daher die Rechtsbelehrung, und ihm 
kommt auch die Aufrechthaltung der Würde der Gerechtig
keit zu. Der moralische Einflusz, den er in so reiner Stel
lung ausübt, darf nicht vernachlässigt werden; er gibt dem 
ganzen Verfahren seinen ernsten Halt. . 

Auszerdem ist die Art, wie die Geschwornenlisten ge
bildet werden, VOn höchster Bedeutung. Mit Recht scheint 
mir von Andern hervorgehoben zu werden, dasz nicht genug 
zwischen allgemeinen und speciellen Schwurgerichten 6 

unterschieden werde, obwohl die Keime auch dieser Unter
scheidung in dem englischen Verfahren sichtbar sind. Unter 
allgemeinen Schwurgerichten sind die zu verstehen, bei wel
chen die Urtheiler keiner besondern ausgezeichneten Kennt
nisse bedürfen, um zu einer sichern eigenen Meinung zu 
gelangen und ein wahrhaftes Urtheil zu fällen. Die meisten 
Strafprocesse gehören zu dieser Gattung. Die speciellen 

G Pinheiro über das Institut der Geschwornen in lIIittermaiers 
Zeitsehr. VIII. S. 387 ff. In andern Beziehungen dagegen kann ich seine 
Ansichten nicht theilen. 
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Schwurgerkhte aber sind dann ein Bedürfniss, wenn die 
Beurtheilung der Thatfrage und der Schuld ohne besondere 
Kenntnisse nicht oder nur schwer möglich ist. Für die 
erstere reicht die gewöhnliche Lebenserfahrung verständiger 
Männer, wie sie sich in den mittlern Volksclassen regel
mäszig vorfinden, vollkommen aus, besondere Kenntnisse 
aber, wie sie für die letztern erforderlich sind, können nur 
durch besondere Berufsbildung erlangt werden; daher sollten 
in solchen Fällen die Geschwornen auch nur aus den Krei
sen genommen werden, welche diese besitzen. Es gilt das 
sogar von den Processen , bei denen Viele die Wahrheit 
dieser Bemerkung am wenigst.en zuzugestehen geneigt sind, 
von den Preszprocessen. 'Während einfache Bürger und Bauern 
vollkommen im Stande sind, aus den vorgelegten Thatsachen, 
den Angaben der Zeugen und dem Verhalten des Angeklag. 
ten ein sicheres Urtheil sich zu bilden, ob dieser gestohlen 
oder einen Todtschlag verübt habe, sind dieselben der Auf
gabe, über Erzeugnisse der. Literatur und die Wendungen 
der Sprache richtig zu urtheilen, in der Regel nicht gewach
sen und nicht fähig, wenn 4er Angriff der Rechtsordnung 
nicht sehr plump ist, die feinen, die Spur des Vergehens 
verwischenden Wendungen und Ränke eines geschickten 
Vertheidigers zu durchschauen. Sie werden leicht irre in 
ihrem Urtheil, leicht von künstlich hervorgerufenen Ein
drücken miszleitet. Sie haben nicht die wissenschaftliche 
Sicherheit in sich, die allein vor Abwegen, sei es vor zu 
übertriebener Strenge, sei es vor falscher Nachsicht unq 
bIoszer Willkür, zu bewahren vermag. 

In den meisten Staaten wird dem L 00 s e ein Spielraum 
eröffnet bei der Bezeichnung der Geschwornen, und mit 
vollem Recht. Es können kaum in anderer Weise die bei
den entgegengesetzten Klippen umgangen werden, welche 
das Institut zu verfälschen drohen, nämlich ein überwiegen
der Einflusz der Regierung einerseits, welcher die abhängigen 

http:wenigst.en
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GeschWornell um so eher zu einem Werkzeuge der Gewalt 

zu machen droht, a.ls sie nicht wie die Richter durch die 
Standesehre und die 'Vissensehaft gehalten werden, und 
unuererseits die Volkswahl, die geeignet ist, die Geschwor
nen zu Dienern der politischen Parteien zu erniedrigen, und 
die Reinheit. der Rechtspflege durch Parteilichkeit zu be; 
flecken. 7 Die gerechten Ansprüche des Angeklagt.en, dasz 
er von Geschwornen beurtheilt werde, welche sein Vertrauen 
verdienen, werden in genügendem Masze durch das Reeu
sationsrecht befriedigt. 

Desto nöthiger aber ist es, in zu fordernden Eigenschaf
ten der Geschwornen ein Gegengewicht für den Zufall des 
Looses zu suchen. Eine erhöhte Selbständigkeit, wie sie 
ohne einen soliden Haushalt von der Mehrheit der l\fen 
sehen nicht erwartet werden kann, und eine reife Lebens
erfahrung, wie sie in der Regel nur mit dem männli
chen Alter und im Familien- und Berufsleben gewonnen 
wird, sind die nothwendigen Grundbedingungen ihrer Taug
lichkeit zu wahrhafter und gerechter Beurtheilung der An
geklagten. Das ist aber vor allen Dingen nöthig, stets im 
Auge zu behalten, dasz auch das Schwurgericht eine An
stalt der Gerechtigkeit, und nicht ein Organ der Po
litik sei. 

Ein diesem Princip durchaus widerstreitender IrrthUln' 
ist die sogenannte "A II mach t" der Geschwornen, die Mei
nung, dasz die Geschwol'llen über dem Gesetz und dem 
Recht stehen, und dieses nach Willkür beugen oder eludiren 
dürfen. Die ganze Justiz hat lediglich die Aufgabe, die be
stehende Rechtsordnung zur Anerkennung zu bringen, und die 
Gerechtigkeit zu verwalten. Der Eid der Geschwornen legt 
ihnen diese Pflicht ans Herz, und ohne Gewissenhaftigkeit 
gibt es überhaupt kein wahres Gericht. Für die Praxis nicht 

7 Renaud in Mittermaiers Zeitsehr. XIX. S. 173 ff.,198. Cher
buliez eben da S. 205 ff.; dagegen Pinheiro a. 8. o. 
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n1inder bedenklich ist ferner die durch das französische 
Verfahren unterstützte Meinung, dasz die Geschwornen kei
nerlei Beweisregeln zu beachten,· sondern nur dem unkla
ren Gefühl zu folgen haben. Zwar besteht allerdings ein 
Vorzug des Geschwornenverfahrens darin, dasz der abstracte 
Pedantismus der ältern strengen Beweistheorie, welche die 
gelehrten Richtercollegien band, durch das freiere Urtheil 
der Geschwornen durchbrochen worden ist, und überall lehrt 
die Erfahrung, dasz die Schuldigen dem scharfen Blicke der 
Geschwornen weniger leicht entgehen, und· häufiger verur
theilt werden, als diesz früherhin geschEihen ist. Aber in 
dem Vaterlande des Geschworneninstituts, in England und 
Amerika, hat noch Niemand es für überflüssig gehalten, 
dasz auch der Beweis nach juristischen Grundsätzen geregelt 
werde, m. a. W., dasz man sich selber über die Gründe der 
Schuldigerklärung ins Klare zu setzen habe. Dort wird viel
mehr die Lehre vom Beweise (evidence) mit groszer Sorg
falt festgehalten , und die Aufgabe des Richters ist es, auch 
in dieser Beziehung die Geschwornen auf diese Gründe auf
merksam zu machen. Der Richter kann von sich aus nicht 
freisprechen noch verurtheilen. Niemand soll verurtheilt 
werden, dessen Schuld nicht auch dem einfachen Verstande 
der Geschwornen klar zu machen ist, das ist ja der leitende 
Gedanke des Schwurgerichts. Aber kein innerer Grund hin
dert den Richter, der berufen ist die Gerechtigkeit zn ver
walten, seine wissenschaftlich begründete Ansicht den Ge
schwornen zu ihrer sorgfältigen Ueberlegung vorzutragen, 
und einen richtigen Wahrspruch durch weise Anleitung vor
zubereiten. Die Scheu vor einem ungebührlichen Einflusz 
des Richters auf den Entscheid, der wir auf dem Continent 
vielfach begegnen, ist der Tüchtigkeit des Instituts nichts 
weniger als ersprieszlich, und es entspricht weder der Würde 
noch der Wahrheit der Gerechtigkeit, wenn dasselbe mög
lichst von dem Einflusse der rechtskundigen Richter abgelöst 
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und die zügellose Willkür der Geschwornen zum Princip des
selben erhoben wird. 8 

In zwei Beziehungen auszer dem früher schon erwähn
ten Institute der Staatsanwaltschaft ist das Schwurgericht 
seit seiner Verpflanzung nach Europa verbessert worden. 
Fürs erste durch Beseitigung der englischen Anklagejury 
(grand jury) und durch U eberweisung der vorläufigen Er
kennung der Anklage an einen An k lag e sen a t, der aus 
rechtsgelehrten Richtern besteht. Sodann überhaupt darin, 
dasz mehr und mehr das Princip der Verfolgung und Be
strafung des Verbrechers von Staa tswegen durchgeführt 
wurde, im Gegensatz zu dem englischen Verfahren, welches 
noch zu sehr von privatrechtlichen Rücksichten durchzo-. 
gen ist. 

Fünftes Capitel. 

Die Gränzen der Gerich ts barkeit. Verwaltun gstrei tig
keiten. 

Der neuere Staat legt auf die Sonderung der Regierungs
gewalt von dem Gerichte und der Unabhängigkeit dieses 
von jener einen hohen Werth. Um ·so· wichtiger wird es da
her das Gebiet, in welchem jene frei wirkt, von dem Ge
biete der Justiz nach scharfen Principien objectiv auszuschei
den. Dieses Bedürfnisz wurde weder in dem antiken Staate, 
der mit dem imperium die jurisdictio unauflöslich verband, 
noch in dem Mittelalter, welches die Regierung wie ein Ge
richt behande.1te, so lebhaft empfunden. Jene Ausscheidung 
ist indessen nicht so leicht, und es gibt allerdings einzelne 
Partien, in welchen die genaue Gränzbestimmung leicht 
Zweifel erregt, und daher auch von den einen die Linie so, 

S Gute Bemerkungen darüber bei Gei b: Reform des deutschen Rechts
lebens. S. 135 11'. 
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vOll den andern anders gezogen wird. Auch die verschie
dene wissenschaftliche und Berufsrichtung , welcher die Gränz
scheider angehören, ist von Einflusz auf ihre Ansichten, und 
nicht ganz leicht werden sich die l\Iänller der Justiz mit 
denen der Regierung verständigen. Die erstern sind ge
wohnt, in ihrer Betrachtungsweise von dem Rechtsgebiete 
des Individuums auszugehen, und jeden wirklichen oder 
vermeintlichen Eingriff in dieses als eine Rechtsverletzung 
zu behandeln, gegen welche dem Einzelnen der Rechtsschutz 
des Gerichtes gewährt werden müsse. Die letztern , im Gegen
satze zu jenen, stellen sich auf die Seite des Staates und 
seines Rechtes, alles das zu thun, was die öffentliche 
·Wohlfahrt erfordert, und sind geneigt, in dem Widerspruch 
des Einzelnen und in der Anrufung des gerichtlichen Schutzes 
eine l\1iszachtung der staatlichen Hoheit und ein unzulässiges 
Hemmnisz der staatlichen Macht zu erkennen. Die erstern 
lieben es, in der Regel jede Streitigkeit über Recht 
als eine Justizsach e zu betrachten, und nur einzelne 
Aus nah 1lI sfäll e dem Entscheide der Verwaltungsstellen 
zuzugestehen. 1 Sie übersehen dabei, dasz es nicht von der 
Willkür des Individuums abhängen darf, durch Bestreitung 
der Regierungsrechte dieselben in ihrer Anwendung zu hem
men, und die Gränzen ihrer 'Virksamkeit zu verengen, und 
dasz das Gebiet der Regierung, gleichviel ob der Streit in 
dasselbe hineingetragen wird oder nicht, ein eben so nor
males ist, als das der Justiz. Die letztern sind geneigt, schon 
darum, weil eine Regierungsbehörde gehandelt hat, oder der 
Staat bei einem Streite bet.heiligt ist, den Verwaltungsstellen 
das ausschlieszliche Recht des Entscheides vorzubehalten, 
und auch da nur in Ausnahmsfällen die Justiz anzu-

I Diese Ansicht ist in der Ziircher Verfassung §.10 ausgesprochen: 
"Die Eefllgnisz, Streitiges zu entscheiden, kommt ausschlieszlich den or
dentlichen Gerichten zu. Vorbehalten - was die Verfassung hinsichtlich 
der Streitigkeiten im Verwaltungsfache festsetzt." 
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erkennen. Es handelt sich aber auf beiden Seiten nicht 
um Ausnahmen, sondern um Regelgebiete, und das Prin
cip für beiderlei objective Gebiete kann nur erkannt werden, 
wenn man auf den Grundgedanken der Sonderung in dem 
Organismus des Staates zurückgeht, und die wesentlich ver
schiedene Natur der Regierung und des Gerichtes selbst sich 
vergegenwärtigt. 

Das leitende Princip der Regierung ist offenbar Er h al
tung und Förderung der öffentlichen Wohlfahrt, 
das des Gerichtes Verwaltung der staatlichen Gerech
ti g k ei t übe I' die In d i v i d u e n im S ta at e. Die erstere 
geht in allen ihren Entschlieszungen und Anordnungen immer 
vom S t aa te aus. Das letztere schützt das Individuum in 
seiner individuellen Rechtssphäre (Civilrechtspflege), und 
läszt das Individuum, das Unrecht verübt hat, die strafende 
Gerechtigkeit des Staates empfinden. Es hat daher immer 
eine wesentliche Beziehung auf das In d i v i d u um. Dieser 
Gegensatz läszt sich auch so ausdrücken: die Rechtsverhält
nisse des Staates gehören der Regierungssphäre , die des In
dividuums als solchen der Rechtspflege zu. In jenen darf 
das Moment der öffentlichen Wohlfahrt nie übersehen wer
den; das hergebrachte Recht ist nur eine Vorbedingung 
und Sc h I' a n k e, nicht der Gei s t der Regierungsthätigkeit. 2 

Diese dürfen nur aus dem Standpunkt der Gerechtigkeit be
urtheilt werden, eine Beimischung der Rücksicht auf die 
öffentliche Wohlfahrt wäre hier Verderben. Das aber ist die 
Verschiedenheit in der Natur des eigentlichen S taa ts l' ec h ts 
auf der einen, und des Privat- und Strafrechts auf der 
andern Seite. 

Die nähere Anwendung dieser Grm;ldsätze ergibt sich 
in folgendem: 

1. Die Hohei ts-Rechte des Staates selbst sind nicht 
der gerichtlichen Competenz unterworfen, der Streit darüber 

2 Vgl. Stahl, Staatslehre II. S. 448. 
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ist vielmehr, insofern er überall zulässig ist, auf dem Ver
waltungswege zu erledigen. Die Polizeigewalt, die Militär
gewalt u. s. f. sind innerhalb der Sphäre ihrer amtlichen 
Thätigkeit durchaus unabhängig von den Gerichten, und diese 
haben nicht über sie dieselbe Hoheit, wie über die Individuen. 
Die Regierung darf daher bei der Ausübung ihrer Functionen 
nicht durch die Macht der Gerichte gehemmt werden. Ob 
ihre Anordnungen gerecht und nothwendig seien, ob sie 
competent und richtig handle, darüber hat sie ebenso selbst
ständig zu entscheiden, wie die Gerichte in ihrer Sphäre. 
'Vürde die Bestreitung eines Individuums das ändern, und 
polizeiliche Vorkehrungen, militärische Maszregeln auf dem 
'Vege des gerichtlichen Processes aufheben, beziehungsweise 
auf Verbesserung antragen können, so würde die Autorität 
der Regierung der der Gerichte auch in dem eigensten Ge
biete jener untergeordnet, und die nothwendige Macht der
selben und der Erfolg ihrer :Maszregeln untergraben. 

a) Von jener Regel gibt es indessen eine wichtige Aus
nahme. Die Frage nämlich, ob ein Gericht und welches 
Gericht competent sei, einen Streit zu entscheiden, .ist 
augenscheinlich auch eine rein s ta a ts rech tli eh e, nicht 
eine privatrechtliche, denn ihre Entscheidung beruht' auf der 
Verfassung des Staats. Aber die Selbständigkeit der Ge
richte, ohne welche die Verwaltung der Gerechtigkeit un
denkbar ist, erfordert es, dasz dieselben auch unabhängig 
von den Einwirkungen der Regierung den Kreis der ihnen 
zugehörigen Amtsphäre festsetzen, und ihre :Macht in der
selben behaupten. Jede der beiden Gewalten steht darin 
der andern gleich, dasz sie ihr Gebiet nach eigener Erkennt
nisz abgränzt. • 

Daher sind denn auch in einzelnen Fällen Conflicte 
möglich über die Competenz. Die Regierung kann ihrer
seits überzeugt sein, dasz sie in einzelnem Falle von Staats
wegen das Nöthige frei zu ordnen, und auch den Streit, der 
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sich erhoben hat, von sich aus zu erledigen befugt seij und 
. das Gericht kann seinerseits die U eberzeugung haben, dasz 
dieser Streitfall nur auf dem Wege des Processes zu beur
theilen sei: positive Competenzconflictej oder um
gekehrt, Regierungsbehörde und Gerichtsstelle können in 
einem Specialfalle die eigeneCompetenz verneinen, und je 
der andern die Erledigung zuweisen: negative Compe
ten zcon fli ct e. 

In solchen Conflicten hat keine der beiden Gewalten 
eine höhere Autorität als die andere, denn jede von beiden 
hat die oberste auf ihrem Gebiete und nur auf ihrem Ge
biete. Hier aber streiten sie sich selber über die Gränzen 
ihres Gebietes. Für die verfassungsmäszige Entscheidung 
solcher Conflicte bedarf es daher auch eines besondern 
Organes in dem Staate, welches von dem höchsten und 
unbefangenen Standpunkt aus den Zweifel löst. Die Stellung 
des Ge set z ge bel' s eignet sich, wenn der Entscheid nicht in 
maszgebenden Regeln für die Zukunft liegt, darum nicht, weil 
er in der Regel einzelne praktische Bedürfnisse des :Moments 
nicht zu befriedigen hat, und grosze Versammlungen nicht fähig 
sind, derartige häufig sehr verwickelte Rechtsfragen im ein
zelnen Falle zu untersuchen und zu beurtheilen. Das S taa ts
oberhaupt, in welchem alle Staatsgewalt in der Spitze 
ihre Vereinigung und ihre Einheit findet, ist zwar durchaus 
geeignet und berufen, auch diesen Conflict zu lösen j aber 
würde es auch da von den Ministern berathen werden, und 
ihrer Mitwirkung bedürfen, so wäre, da diese selbst der 
Regierungssphäre angehören, der Entscheid doch wieder in 
die Hand der einen streitenden Gewalt gelegt, und es wäre 
bei solchem Uebergewichte dieser Seite die Selbständigkeit der 
Gerichte und die Unbefangenheit der Lösung des Conflictes 
ein leeres Wort. Die Schwierigkeit kann daher nur so wahr
haft überwunden werden, dasz der Entscheid dem Staats
oberhaupt nach dem Gutachten, sei es des S ta a t s rat h es 
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- ohne die Minister, - welcher durch seine hohe Erfah
rung und seine der Bewegung der täglichen Regierungs
sorgen entrückte St~llung Garantie für einen richtigen Ent
scheid in sich trägt, sei es einer besondern, aus S taa t s
männcrn und Juristen gemischten Behörde, zuge
wiesen wird. 3 

b) Dagegen ist es nur eine scheinbare Ausnahme von 
jenem Satze, wenn der Fis cu s genöthigt ist, seine Rechte 
vor den Gerichten zu verfolgen, denn der Fiscus ist die 
privatrecht)iche, nicht die öffentliche Seite des Staates. 
Als Fiscus ist der Staat ein bloszes Individuum, eine juri
stische Privatperson, den andern gleich, und somit wie diese 
den Gerichten als Verwaltern der Gerechtigkeit über- ulld 
für die Privaten untergeordnet. 

Nicht jede Vermögensforderung des Staates aber ist eine 
fiscalische. Die Steuern voraus, welche der Staat von den 
Unterthanen erhebt, betreffen zwar das Privatvermögen der 
selben , und haben im Gegensatze zu den gewöhnlichen poli
tischen Rechten einen pecuniären Werth und Gehalt. Aber 
der Staat legt die Steuern auf, nicht als ein Privatgläubiger, 
sondern indem er seine rein staatliche Hoheit" über die Pri
vaten ausübt. Er steht diesen hier nicht als ein Gleicher, 
sondern als eine höhere Macht gegenüber, der die Inrlivi
duen unterthan sind, mit welcher sie nicht als Partei mit 
der Partei streiten können. Die Fragen somit, ob eine 
Steuer rechtmäszig befohlen worden sei, ob gewisse Classen 

S Früher war es der Staatsrath in Frankreich, der über Conflicte 
entschied. Die fr an z. Verf. v. 1848, §. 189, ordnet einen aus lI'IitgIiedern 
des Cassationsbofs und des Staatsratbs gemischten Gericbtshof an. Die 
belgiscbe Verf. §. 106 überweist die Conflicte dem Cassationsllof zur 
Entscheidung. In Bayern entscheidet der oberste Gerichtshof in einem 
aus 4 llIitgliedern dieses und 3 höllern Verwaltungsbeamten gebildeten 
Senat, (Gesetz von 1850); nach der preusziscben Verf. §. 96 ein G e
ricbtsbof. Die österreicbiscbe Verf. von 1849 §. 102 will eine (beson
dere) "Behörde." 
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von Personen steuerpfliclltig seien oder nicht, ob bei dem 
Ansatze der Steuer diese oder jene Vermögensstücke in Be
rechnung zu bringen seien, sind keine Justizsachen, sondern 
von der Staatsgewalt, welche die Macht der Besteurung übt, 
zu entscheiden. Es kann zwar zu höherem Schutze der 
Privaten, dasz nicht ein willkürlicher und ungerechter Misz
brauch von dem Besteurungsrechte gemacht werde, dafür 
gesorgt werden, dasz bei der A.nlage der Steuern und bei 
dem Entscheide über die Grösze der geforderten Steuerbe
träge die Mitwirkung einer Jury oder von Experten aus dem 
Volke erfordert werde. Um deszwillen wird aber die Frage 
nicht zur Justizsache. 

In einer Beziehung indessen kann füglieh aucJ~ die 
Steuerfrage als Justizsache erklärt und behandelt werden. 
'Venn nämlich das Princip der Steuer und die Grundsätze 
ihrer Erhebung nicht bestritten werden, wenn das Hoheits
recht des Staates überall nicht in Frage steht, sondern nur 
darüber Widerspruch erhoben wird, dasz die tllatsächlichen 
Voraussetzungen im einzelnen Falle in der Person des Steuer
pflichtigen wirklich vorhanden seien, welche der Steuerfor
derung als pri va treeh tl i eh e Un ter lage zu Grunde lie
gen, z. B. wenn das Individuum, von welchem eine Steuer 
verlangt wird, behauptet, es besitze die Vermögensstücke 
nicht, auf welche die Steuer verlegt worden, oder es habe 
nicht so viel Vermögen, als bei der A.nsetzung der Steuer 
angenommen worden, 4 so ist es offenbar, dasz hier eine 

• Die Bestimmung des pr e u B z i s ehen Landrechts ThI. II. Tit. 14, 
§. 78: "Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung aIlgemeiner Anlagen, 
denen sämmtJiche Einwohner des Staats, oder aIle IIIitglieder einer gewis
sen Classe desselben nach der bestehenden Landesverfassung unterworfen 
sind. findet kein Procesz statt," und §. 79: "Behauptet aber Jemand au~ 
besondern Gründen die Befreiung von einer solchen Abgabe, oder behaup
tet er in der Bestimmung seines AntlJeils über die Gebühr belastet zu 
sein, so soll er darüber rechtlich gehört werden" - verdient keinen 
Tadel. In dieser Beziehung scheint mir Stahl (Staats1. II. S. 456), der 
sonst in dieser Lehre gesundere Grundsätze vertheidigt, als viele Juristen, 



240 Achtes Buch. Vom Gericllt. 

privatrechtliche Frage zur Beurtheilung kommt, und dem
gemäsz haben denn auch, wenn auf die Natur der Dinge 
geachtet wird, die Gerichte darüber zu urtheilen. Auch auf 
dieser Seite kann, damit nicht hinwieder die Stellung der 
Privaten miszbraucht werde, um sich der Steuer zu entzie
hen, die der Staat kraft höherer Autorität auferlegt, ein 
eigenthümliches, die Ansprüche des Staates sicherndes Ver
fahren vorgeschrieben werden; aber die Frage selbst, für 
deren Beurtheilung kein staatsrechtliches Moment zur Sprache 
kommt, ist darum doch eine Justizsache. 

e) Auch die Verfügungen der Polizei beziehen sich 
häufig auf das Pri va trech t und beschränken den freien 
Gebrauch desselben in mannichfacher Hinsicht. Inwiefern 
hiebei die Polizei den Gesetzen gemäsz verfahren sei, ob 
sie die vorgeschriebenen Formen des Verfahrens beobachtet 
habe, ob der Inhalt ihrer Verfügung nothwendig und gerecht 
sei, das Alles wird um jener Beziehung willen nicht zur 
Justizfrage; und den Gerichten kann der Entscheid da~über 
nicht zustehen, da es sich hier wieder nur um Ausübung 
der polizeilichen Staatshoheit handelt. Wenn dagegen die 
privatrechtliche Unterlage des Polizeibefehls selber streitig 
ist, z. B. die Polizei befiehlt einem Individuum als Hausbe· 
sitzer eine feuersgefährliche Einrichtung zu entfernen, oder. 
für gehörigen \Vasserabflusz zu sorgen, und das Individuum 
bestreitet seine Verpflichtung, !licht weil in solchen Dingen 
der Unterthan der Polizei nicht zu gehorchen habe, sondern 
weil es nIcht Hausbesitzer sei, so hat diese Frage wieder 
eine rein privatrechtliche Natur und ist als Justizsache zu 
behandeln. 5 

die Regierungsgewalt zu sehr auszudehnen, und auch manche neuere 
Steuergesetze in verschiedenen Staaten die in der Natur liegende Schranke 
nicht sorgfaltig genug zu achten. 

• Zachariä, D. Staatsrecht (erste Auflage) II. S. 175 macht nach 
Pfeiffers und lIIittermaiers Vorgang das Gericht auch zum Wächter 
der formellen Gesetzmäszigkeit der polizeilichen Verfügung, und 



Fiin(les Capitel. Gränzen d. Gerichtsbarkeit. Verwalt.·Stl·eitigkeiten. 241 

d) Ebenso bezieht sich die Ex pro p ri a ti 0 n wieder auf 
das Privatvermögen ; und auch diese Frage ist, soweit sie 
auf der Ausübung eines staatlichen Hoheitsrechtes beruht, 
eine Regierungsfrage, und nur die damit in Zusammenhang 
stehende Entschädigungsfrage eine Justizsache. 6 

2. Sind s taa tl i eh e Ho h ei ts re c h te an Pri vatper
so n e n zu eigenem Rechte verliehen worden, so haben sie 
dadurch die Reinheit ihrer staatlichen Natur verloren, und 
sind zu einem Bestandtheile der individuellen Rechtssphäre 
geworden. Es ist daher natürlich, dasz ein Rechtsstreit zwi
schen dieser Privatperson und einer andern über den Um. 
fang ihres Rechtes als Jus ti z s ach e behandelt wird. Dahin 
gehören vor allen die mancherlei Gerechtigkeiten und 
Gerechtsame, welche aus der Regalität abgeleitet und 

behauptet, "es könne (aus diesen und den obigen Gründen) die Regie
rungssache zur Justizsache werden." Diese Sprachwendung läszt 
den Irrthum in der Auffassung deutlich erkennen. Es kann durch die 
positive Gesetzgebung was Regierungssache ist, als Justizsache erklärt 
werden. Es kann auch die Praxis die Natur beider in einzelnen Fällen 
verkennen und verwechseln, aber was Regierungssache ist, das kann ge
rade weil es das ist, nicht durch eine innere Umwandlung der Natur zur 
Justizsache werden. Wohl können beide mit einander in Beziehung 
stehen, wie in den obigen Beispielen, aber da war von Anfang an wie im 
weitern Verlauf der Dinge die eine Frage eine Regierungs- die andere 
eine Justizsache. In der zweiten Auflage 1I. S. 101. ist der Ausdruck, 
aber nicht der Sinn verbessert. Wenn Zachariä einwirft, ich gebe keine 
Entscheidllngsnorm über die Collision zwischen öffentlichem und Privat. 
recht, sondern verweise nur auf das Conflictverfahren, so beruht diesel' 
Einwand auf einem Jlliszverständnisz. Die Lösung der Schwierigkeit wird 
immer dadurch vollzogen,' dass man im einzelnen Fall das Element des 
öffentlichen Rechts von dem privatrechtlichen sorgfaJtig sondert, und jenes 
als Verwaltungssache, dieses als Justizsache bellandelt. Die Zweifel dar
über müssen aber, wenn Verwaltung und Justiz verschiedene Ansichten 
haben, durch ein Verfahren erledigt werden, dessen Autorität sich beide 
Zweige fügen, und das ist das Conflictverfahren. Dasz das öffentliche 
Recht aber dem Privatrecht übergeordnet sei, so dasz wo jenes nicht ne
ben diesem bestehen kann, dieses weichen und sich modificiren mUBz, 
versteht sich aus dem Verhältnisz des Staates zu den Privaten von selbst.. 

G Vgl. oben Buch H. Cap. 24, S. 122 ff. 

Dluntscbli, allgemeines Staatsrecht. IJ. 16 
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zu Privatrecht dem Staate verliehen worden sind; ferner a us
nahmsweise Befreiungen von der gewohnten Herrschaft 
des öffentlichen Rechts, die von dem Staate einzelnen Privaten 
zugestanden worden sind, Im muni t ä t en, S teu erfrei hei t. 

Das Lehensystem des Mittelalters liesz, überhaupt öffent
liches und Privatrecht mischend, derlei Entäuszerungen von 
Hoheitsrechten an Privaten in weit mannichfaltigerer Anwen
dung zu. Die neuere Zeit, schärfer trennend, zieht auch 
hier die Gestaltung reiner Privatrechte vor, so dasz alle 
hoheitlichen Elemente in der Hand des Staates selbst zurück
bleiben, und nie Privaten auch im Individualbesitze solcher 
sind, und es ist so der Kreis der praktischen Anwendung 
jenes Satzes bedeutend verengert ,,,orden. 

3. Wie das Gebiet des eigentlichen Staatsrechts nicht 
der Justiz der Gerichte unterworfen ist sondern von der 
Staatsregierung beherrscht wird, so ist dagegen das ge
sammte Gebiet des Privatrechtes ebenso die natür

•liehe Amtssphäre der Jus ti z. i Auf diesem Gebiete darf 
nur der Gerechtigkeit, und nicht dem Willen des Staats die 
Entscheidung in streitigen Fällen überlassen werden, denn 
dieses Gebiet gehört als solches nicht dem Staate sondern 
den Privaten an, und es ist nur die Aufgabe des Staates, 
sie in dem Genusse ihres Rechtes zu schützen. 

Ein Verhältllisz, in welchem die reine Natur des Privat
rechtes unzweideutig vorliegt und wo dennoch Bedenken 
entstehen, bedarf näherer Erwägung. Alle Entschädi
gungsansprüche nämlich, welche ein Individuum an ein 
anderes oder an den Fiscus stellt, sind, man mag auf ihre 
subjective Beziehung oder auf ihren Inhalt sehen, reine 
Privatforderungen, und gehören somit als solche immer 
zur Beurtheilung an das Civilgericht. üb die Forderung gut 

7 Belgische Verf. §. 92: "Die Streitigkeiten, welche bürgerliche 
Rechte zum Gegenstand haben, gehören ausschlieszlich vor die Tribunale." 
Holländische §. 148. 
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oder schlecht begründet sei, das ist wohl für das Urtheil 
aber nicht für die Frage der Competenz von Erheblichkeit. 
'Vie aber nun, wenn der Fiscus mit einer Entschädigungs
klage belangt wird, weil der Staat eine nnrechtmäszige 
Steuer erhoben habe, oder weil die Polizei willkürlich den 
Gewerbshetrieb eines Privaten gehemmt und ihm so Schaden 
zugefü.gt habe; oder wenn ein Individuum mit einer Entschä
digungsklage belangt wird, weil es als Beamter dem Kläger 
Unreüht gethan und seine Interessen verletzt habe? 'Wird 
nicht dureh Bewahrung der civilrechtlichen Competenz mittel
bar die Competenz der Regierung gefährdet, und auf einem 
Umwege wieder, was als Ausü.bung öffentlicher Functionen 
jener entzogen und dieser vorbehalten worden, dem Entscheide 
jener zugeführt? Es ist nicht zu läugnen, dasz auf solchem 
'Vege versucht werden kann, die natnrgemä8ze Competenz
ausscheidung zu verrücken, und manche J nristen sind auch 
geneigt, diese Versuche zu Gunsten der Privaten zu unter
stützen und die gerichtliche Competenz bei solcher Gelegen
heit möglichst auszudehnen. Auf der andern Seite ist aber 
auch öfter schon durch gesetzliche Bestimmungen oder durch 
das Conflictverfahren die Civilgerichtsbarkeit in Fällen ge
hemmt worden, wo sie nach der Natur der Dinge competent war_ 

Nur die Beziehung, in welche hier I'eines Privatrecht 
zU' reinem öffentlichem Rechte gesetzt wird, der Causalzu
sammenhang, in welchem sie zu einander stehen, kann 
einige Schwierigkeit erzeugen. Dieselbe ist aber leicht zu 
lösen, wenn man einfach dem Grundsatze treu verfäln't, dasz 
über jenes dem Civilgerichte, über dieses den Regierungs
steilen der Entscheid gebührt. Der mit einer Schuldforde
rung belangte Fiscus musz immer vor dem Civilgerichte 
Rede stehen, auch wenn er in keiner Beziehung Schuldner 
des Klägers ist, ebenso jeder Privatmann, auch wenn er 
zugleich Beamter ist, 'Wenn es dann aus den Verhandlungen 
des Processes klar wird - was in solchen Fällen gewöhnlich 

http:zugef�.gt
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leicht ersichtlich ist - dasz eine Verletzung des Privat
rechtes des Klägers überall nicht vorliege, weil die Regierung 
oder der Beamte nur die dem Staate zustehende Herrschaft 
über die Einwohner ausgeübt habe, so wird die Klage sofort 
abzuweisen sein. 'Venn aber dem Oivilrichter das Gegen
theil klar wird, dasz der Beamte auszerhalb seiner amtlichen 
Oompetenz gehandelt und somit aus Dolus oder Oulpa die 
Privatsphäre des Klägers verletzt habe, so ist er befugt und 
verpflichtet, den Kläger in seinem gestörten Privatrechte zu 
schützen und ihm die gebührende Entschädigung zuzuspre
chen. Indem der Richter so urtheilt, urtheilt er immer nur 
über Oivilrecht und von civilrechtlichem Standpunkte aus. 
Möglich ist es indessen, dasz die Beurtheilung der Frage, 
ob ein Civilunrecht da sei, in OonfIict geräth mit dem 
Entscheid über die Frage, ob öffentliches Recht aus
geübt worden sei; und da musz es, wenn erst ein solcher 
Oonflict entstanden ist, auch der Regierung zustehen, ihre 
Oompetenz in dieser Regierungssache zu handhaben und zu 
vertreten, wie dem Gerichte die seinige in der Justizsache. 
Dann kann ein solcher Streit, der nicht mehr zwischen den 
Parteien jenes Processes, sondern nun z~ischen Regierung 
und Gericht geführt wird, auf dem Wege des Oonflictver
fahrens ausgetragen werden. Die principielle Erledigung, 
desselben aber ist wieder einfach. Die definitive Entschei
dung üher jene Regierungsfrage gebührt natürlich der Re
gierung, und das Gericht, welchem dieselbe nun als Voraus
setzung dient für die Beurtheilllng des Oivilanspruchs, musz 
sich an jene Entscheidung halten. 

4. In der Regel stehen die staatlichen Rechte dem 
Staate zu. Es gibt aber auch pol i ti s ehe Rec h te, welche 
den In d i v i d u e n zukommen, und sogar solche, welche nicht 
zugleich öffentliche Pflichten soudern Rechte sind, welche der 
freien Benutzung der Individ~lßn anheimfallen. Es liegt somit hier 
eine stufenweise Annäherung an das Privatrecht vor. 
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Von der erstern Art sind z. B. die Pairsrechte , die 
Rechte der einzelnen Abgeordneten der Kammer, die l\Iilitär
dienstpflicht, die Verpflichtung, ein Amt zn übernehmen, von 
der letztem die Stimmrechte der Urwähler, die Wählbarkeit 
zu öffentlichen Aemtern, das Recht eine Zeitung zu redigi
ren, das Recht an politischen Vereinen theilzunehmen u. dgl. 
Je mehr in diesen Rechten der rein politische Charakter 
vorherrscht, desto strenger wird an dem Princip festzuhalten 
sein, dasz dieselben in den Bereich der eigentlichen S ta a t s
gewalt gehören. \Venn sie aber den Privatrechten näher 
gerückt sind, so läszt sich begreifen, und es können selbst 
politische Gründe es wünschenswerth machen, dasz dieselben 
unter den Schutz der Ge ri eh t e gestellt werden. 

5. Ferner gibt es mancherlei Institutionen und Rechte 
VOn gern i sc h te r Na tu r, welche gewissermaszen mit dem 
einen Fusz auf privatrechtlichem Boden stehen, mit dem an
dem das Gebiet des Staatsrechts betreten. Da hat denn 
eine genane Ausscheidung der Regierungs- und der Gerichts
sphäre Schwierigkeiten. 

Es gilt das vorzüglich: 
a) von den Gemeinden, und seitdem dieselben mehr 

als in ältern Zeiten zu öffentlichen Instituten geworden sind, 
in höherem l\Iasze noch von andern öffentlichen Corpo
rationen und Genossenschaften. \Venn Vermögens-· 
rechte, Eigenthum, Forderungen, Schulden Gegenstand eines 
Rechtsstreits der Gemeinde, sei es mit Individuen oder mit 
dem Staate, sind, so haben dieselben gleich andern Privaten 
auf gerichtlichen Schutz Anspruch, denn dann ist offenbar 
ihr Privatrecht in Frage. Dagegen ist schon die freie Dis

. position über das Gemeindevermögen , weil dasselbe für öffent
liche Zwecke bestimmt ist, nicht ebenso eine reine Privat
angelegenheit , sondern es kommen die Rücksichten der 
öffentlichen Wohlfahrt mit in Betracht, und es dehnt sich 
die Aufsicht der Regierungsgewalt ordnend und in manchen 
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Fällen entscheidend darauf aus. So sind Streitigkeiten der 
Gemeinden unter einander über den Umfang des Gemeinde
banns , über die Gränzen ihrer Polizeigewalt auf dem Ad
ministrativwege zu erledigen, Streitigkeiten derselben über 
die Unterhaltungspflicht von Brücken oder Wegen, soweit 
nicht die Abgrenzung des Gebietes als maszgeuend erscheint, 
der Civiljustiz unterworfen. Streitigkeiten zwischen der Mehr
heit und Minderheit einer Gemeinde oder Corporation üuer 
die Gültigkeit von Beschlüssen sind, soweit die Staatsauf
sicht reicht, Administrativ-, soweit dieselben sich innerhalb 
der freien Privatsphäre bewegen, Justizsache. Die Organi
sation endlich und die Begründung und Auflösung der öffent
lichen Corporationen und sogar vOn reinen Privatcorporatio
nen und Genossenschaften, insofern öffentliche Interessen, 
wie z. B. bei Actiengesellschaften die Rücksicht auf die 
Sicherheit des Credits, in Berücksichtigung kommen, was frei
lich bei den letztern nur ausnahmsweise der Fall ist, fallen 
wieder in den Bereich der VerwaItungscompetenz, welche 
allein jene Rücksichten zu würdigen im Stande ist. 

b) Die StandesverhäItnisse ferner haben eine privat
rechtliche und eine öffentliche Seite. Die Fragen freilich 
über eheliche oder uneheliche Geburt, Paterllität, 
Verwandtschaft, über Art und Grad derselben sind reine 
Justizsache, weil rein privatrechtlich. Die Frage über In
digenat, Staatsbürgerrecht und Gemeindebürger
rech t aber ,gehört vorzugsweise dem öffentlichen Rechte an, 
und es ist daher richtiger, wenn sie nicht als blosze Folge 
der Frage über die eheliche Geburt erscheint, als Administra
tivsache zu behandeln. 8 \Venn die verschiedenen S t ä n d e, in 
die sich das Volk theilt, noch eine hauptsächlich privatrechtliehe 

8 So in Deutschland gewöhnlich. Dagegen Belgisehe Verf. §.93: 
"Die Streitigkeiten, welche staatsbürgerliche Rechte zum Gegenstand 
haben, gehören vor die Tribunale, mit Vorbehalt der durch das Gesetz 
bestimmten Ausnahmen." 
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Bedeutung haben - in dem Mittelalter war das in höherem 
Masze der Fall als gegenwärtig -, so sind Streitfragen, ob 
ein Individuum dieseln oder. einem anderen Stande angehöre, 
Justizsache , wie denn auch die Ueberlieferung früherer Zei
ten die gerichtliche Competenz hier noch vielfach bewahrt 
hat. Wo dagegen die Beziehung der Stände zu der Staats
verfassung und dem Gebiete des öffentlichen Rechtes wich
tiger geworden ist, da sind auch solche Streitigkeiten nach 
der Natur der Dinge eher als Verwaltungssache zu behan
deln. Ersteres gilt z. B. von der Qualität eines Kaufmanns, 
letzteres aber von der des Adels, insofern dieser zu einer 
politischen Institution geworden und nicht zu einer bIoszen 
Reminiscenz verblichen ist, die nur auf Iiersönliche Stellung 
in der Privatgesellschaft einigen Einflusz hat. 

c) Die Gewerbsbefugnisse beziehen sich auf die 
Ausübung eines Privatberufes und den Privaterwerb, und 
haben somit einen privatrechtlichen Gehalt. Aber soweit 
dieselben hin wieder nach Gründen des Gemeinwohls verliehen 
und geordnet werden, bleibt auch darüber der Entscheid der 
Verwaltung vorbehalten. 

d) Das Vormundschaftsrecht endlich hat wieder 
eine Doppelnatur. Zunächst dem Familien - und daher dem 
Privatrechte zugehörig, erscheint doch die Vormundschaft 
auch als eine öffentliehe Pflicht, und bei den wichtigsten 
Fragen, z. B. der Ernennung und Entlassung von Vormün
dern, der obrigkeitlichen Erlaubnisz zu gewissen Rechtsge
schäften, der Anleitung für Stelluug der Rechnung, der regel
mäszigen Aufsicht und Controle der Verwaltung handelt es 
sich doch nicht um einfache Handhabung der Gerech
tigkeit sondern um öffentliche Sorge, welche innerhalb 
der Schranken des Rechts durch Gründe der Zweckmäszig
keit und Nützlichkeit geleitet wird und daher die Natur der 
Regierungssorge hat. Es beruht daher auf guten· Gründen, 
"'enn diese Seite in neuerer Zeit an Vormundschaftsbehörden 
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übertragen wird, die dem Organismus der Regierung ange-. 
hören. 

5. Der Gegensatz der strafrechtlichen Gerichtshal'
kei t und der sichernd en Zuch t der Po lizeigewalt wurde 
oben 9 schon erörtert. Die nähere Begränzung beider Gebiete 
wird in neuerer Zeit gewöhnlich durch das Strafgesetz bestimmt. 

6. Die Erörterung und Entscheidung administrativer 
Streitfragen setzt gewöhnlich ein dem gerichtlichen Processe 
ähnliches Verfahren voraus. Man hat daher dafür den .Aus
druck A d m i n i s tr a ti vjus ti z aufgebracht. Die Wahl des
selben ist aber nicht glücklich; er erinnert nur zu sehr an 
das hölzerne Eisen. Die Justiz als solche ist immer Gericht, 
weil sie Handhabung der Gerechtigkeit ist. Eher läszt sich 
dagegen von Administrativverfahren und von Ver
waltungsinstanzen reden, welchen der Entscheid über 
solche Streitigkeiten gebührt. Als oberste Instanz in solchen 
Sachen ist nach dem Vorbilde Frankreichs oft der Staats
~'a th competent. Indessen ist es weder nöthig noch räth-. 
lieh, dasz diese Instanz in minder erheblichen Fällen zum 
Entscheide berufen werde. Vielmehr erheischt gerade das 
öffentliche Interesse, das hier nie ausseI' Acht gelassen wer
den darf, dasz durch untere den Betheiligten näher liegende 
Instanzen der Streit erledigt werde. 

Ein Recht auf Gehör hat auch bei diesem Verfahren 
jeder Betheiligte, und die Oeffentlichkeit und l\fündlichkeit 
leistet auch da gute Dienste, wenn sie in der rechten 'Yeise 
geübt wird. Indessen kann das öffentliche Wohl in manchen 
Fällen Beschränkung derselben erfordern. Das ist eben der 
Hauptunterschied , dasz Adminstrativstreitigkeiten nicht aus
schlieszlich nach Rechtsgrundsätzen sondern zugleich mit Be
rücksichtigung der Zweckmäszigkeit und der öffentlichen 
'Yohlfahrt entschieden werden müssen , und dieser Unterschied 
übt auf das ganze Verfahren seinen Einflusz aus. 

~ Buch VII. Cap. 9. 
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In unserer Zeit ist der Kampf der Meinungen in diesel' 
Beziehung noch nicht zu vollem Abschlusse gelangt. In 
Frankreich kam der Gegensatz zwischen der gerichtlichen 
und der Verwaltungscompetenz während der Revolution von 
1789 zuerst principiell zur Erörterung. Die früher geübte 
Einmischung der gerichtlichen Parlamente in die Verwal
tungssphäre wurde damals um so störender empfunden, als 
der Staat im Begriffe war, sich selbst von Grund aus um
zu gestalten , die öffentliche Wohlfahrt zum höchsten Rechts
princip zu erheben und die ganze hergebrachte Rechtsord
nung zu brechen. Der gerichtlichen Anmaszung folgte daher 
eine rücksichtslose und übertriebene Zurückweisung von dem 
Standpunkte der Revolution. Gesetzlich wurde im Jahr 1790 
verordnet: "Die Richter dürfen auf keine Weise die Hand
lungen der Verwaltung stören noch die Administratoren we
gen ihrer Dienstverrichtungen vor sich laden." VOll da aus 
wurden dann immer mehr Streitigkeiten, auch wahre Justiz
sachen der gerichtlichen Competenz entzogen und als Ver
waltungssache erklärt. Napoleon, durch die Hemmnisse 
der Justiz, wo er durchgreifen wollte, leicht gereizt, begün
stigte diese Richtung, und so wurde l~nwieder das Gebiet 
der Verwaltungssphäre ungebührlich erstreckt. In Deutsch
la n d dagegen förderte die Autorität der vorzugsweise civi
listisch gebildeten Jurisprudenz, soweit sie auf Gesetzgebung 
und Praxis wirkte, die entgegengesetzte Richtung, und sie 
wurde in diesem Streben durch die Interessen der persön
lichen Freiheit und.Rechtssicherheit, welche in dem gericht
lichen Verfahren bessere Garantien sahen, unterstützt. Das 
Uebermasz in dieser Richtung rief dann aber in einzelnen 
Gebietstheilen, wo die Staatsgewalt ihre Rechte doch nicht 
aufzugeben genöthigt werden konnte, einen um so willkür
licheren Gegendruck hervor, der die Früchte jenes Strebens 
wieder gl'Oszentheils zerstörte. 



tleullteß lJud). 
Von der Staatscultur. 

Erstes Capitel. 

Verhältnisz des Staates zur Religion. 

Religion und Kirche sind zwei sehr verschiedene, 
obwohl häufig verwechselte Begriffe. Die Religion ist die 
Verbindung der individuellen Seele des Menschen mit 
Gott, die Kirche ist die Gemeinschaft der Gläubigen zur 
Gottesverehrung. Das 'Vescn der Religion liegt in der un
sichtbaren Einigung der menschlichen Seele mit Gott, und 
in ihrer Erfüllung durch Gott, die Kirche aber ist ein sicht
barer Organismus der Gemeinschaft, eine Anstalt zur Offen
barung und Reinigung des religiösen Lebens. 

Dem Alterthum war diese wichtige Unterscheidung noch 
nicht klar. In den ersten Jahrtausenden der .Menschheit 
war das Gefühl der Abhängigkeit der .Menschen von Gott 
und den Göttern so überwältigend, dasz es gleichmäszig das 
ganze Volk umfasztc, und zugleich den Staat und alle seine 
Institutionen erflillte und beherrschte. Zuerst regierten die 
Götter selbst, ihren Willen den Priestern offenbarend. Die 
Theokratie ist die Urform der ältesten Staaten. 

Später wurde die Regierung Menschen zugeschrieben 
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nud anvertraut, aber die Religion blieb Staatsreligion. 
Jeder Staat hatte seine besondern Götter, wie seine eigen
thümlichen Einrichtungen und Gesetze, und um die Götter 
der andern Staaten kümmerte er sich wenig. In jedem 
Staate war es Bürgerpflicht, die Staatsgötter in der vorge
schriebenen Weise zu verehren. Nichtachtung derselben 
galt als Auflehnung gegen die Majestät des Staates, und war 
ein Staatsverbrechen. Die von den Römern besiegten Völker 
wurden genöthigt, den Göttern der Sieger zu huldigen; aber 
ihre nationalen Götter wurden ihnen nicht genommen, so 
wenig als manche andere uutionale Einrichtungen. In dem 
gros zen Römerreiche häuften sich die Religionen wie die 
Völker, neben einander und einander duldend. Aber die 
Duldung war zunächst nicht für die Individuen, sondern 
für die Rassen gewährt. Und über ·allen Göttern erhaben 
stand der Capitolinische Jupitel'. 

Erst Christus brachte eine gründliche Umgestaltung dieser 
Vorstellungen. Christus lehrte nicht eine Religion, wie sie 
das römische Reich oder der jüdische Staat vorgeschrieben 
hatten. Er war kein Priester und Verkündiger einer Staats
religion; er hatte auch weder Auftrag noch Vollmacht von 
dem Staate. "Ich komme von Gott; ich bin nicht von mir 
selbst gekommen, sondern er hat mich gesandt." " ·Wie 
mich mein Vater gelehret hat, so rede ich." So unmittelbar 
war· er sich seiner göttlichen Mission, seiner Einheit mit 
Gott bewuszt, und so Gottes voll war sein Geist, dasz er, 
wie kein anderer Prophet es gewagt, getrost sagen konnte, 
nicht wie die andern: "Der Herr spricht," sondern: "·Wahr
lich, ich sage euch" etc.: "I c h bin die Wahrheit und das 
Leben. " Dieser Gott aber, von dem seine Seele erfüllt war 
vollkommen, ganz und gar, war nicht mehr ein National
gott., wie auch der alte Jehovah der Juden gewesen. Christus 
verehrte in dem Einen Gott, zu dem er betete, den all
mächtigen Schopfer der Welt, den Vater aller Menschen. 
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Die christliche Religion ist somit unabhängig 
von dem Staate und im Widerspruch mit dem bestehen
den Staate als Offenbarung eines göttlichen Individuums 
in die Welt gekommen, und sie hat, obwohl miszachtet und 
verfolgt von dem Staate, die Gemüther ihrer ersten Bekenner 
ergriffen und ihr Reich ausgebreitet. Der Stifter selbst war 
"weil er Gott gelästert habe," als ein Staatsverbrecher von 
dem jüdischen Senate verurtheilt und hingerichtet worden. 
Viele seiner Jünger und Nachfolger büszten mit dem Leben 
ihren 'Widerspruch gegen die herrschende Staatsreligion, und 
starben für die Wahrheit ihres Glaubens den irdischen Tod, 
voller Zuversicht des ewigen Lebens ihrer. Seele. 

Aus diesen Erlebnissen muszten zwei Fundamentalsätze 
von grosser Tragkraft den Christen offenbar werden: 1) Die 
Religion ist, wie nicht das Product des Staates, so auch 
in ihrem 'Vesen von dem Staate unabhängig. 2) Die 
Religion erfüllt das In di vid u um mit göttlichem Geiste, 
und verbindet die uns te r b li che Seele mit Gott. Sie ist 
daher überall kein Verhältnisz des menschlichen Rechts, son
dern gehört wesentlich dem ewigen und geistigen Rei
che an, von dem Christus gesagt: "Es ist nicht von 
aieser Welt." 

Der erstere negative Satz fand früher allgemeines Ver
ständnisz und Anerkennung, als der zweite positive. Die 
christliche Kirche war seit ihrem Bestande immer geneigt: 
die Unabhängigkeit der Religion von dem Willen und dem 
Gebote des Staates zu behaupten und zu vertreten. Sie er
kannte darin ausser der göttlichen 'Vahrheit auch den festen 
Grund ihrer eigenen Selbständigkeit dem Staate ge
genüber. Wenn es daher auch später noch "Staatsreli
gionen" gab, so hatte das 'Vort doch einen andel'll Sinn 
bekommen. Sie war keine staatliChe, keine nationale 
Religion mehr. Sie leitete auch ihre Wahrheit und Geltung 
nicht von dem Gesetze des Staafes ab, sondern suchte und 
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fand ihre innere Begründung in einer Offenbarung, die in 
keiner Beziehung in dem Bereiche der Staatsrnacht lag noch 
liegen konnte. Staatsreligion konnte demgemäsz nur noch 
bedeuten, die vOn dem Staate als wahr erkannte und 
anerkannte Religion, die Religion, deren Gebot der 
Staat selbst sich unterwarf. Nicht weil der Staat sie 
gutgeheiszen hatte, galt sie, sie bedurfte der staatlichen 
Autorität nicht, sondern umgekehrt, der Staat gehorchte der 
göttlichen Autorität, indem er sie auch als seine Religion 
bekannte. 

Nicht zu allen Zeiten ebenso günstig war die Kirche 
dem zweiten Satze, auf dem das Princip der sogenannten 
individuelle.l1 Gewissensfreiheit ruht. Vielmehrwenn 
das individuelle Bewusztsein in Glaubenssachen zu Zwiespalt 
kam mit ihrem gemeinsamen Bekenntnisz, so nahm sie 
nicht selten das Schwert des Staates zu Hülfe, und versuchte 
alle Qualen und Leiden der staatlichen Strafgerichtsbarkeit, 
um auch die unsterbliche Seele nach ihrem \Villen zu zwin
gen. Dem Staate verstattete sie nicht Herrschaft zu üben 
über ihren Glauben, aber sie selber übte während Jahrhun
derten mit Mitteln der Staatsgewalt Herrschaft über den 
Glauben der Individuen. Es bedurfte groszer Erfahrungen 
und Kämpfe, bis Staat und Kirche sich endlich davon über
zeugten, dasz ein solches Verfahren dem Grundprincip des 
Christenthums zuwider sei. 

Herrschaft kaun somit der Staat gar keine anspre
ehen, soweit das geistige Gebiet der Religion reicht. Aber 
damit allein ist das Verhältnisz des Staates zur Religion noch 
nicht bestimmt. Vielmehr ist dieses nach drei Seiten hin noch 
näher zu erwägen und drei Hauptfragen zu beantworten: 

I. Wie ist das rechtliche Verhältnisz des Staates zu dem 
religiösen Leben der Individuen? 

II. Kommt dem Staate selbst eine Religion zu, und 

in welchem Sinne? " 
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ur. Wie ist sein Verhältnisz zu dem Dasein und Leben 
der religiösen Gemeinschaften, Kirchen und Secten. 

Zweites Capitel. 

1. Der Schutz der individuellen Religionsfreiheit. 
Beken n tniszfrei h ei t. 

1. Das religiöse Leben der Seele ist wie alles innere 
Geistes- und Gemüthsleben des Menschen dem menschlichen 
Rechte entzogen und der Herrschaft des Staates nicht unter
than. Die Unabhängigkeit desselben vom Staate versteht 
sich schon deszhalb von selbst, weil dieser nicht in die Seele 
hineinsieht, noch eine Macht hat über ihre Gedanken und 
Gefühle. Sein Gebiet ist ein sichtbares, seine Ordnung eine 
leibliche. Das religiöse Leben des Individuums k a 11 n in 
den Bereich des menschlichen Rechtes erst dann kommen, 
wenn es sich äuszerlich kund gibt. Die religiöse 
Freiheit oder die Gewissensfreiheit ist somit nicht ein 
Erzeugnisz der menschlichen Rechtsentwickelung , und wenn 
wir auf das Wesen sehen, überall kein Cmenschlicher) 
Rechtsbegriff. Sie ist von Gott in die menschliche Seele . 
gepflanzt, und Gott hat sich vorbehalten auf unsichtbaren 
'Vegen die Seele zu ergreifen und zu erfüllen, und so auch 
ihr unsichtbare Wege zu sich eröffnet. Die Freiheit, die er 
ihr gegeben und vor der Gewalt des Staates durch Unsicht
barkeit geschützt hat, gehört zu dem ewigen Reiche, in 
dem nicht der irdische Staat, sondern Gott selber herrscht. 

Dieselbe in Ehrfurcht anzuerkennen und gewähren zu 

lassen ist daher Pflicht des Staates, dem es klar sein 

musz, dasz er hier an die Gränzen seiner Macht gekom

men ist. 


2. Ist so die individuelle Glaubensfreiheit 
eine sittliche, auszerhalb des Staatsbereiches wurzelnde, sO 
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erscheint dagegen die Freiheit des Be k e n n t 11 iss e s auch 
äuszerlich, und wird so wenigstens erfaszbar für das 
menschliche Recht. Sie ist voraus eine F 0 I g e der erstern, 
und folglich wie jene auch zunächst von dem Staate einfach 
anzuerkennen. In der That läszt sich gegen den Satz, den 
Vinet mit so groszem Ernst und Nachdruck ausgesprochen 
hat, nichts einwenden: "Die freimüthige Offenbarung der 
religiösen Ueberzeugung ist ein Rech t, weil eine Pflich t.« 1 

Aber weil und insofern das Bekenntnisz sich äuszerlich kund 
gibt, so findet es in dem Dasein der äuszern RechtsordnuI)g 
theils Schutz, theils Schranken, die es beachten musz, und 
wird so die ursprünglich unendliche Freiheit derselben dur c h 
das Recht geschützt und begränzt, ihr Begriff um 
dieser Begränzung·willen auch zum Rechtsbegriff. 

3. Des s ta a t li c h e n Sc 11 u tz e s bedarf die Bekennt
niszfreiheit des Individuums, weil dieses olme denselben 
zwar die Freiheit zu glauben hätte, aber an der Offenbarung 
und Bekundung seines Glaubens gehindert werden könnte. 
Wegräumung jedes Zwanges und Behinderung je
der Verfolgung des Individuums um seines Bekenntnisses 
willen ist daher eine So r g e des Staates. 'l Sie äussert sich 
in ~olgenden Anwendungen: 

I Vinet "Essai sur la manifestation des conYictions religieuses." p. 190: 
"La franche manifestation des convictions religieuses est un droit puis
qu'elle est tm dct'oir", und anderwärts: "Gott ist die \Vahrheit. Der 
lIIensch soll wahr sein und wahr sein dürfen." Schon Tertullian bei 
Böhringer Kirche Christi I. S. 286: "Wer die Wahrheit erkannt hat, 
kann nicht anders, er musz ihr anhangen." Ein ebenso aufrichtiger als 
beredter Vertreter der Bekenntlliszfreiheit ist der Amerikaner C h a n n i n g, 
mit dem Vinet in den Grundansichten - beide gehen vom Individuum 
aus - merkwürdig übereinstimmt, obwohl dieser von jenem erst in seinem 
spätem Alter die Kunde bekommen hat. 

2 Vi n e t verwirft in der Tendenz das religiöse Bekenntnisz völlig frei 
und unabhängig von dem Staate zu stellen, selbst den Schutz des Staa
tes. Er fürchtet, dasz aus dem Schutze die Verfolgung hervorgehe. 
"Jede geschützte Religion", sagt er, "wird verfolgen, und sie wird es 
thun für ein Jota von Theologie, für ein Atom von Philosophie. Es gibt 
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a) Der Staat selbst darf keinen Zwang üben, um das 
Individuum zu einem Bekenntnisse zu nöthigen, welches mit 
dem Glauben desselben im Widerspruch ist, somit von diesem 
Individuum doch nur ein~ Lüge oder Heuchelei wäre. 

Dem ganzen christlichen Mittelalter war dieses Princip 
fremd. Mit Feuer und Schwert wurde der Glaube verbrei
tet, und wurden die Besiegten gezwung'en, sich zu der Re
ligion der Sieger zu bekennen. 'War das Bekenntnisz auch 
anfangs nur auf den Lippen, nicht in den Herzen, so hofften 
die glaubenseifrigen Siegel' doch, dasz die Macht der von 
ihnen geglaubten Wahrheit später auch die Seele der Be
siegten einnehmen, und so auch für sie zu voller 'Vahrheit 
werde; und allerdings hinderte die unreine Form der ersten 
Nöthigung zum Christenthum nicht, dass dieses feste Wur

zeln schlug, und nach und nach mit seinem eigenen Geiste 
die bekehrten Völker befruchtete. 

Jener Zwang aber war weder dem Geiste des Christen
thums gemäsz - Christus hatte jede äuszere Gewalt ver
mieden, und auch seinen Jüngern untersagt - noch in 
Harmonie mit dem wahren Rechte des Staates. In unserer 
Zeit ist der reinere Grundsatz nun zu allgemeiner Aner
kennung gelangt. 3 

aber nichts entsetzlicheres auf der Welt als die Tyrannei des dogmatischen 
Eifers." Aber wer kann denn das IndiYiduum vor dieser Verfolgung der 
kirchlich gereizten Mächte bewahren als der Staat, welcher die individuelle 
Bekenntniszfreiheit als solche in seinen Schutz nimmt? 

a Preuszisches Landrecht 1I. 11, §. 1-4: "Jedem Einwohner im 
Staate ;teht für seine Person vollkommene Glaubens- und Gewissensfrei· 
heit zu. Die Befugnisse der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen 
Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienst können kein Gegenstand 
von Zwangsgesetzen sein. Niemand ist schuldig über seine Privatmeinun
gen in Religionssachen V urschriften vom Staate anzunehmen." VgI. 
Preuszisches Gesetz vom 30. März 1847. Bayerisches Religionsedict 
§. 2: "Er (der Einwohner des Reiches) darf in Gegenständen des Glau· 
bens und Gewissens keinem Zwang unterworfen, auch. darf Niemanden, 
zu welcher Religion er uich bekennen mag, die einfache Hausandacht 
untersagt werden." Französische Karte von 1814 §. 5: "Jeder bekennt 

.. 
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Der Staat darf daher keine Gesetze erlassen, durch 
welche geboten wird, einen bestimmten Glauben zu beken
nen, keinen Kirchenbesuch , keine Beich te befehlen. All 
diese Freiheit setzt indessen mündige Individuen voraus, die 
ihrer fähig sind. Die Frage der religiösen Erziehung der 
Kinder kann daher .von diesem Princip allein aus noch nicht 
genügend beantwortet werden. In der Regel freilich handeln 
hier die Eltern für das Kind nach ihrer individuellen Be
kenntniszfreiheit; aber wenn die Eltern überall nicht oder 
offenbar schlecht für das Kind sorgen, so kann im In te
resse des Kindes unter Umständen eine obervormund
schaftliche Sorge des Staates ergänzend eintreten, und. 
dafür sorgen, dass das von den Eltern vernachlässigte Kind 
eine religiöse Erziehung erhalte. 4 

(professe) seine Religion mit gleicher Freiheit und genieszt für seine 
Gottesverehrung den nämlichen Schutz." Belgische §. 15: "Keiner ist 
gezwungen auf irgend eine Weise an den Handlungen und Feierlichkeiten 
eines Gottesdienstes Theil zu nehmen, oder die Ruhetage derselben zu 
beobachten." Holländische §. 164: "Jeder bekennt seine religiösen 
1\Ieinungen mit vollkommener Freiheit." Oesterreichische Grundrechte 
§. 1: "Die volle Glaubensfreiheit und das Recht der häuslichen Ausübung 
des Religionsbekenntnisses ist Jedermann gewährleistet." Prenszische 
§. 12. - In dem romanischen Süden Europa's ist das Princip indessen 
noch nicht durchgedrungen, wie theils das Stillschweigen darüber, theils 
die Art beweist, wie demselben eine kümmerliche und stückweise Aner
kennung zu Theil wird. Portugiesische Verfassung von 1826 §. 6: 
"Die römisch-katholisch-apostolische Religion wird fortwährend die Religion 
des Königreichs sein, alle übrigen Religionen sind den Fremden mit 
häuslichem Gottesdienste gestattet, ohne äuszerliche Zeichen und 
Tempel." Aber auffallender ist, dasz noch im Jahr 18i8 der sch wei
zerische Bund es nicht wagte, den Grundsatz allgemein anzuerken
nen. Der §. 66 sagt nur: "Die freie Ausübung des Gottesdienstes ist den 
an er k an n ten chri stlichen Confessi 0 n en im ganzen Umfange der 
Eidgenossenschaft gewährleistet." Eine vollere Anerkennung wurde mehr 
noch durch die radicale Bedriickung im Waadtlamle, als durch die Aengst
lichkeit der katholischen Bergkantone verhindert. In einzelnen Kantonal
verfassungen findet sich dieselbe vor. 

4 Das gilt z. B. auch von der Frage der sogenannten Zwangstaufe. 
Judenkinder sind gewisz nicht gegen den Willen der Eltern zu taufen, 

ßluntschli, allgemeines Stnatsrccht. 11. 17 
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b) Er darf nicht dulden, dasz die Kirche ä uszern 
Z w a n g übe, um zu einem Bekenntnisse oder zu einer 
gottesdienstlichen Handlung zunöthigen. Die Kirche ihrer
seits freilich hat ein gemeinsames Bekenntnisz, und ihre 
Pflicht ist es: dasselbe in allen ihren Gliedern zu befestigen 
und lebendig zu' erhalten. Aber ihre Mittel, diesen Zweck 
zu erreichen, sollen wie dieser selbst geistig und moralisch, 
nicht staatliche Zwangs - und Strafmittel sein. Die Kir
chenzucht für die Angehörigen der Kirche wird dadurch 
nicht ausgeschlossen, sondern nur beschränkt. Die Kirche 
darf nicht von Staats wegen gehindert werden, dass sie 
Individuen, welche ihr gemeinsames Bekenntniss verwer

.fen, aus ihrer Gemeinschaft, die ohne ein Bekenntnisz 
keinen Sinn hat, aus s chI i e s z e. Sie wird freilich wohl 
thun, nicht jede Meinungsverschiedenheit als Ausschlieszungs
grund zu behandeln, um sogar bei tieferem und ernsterem 
Zwiespalt die Wege der Versöhnung nicht abzusperren. Aber 
hier handelt sie durchaus auf ihrem eigenen Gebiete, und 
nimmt keineswegs zu dem Schwerte des Staates ihre Zuflucht. 

c) In dem byzantinischen Reiche und während des ganzen 
Mittelalters überall galt H ä I' es i e als ein strafbares Verbre
chen. Die "Ketzer" wurden nicht etwa nur von der Kirchen
gemeinschaft ausgeschlossen, sondern in Folge ihres hart
näckigen Beharrens auf der Irrlehre mit dem Tode bestraft. 5 

aber wenn es in einem christlichen Staate Eltern gibt, die äuszerlich selber 
als Christen gelten, aber aus Liederlichkeit und Frivolität vorziehen, ihre 
Kinder nicht taufen zu lassen, und ihnen gar keine religiöse Erziehung 
zu geben, so hat die Obervormundschaft wohl guten Grund, so 
verwahrloste Kinder auch vor ihren Eltern und die wahre Freiheit jener 
durch eine sorgfaltigere Erziehung zu schützen. 

:. Schon Constantin d. Grosze bedrohte die Ketzer durch das Ge
setz vom .Jahr 326 I. c. 1. C. de haereticis: "Haereticos non solum bis 
privilegiis alienos esse volumus, sed adversis muneribus constringi et sub
jici." :Mit Vermögensverlust wurden sodann von den folgenden Kaisern 
alle Ketzer ("haereticum dicimus, quicunque catholicae ecclesiae et ortho
doxae et sanctae fidei nostrae non est" c. 12. C. h. t.), die .Manichäer mit 
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Das aufrichtige Bekenntnisz des von dem Individuum für 
wahr gehaltenen Glaubens wurde somit, wenn es nicht mit 
dem allgemeinen Glauben zusammenstimmte, als Verbrechen 
behandelt, und von der schweren Strafe befreite nur die 
Verläugnung der individuellen Wahrheit. Selbst nach der 
Reformation, welche das Princip der Gewissensfreiheit zuerst 
wieder mit Kraft behauptet,6 und deren Führer von dem 

der Todesstrafe bedroht, und nur ausnahmsweise Dnldung verstattet. 
lnnocen z III. in c. 10 D. Greg. IX. v.: "Quum enim secundum legitimas 
sanctiones reis laesae majestat.is punitis capite bona confiscentur eorum 
filiis suis vita solummodo ex miseericordia conservataj quanto magis ab
crrantes in fide domini Dei filium Jesum offendunt - ecclesiastica debent 
districtione praecidi et bonis temporalibus ~poliari, eum longe sit gravills 
aeternam quam temporalem laedere majestatem et in c. 13. eod.: "Monean
tur autern et inducantur et si necesse fllerit per eensurarn eecles. compel
lantur seculares potestates quibuscunque fungantur officiis, ut sicut repu
tari cupiunt et haberi fideles, ita pro defensione fidei praestent publice 
.illramenturn, quod de terris suae jurisdictionis sllbjeetis universos hae
reticos ab ecclesia denotatos bona fide pro viribus ex termin are stlldebunt." 
Sacllsenspiegel II. 13. 4. 7: "Svelk kersten man oder wif ungelo
vich is unde mit tO\'ele umme gat oder mit vorgiftnisse, unde des ver
WUllnen wirt, den sol man uppehort bernen. 

6 Luther, Tractat von der Beicht: "Denn in dem Gewissen will 
Gott allein sein und sein Wort allein regieren lassen; da soll Frei
heit sein von allen Menschen gesetzen. - Zu dem Glauben kann 
und soll man Niemand zwingen, sondern Jedermann vorhalten das Evan
gelinm und vermahnen zum Glauben, doch den freien Willen lassen zu 
folgen oder nicht zu folgen. Es sollen alle Sacramente frei sein Jeder
mann. Wer nicht getauft sein will, der lasz es anstehen. Wer nicht will 
das Sacrament empfangen, hat sein wohl lIfacht." - Und in der Schrift 
von der weltlichen Obrigkeit: 'lDas weltlich Regiment hat Gesetz, die 
sich nicht weiter erstrecken, denn über Leib und Gut und was än
szerlich ist auf Erden. Denn über die Seele will und kann Gott 
Niemand lassen regieren, denn sich selbst allein. Darum ob weltlich Ge
walt sich vermiszt den Seelen Gesetz zu geben, da greift sie Gott in sein 
Regiment und verführt und verderbt nur die Seelen. Gott allein erkennt 
nur die Herzen, darum ist es unmöglich und umsonst Jemanden zu ge
bieten oder mit Gewalt zu zwingen, so oder so zu glauben. "Weil es 
dem Jeglichen auf sein Gewissen liegt, wie er glaubt oder nicht glaubt, 
und damit der weltlichen Gewalt kein Abbruch geschieht, soll sie auch 
zufrieden sein und ihres Dinges warten, und lassen glauben so oder SOl 
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individuellen Glauben und der individuellen Erkenntnisz aus 
den Kampf gegen die hergebrachte Autorität der Kirche 
unternommen hatten, wurde dasselbe doch wieder auch in 
protestantischen Ländern verkannt. Noch in den letzten 
Jahrzehnten des XVII. Jahrhunderts und in das XVIII. hinein 
erneuerte Lud wig XIV., der Beschützer der Wissenschaft 
und der schönen Littel'atur: in dem fein gebildeten und geist
reichen Frankreich die Verfolgungen der Protestanten mit 
grausamer Heftigkeit, und wurden in dem freien England 
hinwieder die Papisten zu Sklaven gemacht inmitten einer 
Nation von freien Männern. 7 Die sogenannte Duldungsacte 
von 1689, welche die dissentirenden Protestanten von den 
Strafen der Häresie befreite, wurde als ein groszer Fort
schritt angesehen, und doch nahm sie noch die Papisten 
ausdrücklich aus. Den nordamerikanischen Colonien 
und sodann Holland und Deutschland gebührt das Ver
dienst, das Princip der Gewissensfreiheit zuerst und in vollem 
Umfange anerkannt zu haben, und es war ein grosses 'Wort, 
das Friedrich H. von Preuszen ausgesprochen: "In den 
Preuszischen Landen kaun ein Jeder nach seiner Fac,;on selig 

wie man kann und will, und Niemanden mit Gewalt dringen. Denn es 
ist ein frei Werk um den Glauben, dazu man Niemand kann zwingen." 
Der Kirchenvater A thanasi us, der auch die Bitterkeiten der Verfolgung 
gekostet, llatte schon ähnlich gesagt (Böhringer I. I!. S. 51): .So macht 
der Teufel, wenn er keine Wahrheit hat, seinen Angriff mit dem Beil und 
der Axt, und zersprengt die Thüren derjenigen, welche ihn aufnehmen; 
der Heiland aber ist sanftmüthig und spricht: "wenn mir Jemand nach
folgen will," und braucht keine Gewalt, sondern klopft vielmehr an. 
Denn nicht mit Schwertern und Spieszen noch durch Soldaten wird die 
'Wahrheit verkündet, sondern durch Ueberzeugung und Rath. Was ist 
aber dort für eine Ueberzeugung, wo Furcht vor dem Kaiser ist, oder 
was ist dort für ein Rath, wenn der Widersprechende am Ende verbrannt 

'''-.. oder getödtet wird." Die verfolgten Gläubigen erkannten diese Wahrheit, 
"die triumphirenden achteten sie nicht, ebenso ihren Gegnern gegenüber, 

und der Staat zog bald im Dienste der einen bald der andern sein Schwert. 
V gl. nnten die Anmerkung. 

7 RusselI, eng!. Verf. c. 13 . 
.~ 
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werden. " 8 Seit dieser Zeit brach sich das anerkannte Prin
cip Bahn, langsam freilich, und nicht ohne wiederholte 
Verdunkelung zu erfahren. 9 Der Staat fing an einzusehen, 
dass seine Gewalt miszbraucht werde im Dienste der kirch
lichen Verfolgungssucht , und dasz vielmehr es seine Pflicht 
sei, die religiöse Freiheit des Individuums vor derselben zu 
schützen. Die Häresie, als eine Krankheit der Seele, wurde 
aus dem Verzeichnisz der strafbaren Vergehen ausgestrichen. 

d) Der Aus tri t t aus einer Kirchengemeinschaft und 
der U e be r tri t t in eine andere Kirche oder Secte wird 
ferner von dem Staate nicht mit Strafe bedroht, sondern 
auch hier die individuelle Gewissensfreiheit geschützt. Auch 
das sind nothwendige Folgen des Grundprincips. 

Unsere Zeit ist indessen noch nicht zu einer vollen ru
higen Anerkennung derselben gelangt. 'Venn auch das Ge
setz nun die Freiheit einfach schirmt, so wird doch die 
öffentliche l\Ieinung noch viel zu leidenschaftlich von dem 
Uebertritte einzelner Individuen afficirt. Es ist das ein Zei
chen, dasz das Gesetz des Staates dem Volksgeiste hier 
vorangeschritten ist. Die einen preisen und die andern 
hassen den Convertiten. Die einen erwarten von dem Glau
benseifer desselben grosse 'Wirkungen, und rühmen seine 

8 Schon im Antimachiavel schrieb Friedrich sehr schön: "lIIaintenir 
le gouvernement civil avec vigueur et laisseI' a chacun la liberte de con
science; etre toujours Roi et ne jamais faire le Pdtre, est le sill' moien 
de preserver son Etat des tempetes que l'esprit dogmatique des ThColo
giens cherche souvent a exciter." Und in dem Versuch über die Verfas· 
sungsformen: "Si l'on remonte a l'origine de la societe, il est tout a 
fait evident, que le souverain n'a aucun .. droit Bur la fagon de penser des 
citoyens. Ne faudrait-il pas etre en demence pour se figurer que des 
hommes Ollt dit a un homme leur semblable: nous vous elevons au des· 
sus de nous, parce que nous aimons l'esclavage et nous YOUS donnons la 
puissance de diriger nos pensees a votre volonte?" 

9 Dem Toleranzedicte des Kaisers J 0 s e p h s I. folgten noch während 
seiner Regierung. die härtesten Verordnungen gegen Andersgläubige. VgJ. 
Wilda, über Gewissensfreiheit in der Zeitschrift für deutsches 
Recht XI. S. 181 ff. 
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Wahrheitsliebe, die andern sehen in ihm einen Treulosen, und· 
vermuthen eigennützige Beweggründe seiner TImt. Nur We
nige beurtheilen ihn unbefangen. Dennoch würde die Wahr
heit in demselben Masze gewinnen und 'die Möglichkeit 
einer unehrlichen und immoralischen Aenderung des Be
kenntnisses sich. vermindern, wenn die öffelltliche Meinung 
sich zu der Unbefangenheit des Gesetzes zu erheben ver
möchte. 'Vürde man das Bekenntnisz der individuell er
kannten Wahrheit nicht mehr als etwas Ungewöhnliches und 
Besonderes ansehen 1 so würde df'r Uebertritt weder zu 
besonderem Verdienst angerechnet, noch als eine schwarze 
That verdammt werden. 'Vie im Groszen die verschiedenen 
Religionen und Confessionen einen Sinn und eine Berechti
gung haben, so unterscheidet sich auch der Zug der Indi
viduen im Kleinen; und innerhalb der grössern gleichge
sinnten Massen offenbaren sich einzeln~ individuelle Abwei
chungen, welche naturgemäsz zum Anschlusz an andere 
ferner gelegene Massen gravitiren. Durch solche Uebertritte 
der Individuen wird das Verhältnisz im Groszen nicht leicht 
geändert; erst wenn die Massen selber in Flusz kommen, 
tritt eine Aenderung in den Kirchen ein. Die Kirche hat 
daher keinen Grund von dem Uebertritt Einzelner viel zu 

'hoffen oder viel zu fürchten. 
Als unstatthafte Strafe sind auch alle bürgerlichen 

Na c h t heil e zu betrachten, welche mit dem U ebertritte 
verbunden werden, z. B. die Beschränkung in der 'Vahl des 
Aufenthalts, oder in der Ausübung eines Berufs u. dgl. 
'Venn aber im Allgemeinen schon einzelne bürgerliche 
Rechte anders geordnet oder beschränkt sind mit Bezug auf 
die Bekenner einer bestimmten Religion, so versteht es sich 
in der Regel, dasz das übergetretene Individuum nun auch 
in bürgerlicher Beziehung nicht mehr als ein Genosse seiner 
früheren Confessionsverwandten behandelt, sondern den neuen 
Confessionsgenossen gleich geachtet wird. Der Jude, dessen 
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bürgerliches Recht beschränkt war, tritt zum Christen ge
worden aus diesen Schranken hinaus. Aber im umgekehrten 
Falle würde auch dem zum Juden gewordenen Christen das 
Judenrecht zukommen. Katholische Ehegatten, welche pro
testantisch werden, fallen unter das Scheidungsrecht der 
Protestanten, und umgekehrt die Ehe von Protestanten, 
welche katholisch werden, wird unauflöslich. Es ist wahr, 
der Uebertritt kann lediglich um solcher 'Virkungen willen 
vollzogen werden. lO Das ist aber ein gemeinsames Uebel 
aller moralischen Freiheit, dasz sie auch aus unedlen Moti
ven miszbraucht werden kann, und eine Beschränkung der
selben, es wäre denn, dasz offenbarer Hohn und Scandal 
vorläge, um dieser Gefahr willen keineswegs zu rechtfertigen. 

Ebenso ist es nicht Beschränkung der individuellen 
Gewissensfreiheit, wenn der Staat aus allgemeinen Gründen 
seiner eigenen Wohlfahrt die Ausübung politischer Rechte 
von dem Erfordernisz eines bestimmten Glaubensbe
kenntnisses abhängig macht. Denn auf dem Gebiete des 
politischen Rechts herrscht der Staat, nicht das Individuum, 
und da musz jenem der Entscheid über die Frage frei ste
hen, ob er einer Staatsreligion bedürfe, und inwiefern diese 
auf die organische Gestaltung des Staates selbst von Ein
flusz sei. 11 

c) Die Freiheit ferner der Hausandacht und des 
häuslichen Gottesdienstes wider Anfechtung auch des 
Pöbels zu schützen, ist eine Staatspflicht , welche auf dem 
obigen Grundprincipe ruht, und keineswegs eine Gunst, 
welche der Staat willkürlich gewährt oder versagt. Indes
sen folgt aus der individuellen Gewissensfreiheit nur die 

10 Ich höre, dasz in Bayern, wo katholische und protestantische 
Sträflinge in verschiedenen Zuchthäusern untergebracht waren, schon 
mehr als einmal der Uebertritt aus einer Confession zu der andern erklärt 
worden sei, lediglich um während des Transports die Gelegenheit zur 
Flucht zu erhaschen. 

11 Davon unten Cap. 4. 
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Freiheit der Fami lie - diese allerdings in dem weiten 
Sinne des freundlichen Zusammenhangs nicht blosz der Ehe· 
und Blutsverwandten eines Hauses 1 sondern auch der Haus
freunde und Dienstboten - in der ruhigen Abgeschlossen
heit der Privatwohnung Gott nach ihrer Weise zu verehren. 12 

'Wenn der Cultus öffentlich oder gemeinsam von einer 
über die Gränzen der Familie hinausreichenden Gen 0 s s e n
sc haft begangen wird 1 so entscheidet nicht mehr das Ver
hältnisz des Staats zu den Individuen 1 sondern es machen 
sich schon die Rücksichten auf das öffeutliche Leben und 
die Gesammtheit geltend. 

Auch die ungehinderte Theilnahme eines Individuums 
an dem öffentlichen Gottesdienste seiner Confession in frem
dem Lande gehört hiehel" 13 

Anmerkung. Das Gegentheil der Bekenntniszfreiheit, der Bekennt
niszzwang, wurde bekanntlich zuerst von dem heiligen Augustinus 

t2 Westphälischer Frieden von 1648. V. §. 34. Freilich nur für 
katholische Unterthanen protestantischer Fürsten, und für protestantische 
Unterthanen katholischer Landesherren: "Patienter tolerentur et conscientia 
libera domi devotion i suae, sine inquisitione aut turbatione privatim va
care; in vicinia vero ubi et quoties voluerint, publico Religionis exercitio 
interesse, vel liberos suos exteris suae Religionis scholis aut privatis domi 
praeceptoribus instruendos committere non prohibeantur." Das preuszi
sche Landrecht dehnt auch diese Freiheit viel weiter aus. II. 11. §. 7: 
"Jeder Hausvater kann seinen häuslichen Gottesdienst nach Gutfinden 
anordnen. §. 8. Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religions
partei zugethan sind, zur Beiwohnung desselben wider ihren Willen nicht 
anhalten. §. 9. Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung und 
Sicherheit des Staates gefahrlich werden könnten, sollen, auch unter dem 
Vorwand des häuslichen Gottesdienstes, nicht geduldet werden." Baye· 
risches Religionsedict §. 2. oben in Note 3, §.3: "Sobald aber mehrere 
Familien zur Ausübung ihrer Religion sich verbinden wollen, so wird 
jederzeit hiezu die königliche Genehmigung erfordert." Ru s si s che I' 
Codex 1. §. 44, 45 bei Foelix, Revüe Ill. S. 707. 

\3 In den Zeiten der Verfolgung wurden auch protestantische Unter· 
thanen, welche auszerhalb des Landes das Abendmahl feierten, und ka
tholische, die in der Nachbarschaft an der 11lesse Theil nahmen, von den 
andersgläubigen Gerichten ihrer Heimath zur Verantwortung und Strafe 
gezogen. 
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principiell zu rechtfertigen gesucht, und es hat denn auch seine Lehre 
auf mehr als ein Jahrtausend den mächtigsten Einfluss auf die Gestaltung 
des positiven Rechts und die Praxis geübt. Es ist daher um so weniger 
überflüssig, seine Begründung zu prüfen und ihre Mängel darzulegen, 
je neuer und unsicherer noch die Anerkennung des Grundsatzes voller 
Freiheit ist. Im Kampfe wider die Donatisten, die als Verfolgte wieder 
die Gewissensfreiheit anriefen und yerherrlichten, behauptete Augustin * 
das Recht und die Pflicht des Staates zu Zwangsmaszregeln, um den ver
derblichen Irrthum auszurotten. Auch er steht indessen der ersten Zeit 
des Christenthums und seiner Verfolgung durch den heidnischen Staat 
noch zu nahe, um dem Staate als solchem, auch dem heidnischen Staate, 
die Herrschaft über die Gewissen zuzugestehen. "Als die Könige dem 
Herrn noch nicht dienten zu den Zeiten der Apostel, sondprn noch tobten 
wider den Herrn und seinen Gesalbten, so konnte allerdings damals die 
Gottlosigkeit durch die Gesetze noch nicht gedämmt, sondern vielmehr 
nur ausgeübt werden. Denn so war der Gang der Zeit und so lautete 
auch die Verheiszung, dasz die Juden die Prediger Christi tödteten und 
glaubten, sie thuen Gott noch einen Dienst daran." Nur der christlich 
gewordenen Obrigkeit, dem christlichen Staate schreibt er das Recht 
und die Pflicht zu: "Darnach aber, als anfing auch jene Schrift erfüllt 
zu werden: ""Alle Könige werden ihn anbeten, alle Heiden ihm dienen'''', 
wer, wenn er annoch vernünftig ist, wollte nun den Königen sagen: 
Wollet euch gar nicht kümmern in eurem Reich, von wem gehalten oder 
bekämpft werde die Kirche eu I' e s Herrn?" 

Man sieht, er hebt den Zu sam m e n h a n g des Staates mit der wah
ren Kirche hervor, und die Pflicht jenes, für diese zu sorgen. Wenn da 
der Staat Zwang anwendet, so nöthigt er nicht zu bekennen was ihm 
beliebt, sondern er handelt im Dienste der Wahrheit und zu einem 
göttlichen Zweck. Der Zwang geschieht daher zum Wohle derer, die ihn 
erleiden, zu ihrem ewigen Heile. "Nicht darauf soll man sehen, dasz sie, 
sondern wozu sie gez;ungen werden, wovon sie abgerufen werden. 
V om Bösen und Unerlaubten abzuhalten, das ist keine Verfolgung, das 
ist Besserung. Gehört es nicht zur treuen Hirtensorge, auch jene Schafe, 
die von der Heerde abgeirrt sind und Anderen in Besitz gefallen, aufzu
suchen und sie zum Schafstall des Herrn selbst mit Schlägen, so sie nicht 
gutwillig folgten, wieder zurückzubringen? Wenn Jemand z. B. seinen 
Feind, der im hitzigen Fieber tobt, in einen Abgrund würde laufen sehen, 
würde er dann nicht vielmehr Böses mit Bösem vergelten, wenn er ihn 
so laufen, als wenn er ihn ergreifen und binden liesze? Und doch wird 
er ihm dann überaus beschwerlich und widerlich vorkommen, wenn er 
ihm gerade am nützlichsten und barmherzigsten sich zeigt. Aber nach 
vollkommen hergestellter Gesundheit wird er ihm um so reichlicheren Dank 
sagen, je weniger Schonung er von ihm gehabt zu haben finden wird." 

• Wir folgen in der Darstellung seiner Lehre Bö h ring er a. a. O. J. IlI. S. 358 {f. 



266 Neuntes Buch. Von der Staatscultur. 

Dem Widerspruch, den die Freiheit erhebt, sucht er zu begegnen, 
indem er auf die Mängel der menschlichen Freiheit und ihre Verderbnisz 
hinweist: "Der Mensch ist krank. Zwingt man ihn zum Guten, so raubt 
man ihm nicht die Freiheit, sondern verhilft ihm erst wahrhaft zu ihrem 
Besitz. Um der Bessern willen darf man nicht die Schlechtern auszer 
Acht lassen. vVenn der Schrecken der weltlichen Gewalt die Wahrheit 
verfolgt, so ist das für die tapferen Gerechten eine glorreiche Bewährung, 
den Schwachen aber eine gefahrliehe Versuchung; wenn sie aber die 
Wahrheit verkündigt. so ist das für die Schwankenden eine nützliche 
lIIahnung, für die, die keine Vernunft annehmen wollen, eine gerechte 
Heimsuchung. Wie Viele werden durch die Macht der Gewohnheit oder 
dllrch die. Furcht vor ihrer nächsten Umgebung oder durch Trägheit von 
der Sache der vVahrheit zurückgehalten? Da ist es der Schreeken der 
weltlichen Gewalt, der diese Bande brechen soll, eine bittere aber heil
same 1Iledicin. Nicht jeder der schont ist ein Freund, nicht jeder der 
schlägt ein Feind. Besser isfs mit Strenge lieben, als mit Milde täuschen. 
Gott selbst geht uns hierin vor. Wer kann mehr lieben als er? Und 
doch lehrt er uns nicht blosz auf sanfte Weise, sondern schreckt uns 
auch stets in heilsamer Art." 

Da der Zwang nur durch den Zweck (Besserung) gerechtfertigt wird, 
so soll nach Augustin "vor Allem darauf Rücksicht genommen werden, 
dasz die gezüchtigt werden, vielmehr darin eine lIIahnung erkennen, von 
ihrem Irrthum abzustehen, als eine Strafe für ihr Verbrechen. Würde 
man nur schrecken, nicht aber auch belehren, so würde die Gewalt un
gerecht scheinen. Hinwiederum würde man nur belehren, nicht aber 
schrecken, so würden viele durch die alten Gewohnheiten Verhärtete kaum 
nur dazu gebracht werden können, den Weg des Heils einzuschlagen. 
Vielen, wie wir aus Erfahrung das wissen, hat es genützt, vorerst durch 
Furcht oder Schmerz gezwungen zu werden, damit sie nachher konnten 
belehrt werden, oder auch im Leben ausüben, :vas sie schon in W"orten 
gelernt hatten. Die Furcht vor der Strafe, wenn man auch noch keine 
Liebe zum Guten hat, vetschlieszt doch wenigstens die böse Lust in das 
Verschliesz des Gedankens. Dadurch, dasz einer fürchtet, was er nicht 
~rtragen will, läszt er entweder die bisherige Leidenschaftlichkeit, die ihn 
an der Erforschung der \Vahrheit hinderte, fahren, oder er wird dazu 
gebracht, die Wahrheit, die er bisher aus was immer für Gründen nicht 
kannte, kennen zu lernen, so dasz er aus Furcht entweder das Falsche 
nnn abstöszt, an dem er hing, oder das Wahre sucht, das er noch nicht 
kannte." Auf den Erfolg des Zwangs beruft er sich dann zumeist. Die 
von ihm erlebten Erfolge hatten seine eigene Erwartung übertroffen. Er 
selbst hatte früherhin die Meinung getheilt, dasz Niemand zur Einheit 
des christlichen Glaubens gezwungen werden sollte, "damit wir nicht aus 
offenbaren Häretikern heuchlerische Katholiken erhalten;" aber die Erfah
rung, dasz durch die kaiserlichen Zwangsgesetze grosze Städte dauernd 
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für den katholischen Glauben gewonnen und die Ketzerei vertilgt wurde, 
überzeugte ihn "on der Heilsamkeit jenes Zwangs. 

Die Begründung Angustins läszt sich vorerst damit allein nicht aus 
dem Felde schlagen, dasz erwiedert wird: die Wahrheit sei mit Sicher
heit nicht zu erkennen, daher auch nicht zu bestimmen, ob der Zwang, 
weil im Interesse der 'Vahrht'it, nach Augustin, gerechtfertigt, oder, weil 
wider die Wahrheit selbst sich wendend, ungerecht sei; denn so stark 
ist in der menschlichen Seele der Trieb nach Wahrheit, und so bewuszt 
ist sie sich, dasz in Gott die Wahrheit sei, dasz sie nie an dem Gefühl 
und der - wenn auch immerhin noch unvollkommenen - Erkenntnisz 
der 'Vahrlleit verzweifeln kann, und dasz auch die Begründung des ent
gegengesetzten Princips der Bekenntniszfreiheit hinwieder nur unter dieser 
Voraussetzung einen Sinn und einen Werth hat. 

Eher läszt sich schon das einwenden, dasz, da jede Kirche ihr Bekennt
nisz für das wahre hält und halten musz, der Staat consequenter 'Veise die 
Pflicht hätte, einer Kirche - der wahren - zu dienen, und alle 
andern, soweit seine lIIacht reicht, zu unterdrücken, dasz somit, 
wenn wir daran denken, dasz insbesondere die christliche Religion den 
Anspruch hat, die menschliche, nicht blosz eine nationale zu sein, in 
höherer Potenz dem "menschlichen" Staat auch die Aufgabe würde, alle 
andern Religionen auf der Erde und alle abweichenden Bekenntnisse mit 
Gewalt zu vertilgen. Diese Einwendung wagt sich freilich nicht unmittel
bar an das Princip heran, aber sie macht doch, was die Entschlüsse des 
Staatsmannes vornehmlich bestimmt, auf den praktischen Uebelstand auf
merksam. dasz die Conseq ucnz jenc,s Princips die Staaten im Dienste der 
verschiedenen Bekenntnisse zu einem fortgesetzten Yertilgungskriege triebe, 
damit am Ende über dem allgemeinen Ruin Eine Kirche ohne 'Vider
spruch ihren Triumph feierte. Das lIIittelalter, welches durch Christen
thum und Islam religiös gespalten und bewegt wurde, hatte in der That 
diesen Versuch gemacht, war aber durch die Erfahrung inne geworden, 
dasz die lIIacht des Schwertes die Gegensätze in der Natur und in der Ge
schichte der Völker nicht zu einem einheitlichen Systeme zu zwingen 
vermöge. Es muszte sich, von der höhern lIIacht der in der Weltge
schichte geoITellbarten göttlichen Weltordnung bezwungen, das Ne b e n
einanderbestehen, wie verschiedener Staaten, so auch verschiedener 
Religionen und Bekenntnisse gefallen lassen. 

Dieses praktische Eedenken wird aber durch die Betrachtung uner
meszlich gesteigert, dasz für den lIIenschen der 'Yeg zur Wahrheit äuszerst 
schwierig und schlüpfrig ist, und ganz nahe an den Abgründen des Irr
thums und an den Sümpfen der Täuschung vorbeiführt, wo Viele, und 
auch die, welche die Gewalt handhaben, stürzen und sinken, während 
vielleicht das verkannte und verfolgte Individuum einsam noch auf gutem 
Wege, und wäre es ein Umweg. wandelt. Wie nahe liegt insbesondere 
die Selbsttäuschung, welche die relative und subjective Wahrheit 
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für die voll kom men e und obj ec ti ve hält? Wie leicht würde jene Selbst
täuschung auch den redlichen Willen, der sich verpflichtet glaubt, die 
Wahrheit zu verbreiten, dahin führen, die abweichende subjective Wahr
heit in einem Andern zu unterdrücken, obwohl in dieser nicht min
der als in jener ein Strahl des göttlichen Lichtes ist? Wir sehen wie in 
der physischen 'Velt mancherlei Gegenstände in verschiedener Weise die 
einen Lichtstrahlen in sich aufsaugen, und die andern als Farbe zurück
strahlen. Wir sehen, wie so das Eine Licht in mannicllfaltige Farben 
zertheilt und gebrochen wird. Wie nun, darf die rothe Farbe zur grünen 
sagen: in mir ist das wahre Licht, in dir aber das falsche, da doch in 
beiden wahres, nur nicht alles Licht ist? Oder darf selbst das Weisz, 
welches das volle ungetheilte Licht wiederspiegelt, fordern, dasz alle 
Farbenpracht erlösche, und nur es selbst in seiner Farblosigkeit mit 
seinem Widerpart dem schwarzen Schatten zurückbleibe? Wäre nicht 
auch diese Forderung der reichen Schöpfung zuwider, die Gottes Werk 
ist? So ist es aber auch in der Welt des geistigen Lichtes, und noch 
leichter ist da die Täuschung, welche die eigene Farbe für das voll
kommene Licht hält, und den Bruder als Lügner befeindet, weil er eine 
andere Farbe bekennt. Und in geistig so feinen Dingen sollte die rohe 
Macht des Schwertes dem Eifer der unvermeidlichen Täuschung die
nen, und alle anderen Farben auszer der eigenen zu vertilgen die Pflicht 
haben? Würde nicht eine solche Pflicht noch mehr in Widerspruch gera
then mit der Natur des geistigen Lebens, über welches sich Gott selber 
die Herrschaft vorbehalten hat? 

Der wissenschaftliche Fehler in dem Raisonnement von Augustinus 
liegt darin, dasz er die Natur des Staates verkannt hat. Der erkannte 
Zusammenhang desselben mit der Kirche verleitete ihn, die beiden 
Gebiete des der Kirche gehörigen religiösen Lebens undEinflusses 
und der weltlichen Herrschaft des Staates zu vermischen, und diese 
- obwohl im Dienste der Kirche - auf das erstere religiöse Gebiet zu er
strecken. Der Theologe machte den Staatsmann zu seinem Büttel. Daraus 
aber, dasz der Staat die Kirche zu schützen hat, folgt keineswegs, dasz er 
auch die, welche aus zer h al b d er kirchlichen G em ei nsch aft stehen, 
verfolge. Haben sie die weltliche Rechtsordnung des Staates nicht verletzt, 
60 hat der Staat weder das Recht noch die Pflicht, sie durch weltliche 
Strafen heimzusuchen, und seine Gerichtsbarkeit auf ein Gebiet auszudeh
nen, welches, weil dem individuellen Geistesleben angehörig; von der 
weltlichen Rechtsordnung nicht begriffen wird. Ihre Seelen können vor 
dem Richterstuhl Gottes mit Schuld beladen sein, über ihre Gewissen 
aber ist dem Staate keine Gewalt gegeben. 

Der Staat ist nicht ein Glied der Kirche, sondern ein selb
ständiger Organismus aus zer der Kirche. Daher kann auch die 
Kirche nicht den S taa t ih re rAu toritä tun te rordnen. 
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Drittes Capitel. 

Die rechtlichen Schranken der Bekenlltllis1.fl'cihciL 

1. ~ran kÖllllte daran denken, die Bckt'nntniszfreihcit 
nur insoweit zu gestatten, als in dem Bekcuutnisz 1I0ch ein 

religiöser Fond zu erkennen ist, dagegen dieselbe nicht 
mehr zu dulden, wenn sich die :xegation bis ZUlU At he i s
mus .erirrt. Besser aber ist es, wenn darauf yerzich tet 
wird, eine Gränze zwischen erlaubtem und unerlaubtem Be
kenntnisz in der unendlichen krummen Linie von der vollen 
Erkenntnisz und Verehrung des wahren Gottes bis zur gänz
lichen Verneinung desselben und dem leeren Nichts zu fin
den~ und zu bezeichnen. Die Uebergänge sind zu fein und 
unmerklich, als dasz sich die Grällze erkennen liesze; man 
denke nur an die Formen des Pantheismus, an den Fetisch
dienst, an den modernen CuItus des Menschgottes, in denen 
die Negation des lebendigen Gottes oft viel grösser ist, als 
die Anerkennung eines göttlichen Elementes, und man erin
nere sich dasz ein absoluter Atheismus nur als leere Formel 
zu denken ist, und dass selbst in dem unendlichen Nichts 

. 	 immer noch eine .erborgene Kraft der Schöpfung mit ge
dacht werden musz, aus der eine Ahnung Gottes nicht aus
geschieden werden kann. ·Wird aber einmal dns Gl'IIllll· 

princip anerkannt, dasz nicht dem irdischen Stuu.te, $()wkl'll 

nur Gott die Herrschaft über das Seelenleben Zli kOIl 11 11 II , IHl 

hat der Staat auch kein RecM, die ÜUBBCl'l:ite Vcri1'l'1I1l1{ 

eines Geistes, der dem LiclJte eJJUJiellt uud din Hchwlll'Ztl 

Nacht sucht, zu bestrafen. 'Vic ()ft j/;t genuIn J'nl' 1H'g'llblll 
Geister ein solcher Abweg 1Iur ein J)ur(:hgllllgHIIICllIlc~lIt, 1111.\ 

der Antrieb zu neuem hiJher(;n Auflichwunge dellJ Lkltf.l\ w, 
Das Individuum soll wahr hein und WUIJf .,c>j1J dlil'f't'JI, Id,'ht 
blosz wenn es die ülJjectivc \VulJ1'lwiL f!rlwlJlJt, HtJIJClc-.l'1I IIl1l'h 

wenn es sie bezweifelt und verw:ilJt. 
2. Hat so .Jedermann f:in ltee/lI., dll HIlII,ic·c·l.ivl·'" Wllhl'lI,'i 
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Bekenntnisz abzulegen, so darf er doch hinwieder bei seiner 
Aeuszerung nicht eine Form wählen, durch welche die von 
dem Staate anerkannten kirchlichen Anstalten beschimpft 
und in ihrem Bestande verletzt werden. Das indivi
duelle Recht findet seine natürliche Gränze in dem Rechte 
des Andern und der Gemeinschaft, und der Staat hat hier 
zwiefache Pflichten zugleich zu beachten: er hat die indivi
duelle Bekenntniszfreiheit und den Schutz der Kirche und 
ihres Rechtes auf äuszere Achtung ihrer Existenz mit ein
ander zu verbinden. Er straft den Juden nicht, der in Chri
stus nicht den :l\fessias anerkennt, den Skeptiker nicht, der 
die Wahrheit der historischen Offenbarung läugnet, den 
pantheistischen Philosophen nicht, der in dem Menschen 
nicht ein Geschöpf Gottes sieht, sondern ihn für eine Ent
wicklungsphase Gottes hält. Aber wenn in einem christli
chen Staate der Jude öffentlich auf Christus schimpft, oder 
der Skeptiker sich herausnimmt, an den christlichen Fest
tagen das kirchliche Volk durch öffentlich ausgehängte Bil
der zu kränken und zu ärgern, welche seinen Offenbarungs
glauben als ein Erzeugnisz des Truges und eine Geburt der 
Dummheit verhöhnen, wenn der Philosoph die Kirche eine 
Thörin und Lügnerin schilt, weil sie den Glauben an die 
Schöpfung Gottes lehrt und bekennt, so greifen die Indivi
duen in das Recht der Kirche über, und da sie dasselbe 
äuszerlich verletzen, so hat der Staat den Beruf, sie für 
diese Rechtsverletzung zu bestrafen. 

Zwar ist es auch hier nicht immer leicht, die Gränze 
zu ziehen, an der sich erlaubte Polemik von strafba
rer Beleidigung scheidet. Indessen sind doch hier überall 
äuszere Kennzeichen wahrnehmbar, aus welchen sich so
wohl die subjective Neigung zu verletzen, als die objective 
Rechts- und Ehrenkränkung ermessen lässt, und es ist die 
weltliche Gerechtigk~it auch sonst befähigt und geübt, die 
äuszere Ehre vor unerlaubter Kränkung zu schützen. Vieles 
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kommt bei der Beurtheilung auf die Umstände an. Es 
kann eine Aeuszerung in einem wissenschaftlichen 'Verke, 
weil sie durch den moti,irenden Zusammenhang gewisser
maszen ihres beleidigenden Elements entkleidet wird, oder 
dieses gleichsam ge bund en erscheint, nicht strafbar sein, 
welche herausgerissen aus diesem Zusammenhang und in 
öffentlichen Blättern dem christlich -gesinnten Volke zuge
schleudert zu strafbarer Beleidigung wird. 

3. Ferner ist der Staat vollkommen berechtigt, eine 
Form des freien Bekenntnisses, welche die öffentliche 
W oh lfa hrt schädi gt und als gem ei n gefäh r li ch er
scheint; zu untersagen und beziehungsweise zu bestrafen. 
Der .staat hat vor allen Dingen die Aufgabe, die öffentliche 
W·ohlfahrt vor Schaden und Gefahr zu sichern, und nie darf 
die individuelle Freiheit bis zum Angriff auf jene ausgedehnt 
werden. 'Vürde der Staat auf jenes Recht verzichten, so 
würde er sich selbst insoweit aufgeben. \Vas aber gemein
schädlich wirke, das zu bestimmen liegt in der Macht und 
in dem Rechte des Staates selbst, nicht der Individuen. 
Schützt er den Philosophen, dessen Speculationen den leben
digen Gott verneinen, in der wissenschaftlichen Darstellung 
seiner atheistischen Gedankenreihe, so braucht er dagegen 
nicht zu dulden, dasz ein Atheist das Volk um sich sammle 
und haranguire, noch zu gestatten, dasz Sittenprediger oder 
Journalisten die sittlichen Fundamentalsätze, auf denen auch 
die Ordnung des Staates ruht, öffentlich bestreiten, die Ge
müther verwirren und die bösen Leidenschaften, die in der 

Menge schlummern, entflammen. 
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Viertes Capitel. 

Von der Staatsreligion. 

Bis auf die neueste Zeit war es die Meinung aller Par
teien in allen Zeiten, dasz die Religion nicht allein eines 
der wichtigsten Fundamente auch der staatlichen Ordnung 
sei, sondern dasz der Staat selbst der Religion nicht 
e ntbehre n k ö n n e. Die alten noch heidnischen Römer 
unternahmen kein wichtiges Staatsgeschäft ohne die Erinne
rung an die Götter, und ohne deren Zustimmung und Gunst 
zn erbitten. 1 Und später zweifelte in Europa Niemand 
daran, dasz die Staaten christlich geworden seien, wie denn 
auch ihre Feinde, die muhammedanischen Staaten ebenso 
entschieden die Religion Muhammeds bekannten. 

Erst in' der neu esten Zeit wird eine Neigung sichtbar, 
die Verbindung des Staates mit der Religion völlig zu lö
sen, und den Grundsatz zu vertheidigen, dasz der Staat als 
solcher weder eine Religion habe noch bekennen und för
dern dürfe. Einen grössern Antheil an dieser Tendenz hat 
wohl die Stimmung derer, welche auch individuell nur llll

gern an die Religion erinnert werden, und voll Abneigung 
und Hass gegen eine bestimmte, insbesondere die christliche 
Religion sind, die sie entweder als einen thörichten Aber
glauben verachten oder als eine lästige Beschränkung zu 
beseitigen streben. Dieselbe ist aber auch schon von wahr
haft frommen Gemüthern im Namen der Bekenntnissfreiheit 
vertheidigt worden. 

Man darf die Staatsreligion nicht mit der Staats
kir c h e verwechseln. Ein Staat kann eine bestimmte 

Cicero de Divinatione 1. 16. §. 28: nNihil fere quondam majoris 
rei, nisi auspicato ne privatim quidem gereuatur." Valer. !lax. H. 1. 
§. 1 und die weiteren Stellen bei Ru bi no, Untersuchungeu u. s. f. 1. 
S. 44 ff. Cicero de Legibus H. 8 ff. schlägt ein ausführliches Sacral
gesetz vor, in welchem sich der enge Zusammenhang auch der Götter
verehrung mit dem Staatsleben deutlich zeigt. 

I 
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Religion haben und bekennen, z. B. die chris tliche, ohne 
einer nähern Form des christlichen Bekenntnisses, ohne einer 
besondern christlichen Kirche das ausschlieszliche Vorzugs
recht der Staatskirche einzuräumen. Die Unterscheidungs
lehren der verschiedenen christlichen Confessionen und die 
mimcherlei abweichenden Gebräuche derselben haben offen
bar für den Staat und das Gebiet, in welchem er sich be
wegt, ein weit geringeres, grösztentheils wohl gar kein 
Interesse. Die gemeinsamen christlichen Grundwahrheiten 
können ihm für sein Verhältnisz zu Gott völlig genügend 
erscheinen. Er kann somit gar wohl christlich sein, ohne 
nothwendigauch katholisch oder protestantisch zu seilJ. 

Auch Rousseau, welcher die Vorstellung des christ
li c h e n Staates mit Eifer bekämpfte, hielt doch an dem 
Gedanken der S ta a t sr e I i gi 0 n fest. Er behauptete, das 
Christenthum sei dem Staate schädlich, weil dieser ein Reich 
auf Erden sei. die wahren Christen aber sich von der Erde 
abwenden und dem Himmel leben; der Geist des Christen
thums, auf den Staat angewendet, sei verderblich, weil dieses 
nur Knechtschaft und Abhängigkeit lehre, und die wahren 
Christen seien vortI'effliche Sklaven, nicht aber freie Män
ner; der Gegensatz gar von Staat und Kirche sei ein Gräuel, 
weil er das Leben der Gemeinschaft spalte und so die Ge
sellschaft mit sich selber entzweie. Aber er weisz wohl, 
dasz die Religion auch dem Staute unentbehrlich ist. Er 
verlangt keinen für die Religion indifferenten, keinen 
irreligiösen Staat. Er schlägt vielmehJ' eine reine Staats
religion vor (une religion purement civile), anstatt der 
christlichen eine Religion, deren Glaubensartikel, soweit die
selben auf das gemeinsame Leben der Bürger im Staate Be
zug haben und somit für den Staat voil Interesse seien, der 
Staat selber bestimme. Darüber hinaus mögen dann die 
Individuen auch noch besondere religiöse Meinungen und 
Gefühle für sich haben, darum brauche sich 'der Staat nicht 

ßluntschli, all!(emeines St~atsrecht. 11. 18 
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zu bekümmern. Den Individuen will er es wohl zugeste
hen, dasz sie noch Christen seien; es sei nicht Sache des 
Staates, sich um ihr himmlisches Leben zu bekümmern, 
wenn sie nur auf dieser Welt ihre Bürgerpflicht erfüllen. 
Aber wer die Grundwahrheiten , die der Staat zu seiner 
Existenz für nöthig erkläre, wer insbesondere die Existenz 
einer mächtigen, weisen, wohlthätigen, vorsehenden und 
fürsorgenden Gottheit, das zukünftige Leben und die Beloh
nung der Tugend, die Züchtigung des Lasters, die Heiligkeit 
des Gesellschaftsvertrags und der Gesetze läugne, den müsse 
der Staat verweisen, nicht weil er irreligiös sei, sondern 
weil er nicht in den Staat tauge, weil von ihm nicht zu 
erwarten sei, dasz er die Verfassung und das Recllt liebe, 
und im Nothfall sein Leben seiner Pflicht opfere. Das 
Christenthum also taugt nach Rousseau nicht zur Staatsreli
gion; aber seine Staatsreligion besteht wesentlich aus christ
lichen Grundwahrheiten. Den Rest überIäszt er der indivi
duellen Freiheit, wenn diese nicht wider die gemeinsamen 
Interessen verstöszt. 2 

Aber selbst diesen Rest von Religiosität will nun eine 
neuere Schule ausscheiden aus dem Staate. Von zwei Seiten 

2 Ro u s s ea u hat das in dem letzten Capitel des Contrat Social: nDe 
la religion civile" ausgeführt. Seine Darstellung der christlichen Religion 
ist freilich tief unwahr. Was als Einseitigkeit und krankhafte Uebertrei
bung in einzelnen Christen und vorzüglich in einzelnen Secten Staats
widriges erschien eu ist, das bezeichnet er als das 'Vesen des Christen
thums. Als die heidnischen römischen Kaiser die Christen aus den näm
lichen Motiven yerfolgten, llatten sie in der That noch weit bessern Grund 
zu dieser Annahme. Dem herkömmlichen Römerstaat war das Christen
thum allerdings im Princip feindlich, obwohl die Christen als Unlerthanen 
in weltlichen Dingen meistens Gehorsam leisteten, und nur ausnahmsweise 
die Rechtbpflicht weigerten. (Fälle der Art vertheidigt selbst Origenes 
mit Gründen, die kein Staat zugeben kann_ VgL Böhringer, Kh'che 
Christi I. S. 132 ff.) Seither aber hat eine anderthalbtausendjährige Ge
schichte bewiesen, dasz die christliche Religion weder die Bürgerpflicht 
noch die Grösze, Macht und Wohlfahrt der Staaten hemmt, s~ndern im 
Gegentheil sowohl jene als die Entwicklung dieser hält und fördert.. 
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her sucht man dem noch vorhandenen religiösen Bestand
theil in den Staats-Einrichtungen beizukommen, und den
selben loszutrennen. :Man bestreitet den Gedanken der 
Staatsreligion von dem 'Vesen der Religion und von der 
Natur des Staates aus, und bezeichnet denselben folglich 
als nicht religiös und als nicht staatlich zugleich. 

Den ersten Weg ist der Waadtländer Vi n et gegangen, 
ein :Mann von seltener religiöser Reinheit und von höchst 
feinem Geiste. Er kämpfte sein Leben lang dafür, dasz das 
Princip der religiösen Bekenntniszfreiheit zur allgemeinen 
Anerkennung komme. Er hoffte von da aus eine neue Er
weckung des religiösen Lebens und die Reinigung der Kirche. 
Vollkommene Tre n nun g der Kirche und des Staates schien 
ihm die nothwendige Vorbedingung zu sein eines besseren 
Zustandes, vorzüglich der Kirche. In diesem Streben und 
in dieser Richtung verirrte er sich bis zu dem in 'Vahrheit 
unbegreiflichen Ausspruch, dasz kein Rapport sei zwi
schen der Religion und der bürgerlichen Gesellschaft. 
Er haUe die 'Vahrheit erkannt, dasz das religiöse Leben we
sentlich ein individuelles sei; und trieb nUll, dieselbe 
einseitig verfolgend, den Irrthum hervor, dasz in dem Le
bell der Gemein.schaft des Staates kein religiöses Moment sein 
dürfe. 3 Das gemeinsame Religionsleben der Individuen sah 

3 rind, Essai sur la manifestation des convictions religieuses, S. 203: 
"Jedes System, welches einen Rapport annimmt z'Wischen der Religion 
und der bürgerlichen Gesellschaft, führt logisch dazu, dem Individuum 
das Recht zu bestreiten, dusz es eine eigene Ueberzeugnng habe. Wenn 
die Gesellschaft eine Religion hat, so kann das Individuum keine haben." 
Das Pri,atrecht gehört auch den Individuen an nnd wird nicht von dem 
Staate hergeleitet, und doch steht der Staat in nahem Rapport zu dem
selben und hat selber Pri,atrechte, und am wenigsten folgt logisch daraus, 
dasz der Staat eine Beziehung zur Religion habe, Herrschaft des Staates 
über die Religion der Individuen. Vortrefflich sagt Lange (über die 
Neugestaltung des Verhältnisses des Staats zur Kirche, S. 30) über die 
Schrift Vinets: "Man musz in Vinets Schrift zwei Elemente unterscheiden, 
das religiöse Motiv und die systematische Gestaltung desselben. Das reli
giöse Moti, derselben ist ein tiefer christlich·sittlicher Unwille über oie 
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CI' in der Kirche, und daraus. schlosz er, dasz im Staate 
nichts davon sein könne. Der Staat erschien ihm als die 
leibliche Ordnung der Gemeinschaft, und daraus folgerte er, 
dasz in ihm kein Geist sei. 

Die l\Iehrern haben aber von einer andern Seite hel' die 
vollständige Trennung der Religion von dem Staate durch
zuführen gesucht. Sie haben auf die weltliche Natur des 
Staates hingewiesen, und auf die ä u s zer I ich e Form des 
staatlichen Rechts gepocht, welche die Macht und die Auf
gabe des Staates bestimme und beschränke, und so die Re
ligion als eine von dieser Form nicht zu fassende, dem 
Staate fremde Angelegenheit aus seinem Bereiche verwie
sen. Auch dieser Versuch benutzt eine 'Wahrheit, und ver
dirbt dieselbe sodann durch einseitige U ebertreibung. 

Es ist nicht schwer, den alten Glauben aller Völker an 
die Nothwendigkeit einer Religion auch für den Staat wis
senschaftlich zu begründen und zu sichern; in unsern Tagen 
aber auch nöthig. 

Wer irgend die Geschichte und das Leben der Völker 
kennt, der kann unmöglich den mächtigen Einflusz überse
hen und läugnen, welche die Religion auf dieselben ausge
übt hat und fortwährend ausübt, die Religion je nach ihren 
Entwicklungsphasen und Richtungen. Sei auch di~ Religion 
zunächst ein Band, welches die Seele des Individuums mit 
Gott verbindet, so ergreift sie doch in derselben Richtung 

verderblichen Folgen der Vermengung zwischen Staat und Kirche. Gegen 
diese Vermengung hat Vinet mit wahrhaft prophetischer Zuversicht und 
Freudigkeit, mit glühender Begeisterung und hin und wieder mit groszer 
Beredsamkeit geredet. Und wie tief berechtigt in dieser Beziehung sein 
begeistertes Zeugnisz gewesen ist, das haben die neuesten Vorfälle in 
seinem Heimathlande, dem Kanton Waadt, bewiesen. Nichtsdestoweniger 
müssen wir behaupten, das reine, fromme Grundgefühl Vinets sei durch 
eine Gruppe abstracter Begriffe, welche ihm .die Auseinandersetzung zwi
schen Staat und Kirche nur in der Form der Trennung erkennen lieszen, 
verdunkelt worden. S. 33: "Vinet denkt sich überall den Staat zu 
weltlich, zu materiell, zu niedrig, die Kirche zu spiritualistisch geistlich." 
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Millionen von Individuen, ganze Völkerrnassen , und indem 
sie ihr Geruüth und ihren Geist einnimmt und mit einem 
Glauben erfüllt, welcher die höchsten Beziehungen' des Men
schen zu Gott, zu den andern Menschen und zu der 'Welt 
umfaszt und bestimmt, so musz diese Fundamentalan
schauung die umfassendsten 'Virkungen äussern auf alle 
moralischen Vorstellungen der Völker, auf ihr ganzes Ver
halten im Leben, mittelbar somit auch die entschiedensten 
auf den Staat. 

Es ist daher ganz naturgemäsz, dasz jede grosze Um
gestaltung in dem religiösen Glauben der Völker, z. B. die 
Einführung des Christenthums im römischen Reiche, die 
Verbreitung des Islam im Orient, und die Kirchenspaltung 
und Reform in Deutschland, das ganze Dasein der Staaten 
von Grund aus betroffen und die nachhaltigste Einwirkung 
auf die ganze Politik und das Staatsleben gehabt hat. Ein 
Volk, welches an die göttliche Gerechtigkeit glaubt, wird 
zwar die Mangelhaftigkeit der irdischen Gerechtigkeit fühlen, 
aber in dieser doch das Abbild jener verehren und sie hei
lig achten, während ein Volk, das jenen Glauben verloren 
hat, in den Gerichten des Staates unmöglich etwas anderes 
als eine Anstalt der Willkür und ein Spiel der Laune er
kennen kann. Ein Volk, das Gott mit kn~chtischem Sinn 
als einen strengen Herrn verehrt, wird auch dem Despotis
mus seines staatlichen Herrn sich willig Leugen ; ein ande
res, das in Gott auch den Vater der l\Ienschen liebt, und 
in dem Gefühle der Kindschaft zu sittlicher Freiheit erho
ben wird, auch für politische Freiheit fähig und ihrer be
dürftig sein. Wie ist die Ehrfurcht vor dem Gesetze, wie 
Treue an dem Vaterland, wie Liebe zu der Obrigkeit und 
hinwieder dieser zu den Unterthanen möglich, wie kann sie 
Stand halten in der Bedrängnisz und Gefahr, wenn der 
Glaube an Gott und seine 'Veltleitung aus den Herzen ge
rissen, und alles rings um uns als ein unsinniges Spiel oer 
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von Gott gelösten Selbstsucht und der todten l\Iaterie er
scheint? Wie soll da die todte Form des äuszern Rechtes 
noch eine l\Iacht haben, wo sie den Sinn verloren hat? 
Die Menschen fühlen und wissen sich als geistige Wesen. 
Sagen sie sich los von der Verbindung mit dem Einen Ur
geiste, sO verfallen sie den dunkeln Mächten in ihnen und 
auszer ihnen; ulld Welln sie Gott verläugnen, so hat der 
Teufel sie sicher schon beim Kragen. 'Weder die Individuen 
noch die Massen der Völker können sich auszerhalb der Ge-' 
meinschaft des Geisteslebens versetzen und isolirt für sich 
stehen; und lllU' das ist die Frage, ob sie mehr in Harmonie 
mit Gott von dem göttlichen Geiste angezogen, erleuchtet 
und erwärmt werden, oder ob sie, dem dämonischen Treiben 
in ihren Leidenschaften hingegeben, sich von Gott weiter 
entfernen und der Finsternisz und dem moralischen Ver
derben verfallen. Wie sollte es aber für die Gemeinschaft 
der Menschen in ihrem äuszern Leben gleichgültig sein, 
welcher von diesen Richtungen ihr gemeinsames inneres 
Leben folgt? 

Das ist somit gewisz: da die Religion den mächtigen 
Einflusz übt auf das ganze Völkerleben, so kann der Staat 
sich u n m ö gl ich g lei c h g ü I ti g u II d i nd i ffer e n t ver
halten zu der Religion. 4 Würde er sich" um die Religion 

4 lIIan beruft sich häufig auf das Beispiel von Nordamerika, um die 
"öllige Indifferenz des Staates für die Religion für zulässig zu erklären. 
Aber selbst da ist diese Indifferenz nicht Stnatsprincip. Washington 
in seiner Abschiedsadresse von 1796 sprach sich darüber ganz im Gegen
satze zu jener Annahme so aus; ~Die Religion und .l.\'loral sind die u n
entbehrlichen Stützen der Staatswohlfahrt. Vergeblich würde 
der sich auf seinen Patriotismus berufen, welcher diese beiden Grund
säulen des gesellschaftlichen Gebäudes umstürzen wollte. Der politische 
Mann wie der religiöse musz dieselben verehren und lieben. Ein ganzes 
Buch würde nicht hinreichen, um die Beziehungen alle darzustellen, 
welche sie zu der öffentlichen Glückseligkeit und der der Individuell haben. 
'Vas würde ans dem Vermögen, der Ehre, dem Leben sogar der Bürger 
werden, wenn die Reiigion nicht verhinderte die Eide zu verletzen, mit 
deren Hülfe die Rechtsptlege die Wahrheit sucht? Nehmen wir einen 
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des Volkes nichts bekümmern, so würde er sich um die 
Grundbedingungen seines eigenen Daseins und seiner W ohl
fahrt nicht kümmern. Der Ra pport des Staates zur Reli
gion ist folglich unter allen Umständen offenbar und inhalts
schwer genug, um die sorgfältigste Berücksichtigung des 
Staates zu. fordern. 

Aber der Staat hat nicht blosz ein Interesse an der 
Religion, er bedarf ihrer auch für sich selbst: 

a) Der Staat ist ein organisch - sittliches Wesen, 
eine pol i t i s c h e Per so n. Aus dieser sittlichen und pel:
sönlichen Natur aber folgt mit Nothwendigkeit, dasz der 
Staat nicht blosz ein Interesse an der Religion der Staats
bevölkerung habe, sondern dasz er selbst in einer nahen 
und engen Beziehung zu dem Urgrund aller sittlichen 

Augenblick an, dasz die Moral für sich allein bestehen könnte. Was 
aber der Einflusz einer sehr sorgfaltigen Erziehung vielleicht auf Geister 
VOll einer besonders glücklichen Anlage zu wirken vermag, das ver
bieten uns die Vernunft und die Erfahrung von der Moral eiuer gros zen 
Nation zu erwarten, ohne die Mitwirknng des religiösen Glaubens." V gl. 
auch oben Buch llI. Cap.6. Story, Bundesrecht Ur. 44. S.265: "In 
der That unterstützte jede amerikanische Colonie von ihrer Gründung an 
bis zur Revolution offen durch das ganze System ihrer Gesetze und Ein
richtungen in irgend einer Form die christliche Religion." Vergl. nun 
Cap. 5 am Schlusz. Sir Robert Pee!. Rede vom 13. Februar 1848 für 
die Aufhebung der politischen Beschränkung der Juden: "Ich musz vor 
Allem irgend eine Uebereillstimmung mit der Lehre zurückweisen, dasz 
uns in unscrer gesetzgebenden Eigenschaft die Religion ein Gegenstand 
der Gleichgültigkeit sei. Ich bin ticr von der Ueberzeugung durchdrungen, 
dasz es unsere wichtigste Pflicht ist, die Interessen der Religion zu befOr
<lern und ihren Einflusz auf das menschliche Gemüth. Ich bin von der 
U..berzeugung durchdrungen, dasz der Geist und die Vorschriften des 
Christpnthums Eillflusz auf unsere Berathungen haben sollen, ja noch 
mehr, dasz wenn unsere Gesetzgebung mit den Vorschriften und dem 
Geiste des Christenthums in Widerspruch ist, wir Gottes Segen VOll unsern 
Berathungen nicht erwarten können." Auffallend ist es, wie wenig Ver
stänunisz für den Zusammenhang von Religion und Staat in dcr Zeit der 
französischen Revolution sogar ein so tiefblickenuer Staatsmann wie JlIi
rabeau gehabt hat. (Briefe an Sophie, ausgezogen in Mirabeau's Leben 
,"Oll Lenz r. S. 428.) 
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Ordnullg und zu dem Schöpfer und Erhalter aller Persön
lichkeit, zu Gott stehe. Das Gefühl und die Erinnerung an 
diese enge Beziehung aber ist ja gerade das, was wir Re
ligion nennen. Es kann somit der Staat auch für sich die 
Religion nicht entbehren. 5 Er kann zwar, ähnlich einem 
Individuum oder einer Familie, sich um seine Verbindung 
mit Gott nicht kümmern, und sich von Gott lossagen. Wenn 
er das thut, so verläugnet er seine eigene sittliche Natur 
und stört deren Gesundheit, aber er bleibt dennoch von der 
göttlichen Herrschaft umschlossen. 

b) Die Wahrheit der göttlichen Weltherrschaft, welche 
sich in der \Veltgeschichte offenbart, musz auch in dem 
Staate die Erkenntnisz erwecken, dasz sein Schicksal in 
Glück und Unglück, sein Gedeihen und sein Verfall, sein 
Dasein und sein Untergang von Gott abhängig sei. Wird 
der Staat aber dessen bewuszt, so ist ihm damit eine prak
tische wichtige Beziehung zu Gott aufgeschlossen, und er 
wird im Gefühle solcher Abhängigkeit zur Verehrung Gottes 
sich hingezogen fühlen, er wird religiös sein. 

Obwohl somit die Religion in höherem und vollkomne
rem Sinne Sache des individuellen Seelenlebens als 
des Staates ist, und obwohl der Staat, als ein w'eltlicher 
und irdisch er Organismus,6 seine Hauptaufgabe nicht in 
der Religion findet, musz dennoch der Staat sich seiner 
Verbindung mit Gott erinnern, folglich eine Religion ha
ben und bekennen. Die Frage: welche Religion? ist 

& Die~es Argument macht der Engländer Gladstone in dem Buch: 
"Der Staat in seinem Verhältnisz zur Kirche", Cap. 2 mit Wärme geltend. 
Vergl. oben Buch III. Cap. 6. S, 140 ff. 

a Das Wort von Guizot: "L't\tat est lai:que" ist ein Wegweiser, wel
cher vor theokratischen Irrgängen warnt, aber keineswegs die Nothwen
digkeit einer Staatsreligion lällgnet. Aber da das Laienthllm ein kirch
licher Begriff und als solches dem Klerus untergeordnet ist, so kann auch 
dieses Wort auf Abwege führen. Richtiger, obwohl tautologisch) ist die 
Formel: "Der Staat ist weltlich." Unsinnig ist der Ausspruch: "l'etnt 
est athee." 
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schwieriger zu beantworten. Die Geschichte der Civilisation 
und das bestehende Recht einerseits, die innere Wahrheit und 
der humane Charakter des Christenthums andererseits weisen 
den modernen und humanen Staat auf die christ
liche Religion hin. Auch die muhammedanischen Staaten 
nähern sich der höhern Stufe des modernen Staatslebens 
nur in dem Masze, als sie sich vOn dem Geiste des Chri
stenthums anziehen und leiten lassen. Keine andere Religion 
faszt, woran dem Staate alles gelegen sein musz, das Ver
hältnisz der Menschen zu Gott so richtig auf, keine ist so 
voll der reinsten Moral, keine so fi'uchtbaran Trost und 
Stärkung in der Noth, keine wirkt so heilkräftig den Schä
den der menschlichen Schwäche und dem moralischen Ver
derbnisz entgegen. Sie mahnt, wie keine andere, mit gött
licher Autorität die Mächtigen an ihre menschliche Pflicht 
und an ihre Verantwortlichkeit vor Gott, und erhebt die 
Schwachen und Niedrigen zu dem Gefühle echter sittlicher' 
Freiheit. Sie hat in das Herz der Menschheit die Zuversicht 
der Kindschaft gepflanzt, und lehrt in dem allmächtigen Gott 
den einen gerechten und liebenden Vater verehren. Eine 
solche Religion kann unmöglich staatsgefährlich sein. Viel
mehr ist sie die nothwendige Grundlage, auf der das grosze 
Gebäude des neuel'n humanen Staates aufgerichtet worden 
ist. Der heutige Staat ist historisch ein christlicher Staat und 
er musz es so lange bleiben, als nicht eine andere religiöse 
'Vahrheit den Menschen klar wird, in welcher der Staat eine 
Befriedigung seiner eigenen Existenz und eine neue ihm ge
nügende Begründung seines Verhiiltuisses zu Gott empfängt. 7 

7 Die grosze Schwierigkeit liegt darin, dasz in dem modernen Staat 
seht, ,iele Nichtchristen leben und wirken, die trotz ihres Unglauuens an 
das Christenthum doch gute Bürger und sogar \'ortreffliche Beamte sein 
können. Die Lösung dieser Schwierigkeit ist der Zukunft vorbehalten. 
Sie ist nur denkbar, unter der Voraussetzung eines den Christen und 
Nichtchristen gerne in sa III en na t ürl i eh e n, IIni! daher un best re iiua
ren Gottesbegriffs. 
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Aber weiter braucht sich der Staat in die besonderen 
Formen der christlichen Confessionen nicht einzulassen. Es 
mag für das Individuum ein Bedürfnisz sein, in seinen re
ligiösen Gedanken und Handlungen dem Sinne und der Vor
schrift einer näher bestimmten Kirche zu folgen. Der Staat 
als solcher kann alle seine staatlichen Bedürfnisse voll
ständig befriedigen, wenn er sich an die Grundwahrheiten 
hält, welche allen christlichen Confessionen gemeinsam sind, 
ohne eine specifisch katholische, oder lutherische oder refor
mirte Confession zu bekennen. Hier zeigt sich der Unter
schied der Religion und der Kirche von groszem praktischem 
Werthe. 

Die frühere Staatengeschichte gab zwar den Staaten 
gewöhnlich eine besondere confessionelle Richtung. Die 
ersten christlichen Staaten waren katholisch oder aria
nisch, dann griechisch- oder römisch -katholisch. Seit der 
Reformation waren die meisten europäischen Staaten ent
schieden entweder katholisch oder protestantisch. Sie be
kannten mit Nachdruck die besond~re Form der christlichen 
Religion, und nur wenige gab es, in welchen, wie in der 
schweizerischen Eidgenossenschaft 8 und im deut
schen Reiche,9 die Unmöglichkeit, die gctheilten Be
kenntnisse zu einigen oder eines von beiden zur Herrschaft 
zu erheben, zur gleichmäszigen Anerkennung zweier oder 
dreier Confessionen, zwang. Nur sehr unvollständig und nur 
zur Noth wurde dann das Princip der Parität anerkannt. 
Erst seit der Erhehung Nordamerika's wurde dieselbe als 
ein wahres Staatsprincip proclamirt, und machte in . 

8 Das Princip der Parität wurde in der Schweiz zuerst im Jahre 
1529 anerkannt. Verg!. Bluntschli, Geschichte des schweizerischen Bun
desrechts I. S. 327 ff.; aber es galt praktisch nur in den gemeinen Herr
schaften und in dem Bunde, nicht in den einzelnen Kantonen. 

9 SchOll iu dem ersten Religionsfrieden unter Kar! V. ist der Keim 
solcher Parität zu erkennen, entwickelt ist er in dem westphälischen 
Frieden von 1648. Ygl. besonders Aegidi Fürstenrath, S. 37 tT. 
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unserm Jahrhundert auch in Europa grosze Fortsc!uitte. 
Der falsche Grund der Parität ist die Indifferenz des Staates 
für die Religion überhaupt, ihr wabrer die volle Befriedi
gung des religiösen Staatsbedürfnisses durch das Chri
s t e n th u m in allen seinen besondern Auffassungen und 
Confessionen. Erst wenn der moderne Staat diese höhere 
gemein-christliche Stufe erstiegen haben wird, wird er der 
Gefahr völlig entgangen sein, dasz seine l\Iacht, wie das 
früher so oft geschehen, im Dienste einer besondern Con
fession zu ungerechter Unterdrückung und Verfolgung eines 
abweichenden Bekenntnisses miszbraucht werde. 10 Die wahre 
Freiheit und die Reinheit der Religion hat er dann mit 
lleuen Garantien ausgerüstet, und für sich selbst einen 
Stand punkt gewonnen, von dem aus er mit freiem Geiste 
und in weitherzigem Sinne sein Verhältnisz zu den verschie
denen Kirchen und Secten ordnen kann. 

In dem Rechte der jetzigen Staaten zeigen sich noch 
die historischen Entwicklungsstufen und die Schwankungen 
der idealen Auffassung: 

1) Eine Reihe von europäischen Staaten bekennt noch 
eine bestimmte Form des Christenthums; so Ruszland und 
Griechenland die griechische, Spanien, Portugal und 
die meisten italienischen Staaten die römisch-katholische,· 
Schweden und Norwegen die evangelisch-lutherische 
Confession, stlbst Ellgland noch die der Hochkirche, neigt 
sich aber in seinen neueren Gesetzen entschieden dem Sy
stem der Parität zu. 11 

,0 La n g e a. a. O. S. 54: "Der Confessionalismus hat fast in ähn
lichem lIIasze an dem Unglück der christlichen Staaten gearbeitet,.wie 
das Christenthum ihr Gedeihen, ihren Wohlstand und ihre B1üthe be
gründete." 

tI R II S S i s ch er Codex 1. §. 40. Bei Frolix Revue etrang. et frang. 
IIl. S. 706. G r i e chi s c h e Verf. §. 1: "Die herrschentle Religion in Grie
chenland ist die tier orthodoxen christlichen Kirche tles Orients. Jede 
andere anerkannte Religion wird geduldet, Hnd ihr fl'eier Cultus uUI'ch 
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2) Das einfach christliche (beziehungsweise paritä
tische) System gilt auszer in Nordamerika vorzüglich 
in den deutschen Staaten und nun auch in Oesterreich 
und Preuszen, obwohl jenes mehr zu dem Katholicismus, 
dieses mehr zum Protestantismus gravitirt, in Fran kreich, 
in Holland, in Belgien, in dem schweizerischen 
Bunde. 12 

die Gesetze geschützt." Noch im Jahre 1848 erklärte die Verfassung von 
Neapel, Art. 3, dasz auszer der katholischen keiner andern Religion ein 
CuItus gestattet werde. Spanische §.11: "Die Nation verpflichtet sich, 
den CuItus und die Diener der katholischen Religion, welche die Spar!ier 
bekennen, zu unterhalten." Po rt u g i e s i s ehe §. 6: "Die römisch-katho
lisch-apostolische Religion wird fortwährend die Religion des Königreichs 
sein; alle übrigen Religionen sind den Fremden mit häuslichem Gottes
dienste gestattet, ohne äuszerliche Zeichen und TempeL" Schwedische 
§. 3 und 4. Norwegische §. 2: "Die evangelisch-lutherische Religion 
verbleibt die öffentliche Religion des Staates. Die Einwohner, die sich 
zu ihr bekennen, sind verpflichtet ihre Kinder in derselben zu erziehen. 
Jesuiten- und Mönchsorden dürfen nicht geduldet werden. Juden ist, wie 
bisher, der Eintritt im Reich versagt." Ueber Eng la n d vergL das 
·Werk von Gladstone, übersetzt von J. Treuherz. Französische 
Charte von 1814, §. 6: "Die römisch-katholische Religion ist die Religion 
des Staats." 

12 D eu t s c h e Bundesacte §. 16: "Die Verschiedenheit der christlichen 
Religionsparteien kann in den Ländern und Gebieten des deutschen Bun
des keinen Unterschied in dem Genusse des bürgerlichen und politischen 
Rechts begründen." Bayerische Verf. §. 9: "Die in dem Königreiche be
stehenden drei christlichen Kirchengesellschaften genieszen gleiche bürger
liche und politische Rechte_" Oesterreichische von 1849 §.2: "Jede 
gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschan hat das Recht der 
gemeinsamen öffentlichen Religionsübung , ordnet und verwaltet ihre An
gelegenheiten selbständig, bleibt im Besitze und Genusse der für ihre 
Cultus-, Unterrichts - und WohIthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonds, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allgemeinen 
Staatsgesetzen unterworfen." Das Conkordat von 1856 folgt freilich neuer
dings der confessionellen Richtung. Preuszische §. 14: "Die christ
liche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staates, welche mit 
der Religionsübung im Zusammenhange stehen, unbeschadet der im Art. 12 
gewährleisteten Religionsfreiheit, zum Grunde gelegt." Holländische 
§. 165, 168. Belgische §. 14, 15. Schweizerische Bundcsverf. 
§. 44: "Die freie Ausübung des Gottesdienstes ist den anerkannten 
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In der Ausdrucksweise einiger neuern Verfassungen 
schillert zwar der Gedanke völliger Indifferenz des Staates 
für eine bestimmte Religion durch, aber keine hat es ge
wagt, das Princip der Irreligiosität des Staats zu proclami
ren, und noch weniger die praktischen Consequenzen sol
cher Verneinung zu ziehen. Man hat sich begnügt, mit 
dem Scheine einer affectirten philosophisch klingenden, in 
'Vahrheit aber charakterlosen Gleichgültigkeit, die im Leben 
des Staates nieht ausreicht. 

Das Bekenntnisz einer Religion von Seiten des Staates 
selbst, und insbesondere der christlichen, äuszert sich in 
folgenden Wirkungen: 

1) In der religiösen Feier, durch welche grosze 
Vorkommnisse im staatlichen Leben eingeleitet oder begleitet 
und neue Einrichtungen geheiligt werden, z. B. der Gottes
dienst vor Eröffnung der Versammlung des gesetzgebenden 
Körpers, bei dem Thronwechsel, bei Einführung einer neuen 
Verfassung, die öffentlich angeordneten Gebete in Kriegs
oder in anderer gemeiner Noth, die nationalen Busz-, Dank
und Erinnerungsfeste u. dgl. 13 Nichts macht den sittlichen 
chri·stlichen Confessionen im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft 
gewährleistet. Den Kantonen, sowie dem Bunde bleibt vorbehalten· für 
Handhabung der öffentlichen Ordnung und des Friedens unter den Con
fessionen die geeigneten Masznahmen zu treffen." Fra n z ö s i s c h e Charte 
von 1830, §. 6: "Die Diener der römisch-katholisch-apostolischen Religion, 
zu welcher sich die Mehrheit der Franzosen bekennt, und jene der übri
gen christlichen Religionen erhalten ihre Besoldungen aus dem Staats
schatze." Verf. von 1848, §. 7, noch abstracter. 

t3 Edm. Burke, Betrachtungen über die französische Revolution: 
"Die Heiligung des Staates durch staatlich-religiöse Anstalten ist nöthig, 
um mit heilsamem ehrwürdigem Schauer auf freie Bürger zu wirken; 
ist ihnen, die zur Erhaltung ihrer Freiheit einen höhern Grad von Macht 
besitzen müssen, nöthiger, als den Völkern, die durch ihr Joch im engen 
Kreise häuslicher Sorgen und häuslicher Angelegenheiten beschränkt sind. 
Wer Gewalt besitzt, sollte um so tiefer, inniger den Gedanken fühlen, 
dasz Gewalt ein anvertrautes Gut, ein Gut ist, für dessen Verwaltung 
man einst zur Rechenschaft erscheint vor dem groszen allmächtigen Rich
ter, dem Herrn und Schöpfer aller Gesellschaft." 



286 Neuntes Bnch. Von der Staatsrnltnr. 

Ch~rakter des Staats anschaulicher und stärkt die moralischen 
Kräfte, die für sein 'Wohl thätig sind, mehr, als die religiöse 
Weihe und Erhebung, um die der Staat Gott selbst bittet; 

2) in der An pas s u n g der Gesetze an den Geist und 
die Anforderungen desChristenthums; 

3) in der An er kenn un g der Pfl ich t derer, welche die 
Gewalt des Staates ausüben, in christlichem Sinne zu handeln; 

4) in den staatlichen Anstalten und Verwen
dun gen zur Erhaltung, Förderung und Ausbreitung des 
Christenthums; 

5) in der He m m u n g und dem Verbot von Anstalten, 
welche das Christenthnm anfeinden, und in der Bestra
fu n g von Handlungen und Aeuszerungen, durch welche die 
in der Nation vorhandene Ehrfurcht vor dem Christenthum 
verhöhnt und die Grundwahrheiten desselben öffentlich ver
spottet werden; U 

6) in der wichtigen Institution des Eid es; ausnahms
weise aber musz der Staat auch den Nicht,christen eine ihrer 
Religion angemessene Form des Eides zulassen, und die in
dividuelle Religion in Andern achten, indem er dem Geiste 
seiner Religion folgt; 

7) in vielen Staaten auch in dem Erfordernisse 
christlichen Bekenntnisses derer, welche berufen werden, 
die Regierung im Staate und die Rechtspflege zn verwal
ten. 15 Diese Anwendung, des PrinCips ist nicht gerade eine 
absolut nothwendige. 'Vo grosze Bestandtheile des Volks 

U Einer Gesetzgebung und Rechtspflege, welche solche VeI'höhnung 
duldet, gebührt nicht das Prädicat des Freisinns, sondern eher das des 
Stumpfsinns. Ohne Ehrfurcht vor Gott kann die sittliche Freiheit nicht 
bestehen, und die politische wird bald zu despotisch-grausamer, bald zu 
hündisch -knechtischer Bestiali tät. 

I; Vergl. oben Buch H. Cap. 19. S. 105 ff. Im Gegensatze dazu das 
nordamerikanische Pl'incip: "Niemand kann ein Glaubensbekenntnisz 
als Erfo~dernisz zur Erlangnng eines Amtes oder einer Stelle mit öffent
licher Gewalt abgefordert werden." Story, Bundesrecht B. III. St. XLIII. 
§. 261 und in lIIittermaiers Zeitsch. für d. Ausl. IX. S. 15. 
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einem andern als dem christlichen Glauben zugethan sind, 
wäre es unnatürlich und ungerecht ihre Glieder von jeder 
Theilnahme an der Regierung und Rechtspflege auszu
schlieszen ; da nicht bestritten werden kann, dasz auch 
Nichtchristen gut regieren und gerecht richten können. Aber 
auch in neuester Zeit, in welcher manche Staaten den nord
amerikanischen Grundsatz, dasz das religiöse Bekenntnisz 
bei Besetzung der Aemter nicht in Betracht komme, olme 
klares Bewusztsein von dem Zusammenhang und den Fol
gen des Princips nachgeahmt haben, ist doch daran und 
mit Recht festgehalten worden, dasz von dem 0 bel' hau p t e 
des Staates selbst christliches Bekenntnisz gefordert werde, 
als eine wichtige Garantie für den humanen Staatsgeist, und 
selbst in Nordamerika würde factisch, wie die Dinge jetzt 
noch stehen, erklärten Atheisten, wie sie der 'Wahnwitz der 
letzten Zeiten in Frankreich und in Deutschland schaaren
weise erzeugt hat, eben aus diesem Grunde kein öffentli
ches Amt anvertraut. Denn dasz auch dort von Staats wegen 
auf Gottesglauben ein Werth gelegt wird, beweist die Noth
wendigkeit des Verfassungseicles der Beamten, der für Athei
sten keinen Sinn hätte. 

Fünftes Capitel. 

Verhältnisz des Staates zur Kirche. 

Es ist eine gemeinsam anerkannte Ordnung aller christ
lichen Völker, dasz Staat und Kirche als zweierlei 
wesentlich selbständige Gemeinschaften anerkannt 
sind. Nur vorübergehend in Momenten heftiger und krank
hafter Erregung ist diese Grundwahrheit VOll einzelnen Völ
kern verworfen, sonst nur von fanatischen Schwärmern oder 
träumerischen Philosophen geläugnet worden. Auf ihr be
ruht vornehmlich die moderne Gesittung und Freiheit. 
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Dagegen wurden über das Verhältnisz des Staates zur 
Kirche in verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen 
Völkern mannichfaltige Systeme geltend, und auch unsere 
Zeit scheint über diese Frage noch nicht zu einer Verstän
digung gelangt zu sein. Folgende Hauptsysteme lassen sich 
auf historischem Wege erkennen: 

1. Als das Christenthum zuerst aus dem gedrückten 
Zustand einer verfolgten Religion zu einer von dem Staat 
anerkannten erhoben wurde, in dem römisch-griechi
s ch en Kaiserreiche, da wurde die Kirche auch sofort zur 
Staatskirche im strengsten Sinne des ·Wortes. In den 
äuszern Formen und in den Begriffen des Staats wirkte noch 
die antik - römische Ansicht nach, welche die Religion als 
eine Seite des öffentlichen Lebens betrachtet, die Herrschaft 
über dieses aber ganz und gar in dem Staate con~entrirt. 
Der Kaiser, als das absolute Oberhaupt des Staates, übte 
zugleich auch die höchste l\Iacht über die Kirche aus. Der 
Kaiser erliesz Gesetze zum Schutze und zur Förderung der 
Kirche, aber nicht minder über die Verfassung und den 
Cultus der Kirche und selbst über die Dogmen derselben 
und über und wider die Häretiker. Er berief die Concilien 
der Bischöfe, leitete nieseIben durch seine Commissarien, 
bestätigte ihre Beschlüsse und gab denselben erst dadurch 
legitime Autorität. Der Kaiser war somit das ä us zere 
Oberhaupt auch der Kirche, wie des Staates. 

Indessen nur das äuszere Oberhaupt. Der Kaiser war 
doch als Christ genöthigt, anzuerkennen, dasz der christ
liche Glaube nicht auf seiner Autorität beruhe, sondern auf 
der höhern Christi. Er konnte nicht anders, er muszte in 
den Bischöfen, den Nachfolgern und Geweihten der Apostel 
auch die vorzüglichen Zeugen und Träger der christlichen 
Lehre erkennen. Nicht weil ihm ihre Dogmen gefielen, ge
bot er deren Beachtung, sondern weil und soweit er die
selben als die wahren christlichen erkannte. In den Zeiten 
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der Verfolgung schon war für die religiöse Gemeinschaft der 
Christen eine Ordnung der christlichen Aemter gegründet 
worden, getrennt von den Staatsämtern. 

Es war ein Klerus entstanden, dessen eigentliche Mis
sion doch nicht, wie der Beruf der Staatsbeamten, von dem 
Kaisd abgeleitet ward; dieser Klerus suchte auch in seiner 
Erscheinung nach einer Einheit auszer dem Staatsoberhaupte, 
wie er in Christus, dessen Dienst er sich geweiht hatte, die 
von dem Staate unabhängige geistige Einheit besasz. Die 
Gemeinschaft. der Synoden war eine Form solcher Einheit; 
aber nur in seltenen Momenten traten diese zusammen. 
Die Patriarchen an der Stelle der Apostel, der Bischof von 
Rom voraus, der Nachfolger des Apostels Petrus, der in der 
ersten Hauptstadt des christlichen Weltreichs und zugleich 
ferner von dem Hofe des Kaisers residirte, hatten das er
höhte Ansehen der V ä tel' der Kirche, und vertraten die 
Einheit und Selbständigkeit der christlichen Kirche dort selbst 
dem Kaiser gegenüber. 

So waren für die politische un~ rechtliche Gemeinschaft 
einerseits und für die religiöse andererseits zwei in dem 
Princip ihres Daseins, in der Ordnung der Aemter, und in 
den Aufgaben und l\Iitteln ihrer Wirksamkeit volls tän dig 
geson d erte Organ ismen da. Nur in der höchsten Spitze 
ihrer äuszern l\Iach t einigten sie sich in dem chI' ist li che n 
Kaiser, und durch ihn wurde die äuszere Herrschaft 
des Staates über die Kirche und der Charakter der 
Kirche als Staatskirche dargestellt und behauptet. Aber 
der Staat war alt geworden, und trotz der formellen All
macht innerlich schwach; und die Kirche war noch jung voll 
frischer, gesunder Triebe, und, obwohl ällszerlich abhängig 
von der Staatsautorität , an Geistesmacht dem Staate über
legen und auf dem ·Wege, auch ihre Selbständigkeit zu er
kämpfen. 

Wir begegnen diesem System der Staatskirche, an 
ßluntschli, allgemrincs Staatsr~rht. 11. 19 
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deren Spitze das Staatsoberhaupt steht, noch in unserer 
Zeit. Am ähnlichsten der byzantinischen Form und in voller 
Kraft besteht es noch im russischen Reiche, nur mit dem 
wichtigen Unterschiede, dasz der russische Staat voll aufstre
bender Jugendkraft und im Wachsthum begriffen ist, die Kir
chengewalt in der Hand des russischen Kaisers daher auch 
energischer geübt wird als in der des byzantinischen Kaisers.1 , 

In England gab es ebenfalls eine Zeit, in welcher 
der König auch als Oberhaupt der englischen Kirche (su
premurn caput ecclesiae, quantum per Christi legern licet) 
galt 2 und einem Papst' nicht unähnlich in kirchlichen Din
gen herrschte, die Zeit Heinrichs VIII. Das waren aber 
nur vorübergehende Verirrungen, und der Supremat des 
englischen Königs hat ~ich im Verfolge der Zeit doch we
sentlich dem System genähert, das wir als Hoheit (Vogt
schaft) des Staates über die Kirche bezeichnen können. 

Die Mängel des ersteren Systems, das in unserer an 
Widersprüchen so fruchtbaren Zeit auch· wieder Verfechter 
gefunden hat, 3 sind abe~ so grosz in theoretischer Beziehung, 
als sie schwer empfunden werden im praktischen Leben. 
Eine derartige Einigung von Staat und Kirche, deren i n
ne re SeI b s tä n di g kei t beiderseits zugegeben werden musz, 
und die auch äuszerlich als zwei organische Gemein
sc haft e n sich darstellen, in Einer Person, in dem Staats
oberhaupt, macht an und für sich schon den Eindruck einer 

I Russischer Codex bei Foelix Revue etrangere et frangaise III. 
S. 707: 1. §. 42: "Der Kaiser ist der oberste Beschirmer und Bewah
rer der Dogmen der Staatskirche. Er wacht über die Beachtung der 
Orthodoxie und der Disciplin in dem Kirchendienst. §. 43: Bei VerwaI- . 
tung der kirchlichen Angelegenheiten handelt das Staatsoberhaupt durch 
Vermittlung der heiligen, von ihm geordneten Synode." 

2 Gladstone a. a. O. S. 295. 
a Unter den Reformatoren hat Z w i n g li sich demselben zugeneigt, 

freilich mit der ausgesprochenen Forderung, dasz das Staatsregiment ein 
christliches (reformirtes) sei. VgI. Lange übel' die Neugestaltung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche. S. 15 ff. 
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l\iiszgeburt: zwei Leiber und Ein Kopf. 4 Da überdem das 
Staatsoberhaupt seinem. ·Wesen nach dem Staatskörper an
gehört und von dessen Geist erfüllt ist 1 so liegt darin auch 
eine übertriebene Herrschaft des Staates über die Kirche 
und eine mangelhafte Einigung und Vertretung dieser. 

Die Concentration solcher Doppelautorität und Doppel
macht in Einem Haupte war überall entweder die Folge 
öder der Grund eines absoluten Despotismus, der jede freiere 
Regung unterdrükt und eine höhere humane Gesittung nicht 
aufkommen läszt. Wird den Völkern und den Individuen 
der Trost genommen, aus der Bedrängnisz des Staates in 
die Arme der Kirche zu flüchten, und vor der Beängstigung 

• Diese Unnatur hatte Na pol eon sehr wohl gefühlt und bezeicllllet., 
als ihm der Vorschlag gemacht wurde, sich an die Spitze einer fran
zösischen Nationalkirche zu stellen, Er verwarf den Gedanken als 
einen ebenso eiteln als verächtlichen: "Wie, er ein Mann des Kriegs, mit 
Degen und Sporn, in Schlachten grosz, sollte sich zum Haupt der Kirche 
machen, die Kirchenzucht und den Glauben ordnen! Wollte man ihn so 
verhaszt machen, wie Robespierre, der den Cultus "des höchsten Wesens" 
erfunden, oder so lächerlich wie LareveiIlere-Lepeaux, den Erfinder der 
Theophilanthropie. Wer würde ihm folgen? Wer die Heerde seiner Gläu
bigen bilden? Sicher nicht die wahrhaft gläubigen Christen, nicht die 
Mehrzahl der Katholiken, welche nicht einmal den geweihten Priestern 
folgen wollten, die sich hatten zu Schulden kommen lassen, einen von 
dem Staatsa-esetz vorgeschriebenen Eid zu schwören. Es würden ihm 
folgen eine Anzahl schlechter Geistlicher, eine Anzahl entlaufener Mönche, 
Anhänger der Clubs, und im Scandal lebend ,die von dem Haupte der 
neuen Kirche die Erlaubnisz zur Heirath der Priester erwarteten. Und 
einer solchen Kirche wollte man den Sieger von lIfarengo und Rivoli, den 
Hersteller der bürgerlichen Ordnung zum Haupte geben? ihn so tief ernied· 
rigen? - Aber gesetzt es gelänge das Unmögliche, und mit seiner ohne
hin unermeszlichen weltlichen Macht würde der erste Consul auch die 
geistliche vereinigen, so würde er zum unerträglichsten der Tyraunen, 
er würde zum Herrn werden über den Leib und die Seele; dem türki
schen Sultan ähnlich 1 welcher zugleich Haupt des Staates, der Armee 
und der Religion ist! Ueberdem der Versuch wäre ein vergeblicher, seine 
Tyrannei würde zum Gegenstande des Spottes werden, statt einer' Kirche 
wäre nur eine neue GlaubeIlsspaltung und die dummste von allen die 
Frucht solcher Bemühnngen.« Thif7's, histoire du Consulat III. S. 165. 
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und Verfolgung der Kirche bei dem Staate Schusz zu fin
den, so sind sie in manchen Fällen der Verzweiflung preis
gegeben. Die politische Knechtschaft wird durch die Auto
rität der Kirche geheiligt, die kirchliche Beengung der Ge
wissen durch die Gewalt des Staates mit eisernen Fesseln 
verschärft. Eine der wichtigsten Ursachen der höhern und 
freiern Cultur des Occidents vor dem Orient liegt jedenfalls 
in der ausgebildeten Zweiheit und Gesondertheit des Staates 
und der Kirche, und eine der sichersten Stützen orientali
scher Despotie in der Einigung der obersten Staats- und 
Kirchengewalt in Einem Herrscher. Aus diesem Grund vor
nehmlich steht der m uhammedanische Staat so sehr 
hinter dem christlichen zurück. 5 

2. Sehen wir ab von der Periode der fr ä n k i s c he n 
Monarchie, welche den U ebergang aus der römisch - grie
chischen Vorstellung in die eigentlich mittelalterliche und 

~ l\Ieine Studien über Staat und Kirche. S. 135: "Christus hatte 
jeder Zeit Bcharf unterschieden zwischen Staat und Kirche. llIohammed 
ist gleichzeitig Kirchen- und Staatsmann; und eben deszhalb weder das 
eine noch das anrlere im höchsten Sinne des ·Worts. Nur an der Einheit 
Gottes hielt er fest; alles übrige, die ganze Welt mit ihren Gegensätzen 
und in ihrer l\lannichfaltigkeit warf er unter- und durcheinander; ohne 
Scheidung, an Einen Haufen, über den sich nur Eine höchste Gewalt als 
Spitze erhob, der Statthalter Gottes auf Erden. Es gibt str~nge genom
men keine Kirche des Islam und keinen Staat der Kalifen. Was aus 
dieser groszen Mischung von religiösem und politischem Dasein hervor
ging, war ein einheitliches Reich; aber nicht weder eine Kirche 
noch ein Staat: "Das Reich ist Gottes, er gibt es, wem er will; die Erde 
ist Gottes, er gibt sie, wem er will." Das ist der einfach religiös-poli
tische Satz, von dem der Islam ausging. Der Grundcharakter dieses Rei
ches ist nicht die Theokratie im eigentlichen Sinne. Nicht Gott selbst 
herrscht unmittelbar, sondern ein l\fensch herrscht, aber im Namen 
Gottes und mit göttlicher Vollmacht. Er herrscht wie der einige 
Gott." Eine gute Darstellung der mohammedanischen Doktrin hat neuer
lich Eisenhart gegeben: "Die Staatssysteme der Gegenwart." Bd. I. 
Die Reformen in der Türkei folgen aber der modernen Zeitrichtung, 
die überall zwischen dem .Gebiet des Staates und der Kirche die Sonderung 
zu vollziehen strebt. 
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zugleich wieder, wie auch' mit Bezug auf die Institution des 
Parlaments - ein vorbildlicher Versuch war, das Verhält
nisz in der 'Veise zu gestalten, wie sie nach vielen Jahr
hunderten erst zur Geltung ~ekommen ist, so wel'tlen wir 
im Mitte] alter. I?;wei vollständig ausgebildete Organismen 
gewahr, beide der Idee nach die gesammte Christenheit um
fassend, beide mit eigenem Haupte. Nur an der Spitze des 
weltlichen Reiches stand der Kaiser, an der des geistli
chen nun der Papst. 

Darüber, dasz die beiden Reiche wesentlich selbständig 
und verschieden seien, war nun die 'Welt einig. Die Kaiser 
dachten nicht mehr, die Kirche als äuszerliche Anstalt dem 
Organismus des Staates einzufügen, und gewissermaszen 
als eine besondere Abtheilung der Staatseinrichtungen dem 
Staate unterzuordnen; und die P~pste ven.naszen sich selbst 
auf dem Zenith ihres Ansehens nicht, den Staat als ein 
Glied des kirchlichen Organismus zu erklären und der Kirche 
einzuverleiben. Die Lehre, dasz Gott zwei Schwerter 
als Zeichen der obersten :Macht verliehen habe, ein welt
liches und ein geistliches, und dasz jenes dem Kaiser, 
dieses dem Papste zukomme, 6 war eine gemeinsame l\lei
nung der Gibellinen und der Guelfen. 

Die beiden Organismen waren auf das eng s te v e r
b und e n und noch an mancher Stelle ge m i sc h t. Gemein
sam umschlossen und beherrschten sie alles Volk. 'Ver als 
Brecher des öffentlichen Friedens von den Gerichten des 
Königs in die Ac h t gethan und so auszerhalb die Rechts
ordnung gesetzt worden war, der wurde, wenn er nicht 
mit dem Staat sich versöhnte, durch den Kirchenbann 
auch aus der religiösen Gemeinschaft ausgeschlossen. Er 
verlor mit dem irdischen Rechte auch die Hoffnung auf den 
himmlischeu Frieden. Umgekehrt, wer als Ungläubiger in 
den Bann der Kirche gekommen war, verfiel, wenn sich 

G Sachsenspiegel, I. 1. Siehe ohen Buch 1. Cap. 4. S. 30. 

I 
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nicht die Kirche durch seine Reue erweichen liesz, in die 
staatliche Acht. i Der Fluch der Kirche zog auch den 
Untergang alles Rechts auf Erden nach sich. Die vereinte 
Gewalt· beider Mächte war in der That furchtbar und er
schien unermeszlich. 'Veder i'rn Leben noch im Tode konnte 
man ihr entgehen. 

Ueber das Verhältnisz beider Mächte zu einander aber 
wurde der grosze Streit des Mittelalters geführt. Damals 
waren die Kaiser geneigt auf das ältere Recht ihrer Ueber
ordnung Verzicht zu leisten und sich mit der Gleichstel
lu n g zu begnügen, aber die Päpste behaupteten nun um
gekehrt Ueberordnung des geistlichen über das 
weltliche Reich. In der That war im Mittelalter die 
römische Kirche in wesentlichen Beziehungen dem germani
schen Staate überlegen. Sie war es an Umfang und Ein
heit, denn sie umfaszte wirklich und einte die ganze abend-, 
ländische Christenheit; der Kaiser aber stand nur dem Range 
nach über den andern Königen und Fürsten, es gab in 
Wahrheit kein eigenes abendländisches Staatenreich , son
dern eine grosze Zahl manIlichfaltiger von einander unab
hängiger Staaten_ Sie hatte nicht allein die Autorität der 
Religion für sich, sondern alle Macht und aller Einflusz der 
Wissenschaft und der antiken Cultur war in ihre 
Hand gelegt. Es gab keine weltliche Wissenschaft 
mehr, die dem Staate hätte dienen und sein Bewusztsein 
stärken können. Desto eher konnte die Kirche ihre höhere 
Berechtigung auch in den I d e endarsteIlen und durch die 
Ideen steigen. Ihr Reich, sagte sie, sei das Reich des 

7 Sachsenspiegel,!. 1: Dit is de beteknisse svat deme pavese 
widersta, dat he mit geistlikeme rechte nicht gedviDg~D ne mach, dat it 
de keiser mH wertlikem rechte dvinge deme pavese gehorsam to wesene. 
So sol ok de geistlike gewalt helpen deme wertlikem rechte, of it is be
darf. In. 63: §. 1 und §. 2: "Ban scade der sele nnde ne nimt doch 
niemanne den lif, noch ne krenket niemanne an lantrechte noch an leu
rechte, dar ne volge des koninges achte na." 
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Geistes, der Staat das des Leibes. In der That, wenn Kirche 
und Staat sich wirklich zu einander verhielten, wie Geist 
und Körper, so wäre nichts gewisser, als dasz der Kirche 
nicht blosz die Hoheit, sondern sogar die Herrschaft 
übe r den S t a at gebührte. 8 Der mittelalterliche Staat 
fühlte zwar sich zu kräftig und selbständig, um sich so zu 
unterwerfen; aber wo es darauf ankam, auch in der Idee, 
nicht blosz mit der physischen Kraft zu siegen, war er 
noch unerfahren und unsicher. 9 Durch das ganze 1tfittelalter 

S Schon Gregor Vll. vertheidigte so die lIeinung, der Papst sei über 
dem Kaiser, gegen Kaiser He in I' ich IV. Er berief sich darauf, dasz 
auch der Kaiser zu den Schafen gehöre, über welclle Petrus zum Hirten 
gesetzt sei. CEv. Joh. XXI. 15-17); wogegen freilich' der Kaiser dem 
Papste erwiedern konnte, dasz eben so dieser in weltlicher Beziehung ein 
Unterthan des Kaisers sei. Am vollständigsten und schärfsten wird die 
UcheroFdnung des Papstes über den Kaiser von Innocenz III. behauptet 
c. 6. X. de majoritate et obedientia (I. 33.) v. J. 1190. An den oströmi
schen Kaiser, der das entgegengesetzte Princip vertrat: "Non negamus, 
quin praecellat imperator in temporalibns ilIos duntaxat, qui ab eo BUBei

piunt temporalia: sed pontifex in spiritualibus antecellit., quae tanto sunt 
temporalibus digniora, quanto anima praefertur corpori. - Praeterea nosse 
debueras, quod fecit Deus duo magna Luminaria in firmamento coeli: 
luminare majus ut praeesset diei, et luminare minus ut praeesset nocH. 
- Deus duas instituit. dignitates, quae sunt pontificalis anctoritas et re
galis potestas. Sed illa quae praeest diebus id est spiritualibus major est,' 
quae vero carnalibus millor: ut quanta inter solem et lunam tauta inter 
pontifices et reges dilJerentia cognoscatur." Und Innocenz IV. schrieb: 
"Non sol um pontificalem sed regalem constituit principatum (Christus), beato 
Petro ejusquo successorihus terreni simul ac coelestis imperii commissis 
halJeris, quod in pluritate cloYium competenter innuitur." Die päpstliche 
Partei licsz da.her beide Schwerter erst dem Pa.pste von Gott verleihen, 
und das weltliche nur durch Vermittelung des Papstes an den Kaiser kom
men: eine Ansicht, welche von dem Sachsenspiegel verworfen, aber yon 
dem Schwabenspiegel anerkannt wurde. 

, 9 Heinrich IV. a. 1076. (Pertz Monum. Germ. Leg. II. p. 48) ülJer 
Gl'egor VII.: "Ut enim de pluribus paucs referamus, regnum ac sacerdo
lium Deo nesciente silJi usnrpavit, in quo piam Dei ordinationeni contem· 
pSit, qnae non in uno sed in duobus duo, id est regllum ac sacel'dotium 
principaliter consistere voluit: sicut ipse Salvator in passione sua de duo· 
rum glndiorum sufficientia intelligi innuit." Fl"i ed ric h I. a. 1157. (Pertz 
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hindurch wurde, dieser Kampf, zunächst des Staates für 
GI eic h b er ech tigun g, der Kirche für ihre höhere Macht 
fortgesetzt. Wenn er durch Siege oder Vergleiche beendigt 
schien, so entzündete er sich wieder an neuen Fragen, welche 
die Zeit vorlegte. Die geistige U eberlegenheit der damali
gen Kirche verschaffte ihr meistens das Uebergewicht. Im 
dreizehnten Jahrhundert" war ihre Ueberordnung in wichtigen 
Beziehungen thatsächlich entschieden und fast allgemein an
erkannt. 10 

Aber auch diese Lösung der Hauptfrage war keine end
liche. Schon vom vierzehnten Jahrhunderte an bereitete sich 
der Staat yor, die Oberherrlichkeit der Kirche wieder ab
zulehnen. Die äuszere Macht des Staates wurde gröszer, 
und sein J\Iajestätsgefühl durch die politische Erinnerung an 
das alt-römische Reich und durch die erneuerte Kenntnisz 
des römischen Rechtes von neuem gesteigert. Auch die 
Wissenschaft yertheilte ihre Früchte zwischen Staat und 
Kirche, sie löste sich in manchen Richtungen ab von der 
Vormundschaft und der Pflege der Kirche, und wendete sich 

11. p. 105): "Cum per electionem principum a solo Deo regnum et impe· 
rium nos trum sit, qui in passione Christi filii sui duobus gladiis neces· 
sariis regendum orbem subjecit, cumque Petrus apostolus hac doctrina 
mundum informaverit, Deum timete, regem honorificate: quicumque nos 
imperialem coronam pro beneficio a domino papa suscepisse dixerit, divi· 
nae institutioni et doctrinae Petri contrarius est et mendacii reus erit. U 

tO Einzelne Denker freilich, wie der grosze Dante widerstrebten -
Fegefeuer XVI. 106. 

"Rom hatte, das zum Glück die Welt bekehrt, 
Zwei Sonnen und den Weg der Welt hatt' Eine, 
Die andere den Weg zu Gott verklärt. 
Verlöscht ward eine von der andern Scheine, 
Und Schwert und Hirtenstab von einer Hand 
Gefaszt im übel passenden Vereine. 
Denn nicht mehr fürchten, wenn man sie verband, 
Sich Hirtenstab und Schwert. - -
Roms Kirche fallt, weil sie die Doppelwürde 
Die Doppelherrschaft jetzt in sich vermengt, 
In Koth, besudelnd sich und ihre Bürde." 
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mehr und mehr dem Staate zu. Der Staat konnte doch die 
Vergleichung mit dem Leibe - der Kirche als dem Geiste 
gegenüber, oder seiner mit dem Monde welcher in der 
Nacht, uud der Kirche mit der Sonne welche dem Tage 
leuchte, unmöglich mehr für wahr halten. Die Kirche selbst 
aber, indem sie im Vollgefühl ihres Triumphs über den 
Staat ihre Macht auch auf das äuszere Leben und auf welt
liche Dinge erstreckte, und politische Her:schaft üben wollte, 
indem sie sich so mehr und mehr verweltlichte, büszte an 
religiöser Reinheit und 'Wirksamkeit mehr ein, als sie an 
äuszerer Gewalt und Glanz zugenommen hatte, und das i n
nere Verderben machte sie schwach im Verhältnisz. zu 
den erstarkenden Staaten. 11 Schon im fünfzehnten Jahrhun
dert konnte die Aristokratie einer einzelnen Stadt wie Ve
nedig in Italien selbst der nahen Macht des Papstes Trotz 
bieten, und ihre Hoheit behaupten, wie es zwei Jahrhun
derte zuvor der Kaiser nicht vermocht hatte. Die Ueberord
nung der Kirche übel' den Staat erwies sich als 'unna.tür
lich und unhaltbar, für den Staat unerträglich, für 
die Kirche selbst verderblich: • 

Seit dem sechszehnten Jahrhunderte hat der J es ui t e n
o r den vornehmlich versucht, die Meinung In~ocenz II!. auf
zufrischen, und von neuern. zur Geltung zu bringen. 12 Im 
Einzelnen gelang es wohl hier und dort einige Ueberreste 
derartiger mittelalterlicher Institutionen länger aufzubewah
ren, auch etwa das Gewissen mancher Regenten zu beäng
stigen, und dieselben zu Verfolgungen im Dienste der Kirche 
zu bewegen, wie vorzüglich in dem romanischen Süden 
Europa's; aber im Groszen und Ganzen war das Streben 
doch ohne dauernden Erfolg, und nirgends mehr erkennt 

11 Machiavelli. Zu Liv. 1. C. 12 wirft dem PapsttIlUm vor, es haue 
ans Herrschsucht die Völker Italiens um die Religion gebracht, und die 
Uneinigkeit, Zerldüftung und Schwäche Italiens herbeigeführt. 

12 V gl. Ra n k e: Die Päpste H. S. 179 11 
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der neuere Staat di~ Oberherrlichkeit der Kirche 
über sich an. 

3. Eine neue Entwickelungsphase beginnt mit der kirch
lichen Reformation des XVI. Jahrhunderts. Der erste 
Anstosz zu einer Umgestaltung der Verhältnisse ging nicht 
von den Männern des Staates, sondern von den kirchlichen 
Reformatoren aus. Luther, der Begründer der deutschen 
protestantischen Kirche, hatte vor allen Dingen wieder auf 
das innere Glaubensleben den entschiedensten Nachdruck ge
legt, und ßarin, nicht in äuszerer Herrschaft, die Mission 
der Kirche erkannt. Die weltliche Herrlichkeit der Kirche 
wurde als ihre Entart~ng, als ihr Verderben bezeichnet. 13 

Entkleidet von dem Glanz und Schmuck einer Königin, als 
eine schlichte Magd suchte die protestantische Kirche den 
Schirm des Staates. In allen äuszerlichen Dingen wollte sie 
sich ""i11ig ihm unterordnen, nur in ihrem innern Leben 
verlangte sie volle Freiheit. Von da aus unternahm sie es, 
sich und mittelbar auch den Staat mit göttlichem Geiste zu 
erfüllen und zu heiligen. In dem Staate sah sie eine ur
.sprüngliche sittliche 'und göttliche Ordnung, welche 
selbst in dem heidnischen Staate verehrt werden müsse, in 
dem christlichen reiner dargestellt werde. 14 

.' 

.3 Augsburger Confession Art. 28: Ecclesiastica (potestas) suum 
mandatum habet evangelii docendi et admiuistrandi sacramenta. Non in
rumpat in alienull'l officium, non transferat regna mundi, non abroget 
leges magistratuum, non toll at legitim am obedientiam, non impediat ju. 
dicia de ullis civilibus ordinationibus aut contractibus, non praescribat 
leges magistratibus de forma reipublicae, sicnt dicit Christus: regnum 
meum non est de hoc mundo; item: quis conlltituit me judicem aut divi
sorem super vos?" ZwingIi (Werke 1. §. 346): "Der geistlichen herrschaft 
hat irer hochfur gheinen grund in der leer Christi. - l\Ian soll nit ge
statten, dasz die geistlichen einigerlei oberkeit habind, die der weltlichen 
wider ist oder von gemeinem regiment abgesündret: denn sölichs bringt 
zwitracht. " 

" Calvin Instit. reI. christ. IV. 20. §. 4: "Non humana perversitate 
fieri, ut penes reges et praefectos alios sit in lerris rerum omnium arbi
trium, sed divina providrntia et saneta ordinatione: cui sic visum est res 
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Im Einzelnen finden wir nun freilich mancherlei eigen
thümliche Gestaltungen des neuen Verhältnisses. In einigen 
Staaten näherte es sich sehr wieder der byzantinischen 
Form der Staatsherrschaft über die Kirche an, und 
die wieder hergestelltcn Staatskirchen wurden zuweilen 
wie blosze Staatsinstitute behandelt, fr~ilich immerhin mit 
der unvermeidlichen Beschränkung, dasz die geistige Auto
rität des Christenthums für ihr inneres Leben vorausgesetzt 
und vorbehalten ward. Auch hier also werden wir, wie in 
der modernen Staatsentwickelung überhaupt, gewahr, wie 
der römische Geist der Politik und des Rechts sich der 
Staatcn und der Völker von neuem bemächtigt. 15 In dieser 
Beziehung stalId nun Rom wider Rom, die römische StaatSt 
macht wider die römische Kirchenmacht. 

Aber im Allgemeinen unterschied sich doch die neuere 
Auffassung von der römisch-griechischen theils durch die ver
änderte Weltlage, theils auch in der Idee. Der Staat war 
doch nicht ·so absolut, wie der römische es gewesen war. 
Sein VerhäItnisz zu der äuszern, sichtbaren Kirche war 
allerdings wieder ein ü bergeordne tes,. aber eher auf das 
Pril~cip der Obsorge und Vormundschaft, als auf das 
der Herrschaft gegründet. 

In ähnlicher Weise erhob sich während des XVII. und 
XVIII. Jahrhunderts in Frankreich 16 und in Oesterreich, 

hominum moderari." Vgl. Hundeshagen, der deutsche Protestantismus 
S. 481. 

15 Die protestantischen Theologen erinnerten an das 'Vort des Kaisers 
Constantin: "Vos quidem intra ecclesiam, ego vero extra ecclesiam a 
Deo institutus sum Episcopus." Stahl, die Kirchenverfassung der Prote
stanten S. 7. 

16 Erklärung des französischen Klerus von 1682 und bestätigt von 
Ludwig XIV.: "Nous declarons, en consequence, que les rois et les 
souverains ne sont soumis a aucune puissance eccJesiastiqu'e, par l'ordre 
ile Dien, dans les choses temporelles; qu'ils ne peuvent etre deposes di
rectement et inilirectement par l'autorite des chefs de I'Eglise, que leurs 
sujets ne pellVent etre dispenses de la sou mission et de I'obeissance qu'i1s 
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zum Theil durch die Kaiserin Maria Theresia, und rück
sichtsloser durch J 0 s e p h H., und dann auch in den übri
gen katholischen Ländern der Staat über die Kirche. 
Diese zweite Erhebung "nahm ihren Ausgang nicht mehr 
wie die erste reformatorische in dem kirchlichen Glauben, 
sondern vielmehr theils in dem p h il 0 s 0 phi s c h e n Be
wusztsein des Jahrhunderts, welches der Kirche überall 
nicht zugethan war, theils in dem gesteigerten S t a a t s b e
w u s z t sei n unserer Zeit. Der Kampf des Mittelalters wurde 
wieder aufgenommen, nun aber umgekehrt die Kirche von 
dem übermächtigen Staate gedemüthigt. 

In diesen Regungen und Erscheinungen, welche um ihrer 
groszen l\Iannichfaltigkeit willen schwieriger zu überblicken 
sind, lassen sich doch einige gemeinsame Hauptzüge erken
nen, und so eine Einsicht in das System gewinnen, welches 
aus der Gährung der Zeit sich für den modernen Staat zu 
entwickeln scheint. 

Das negative Resultat voraus ist gewisz. Der moderne 
S taa t im Gefühle seines sittlichen Charakters und seiner 
geistigen Hoheit kann sich nicht mehr der Kirche un
te ro r d n e n, wie das im Mittelalter geschehen ist. Dasz er 
es nicht mehr kann in weltlichen Dingen, dasz das welt
liche Schwert nicht mehr von der Kirche verliehen werde, 
das ist nun wohl allgemein, auch von der katholischen 
Kirche selbst, wenigstens in der Praxis, anerkannt. Aber 
auch nicht in religiösen und kirchlichen Dingen? Da 
müssen wir wohl unterscheiden: 

1. Wenn der Staat noch eine besond ere kirchliche 
Confession bekennt, so steht er und sein Oberhaupt als 
ein Glied der Kirche unter der kirchlichen Autorität dieser. 

leur doivent; ou absous du serment de fidelite; et que cette doctrine, ne
cessaire pour la tranquillite publique, non moins avantageuse a l'Eglise 
qu'il l'Etat, doit etre inviolablement suivie comme conforme a la parole 
de Dieu, lila tradition des saints Peres et aux exemples des Saints." 
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Ist der Staat ein specifisch katholischer, somit unter 
der 4-utorität der Concilien und des Papstes in allen Glaubens
und in rein kirchlichen Sachen, und nur da, wo auch seine 
weltliche Ordnung und sein t;igenes Recht mitbetheiligt er
scheint, wird diese Autorität eine beschränkte sein. Ist der 
Staat ein specifisch protestantischer, so ist er zwar 
ebenfalls als ein Glied der Kirche in Glaubenssachen dem 
Ganzen untergeordnet, aber als eines der wichtigsten und 
einfIuszreichsten Glieder derselben hat er an dem Kirchen
regimente selbst einen wesentlichen AntheiI, und ist so in 
den Stand gesetzt, auch in kirchlichen Dingen eine selb
ständige Stimme zu führen, . und sich vor jeder kirchlichen 
Zumuthung, von deren innerer "\Vahrheit er nicht selbst 
überzeugt ist, zu verwahren. 

2. Bekennt sich der Staat als solcher nicht mehr zu 
einer besondern kirchlichen Confession, sondern nur, wie 
das der Natur des modernen Staates gemäsz erscheint, zum. 
Ch ri s te n th um, so folgt daraus, dasz der Staat zwar mo
ralisch verpflichtet ist, den gemeinsamen Christenglauben 
auch in seiner Handhabung der Gewalt zu bewähren, dasz 
er aber nicht einer besondern Kirche irgend rechtlich unter
geordnet sein kann. Seine Selbständigkeit und Unab
hängigkeit den verschiedenen Kirchen gegenüber 
ist somit unter dieser Voraussetzung eine voll s t ä nd i g e. 
Er steht nicht innerhalb, sondern auszerhalb einer be
stimmten besondern Kirche, und kann, da er nicht blosz 
eine Form der kirchlichen Gemeinschaft, sondern mehrere, 
anerkennt und billigt, nicht sich irgendwie einer besonders 
unterwerfen. Es ist das vorzugsweise das moderne, ob. 
wohl noch nicht zu voller Klarheit durchgedrungene System. 

Bevor wir aber das Recht des Staats mit Bezug auf die 
Kirche näher betrachten, wird es nöthig sein, noch zwei 
andere Richtungen der neueren Zeit zu erwähnen, welche 
dann mit in Berücksichtigung fallen werden. Nämlich: 
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3. In allen bisher erwähnten Staaten bestand immer 
noch eine nähere Verbindung des Staates mit der Staats
kirche oder mit mehreren Landeskirchen. In Nord
am e I' i k a aber wurde diese Verbindung gelöst und die völ
lige Trennung des Staates und der Kirche zum Princip 
erhoben. Es wurde zum Staatsgrundsatz, dasz "der Con-· 
gresz nie ein Gesetz geben dürfe, wodurch eine Religion zur 
herrschenden erklärt, oder die freie Ausübung einer andern 
verboten werde." 17 Der eigentliche Gedanke der Nordame
rikaner war ursprünglich durchaus nicht der, das Christen
thum für gleichgültig zu erklären, den JUuhamedanismus, 
das Judenthum oder den Unglauben zu fördern, sondern in 
Erinnerung an die kirchlichen Kämpfe und Verfolgungen 
des Mutterlandes der, die gegenseitigen Anfechtungen der 
verschiedenen christlichen Confessionen zu verhindern, und 
die Gestaltung einer Staatskirche unmöglich zu machen. 
Aus Furcht vor einer unerwünschten Einmischung des Staa
tes in kirchliche Dinge, und hinwieder eines verderblichen 
Einflusses zelotischer Kirchen auf den Staat, wollte man 
durch einen scharfen Schnitt die mancherlei Beziehungen 
trennen, durch welche der Staat bisher der Kirche verbun
den war. Du Idun g der verschiedenen religiösen Gemein
schaften schien das Wesentliche. Im Uebrigen wollte man 
jede sich selber überlassen, ohne dasz der Staat sich darum 
bekümmere. 

Indessen stützte man sich auf ein Princip von grösserer 
,Tragweite als man anfänglich übersah. Die Nordamerikaner 
waren .anfänglich nichts weniger als indifferent für das Chri
stenthum, l~ auch die nordamerikanischen Staaten nicht, aber 

17 Zusätze der Verfassung yon 1791. Vgl. Story, Bundesrecht IlI. 
44. §. 265. 

18 Story a. a. 0.: "Wahrscheinlich war ~ur Zeit der Annahme der 
Verfassung die durchgehende, wo nicht die allgemeine lIIeinung in Ame· 
rika, dasz die christliche Religion ,om Staate Ermunterung erhalten soU, 
soweit sich dieses mit den Priyatrechtell des Gewissens und der Freiheit 
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nun wurde die vollständige Trennung der Kirchen vOm Staate 
als Princip ausgesprochen, und somit die Indifferenz des 
Staates für diese, damit aber auch für das Christen
t h um selbst - denn wie wäre Theilnahme an diesem und 
Indifferenz für die christlichen Kirchen vereinbar? - wenn 
auch wider Willen, principiell anerkannt. 19 

4. Indifferenz ist indessen nur die Negation eines 
Verhältnisses des Staates zur Kirche in ihr er Ruh e. Da 
erscheint sie in Form gleichgültiger, theilnahmloser Toleranz. 
Wir haben aber auch die andere Art der Negation stürmi
scher auftreten sehen, die Negation der Leidenschaft, des 
Ha s ses, die Ver f 0 I gun g der christlichen Kirche. In der 
fr a n z ö s i s ch e n Revolution hat sie durch Schlieszung der 
Kirchen, Verbot des christlichen CnHus, Mordung der Prie
ster, Verhöhnung Gottes und jeder sittlichen Ordnung sich 
geoffenbart. Die aus der Indifferenz erklärte Duldung und 
die Verfolgung sind daher nahe verwandt. Negation ist die 
gemeinsame Mutter beider, aber das Phlegma ist der Vater 
jener, der Hasz der Vater dieser. In der Ruhe negirend 
wird der Staat tolerant sein; wird dann seine Leidenschaft 
gereizt, . so wird er unterdrücken. 

religiöser Verehrung vertrage. Ein Versuch, alle Religionen einander gleich 
zu stellen, und es zu einem Gegenstand der Staatspolitik zu machen, 
alle in gänzlicher Gleichgültigkeit zu erhalten, würde allgemeine illisz
billigung wo nicht allgemeinen Unwillen erzeugt haben." 

19 Lange in der angeführten Schrift S. 1: "Die Tren nun g zwischen 
Staat und Kirche ist eine Scheidung, verbunden mit Verkennung, mit 
Entfremdung, mit Abstosz, eine Scheidung für ein permanentes getheiltes 
Bestehen; die Auseinandersetzung ist eine Scheidung beider Institu
tionen in der Gestalt des \Vohlvernehmens unter der Voraussetzung ihrer
ewigen Verwandtschaft und Beziehung. Die Trennung ist mit einem 
\Yorte die Carricatur der Auseinandersetzung, welche zu eiuer der drin
gendsten Forderungen der Zeit geworden ist." 
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Sechstes Capitel. 

Die Rechte des modernen Staates mit Bezug auf die 
Kirche. 

1. Das Recht und die Pflicht, welche aus dem Wesen 
des modernen christlichen Staates der Kirche gegenüuel' 
folgt können wir die Kir c h e n ho h ei t (jus majestatis circa, . 
sacra, kirchliches l\lajest.ätsl'echt) nennen. Wir ver
stehen darunter nur die Hoheit, welche der Staat als ein 
weltliches und sittliches Reich hat und ausübt, und 
scheiden jede Theilnahme an dem Kirchenregimente 
selbst davon aus. Diese Kirchenhoheit kommt somit je dem 
Staate, und gegenüber jeder Kirche zu. 

Indessen haben auch auf diesen Begriff die verschiede· 
nen Grundansichten über das Verhältnisz des Staates zur 
Kirche überhaupt einen gros zen Einflusz geübt, und den 
Rechten des Staates bald engere, bald weitere Gl'änzen an
gewiesen. 

a) Nach dem nord amerikanischen System einer in
differenten Toleranz und der Trennung der Kirche vom Staat 
hat der Staat den kirchlichen Gemeinschaften gegenübel' keine 
andere Stellung noch Rechte, als gegen jede Gesellschaft 
oder Vereinigung zu wissenschaftlichen oder geselligen oder 
wohlthätigen Zwecken. Die Kirchenhoheit löst sich daher 
auf in der allgemeinen Corporationshoheit und der 
polizeilichen Aufsicht über Gesellschaften. Der Be
griff der Kir ehe fällt weg und es gibt in dem Auge des 
Staates nur Religionsgesellschaften. 

b) Die besondere protestantische Lehre Europa's 
pflegte im Gegentheil die I' ein - s ta a tl ich e Kirchenhoheit 
mit kirchlichen Bestandtheilen zu mischen, und auch auf 
das Kirchenregiment selbst auszudehnen. Der Staat 
hat nach derselben nicht blosz zu prüfen, ob die kirchlichen 
Anordnungen nicht der öffentlichen \Vohlfahrt schaden und 
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das Recht verletzen, und demgemäsz zu handeln, sondern 
er soll zugleich beurtheilen, ob dieselben in der religiösen 
Wahrheit begründet und au c h kir c h 1 ich gerechtfertigt 
seien. 1 

c) Die katholische Kirche hat zwar noch einige 
Scheu, das Princip der staatlichen Kirchenhoheit anzuer
kennen und die Folgerungen desselben in vollem Umfange 
zuzugestehen; aber die wichtigsten Anwendungen des Grund
•satzes sind doch in den meisten katholischen Ländern in 
neuerer Zeit ebenfalls ohne Widerspruch der Kirche einge
führt, und das Princip der Kirchenhoheit von den neuern 
Staaten regelmäszig siegreich behauptet worden. 'Venn aber 
die katholische Kirche die Ausdehnung derselben auch auf 
das eigentliche Kirchengebiet mit gröszerer Energie und Er
folg bestreitet, so trifft sie, obwohl sie dabei von dem Stand
punkte ihrer kirchlichen Freiheit und Hoheit ausgeht, dem 
Resultate nach doch zusammen mit dem wahrhaft modernen 
Princip des Staates selbst, welcher. nicht ein bestimmtes 
kirchliches, sondern nur das gemeinsame christliche Bekennt
nisz, daher als solcher keinen Anspruch auf das eigent
liche Kirchenregiment hat. 

d) Diese rein staatliche und nur staatliche Kir
chenhoheit ist aber offenbar das normale Verhältnisz, auf 
dessen Begründung und Herstellung die mancherlei Strebun
gen der neuern Zeit hinleiten. Eine wirkliche Kir che n
ho he i t, nicht eine blosze Gesellschaftshoheit ; denn der 
Gedanke der Indifferenz bezüglich der Kirchen ist aus den 
nämlichen Gründen unhaltbar und verkehrt, aus denen der 
Staat gegen die Religion sich nicht indifferent verhalten kann. 
Wird die Masse der Bevölkerung von einer bestimmten 
kirchlichen Richtung ergriffen, so übt diese Stimmung den 
mächtigsten und nachhaltigsten Einflusz auf die Politik und 
das ganze Dasein des Staates aus. Die innere Verbindung 

t Stahl, Kirchenverf. der Protestanten S. 109. 

ßluntschli, nIlgemeines Stnntsrecht. 11. ~o 
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der Kirche mit dem Staate ist dennoch da, obwohl sie igno
·.rirt wird, und die Interessen und Leidenschaften der reli
. gi ösen oder selbst antireligiösen Parteien in der Bevölkerung 
zwingen sobald sie erregt sind den Staat mit ihren Angele
genheiten sich zu befassen, auch wenn er nicht wollte. "2 

Aber auch eine nur staatliche Kirchenhoheit, nicht zu
gleich ein Stück Kirchenregiment; denn theils erträgt die 
Sonderung des Staates und der Kirche (verschieden von der 
Trennung) und die volle Selbständigkeit beider Organismen • 
die Mischung nicht wohl, theils kann der Staat doch nur 
einer Kirche gegenüber als ein Glied derselben sich geriren, 
und kommt so in eine, nach dieser Seite hin gebundene, 
gegenüber aIldern Kirchen aber feindliche Partei stellung. Im 
Verhältnisz zur katholischen Kirche wäre überdem eine 
solche Ausdehnung der Staatsmacht gar nicht möglich ohne 
ein ernstes Schisma. 

2. Jene staatliche Kirchenhoheit offenbart sich voraus in 
der Anerkennung der christlichen Landeskirchen 
im Gegensatze zur Duldung bloszer Secten oder anderer 
Religi 0 n en. 

Der christliche Staat darf und soll prüfen, ob eine 
christliche Gemeinschaft, eine Kirche, sowohl ihrem orga
nischen Bestande und ihrer historischen Berechtigung nach 
als mit Rücksicht auf ihre religiöse Wirksamkeit auf das 
Volks leben , nicht etwa nur Duldung, sondern v 0 IJ e An
erkennung des Staates ansprechen dürfe, und, wenn er 

2 Sehr gute Bemerkungen darüber von Napol e 0 n siehe bei Thiers, 
hist. du Consulat 1. S. 163. In dem alten Europa hat noch jedesmal eine 
groBze kirchliche Bewegung, gleichviel ob anfanglich die Staatsgewalt 
daran Theil nahm oder nicht, auch grosze politische Folgen gehabt. Die 
Zustände der Kirche in Nordamerika aber sind weder so bewährt noch 
so befriedigend und beruhigend, dasz nicht auch da an den Staat unab
weisbare Forderungen, sich um die kirchlichen Verhältnisse zu beküm
mern, gelangen können. Wie wenig die amerikanische Indifferenz aus
hält, wenn sie ernstlich auf die Probe gestellt wird, sehen wir in der 
Verfolgung der Mormonen VOll ihren alten Sitzen. 
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sich davon überzeugt, diese gewähren. Man kann hier noch 
unterscheiden zwischen Landeskirchen und Dissidenz
kir ehe n. Die ersteren haben alle Bedingungen erfüllt, um 
deren willen der Staat ihnen sein volles Vertrauen zuwen
det, dasz sie christliche Gesinnung und Gesittung in der 
Nation verbreiten und fördern werden, um deren willen er 
zugleich sie mit seinen öffentlichen Mitteln unterstüzt,. mit 
ihnen gemeinsam in manchen Dingen, z. B. im Unterrichts
wesen handelt und ihnen die höchsten Rechte und Ehren 
zugesteht. Den letztern fehlt es dagegen zwar nicht an mo
ralischen Garantien für eille segensreiche christliche Thätig
keit, wohl aber wegen des geringen Anhangs oder aus hi
storischen Gründen an Bedeutung fUr das Land, um ihnen 
alle diese Rechte und Ehren zuzuerkennen. W'enn ihnen 
daher auch volle Freiheit ihres Cultus verliehen wird,. so 
fühlt sich doch der Staat nicht ebenso wie den Landeskir
chen gegenüber bewogen, sie aus seinem Vermögen aus
zustatten, noch mit ihnen zu Rathe zu gehen und gemein
same Sorgen zu pflegen. In Deutschland z. B. werden 
die drei Kirchen, die kat hol i s c he, lu t her i sc h- eva 11

gelische und reformirte, neben einander als Landeskir
chen behandelt, in manchen Ländern aber ist die katho
lische Landeskirche und die protestantische blosze Dissidenz
kirche, in andern umgekehrt. 3 Darüber gebUhrt der freie 
Entscheid: je nach den besondern Verhältnissen, dem Staate, 
und wenn er so mehrere Kirchen anerkennt, so übt er auf 
seinem Gebiete ganz das nämliche Recht, welches schon im 
Mittelalter die katholische Kirche fort während den verschie
denen Staaten und Staatsformen gegenüber ebenfalls geübt 
hat und noch übt. 

Die Kirche sagt: "Ich bin weder monarchisch noch re
publikaniseh, ich vertrage mich mit allen Staatsformen, wenll 
sie nur das religiöse Leben gewähren lassen. 1\fir sind 

V gl. obE'n Cap. 5. HUlldesllagen, deutscher Protestantismus S. 333. 3 
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Monarchist, Aristokrat, Demokrat gleichwerth, wenn sie nUr 
gute Christen und treue Söhne der Kirche sind." Mit dem 
gleichen Rechte kann.der Staat sagen: "Ich bin weder ka
tholisch noch protestantiseh. Die confessionellen Parteien 
kümmern mich nicht, wenn sie nur die Gesetze des Staates 
achten. Die Politik, nicht die Religion ist der Geist meiner 
Wirksamkeit. Katholiken wie Protestanten und selbst anders 
Gläubige sind mir gerecht, wenn sie nur treue Staatsbürger 
sind, und ich stelle mich freundlich zu den verschiedenen 
religiösen Gemeinschaften, insofern sie mein politisches Leben 
nicht verletzen." 

Der Begriff der La n des kir ehe ist somi t verschieden 
von dem der Staatskirche. Jener ist ein rein staatlicher, 
dieser ein Mischbegriff. Jener setzt die Sonderung von Staat 
und Kirche voraus, dieser die Abhängigkeit der Kirche vom 
Staate. Jener verlangt von dem Staate kein confessionelles 
Bekenntnisz, dieser" fordert, dasz der Staat der COllfession 
der Staatskirche angehöre. 

Bietet die kirchliche Gemeinschaft dem Staate auch nicht 
zureichende moralische Garantien, oder ist sie überall noch 
nicht geordnet und zu einer wirklichen selbständigen Kirche 
erwachsen, so hat der Staat keinen Grund, sie weder als 
Landes- noch als Dissidenzkirehe anzuerkennen, sondern er 
gewährt ihr als einer Secte, insofern sie nicht geradezu 
staatsverderblich erscheint, im Interesse der religiösen Be
keLntniszfreiheit, eine Du I dun g, deren Schranken er nach 
Staatsgründen näher bestimmt. In dieser Duldung kann der 
Staat gewöhnlich ohne Gefahr sehr weit gehen, - der Ver
folgungseifer erreicht selten den gewünschten Zweck; - aber 
das Recht darf er nicht aufgeben, dem Wirken unsittlicher 
und rür die Rechtsordnung gefährlicher Secten auch entge
genzutreten, derartige Verbindungen aufzulösen ~ und ihr 
gemeinsames Handeln zu hemmen. 

• Man erinnere sich der Wiedertäufer in "lIfünster. 
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In einem ähnlichen Verhältnisz der Duldung steht der 
Staat zu den nicht-christlichen Religionen, welche 
ein Theil seiner Bewohner bekennt. Je mehr dieselben 
einen sittlichen Gehalt, und je weniger sie eine den mora
lischen Grundlagen des Staates zuwiderlaufende Richtung 
haben, desto umfassender kann auch die Duldung gewährt 
werden und sich der Anerkennung christlicher Kirchen an
nähern. Aber die Zumuthung an den europäisch-christlichen 
Staat, dasz er dieselben mit der nämlichen Zuneigung und 
Liebe umfasse und fördere wie die christliche Kirche, ist 
eine unnatürliche und nur mit dem falschen System einer 
negativen Indifferenz vereinbar. 

3. Der Schut z, den der Staat den Landeskirchen ge
währt, ist umfassender, als der, welcher andern Kirchen 
und Secten ertheilt wird. Der Staat ist der Schirm vogt der 
Landeskirche (jus advocatiae). 

Die Landeskirchen werden als öffen tliche Corpora
tionen anerkannt und oft denselben daher auch öffentliche 
Rechte im Staate, z. B. das der Repräsentation in den 
Kammern, der Betheiligung bei einzelnen Behörden, oder 
ihren Kirchenwürden und Aemtern der Rang und die Rechte 
von Staatswürden und Aemtern beigelegt. Andere kirchliche 
und religiöse Verbindungen erhalten nicht ebenso nothwen
dig die Rechte öffentlicher Corporationen, sondem werden 
häufig wie Privatcorporationen angesehen und behandelt, 
haben somit nur Privatrechte anzusprechen. 5 

Aehnlich verhält es sich mit dem Gottesdienste. Es 
versteht sich, dasz die Landeskirchen in der Begehung ihres 
öffentlichen Gottesdienstes vollständig geschützt werden. 
Der Staat verwehrt hier nicht blosz jede Hemmung und 
Stärung desselben, sondern er nimmt sogar in den bürger
lichen Einrichtungen auf die religiöse Feier achtungs

& Preusz. Landrecht H. 11. §. 17-19, §. 20. Bayerisches Reli
gionsedict §. 28-32. 
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volle Rücksicht. Das Verbot lärmender Arbeit und Belu
stigung, des Marktverkehrs und Kramhandels , und die 
gebotene Schlieszung von 'Wein- oder Bierschenken an Sonn
und Festtagen u. dgl. sind Folgen solcher erhöhter Aner
kennung der Landeskirchen. 6 

Anderen obwohl anerkannten Kirchen dagegen wird 
zwar wieder ein ö ffen) li ch e r Gottesdienst im Innern ihrel: 
Erbauungshäuser verstattet und vor Störung geschirmt, aLer 
es lassen sich eher Besclllänkungen rechtfertigen, wenn es 
sich um Einrichtungen handelt, die auch nach auszen für 
die übrige nicht zu diesen Kirchen gehörige Bevölkerung 
Bezug haben. So z. B. wird kein Glockengeläute, es wer
den keine Processionen auszer der Kirche gestattet. Die re
ligiöse Engherzigkeit früherer Zeit legte auf solche Beschrän-, 
kungen einen groszen 'Werth; der neuern Zeit ist es würdig, 
soweit nicht das bürgerliche Leben hinwieder gestört würde, 

6 Bayerisches Religionsedict §. 80: "Die im Staate bestehenden 
Religionsgesellschaften sind sich wechselseitig gleiche Achtung schuldig; 
gegen deren Versagung kann der obrigkeitliche Schutz aufgerufen werden, 
der nicht verweigert werden darf; dagegen ist aber auch keiner eine Selbst
hülfe erlaubt." §. 82: "Keine Kirchengesellschaft kann verbindlich ge
macht werden, an dem äussern Gottesdienst der andern Antheil zu 
nehmen. Kein Religionstheil ist demnach schuldig, die besondern Feier
tage des andern zu feiern, sondern es soll ihm frei stehen, an solchen 
Tagen sein' Gewerbe und seine Handthierung auszuüben, jedoch ohne 
Störung des Gottesdienstes des andern Theiles, und ohne dasz die Achtung 
dabei verletzt werde, welche nach §. 80 jede Religionsgesellschaft der 
andern bei Ausübung ihrer religiösen Handlungen und Gebräuche schul
dig ist." - Im Einzelnen kommt natürlich viel auf die Bevölkerungsver
hältnisse Rn. In einer vorzugsweise katholischen Stadt wäre es z. B. 
störend, wenn die Protestanten an hohen Festtagen der Katholiken ihr 
bürgerliches Gewerbe öffentlich betrieben wie an Werktagen; in einer Stadt 
dagegen, wo nur eine geringe Zahl von Katholiken sich befindet, keines, 
wegs. Belgische Verf. '§. 15: "Keiner ist gezwungen, auf irgend eine 
Weise an den Handlungen und Feierlichkeiten eines Gottesdienstes Theil zu 
nehmen, oder die Ruhetage desselben zu beobachten." Der Schluszsatz 
geht zu weit in dem Schutze des individuellen Willens und beachtet die 
gemeinsamen Interessen zu wenig, 
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auch in diesen Dingen den verschiedenen Kirchen freien Oul
tus zu verstatten. Aber überspannt wäre das Begehren einer 
solchen Kirche an den Staat, dasz ihre Festtage auch von denen 
beachtet werden müssen, welche nicht zu ihr gehören. 

Beschränkter noch kann der Schutz sein, den der Staat 
nichtchristlichen Religionen und. bIoszen Secten gewährt. 
Aus dem Princip der individuellen Gewissensfreiheit folgt 
noch nicht die Freiheit eines gemeinsamen OuItus. Sowie 
die Individuen aus der Besonderheit ihres Hauses und ihrer 
Familie heraustreten, und sich zu Gen 0 s sen sc haft e n 
(Gesellschaften) Gleichgesinnter verbinden, so hat auch 
der Staat als die höchste Ordnung der äuszern Lebensge
meinschaft eine nähere Veranlassung und ein erhöhtes Recht 
zu prüfen, in welchen Beziehungen jene Genossenschaften 
und ihre Thätigkeit zu den gemeinsamen öffentlichen In
teressen stehen, und demgemäsz zu verfahren. Im Zweifel 
soll er freilich die Freiheit des OuItus achten. Wenn er 
sich aber überzeugt, dasz eine Secte der Existenz und Ruhe 
des Staates - nicht etwa der herrschenden Politik im 
Staate - gefährlich ist, so kann es dem Staate nicht ver
wehrt werden, dieselbe als religiöse Genossenschaft 
nicht zuzulassen oder aufzulösen, oder je nach Um
ständen unter besondere Aufsicht zu stellen und ellger zu 
beschränken. Es lassen sich hier mancherlei Abstufungen 
denken, von dem völligen Verbote bis zur Gestattung des 
freien OnItus, z. B. die Beschränkung des Gottesdienstes der 
Secte auf die Hausandacht der Familien, auf eine gemein
same Gottesverehrung aber nur im Stillen und mit Aus
schlieszung aller Andersgläubigen, die Zulassung des öf
fentlichen OuItus aber ohne dasz den kirchlichen Handlun
gen, z. B. der Taufe, Trauung u. s. f. auch bürgerliche 'Wir
kungen beigelegt werden u. s. f. j 

7 r r eu s z i sc h es Landrecht 1I. Tit. 11. §. 22: .,Einer gedulde
ten Kirchengesellschaft ist die freie Ausübung ihres rrivatgottesdienstes 
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In neuerer Zeit haben einzelne Staaten die Gestattung 
des öffentlichen Gottesdienstes als allgemeine Regel ausge
sprochen, die auch auf nichtchristliehe Religionen und Sec
ten ihre Anwendung finde. 8 Ein ausgedehntes l\lasz von 
Freiheit sagt dem 'VeSE'll des modernen christlichen Staates 
zu, nicht aber völlige Sorglosigkeit und Mangel an Prüfung 
und Unterscheidung. 

4. Die F ö r d er u n g und P fl e g e auch der kirchlichen 
Interessen und Wirksamkeit äuszert sich gegenüber den Lan
d eskirch en 

a) in der Ausstattung und Dotation ihrer äuszern 
" Institute und Bedürfnisse, soweit sie des Staates bedarf, in 

der Erbauung und Ausschmückung der Kirchen, in der Fun
dirung der kirchlichen Aemter, in der Sorge für die Schul
bedürfnisse der Kirche, in der Unterstützung der Mission. 9 

Andere Kirchen haben darauf keinen Anspruch, wenn es 

verstattet." §. 23: "zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zu
sammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die Ausübung 
der ihren Religionsgrundsätzen gemäszen Gebräuche, sowohl in diesen 
Zusammenkünften, als in den Privatwohnungen der Mitglieder." §. 25: 
"Ihr ist nicht gestattet sich der Glocken zu bedienen, oder öffentliche 
Feierlichkeiten auszerhalb der Mauern ihres Versammlungshauses anzn
stellen." Bayer. Edict §. 3: "Sobald mehrere Familien zur Ausübung 
ihrer Religion sich verbinden wollen, so wird jederzeit hiezu die könig
liche Genehmigung erfordert." V gl. Wild a in d. Zeitsch. für deutsches 
Recht XI. S. 235. 

ti BelgiBche Verf. §.14: "Die Freiheit jeder Gottesverehrung (eulte), 
ihrer Ausübung ist zugesichert, mit Vorbehalt der Unterdrückung der 
Vergehungen, welche bei Ausübung dieser Freiheit begangen werden." 
Französische von 1848 §. 7: "Jedermann bekennt frei seine Religion, 
und erhält zur Ausübung seines Cultus von dem Staate einen gleich
mäszigen Schutz." Preuszische §. 12: "Die Freiheit des religiösen Be
kenntnisses, der Vereinigung zu Religionsgesellschaften und der gemein
samen häuslichen und öffentlichen Religionsübungen wird gewähr
leistet. " 

9 Holländisclie Verf. §. 168. Französische von 1848, §. 7: 
"Die Religionsdiener , sowohl für die gegenwärtig vom Gesetz anerkann
ten Cultns als auch für diejenigen, welche in Zukunft anerkannt werden 
sollten, haben das Recht, einen Gehalt ans Staatfonds zn empfangen." 
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schon dem Staate nicht verwehrt ist auch ihnen durch Bei
träge zu Hilfe zu kommen. Der christliche Staat gewährt 
auch fremden Religionen ihr Recht des Bestandes, aber seine 
volle Zuneigung kann sich nur christlichen Kirchen zuwen
den, welche in der Nation zu umfassender und groszer 
Wirksamkeit gelangt sind; 

b) in der Ehre, welche er der Kirche erweist, indem 
er sie in ihren Vorstehern auszeichnet und bei öffentlichen 
Festen zur Theilnahme einladet, und indem er für seine 
staatlichen Einrichtungen die W ei h e der Kirche anspricht. 
\Vo es zu einer gerechten Auseinandersetzung der beiden 
Gebiete gekommen, da befiehlt der Staat nicht mehr die re
ligiöse \Veihe, sondern er ersucht darum, denn diese kann 
von der Kirehe nur aus freiem Herzen gewährt werden, und 
hat nur dann Wahrheit; 

c) in der Zuziehung der Kirche bei gemeinsamen 
Angelegenheiten und Sorgen, zur Mit be rat h u n g und Mi t
wirkung: so voraus mit Bezug auf das Schulwesen iu sei
nen untern und höheren Stufen, bei Anordnungen, die auf 
die öffentliche Moral Bezug haben u. s. f.; 

d) in dem An theii, welcher den Landeskirchen als 
solchen in den organischen Instituten des Staates selbst zur 
\Vahrung ihrer Rechte und Vertretung ihrer Interessen ge
währt wird, wie insbesondere in der Repräsentation. 

Siebentes Capitel. 

Von dem Aufsichtsrecht insbesondere. 

Der Staat und die Kirche sind zwei wesentlich selbstän
dige Körper. Der Staat überschreitet daher seine natürliche 
Gränze, wenn er das Kirchenregiment selbst, wie das aller
dings in den confessionell- protestantischen Staaten in frühe
rer Zeit in weitem Umfange geschehen ist, an die Hand 
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nimmt. Aber er hält sich innerhalb derselben, wenn er 
über die Kirche eine staatliche Oberaufsicht, die wich
tigste Seite seiner Kirchenhoheit, übt. Allerdings bezieht 
sich diese Aufsicht nicht auf die unsichtbare Kirche, als eine 
Gemeinschaft der Heiligen, die der ·Wahrnehmung und dem 
Gebiete des Staates vollständig entrückt ist, wohl aber auf 
die sichtbare Kirche, als eine auf der Erde erschei
nende und wirkende organische Gemeinschaft. Die äuszern 
Dinge sind für die Kirche, obwohl nicht entbehrlich, doch 
immerhin von untergeordnetem Werthe. Aber eben weil 
diese Seite ihres Daseins eine äuszere ist und in mannich
faltige Beziehung tritt zu dem wesentlich äuszern und welt
lichen Reiche des Staates, so kann der Staat nicht vor ihrer 
Erscheinung und äuszern ·Wirksamkeit die Augen ver
schlieszen, sondern ist genöthigt und berechtigt, darüber 
Aufsicht zu üben. Hier besonders thut nun aber eine rich~ 
tige Auseinandersetzung noth, damit jeder Theil in 
dem Genusse der ihm zugehöl'igen Freiheit und Rechte un
verkümmert bleibe. 

1. In rein kirchlichen Dingen des Gewissens und 
GI a u ben s hat sich der Staat als in ein Gebiet, das für 
ihn unzugänglich ist, nicht zu mischen, 1 somit auch keine 
dogmatischen Streitigkeiten zu entscheiden. ·Wenn aber die 
Kirche neue Gesetze, Ordnungen und Bestimmungen in 
Glaubenssachen erläszt, oder in Gewissensangelegenheiten sich 
nicht mit bloszem Rathe begnügt, sondern bindende Vor
schriften trifft, so kann der Staat Kenntnisz verlangen 
von allen solchen Verfügungen, und unter der Vorauszetzung, 
dasz die Staatsordnung durch dieselbe verletzt oder gefähr
det würde, Einhalt thun. 'l Dieses Recht des Staates 

Bayerische Verf. IV. §. 9. 
2 Preuszisches Landrecht 11. 'fit. II. §.33: "Der Staat ist berecl)· 

tigt, von demjenigen, was in den Versammlungen der Kirchengesellschaft 
gelehrt und verhandelt wird, Kenntllisz einzuziehen." §. 118: "Alle 

I 



Sieuentes Capitel. VOll dem Aufsichtsrecht insbesondere. 315 

wurde unter dem Namen des PI ace t (placetum regium) in 
das Staatsrecht eingeführt, aber öfter über Gebühr ausge
dehnt. Schon der Ausdruck ist falsch gewählt, und dabei 
merkwürdigerweise gerade der umgekehrte Irrthum began
gen worden von dem, welcher die königliche positive Sanc
tion in der staatlichen Gesetzgebung zu einem blosz negati
ven Veto verdreht hat. Jenes sogenannte Placet nämlich 
ist, recht verstanden, kein positive~ Recht des Staates, über 
die Kirchlichkeit und Wahrheit der von der Kirchengewalt 
gegebenen Entscheidung zu urtheilen und dieser seine Auto
rität zn verleihen, sondern nur ein negatives Recht der 
Ab weh r solcher kirchlichen Entscheidungen, welche die 
Staatsinteressen beeinträchtigen; ein negatives Recht, dem 
das Misztrauen zu Grunde liegt, es möchte die sichtbare 
Kirche, in welcher auch menschliche Schwächen und Lei
denschaften sich regen, ihre dogmatische Selbständigkeit 
miszurauchen, und in der Ausartung Beschlüsse fassen 
und öffentlich geltend machen, mit denen die vom Staate 
anerkannten Rechte der Individuen sowohl als seine eigene 
Wohlfahrt in 'Widerspruch stehen. Iu der Besorgnisz, dasz 
das Haupt der katholischen Kirche, der Papst, der nicht 
wie die andern kirchlichen Würdenträger in dem Staatsge
biete als Unt.erthan wohnt und der staatlichen Gerichtsbar
keit anheimfäIlt, seine hohe Autorität und günstige Stellung 
leicht so miszbrauchen könne, wurde früherhin von manchen 

päpstlichen Bullen, Breven und alle Verordnungen auswärtiger Obern der 
Geistlichkeit müssen vor ihrer Publication und Vollstreckung dem Staate 
zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt werden." Organisches Gesetz 
des Concordats in Frankreich von 1802, Art. 1: »Aucune bulle, brer, 
rescrit, decret, mandat, provision, signature servant de provision, ni 
autres expeditions de la cour de Rome, meme ne concernant que les par
ticuliers, ne pourront etre regus, publit~s, imprimes, ni autrement mis a 
execution, sans l'autorisation du gouvernement." Bayerisches Religions
cdict §. 57 und 58: »Hiernach dürfen keine Gesetze, Verordnungen oder 
sonstige AnOl·dnungen der Kirchengewalt ohne allerhöchste Einsicht und 
Genehmigung pnblicirt nnd vollzogen werden." 
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europäischen Staaten sogar der ganze amtliche Verkehr 
der einheimischen Geistlichkeit mit dem päpstlichen Stuhle 
gewissermaszen unter polizeiliche Aufsicht gestellt. In neue
rer Zeit dagegen wurde eine solche lästige und überängst
liche Vorsicht öfter nun grundsätzlich verworfen. 3 

Aus der Zulassung freien Verkehrs folgt aber noch 
nicht, dasz die Gesetze und Entscheidungen der Kirchenge
walt der Kenntnisz und Aufsicht des Staates entzogen seien. 
Nur das ist der Gegensatz der neuern Richtung gegen die 
frühere :Maxime des Placet, dasz zunächst der Kirche frei
gegeben wird, was ihr gut erscheint in rein kirchlichen 
Dingen zu verordnen und bekannt zu machen, unter Vorbe
halt, dasz der Staat gegen den wirklich geschehenen 
Miszbrauch einschreite. Die Präventivmaxime wird 
so in das Repressi v system umgeändert. Die Erfüllung dieser 
Umgestaltung des Staatsrechtes erfordert aber im Interesse 
des Staates nun eine nähere Bestimmung dessen, was als 
Miszbrauch nicht zu dulden, beziehungsweise zu bestrafen 
sei; 4 in ähnlicher Weise, wie die Einführung der Presz

3 Belgische Verf. §. 16: "Der Staat hat kein Recht, sich in die 
Ernennung oder Einsetzung der Diener irgend einer Gottesverehrung zu 
mischen oder ihnen den Verkehr mit ihren Obern und die Bekanntmachung 
ihrer Acten zu untersagen; im letztern Falle mit Vorbehalt der gewöhn
lichen Verantwortlichkeit im Betreff der Presse und der Bekanntmachung." 
Holländische §. 170: "Die Vermittelung der Regierung wird nicht ver
langt bei dem brieflichen Verkehr mit den Häuptern der verschiedenen 
kirchlichen Gesellschaften, noch bei Bekanntmachung kirchlicher Vorschrif

- ten, jedoch unter verantwortlicher Befolgung der Gesetze." Preuszische 
§. 16: "Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren Obern ist un
gehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur denjeni
gen Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen 
unterliegen." Oesterr. Coucordat v. 1855 Art. 2: "Der Wechselverkehr 
zwischen den Bischöfen, der Geistlichkeit, dem Volke und dem heiligen 
Stuhl in geistlichen Dingen und kirchlichen Angelegenheiten wird voll
kommen frei sein." 

( Ein sehr beachtenswerther Versuch in dem organischen Gesetz für 
frankreich von 1802 1 §. 6: "lJ y allra recours au conseil d'Etat, 
dans tous les cas il'abus de la part des superieurs et autres personnes 
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freiheit im Gegensatze zu der frühern Censur ein Preszgesetz 
nöthig gemacht hat. Der Gedanke nämlich, dasz schon die 
gewöhnliche Gesetzgebung ausreiche, der in den neuen Ver
fassungen durchschimmert, ist irrig. Die Beziehungen der 
Kirche ~um Staate und der Einflusz jener auf das nationale 
Leben sind viel zu grosz und eigenthümlich, als dasz sie 
schon in den Gesetzen hinreichende Beachtung finden könn
ten, welche nur im Allgemeinen das Recht und die Freiheit 
der Individuen und Gesellschaften näher bestimmen und be
gränzen. Der Staat ist nicht confessionell, sondern christ
lich seinem Wesen nach; die jetzigen Kirchen aber sind 
confessionell. Daher ist es Recht und Pflicht des Staates, 
indem er auf der einen Seite die Freiheit der Kirchen, ihre 
confessionellen Gegensätze auszubilden und beziehungsweise 
dogmatischen Streit zu führen, anerkennt, doch darüber zu 
wachen, dasz die confessionelle Reibung nicht den öffentli
chen Frieden störe, noch die Achtung verletze, die der Staat 
den von ihm anerkannten Kirchen gewährleistet. Es gilt 
das z. B. auch von allgemein eingeführten Katechismen und 
Erbauungsbüchern. Denn offenbar ist es etwas ganz ande
res, wenn ein Individuum in Privatschriften die confessio
nelle Polemik leidenschaftlich schärft, oder wenn die Kir
chengewalt mit einer auf Millionen gewaltig wirkenden 
Autorität den Glaubenshasz stachelnd aufregt. Je gröszer 
die Gefahr für den gemeinen Frieden und die öffentliche 
Wohlfahrt ist, desto rascher und kräftiger musz der Staat 
einschreiten. 

ecclesiastiques. Les cas d'abus sont l'usurpation on l'exces de pouvoir, la 
contravention aux lois et reglements de la republiq ue, l'infraction des regles 
consacrt\es par les canons re(,;us en France, l'attentat aux libel'ws, fran
chises et coutnmes de I'Eglise gallicane, et fout ef1!treprise ou tout procMt! 
qni dans l'exerciee du culte, peut compromcttre l'honneur des citoyens, troub
ler arbitrairement leur cOt/seience, degenerer eontre eux en oppression DU en 
injure, DU en scandale public." Vergl. Foelix in der Revue etrang. et 
franI,;. V. S. 249 11 
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2. Die Verhältnisse des Cultus sind zwar ihrem Wesen 

nach ebenfalls durchaus kir c h li c h, und nicht, wie das 

zuweilen behauptet wird, gemischt. ALer weil sie in 

äuszern Formen des gemeinsamen Lebens sichtbar hervor

treten, so stehen sie 'dem Staatsgebiete näher, und berühren 

dasselbe an mehreren Seiten als die Glaubens- und Gewis

senssaehen im engern Sinne. 


Auch hier soll der Kirche zunächst die freie Selbst
b es ti m m u n g zugestanden und nicht etwa die Anordnung 
darüber dem Staate vorbehalten werden. Aber mehr als in 
jenen andern Beziehungen ist der Staat hier veranlaszt, Auf
sicht zu üben über die Wahrung seiner Interessen. Dahin 
gehören: 

a) die Anordnung kirchlicher Feste, wobei esje
doch von dem Staate abhängt, denselben bürgerliche Wir
kungen mit Bezug auf Einstellung der Arbeiten und des 
Marktverkehrs beizulegen oder nicht; 5 

b) die Bildung religiöser Vereinigungen, Brü
. derschaften u. dgl. zur Ausübung gottesdienstlicher Hand

lungen oder frommer Werke, und die Haltung kirchli 
c her JU iss ion e n. Der Staat kann wohl der Freiheit 
solcher Bildungen weiten Raum lassen, aber nicht auf sein 
Recht der Kenntnisznahme, noch das der Beschrän
k un g, beziehungsweise des Ver bot s, verzichten, wenn 
solche Vereine in einem für die Ehre oder das Recht der 
Bürger oder des Staates und für den öffentlichen Frieden 
und die gute Sitte verderblichen Sinne wirken oder sich 
gebärden: 6 

• Die Gesetzgebung des letzten Jahrhunderts hatte die Tendenz, die 
Einwirkung des Staates auf Bestimmung der Kirchenfest~ möglichst aus· . 

. zudehnen. Preuszisches Landrecht §. 34 und 35. Bayerisches Edict 
§. 76 und 77. 

6 Die Denkschrift der bayerischen Bischöfe von 1851 hat Recht, wenn 
sie die nächste Aufsicht und Controle solcher kirchlicher Vereine für die 
Kirche vindicirt, aber Unrecht, wenn sie dem Stnate jede Aufsicht darüuer 
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c) die Stiftung von Klöstern und die Begründung 
kir c h li c her 0 r den, sowie bie Genehmigung ihrer· Statu
ten und Beaufsichtigung ihres kirchlichen Lebens ist zwar 
zunächst wieder eine Angelegenheit der Kirch e, und es ist 
nicht zu läugnen, dasz in den letzten Jahrhunderten die 
Staaten Europa's oft willkürlich und eigennützig in die
selbe eingegriffen und häufig die Schwäche und Gebrechen 
der Klöster und Orden' benutzt haben, nicht um dieselben 
zu bessern, sondern um sie ihres VermögelJs zu berauben. 
Aber nichtsdestoweniger legen auf der andern Seite auch 
historisehe Erfahrungen dem, S ta a t e die staatliche Pflicht 
an's Herz, sich seines Aufsichtsrechtes nicht zu bege
ben, sondern darüber sorgfältig zu wachen, thei1s dasz die 
individuelle Freiheit der :Menschen nicht klösterlichen Ge
lübden und Ordnungen hingeopfert werde, theils dasz nicht 
einzelne Klöster oder Orden das benachbarte Grundeigen
thum im Uebermasz dem lebendigen Verkehr entziehen und 
fi'lr die todte Hand erwerben, theils dasz sie nicht in einem 
staatsfeindlichen Sinne ihr Dasein bethätigen. Als staats
feindlich darf der moderne christliche Staat aber wohl Orden 
bezeichnen, welche durch ihre Lehre und Wirksamkeit den 
Staat unter die mittelalterliche Oberherrschaft der Kirche 
zurücktreiben oder in ihrem confessionellen Eifer den Frieden 
der Confessionen bedrohen. Fühlt sich der Staat stark und 
mächtig, so mag er auch solche gährende Elemente wohl 
ertragen, und die übertriebene Jesuitenfurcht, die wir in 
unsern Ta&,en wieder erlebt haben, macht eher den Ein
druck von Zaghaftigkeit und Schwäche, als von klarem 
Rechtsbewusztsein des Staates. Aber das Recht hat der Staat 
allerdings, eine Gemeinschaft, welche sich als unverträglich 

versagen will. Auch wenn jene z. B. die öffentlichen Geiszelungen der 
Geiszelbrüderschaften gut heiszen würde, thäte der Staat doch wohl und 
recht, derlei Scandal nicht zu dulden. Vergl. Bayerisches Edict §. 76 b, c. 
Oesterreich. Concordat Art. 28. 
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mit seiner \Vohlfahrt und seinem Recht erweist, auszu
stoszen oder aufzulösen. Sie kann sogar ein aufopfernder 
Diener der (confessionellen) Kirche und doch ein Feind 
des Staates sein, die Zuneigung· jener verdienen und für 
diesen unausstehlich werden. Nicht die kirchliche Einrich
tung und Form solcher Corporationen hat oer Staat zu ord
nen oder mit zu bestimmen, aber er hat sein Recht auch in 
solchen Fällen zu wahren, wo die Thätigkeit jener im Na
men der kirchlichen Interessen geschieht. 7 

3. Die Verfassung der Kirche zu bestimmen ist in 
erster Linie wieder Sache und Recht der Kirche selbst und 
nicht mehr des Staates, wenn sich dieser aus der Beschränkt
heit des Confessionalismus erhoben hat. Aber öffentliche 
Autorität und Geltung kann die Kirchenverfassung innerhalb 
des Staates nur erhalten, wenn der Staat dieselbe an er· 
k e n n t, beziehungsweise somit die Aenderung derselben 
seinerseits gut heiszt, oder - da auch in dieser Hin
sicht es nicht Aufgabe des Staates ist, die positiv kirchliche 
\Vünschbarkeit der Aenderung zu prüfen, sondern sich auf 
die Frage zu beschränken, ob und inwiefern dieselbe dem 
geltenden Rechte widerspreche und die öffentliche Wohlfahrt 
bedrohe - nach vorheriger Prüfung nicht sein staatliches 
V e t 0 dagegen einlegt. Umwandlung des zuweilen etwas 
gespannten Placet, in welchem oft noch ein Stück Kirchen
regiment verborgen ist, in ein staatliches Recht vorheriger 
Prüfung und des Veto (non displicet) scheint dem natür
lichen Verhältnisse beider Organismen am ehesten zuzusagen. 

4. Der Kirche kann wiederum das Recht aus natürlichen 
Gründen nicht bestritten werden, ihre Organe, die Beam ten 
und Diener der Kirche, selbständig zu ernennen; 

7. Sogar das österreichische Concordat Art. 28, welches den Bischö· 
fen die Freiheit zusichert, geistliche Orden und Congregationen einzuführen, 
fügt doch die beschränkende Anweisung bei: "Doch werden sie sich hier
über mit der kaiserlichen Regierung ins Einvernehmen setzen." 
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.Jünn sollen diese ihr angehören und ihr dienen, so müssen 
sie auch von ihrem Geiste erfüllt und nicht von einer frem
den Macht gewissermaszen als fremde Glieder an ihren Kör
per geheftet worden sein. Die blosz allgemeip.en Vorbedin
gungen der kirchlichen Weihen entscheiden noch nicht; auch 
unter den im Allgemeinen Fähigen den rechten Mann für 
die rechte Stelle zu finden, kommt voraus dem Körper zu, 
zu welchem diese gehört und dessen Bedürfnissen sie dient. 
Aber bei der engen und nothwendigen 'Vechselbeziehung des 
Staates und der Kirche, und da die Beamten der anerkann
ten· Kirchen zugleich das Recht und den Rang von Staats
beamten erhalten und im Staate eine erhöhte Autorität uud 
Bedeutung haben, so ziemt es der Kirche, keinen Personen 
kirchliche Aemter anzuvertrauen, welche nicht zugleich 
dem Staate genehm sind,8 und mag der Staat fordern, 
dasz ihm vor der wirklichen Einsetzung in das Amt die Er
wählten zur Gutheiszung präsentirt werden. Das histo
rische Recht der europäischen Staaten ist sehr reich an man
cherlei lUodificationen dieser Grundsätze. Häufig wird dem 
Staate das positive Recht der Wahl selbst zugestanden, und 
für die Kirche nur das Recht der Prüfung und der Erthei
lung der kirchlichen Weihen oder Ordination vorbehalten; 
zuweilen aber auch von Seite der Kirche völlig freie Be
setzung ihrer Aemter ohne Genehmheiszung des Staates 
geübt oder gefordert. In jenen Zuständen ist noch viel con
fessionelle Beimischung wahrzunehmen, welche allmählich 
ausgeschieden werden musz, wenn die Kirche zu ihrer vollen 
Freiheit und der Staat zu seinem wahren Rechte gelangen 
soll; diese Begehren gerathen im Gegentheil mit den engen 
Beziehungen in ·Widerspruch, in welchen die Landeskirche 
zum Staate steht. 

8 Das canonische Recht hat in diesem Sinne den Begriff der pl'rsollae 
Hgi gratae.aufgebracht. Der Staat hat dabei indessen nur staatliche Rück
sichten zu nehmen. 

III u n ts chi i, allgemeines Stantsrcl'ht. 11. 21 

http:allgemeip.en
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5. Alle eigentliche G eri c h t s ge w alt, das Schwert und 
der Scepter der Gerechtigkeit auf Erden, ist ihrer Natur 
nach staatlich, und kann daher nur vom Staate abge
leitet werden. Nur die religiöse Zucht, welche sich 
durch die Stimme des Gewissens Geltung verschafft" und 
das Masz von innerer Disciplin, welches jedem organi
schen Körper zu seiner Ordnung nöthig ist, gehührt schon 
von Rechtes wegen der Kirche. In "diesen Dingen hat der 
Staat daher das unveräuszerliche Recht, die Gerichtsbar
k ei t der Kir ehe zu regeln, zu ändern, zu beschränken 
oder ganz aufzuheben, soweit dieselbe nicht den Charakter 
einer freiwilligen und schiedsrichterlichen an sich 
trägt. Der moderne Staat hat das erkannt und vielfach ge
übt,9 und die religiöse Bedeutung der Kirche hat an Rein
heit eher gewonnen, seitdem die zwingende Strafgewalt der 
Kirche beschränkt, und auch die Geistlichen den weltlichen 
Gerichten unterworfen worden sind. 

Die ursprünglichen Pönitenzen der katholischen 
Kirche hatten noch ganz den Charakter der Zucht, und be
ruhten auf freiwilliger und reuevoller Büszung der Sünde, 
sie waren nicht Strafe für ein Vergehen. Auch der Kir
ch en ban n (die excommunicatio) , allerdings eine ursprüng
liche Institution des Christenthums, ist erst zu der Zeit zu 
einer Strafe geworden, als der Staat in eine unwürdige Ab
hängigll:eit von der Kirche gerathen war. So lange derselbe 
nur entweder Versagung kirchlicher Heil- und Segensmittel, 
oder Ausschlieszung der Einzelnen aus der Gemeinschaft der 
Kirche ist, so ist das eine dem Wesen nach durchaus kirch
liche Sache, und keineswegs Handhabung der strafenden Ge
rechtigkeit; denn wie sollte die Kirche nicht selber prüfen 

9 Kaiser Friederich IL hat auch darin die moderne Idee anticipirt, 
dasz er zuerst wieder für den Süden Italiens durch seine Gesetze den 
Klerus in Strafsachen und bürgerlichen Streitigkeiten der weltlichen Ge
richtsbarkeit unterwarf. Raumer Gesch. d. Hohenstaufen IV. S. 474. 
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und frei bestimmen, wer ihres Segens würdig und bedürftig 
sei, und wie genöthigt werden, Individuen als ihre Glieder 
anzusehen, welche die Gemeinschaft mit ihr zerrissen haben? 
Die grosze mittelbare Einwirkung, welche eine solche Aus
schlieszung auf das ganze übrige Leben des Gebannten äuszert, 
mag freilich den Staat bewegen, eine gewisse Controle zum 
Schutze der individuellen Rechte eintreten zu lassen, und 
ihr eigenes Interesse wird die Kirche dahin leiten, nicht 
wegen geringfügiger Ursachen noch aus vorübergehenden 
Gründen den Bann zu verhängen; aber eine wahre Ausein
andersetzung des beiderseitigen Gebietes wird doch diesen 
zunächst der Kirche anheimstellen. Ebenso gebührt der 
Kirche wie jedem Organismus eine Disciplinargewalt über 
ihre Beamten und Diener. Erweisen diese sich als untaug
lich für das Amt oder den Dienst, so musz sie die Macht 
haben, dieselben zu entfernen, und durch andere Personen 
für ihre Bedürfnisse zu sorgen. Gegen möglichen Miszbrauch 
solcher Gewalt zur Unterdrückung und Schädigung der In
dividuen mag der Staat wohl eine controlirende Aufsicht an
ordnen und üben, sei es indern er von der Einstellung und 
Entlassung von Kirchenbeamten aus kirchlichen Motiven je
derzeit Kenntnisz nimmt und sich die staatliche Prüfung und 
Gutheiszung vorbehält, sei es indern er den BetheiIigten ver
stattet, ihre Beschwerden ihm vorzulegen und seinen Schutz 
anzurufen. 10 

6. Für die Erziehung und Schulbildung des Kle
rus unterstützt der Staat hinwieder die Landeskirchen durch 
seine Anstalten oder durch Ausstattung der ihrigen. Dasz 
auch die staatlichen Schulanstalten , deren Bestimmung es 
ist, für die Kirche einen tüchtigen Nachwuclls von Geistli
chen zu bilden; den Geist der Kirche in sieh aufnehmen, 
und nur solchen Lehrern der religiöse und kircllliche Unter
richt an denselben anvertraut werde, welche den Glauben 

tO Vgl. Dayerisches Edict §. 51,54. 
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der Kirche treu bekennen, darauf hat die Kirche ein natür
liches Recht. Besitzt sie aber eigene Anstalten für diesen 
Zweck, Priesterseminare, so hat auch der Staat ein 
Recht darüber 'zu wachen, und dafür zu sorgen, dasz die 
für den Kirchendienst bestimmte Jugend auch in Harmonie 
mit dem Staate, und nicht blosz zu guten Geistlichen, son
dern auch zu tüchtigen Staatsbürgern erzogen werde, 
dasz sie somit auch in weltlicher 'Vissenschaft nicht 
roh und unerfahren bleibe. Die rein klerikale Erziehung, 
wie sie gegenwärtig von den katholischen Bischöfen fast 
überall angestrebt wird,l1 entfremdet den nachwachsenden 
Klerus immer mehr der Welt, und nimmt ihm das Verständ
nisz für ihre geistigen Bedürfnisse und für die Fortschritte 
ihrer 9ivilisation. Dadurch verliert er aber an Achtung und 
Einflusz mehl', als die ihn leiten, durch die gesteigerte Füg
samkeit desselben gewinnen können. 

7. Das Kirchengut gehört nicht dem Staate, sondern 
der Kirche. Dieser ist es gegeben und für sie dauernd be
stimmt worden. Aber wenn auch der Staat mit Recht kein 
Eigenthum daran ansprechen, noch dasselbe für seine Zwecke 
verwenden darf, so kann dagegen die Frage, ob auch der 
Kirche die völlig freie Verwaltung der Kirchengüter zustehe, 
oder ob besser der Staat dieselben zu Gunsten der Kirche 

. in seine vormundschaftliche Hand nehme, gar wohl je in 
verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen Umständen 
auch verschieden beantwortet werden. Die katholische Kirche 
hat von jeher auf ihre selbständige Verwaltung einen gros zen 
Werth gelegt, und sich nur ungerne den Beschränkungen 
und der Aufsicht unterzogen, die der Staat in den letzten 
Zeiten auch über diese Güter zu verhängen für nöthig erach
tet hat. Die protestantische Kirche dagegen hat von Anfang 
an die Sorge für ihre zeitlichen Güter unbedenklich dem 
Staate überlassen und sich in eine oft demüthige Stellung 

!t Vgl. Oesterr. Conc. Art. 17. 
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zu schicken gesucht. Unserer Zeit dürfte die SeI bs t än
digkeit der Kirche in Verwaltung und Verwendung des 
Kirchengutes, verbunden mit der nöthigen Oberaufsicht 
des Staates, durch welche die äuszere Ordnung der Ver
waltung, die Erhaltung des Vermögens überwacht, und einer 
ungebührlichen Verwendung für fremdartige Zwecke gewehrt 
wird, am ehesten zusagen. 12 

8. Es gibt einzelne Lebensverhältnisse, wie die ö ffen t
liehe Erziehung und Schulbildung der Jugend, und 
wie die Ehe der Erwachsenen, welche sowohl zum Staate 
als zur Kirche eine nahe Beziehung haben, und auf welche 
daher das Recht des Staates und die Sorge der Kirche 
zugleich sich erstreckt. In diesen Verhältnissen ist eine rich
tige Auseinandersetzung besonders schwierig, und wäre eine 
absolute Trennung verderblich; denn auf organisches' und 
friedliches Zusammenwirken kommt hier Alles an. Von der 
Schule wird im Verfolge besonders die Rede sein; die Ehe 
wurde früher schon besprochen. 13 Das Rech tin diesen 
Dingen zu ordnen und zu handhaben ist vorzugsweise des 
Staates Sache, 14 aufdie moralische und religiöse Rein
heit derselben hinzuwirken die der Kirche. 

9. Zuweilen mit dem Oberaufsichtsrecht des Staates ver-' 
bunden, zuweilen davon unterschieden wird das sogenannte 
Reformationsrecht des Staates (jus reformandi). Der 

'2 Oesterreichische Grundrechte von 1849, §. 2: "Jede gesetzlich 
anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat das Recht der gemein
samen öffentlichen Religionsübung , ordnet und verwaltet ihre Angelegen
heiten selbständig, bleibt im Besitze und Genusse der für ihre CuHus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke uestimmten Anstalten, Stiftungen 
und Fonde, ist aber wie jede Gesellschaft den allgemeinen Staatsgesetzen 
unterworfen." Das 0 e s te r r. Concordat gewährt Art. 30 der Kirche die 
Selbstverwaltung ihrer Güter. Preuezische Verf. §. 15. 

•3 Buch 11. Cap. 17, besonders S. 156. 
14 Zw i n g I i verwarf schon alle kirchliche Gerichtsbarkeit: "Alles 

so der geistlich staat im zugehören rech tes und re c h te s s ch ir m es 
hai b fürgibt, gehöret den w e I tl ich e n zu, ob sy christen syn wellind." 
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Ausdruck kam im XVI. Jahrhundert in den Zeiten der Kir
chenreform auf, und vorzüglich die Protestanten dehnten den 
Begriff zu Gunstender Staatsmacht sehr weit aus, offen
bar von dem damaligen Interesse geleitet, ihre reformiren
den Tendenzen auch gegen den Willen der altkirchlichen 
Hierarchie mit Hülfe und unter der Autorität des Staates 
durchzusetzen. 15 Aber auch die im KathoIicismus verhar
renden Staaten behaupteten damals, obwohl in beschränkte
rem Sinne, eill solches Recht. 16 Beide betrachteten das 
Recht des Staates zur Reform indessen nur gewissermaszen 
als ein s u bsi d i äres, wenn die ordentliche Kirchengewalt 
nicht selbst die l\1iszbräuche abschaffte, nicht von sich aus 
die nöthigen Reformen einführe. Erst die spätere 
absolutere Staatsdoctrin suchte das Ausnahmsrecht in ein 
Regelrecht umzuwandeln und dasselbe als das Wesen der 

I~ Vergl. Eichhorn, Kirchenrecht I. S. 245 und 551. Luther an 
den christlichen Adel: "Darumb wo es Noth fordert und der.Babst ärger
lich der Christenheit ist, soU dazu thun wer am ersten kann als 
ein getre~ Glied des ganzen Körpers, dasz ein recht frei Concilium werde, 
welches niemand sowohl vermag als das weltlich Schwert, sonder
lich dieweil sie nun alle l\1itchristen sind, l\Iitpriester, mitgeistlich , mit
mächtig in allen Dingen, und ~ollen ihr Amt und Werk, das sie von Gott 
haben übel' jedermann, lassen frei gehen wo es noth und nütz ist zu 
gehen." lJIelanchthon loci, p. 641: "pertinere emendationem Ecclesiarum 
ad Magistratus ofIicium praescrtim cessantibus Episcopis aut adversantibus 
Evangelio. Quod enim aliqni dicunt: magistratum profan um non esse jn
dicem controversiarnm de dogmatibns, vera et explicata responsio est: 
Ecclesiam esse judicem et sequi normam Evangelii in judicando. Cum 
autem magistratns pins vere sit membrum Ecclesiae, judicet et ipse cum 
aliis piis et eruditis juxta normam quam dixi." Vergl. Stahl, Kirchen
fassung der Protestanten, S. 7. 

16 Die schweizerischen katholischen Orte sprachen sich darüber in dem 
Mandat vom Glauben von 1524 ausführlich aus, und bl'gründeten ihr Ein· 
schreiten damit, "dasz die geistliche Obrigkeit in jenen Sorgen und Nötherr 
schweige und schlafe." Vgl. meine Geschichte des schweizerischen Uun
desrechts I. S. 311 ff. Die wiederholten Fordernngen der Kaiser im fiinf
zehnten und sechzehnten Jahrhnndel·t, dasz durch Concilien die lHisz
bräuche abgeschafft und die Reform der Kirche von innen heraus ,'orge
nommen werde, beruhten auf einer ähnlichen ·Anffassnng der Lage, 
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staatlichen Hoheit über die Kirche auszugeben, d. h. im 
letzten Grunde darauf die volle Herrschaft des Staates 
über die Kirche zu gründen. 

Das eigentliche und ursprüngliche Reformationsrecht 
kommt der Kirche selber zu, und zwar in ausgedehnterem 
Sinne als dem Staat. 'Wir verstehen darunter dann theils 
das Recht und die Pflicht, Schaden und· Gebrechen, Misz
bräuche, Entstellungen, die sich im Laufe der Zeit einge
stellt, wieder reinigend zu entfernen, theils das positive 
Recht, ihrer natürlichen Entwicklung gemäsz fortzuschreiten 
zu höherer Vollkommenheit. Der Staat ist dabei nur mi t
te 1 b ar betheiligt und berechtigt, und zwar der christliche 
Staat nicht als confessionelles Glied einer Landeskirche, SOIl

dern um des Zusammenhangs willen zwischen seiner sittli
chen ·Wohlfahrt mit der Gesundheit der Kirche Ijld insofern . 
er überhaupt auch andern corporativen Gemeinschaften ge
genüber befugt ist, gegen Miszbräuche, die allgemeinen 
Schaden bringen, einzuschreiten. \Venn die Kirche ihre Pflicht 
versäumt, und das Verderben auch das Recht und die 'Vohl
fahrt des Staates stört und beunruhigt, dann darf dieser hem
mend und mahnend einschreiten. 'Venn die Kirche schläft 
oder versinkt, dann soll er sie wecken und halten. Er ver
drängt sie nicht und tritt nicht an ihre Stelle; aber so weit 
seine sittliche und rechtliche Macht reicht, so weit sucht er 
auf ihre Heilung einzuwirken. 

Anmerkung. Eine der auffälligsten Erscheinungen unserer Zeit ist 
das Concordat, welches unterm 18. Aug. 1855 zwischen dem Papste 
Pius IX. und dem Kaiser von Oesterreich, Franz Joseph, über 
die Verhältnisse der katholischen Kirche zum Staate Oesterreich abge. 
schlossen worden ist. Sie ist um so auffallender, als sie mit der politi
schen Strömung unserer Zeit in einem seltsamen Widerspruch steht. In 
einer wichtigen Beziehung zwar ist das Concordat in Uebereinstimmung 
mit der Zeitrichtung , insofern nämlich als es die Sonderung der kirch
lichen und der staatlichen Institutionen und Rechte fOrdern will, und auch 
der Kirche in ihrem Gebiete freie Bewegung zu verschaffen verspricht. 
Allenthalben drängt der Geist der Zeit zu solcher Ausscheidung und 
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überall verlangt er nach freier Entwicklung des besondern Wesens. Aber 
wenn es wahr ist, wie wir aus unsern und fremden Beobachtungen 
schlieszen dürfen, dasz die europäischen Völker seit einiger Zeit wieder 
religiöser geworden sind, so ist es sicher nicht minder wahr, dasz das 
politische Bewusztsein noch mehr fortgeschritten ist, dasz eine Unterord· 
nung des Staates unter die Kirche, die man im Princip früher leichter 
getragen hat, heute völlig unnatürlich und unerträglich erscheint, und 
dasz eine Erneuerung der klerikalen Herrschaft der Mitwelt aufs äuszerste 
verhaszt ist. Der Versuch dazu müszte zu heftigen Gegenstöszen reizen. 
Die Dämonen der Revolution werden durch die kirchlichen Bannstrahlen 
nicht mehr getödtet, sondern entzündet und die politische Gährung wird 
durch den kirchlichen Druck nicht unterdrückt, sondern gereizt und 
gesteigert. 

Die Concordate sind dem öffentlichen Rechte angehörige Verträge 
zwischen dem Staat und der Kirche, als zwei selbständigen 1Ilächten, und 
diese Form ist daher für beide Contrahenten würdig und passend, um 
ihre wechselseitigen Verhältnisse für beide verbindlich zu regeln. Eine 
gewisse Gleichheit der Stellung, eben die wechselseitig anerkannte Per
sönlichkeit der Vertragsparteien wird naturgemäsz bei Abschlieszung eines 

• Vertrages volusgesetzt, und es scheint sich von selbst zu verstehen, dasz 
dabei der Staat seine Existenz wahre wie die Kirche die ihrige, und dasz 
in jedem derartigen Vertrage die Staatsprincipien klar und energisch, 
wie es der Majestät und dem politischen Bewusztsein des modernen Staates 
gebührt, neben den kirchlichen Grundsätzen ausgesprochen werden. 
Wenn aber schon in den bisherigen Concordaten, ungeachtet im XIX. Jahr
llUndert der Staat viel mächtiger ist als die Kirche, der kirchliche Stand
punkt vorzugsweise beachtet worden ist, so tritt diese kirchliche Einsei
tigkeit in dem österreichischen Concordat noch greller hervor, als in 
irgend einern andern. 1Ilan sieht es in der Sprache und in dem Inhalt, 
dasz dasselbe nicht zwischen Staatsmännern und Kirchenmännern, sondern 
zwischen Kirchenmännern und Kirchenmännern, von denen die einen für 
den Staat bevollmächtigt waren, verhandelt und formulirt worden ist. 
Das kanonische Recht ist der gemeinsame Boden, auf dem sie stehen, 
das Staa tsrech t ist ganz auszerhalb des Concordats. Die ki rc h en rech t
lichen Grundsätze werden ausschlieszlich beachtet und proklamirt, die 
Staatsprincipien höchstens durch Stillschweigen vorbehalten. Selbst wo 
die kirchlichen Anordnungen des Concils von Trient mit Rücksicht auf uralte 
staatliche Rechte einige Modifikationen erdulden müssen - wie bezüglich 
der weltlichen Gerichtsbarkeit auch über Geistliche - werden dieselben 
nur wie eine vorübergehende Concession des päpstlichen Stuhls an die Zeit
verhältnisse zugestanden oder wie eine Vergünstigung von Seite der Kirche 
bewilligt. Vergeblich sucht man in dem Concordat nach einer Spur von 
Staatsbewusztsein und Staatshoheit. Ein geistiges Hochgefühl ist nur in 
dem Ausdruck der Kirche zu finnen. Man wird naher bei Lesung dieses 
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Dokumentes unwillkürlich an jene mittelalterliche Vorstellung erinnert, 
dasz die Kirche das Reich des Geistes, der Staat nur das Reich des Leibes 
sei. So sehr herrscht darin der kirchliche Geist vor. 

Diese Erscheinung wird noch unbegreiflicher, wenn man sich erinnert, 
dasz seit den Tagen der Kaiserin lIfaria Theresia in den Fürsten und 
Völkern Oesterreichs das staatliche Bewusztsein auch der Kirche und den 
kirchlichen Doktrinen gegenüber lebhaft erwacht ist, und nur darin finden 
wir einigen historischen Anhalt für ihre Erklärung, dasz die negativ ge
reizte und radikale Unterwerfung der Kirche unter eine aufgeklärte Des
potie, wie wir sie in der Zeit Josephs H. erfahren haben, zu einer kirclI
lichen Reaktion den Grund gelegt, sowie dasz die allgemeine Empörung 
der Revolution von 1848 gegen alle hergebrachte Autorität, nach dem 
Siege über die Revolution zu einem neuen Triumph der Kirchenautoritiit 
Veranlassung gf.'geben und gereizt hat. 

Am wenigsten erträgt aber Deutschland eine einseitig-confes
sionelle Politik. Jedermann zwar begreift, dasz Oesterreich um seiner 
historischen Stellung wiilen und mit Rücksicht auf die grosze 1I1ehrheit seiner 
Bevölkerung ein erhöhtes Interesse nimmt an der katholischen Confession, 
so wie man es versteht, dasz Preuszen in confessioneller Beziehung vor
züglich die deutsche Schutzmacht des Protestantismus ist. Aber da die 
Erfahrungen und die Leiden dreier Jahrhunderte erwiesen haben, dasz 
keine der beiden groszen Confessionen die andere in Deutschland zu 
überwinden vermag, vielmehr beide einander friedlich bestehen lassen 
müssen, so ist es zugleich klar geworden, dasz eine einseitig confessionelle 
Politik jederzeit den Widerspruch von mindestens der andern Hälfte der 
deutschen Nation hervorruft, und indem sie Deutschland entzweit und 
seine Kraft lähmt, eine durchaus undeutsche Politik sei. Deutschland 
läszt sich wed er k a tho li sch no c h pro tes ta n ti sch regieren. Nur 
die Politik darf als eine wahrhaft d e u t 8 eh e Anerkennung fordern und 
\Virkung hoffen, welche von keiner besondern Confession befangen, einen 
gemeinsam-nationalen oder humanen Standpunkt nimmt, von dem aus sie 
den verschiedenen Confessionen gerecht wird, und den confessionellen 
Frieden Aller schützt. Das ist aber der Standpunkt des modernen 
Staates, der selbständig nicht innerhalb sondern auszer der Kirche steht, 
und daher von sich aus nach staatlichen Principien die Rechte der In
dividuen wie der kirchlichen Gemeinschaften erkennt und ordnet. 

Achtes Capitel. 

Der Staat im Verhältnisz zur 'Wissenschaft und Kunst. 

1. Die Beziehung des Staates zur 'Wissenschaft ist, eine 
engere als die zur Religion, aber wiederum nur mittelbar. 
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Zwar gibt es Staaten, welche geradezu die 'Wissenschaft als 
Staatssache erklärt und eine S taat s w iss e n s c haft in spe
cifischem Sinne geordnet haben. Am entschiedensten ist 
diese Richtung wohl in Oh i n a zu Tage getreten. Der Kai
ser des himmlischen Reiches der J\litte wird auch als die 
Oentralmacht und höchste Autorität der Wissenschaft ver
ehrt; und wie die übrigen öffentlichen Organe, so sind auch 
die Gelehrten und 'Wissenden von Staats wegen classificirt 
und in zahlreichen Abstufungen über- und untergeordnet. 
In den angewiesenen Geleisen und Schranken geht die wis
senschaftliche Thätigkeit einen steifen und abgemessenen 
Gang, und Abweichungen geIten als Vergehen wider den 
Staat. Aber diese Zwangsjacke ist der Natur der Wissenschaft 
zuwider und läszt sich aus dem Rechte des Staates nimmer
mehr begründen. Zu mancherlei äuszern Fertigkeiten und 
abgeschliffenen Feinheiten kann es solche Staatswissenschaft 
wohl bringen; die tiefere Erfassung der Philosophie und der 
freie Blick in die Geschichte bleiben ihr verwehrt. Der 
menschliche Geist, welcher zu höherer Erkenntnisz der Wahr
heit empordringen will, bedarf der individuellen Frei
hei t, die ihm Schwungkraft verleiht. Diese ist nicht ein 
Geschenk noch ein Gebot des Staates, sie ist ihm angebo
ren als eine Gabe Gottes. 

Die Wissenschaft ist auch nicht eine Thätigkeit und Of
fenbarung des Staates, sie ist die Frucht der Arbeiten, welche 
der unsterbliche Geist der Individuen von sich aus, getrie
ben von dem Durste nach 'Wahrheit und im I3ewusztsein 
seiner Abstammung von Gott, der Quelle und Erfüllung 
aller 'Vahrheit, freien l\Iuthes unternimmt. Dem Staate kann, 
daher auf diesem Gebiete so wenig als auf dem der Reli
gion Her r s c haft zukommen. Der Staat hat keine Macht 
und kein Recht, den Inhalt der 'Vissenschaft zu bestimmen, 
noch die mancherlei Wege, auf denen der Geist der Indivi
duen sich der 'Vahrheit zu nähem versucht, abzusperren. 
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Freiheit der individuellen Wissenschaft ist somit 
ein göttliches Grundgesetz, das der Staat zu achten die Pflicht 
hat. 1 

2. In andern Staaten ist schon oft für die Wissenschaft 
das System der Indifferenz des Staates behauptet und em
pfohlen worden. Es ist auch nicht haltbar. Der moderne 
Staat verdankt der aus der Gebundenheit des Mittelalters 
herausgetretenen frei gewordenen 'Vissensehaft zu gutem 
Theile sein eigenes erhobenes Bewusztsein und seine :Macht; 
und wenn auch die groszen :Massen der Bevölkerung weni
ger Antheil nehmen an der wissenschaftlichen Arbeit, und 
weniger empfänglich sind für ihre Erzeugnisse, so werden 
doch die gebildeteren, auch an der Staatsleitung näher be
theiligten Stände von den Bewegung!'ln der Wissenschaft ge
hoben und getragen, und selbst die Menge wird mittelbar' 
vOn dem Anstosz der 'Wissenschaft getrieben und erfährt 
zahlreiche Wirkungen ihrer Thätigkeit in ihrem gemeinsa
men Leben. Wie sollte daher der Staat, was für ihn und 
die Nation so wichtig ist, iglloriren dürfen? 

3. Der Staat hat somit eine dringende Veranlassung die 
'Vissensehaft zu be ach te n, ihre Fortschritte zu u nt e 1'

stützen, sie zu pflegen. Während des Mittelalters hatte 
die Ki reh e diese Aufgabe übernommen. Die wissenschaft
lichen Anstalten wurden grösztentheils von ihr gestiftet. Die 
l\Iänner der Kirche waren es vorzüglich, welche wissen
schaftliche "\Verke ausführten und wissenschaftliche Kennt
nisse verbreiteten. Auch die Schule war ihrer Sorge an
heimgegeben. Aber so grosze Verdienste sie sich immer
hin dafür erworben hat, die volle Freiheit und Entfaltung 
der Wissenschaft war unmöglich, so lange die Kirche das 

Preuszische Verf. §. 20: "Die WissenschafL und ihre Lehre ist 
frei." Fr. v. Gen t z an den König von Preuszen: "Von allem, was 
Fesseln scheut, kann nichts so wenig sie ertragen, als der Gedanke des 
Menschen. " 

I 
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gesammte Gebiet des Wissens nur in dem beschränkten 
Gesichtskreise ihrer religiösen und wir müssen hinzusetzen 
ihrer hierarchischen Interessen gelten liesz und förderte, so 
lange sie mit JHiszgunst jedem Versuche entgegentrat, auf 
anderen Dahnen nach 'Yahrheit zu suchen. 

Diese Lage der Dinge ist vorzüglich seit der Reforma
tion des sechzehnten Jahrhunderts verändert worden. Die 
Anfänge der Umgestaltung sind freilich früher schon deut
lich wahrzunehmen, und die Veränderung ist auch in den 
katholischen Ländern später durchgedrungen; aber es läszt 
sich nicht verkennen, dasz von der Reformation ein mäch
tiger und neuer Impuls zu der Geistesfreiheit auch in der 
'Yissenschaft und zu der staatlichen Pflege derselben ausge
gangen, die dann zu einem gemeinsamen Gute der neuern 
Zeit geworden ist. Hatte früher die Kirche in erster, der 
Staat höchstens in zweiter und sehr entfernter Linie der 
'Yissenschaft seine Sorge und Pflege gewidmet, so ist es 
nun ein anerkanntes Princip, dasz dem Staate voraus 
die Unterstützung und Pflege der Wissenschaft gebührt. Die 
Kirche ist in diesen Dingen in die zweite Linie zurückgetreten. 'l 

2 Verfassung von New-Hampshire in Nordamerika: "In Erwägung, 
dasz für die Aufrechthaltung einer freien Verfassung die allgemeine Ver· 
breitung nützlicher Kenntnisse wesentlich nothwendig ist, und dasz es 
hierzu kein besseres Mittel gibt, als die Vervielfachung der Mittel und 
Vortheile der Erziehung, ist es die Pflicht der Gesetzgeber und Obrigkeiten, 
fortwährend die Wissenschaft zu unterstützen und zu befördern, alle 
SchulanstaIten zu unterstützen und aufzumuntern, die Fortschritte des 
Feldbaues, der Künste, der Wissenschaften zu belohnen und ausznzeich
nen, um dem Volke einzuprägen und in ihm zu bewahren das allgemeine 
Wohlwollen, die IIlildthätigkeit, die Industrie und Wirthschaft, die Red
lichkeit und Gutherzigkeit, die Aufrichtigkeit und IIIäszigkeit, mit einem 
Worte alle edeln Gesinnungen und Gefühle." Jakob Grimm, über 
Schule, Universität, Akademie, S. 7: "Konnte auch im Geleite der Kirche 
die Schule eine Strecke des Wegs zurücklegen; allmählich begannen beide 
sich zu scheiden und feindselig einander entgegenzusetzen. Die Wissen
schaft will nur glauben was sie weisz, die Kirche nur wissen was sie 
glaubt." 
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Die kirchliche B evormu n dun g der Wissenschaft ist 
nun aufgegeben. Die staatliche Aufsicht über dieselbe 
ist an ihre Stelle getreten, die Aufsicht, welche sich von 
Bevormundung ihrer Freiheit wie von thörichter Indifferenz 
gleich sehr unterscheidet. Einzelne Staatsmänner haben wohl 
schon das Bedürfnisz eingesehen, dasz nur der Staat 
auch auszer der Schule - sich ernstlicher der Wissenschaft 
anzunehmen guten Grund habe; 3 aber noch ist es eine 
Forderung an die Zukunft, dasz in diesen Dingen in der 
rechten 'Weise das Rechte geschehe. 

4. Die P fl e g e, welche der Staat der Wissenschaft zu
wendet, kann sich in verschiedenen Mitteln und sowohl in 
positiver fördernder, wie in negativer beschrän
k end erRichtung äuszern. 

a) Schon sehr viel kann der Staat erreichen, wenn er 
dem wissenschaftlichen Verdienste Ehre erweist. 
Thut er das, so ehrt er sich selbst, und erhöht sein eigenes 
geistiges Ansehen. Zugleich belohnt er in würdiger Weise; 
was Anerkennung verdient., und erweckt Dankbarkeit und 

3 Der Minister S te i n in einer Denkschrift (Leben von Pertz H. 
S. 502): "lHan darf es erwarten, dasz der jetzige Zustand der Dinge, der 
nur durch Gewalt und Druck erhalten wird, sich in sich selbst zerstöre, 
und dasz die edleren und liberaleren Grundsätze wieder in das Leben 
treten werden. Die Regenten sind daher dringend aufgefordert, durch 
Leitung der Literatur und Erziehung dahin zu wirken, dasz die öffent
liche Meinung rein und kräftig erhalten werde. Auf den Deutschen wirkt 
Schriftstellerei mehr als auf andere Nationen wegen seiner Leselust und 
der groszen Anzahl von JlIenschen, auf die die öffentlichen Lehranstalten 
einen Einflusz irgend einer Art haben. Die Leselust der Nation ist eine 
Folge ihrer Gemüthsruhe, ihrer Neigung zu einem innern besonnenen 
Leben und ihrer Staatsverfassung. Die Anzahl der Schriftsteller ist in 
Deutschland gröszer als in irgend einem andern europäischen Lande, da 
die grosze Anzahl von wissenschaftlichen Anstalten einer IIlenge von Ge
lehrten Beschäftigung und Versorgung verschafft. Auf diese müszte man 
wirken, um das Reich der 'Vahrheit und des Rechts aufrecht zu erhalten, 
und denen. elenden verderblichen Schriftstellern entgegen zu wirken, die 
den gegenwärtigen Zustand der Dinge als wohlthätig darstellen." VergJ. 
eben da H. S. 164 und 428. 
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Nacheifer. Der preuszische Staat hat in unserm Jahr
hundert vorzüglich durch die Achtung, welche er der Wis
senschaft gezollt, einen so bedeutenden Zuwachs an lUacht 
und Autorität erlangt, dasz es schien als hätte er um desz
willen ein Anrecht auf die Hegemonie über Deutschland; 
und Oesterreich, welches sich deutscher 'Wissenschaft zu 
lange und zu ihrem und seinem Schaden verschlossen hat, 
ist gerade um deszwillen in Gefahr gewesen, die hohe Stel
lung, auf welche es durch die Geschichte und seine natür
lichen Kräfte angewiesen war, einzubüszen. Der Geist ist 
eine Macht, welche sich dem zuwendet, der sie versteht und 
würdigt, und dem feind ist, der sie miszachtet; und die 
\Vissenschaft ist ebenso ein treu er und starker Verbündeter, 
wie ein gefährlicher Gegner, dem schwer und immer nur 
mit groszen Opfern an eigener Kraft gewehrt wird. 

Natürlich hat der Staat ein Interesse mit Wahl zn han
deln. Er soll nur ehren was die öffentliche \Vohlfahrt und 
die Erkenntnisz der Wahrheit wirklich fördert. Je frucht
barer und je reiner das wissenschaftliche Verdienst, je er
sprieszlicher dasseIte für den Staat selbst und die Nation. 
erscheint, desto höher hat der Staat es zn werthen. Dem 
Prunken der Sophistik, der Frivolität eitler Skeptik, dem 
Geiste des liederlichen Spottes und grimmiger Verneinung 
aber, die sich auch regen wo das Geistesleben der Individuen 
sich frei änszel'l1 darf, Ermunterung und Beifall zu geben, 
wäre Thorheit, auch wenn sich dieses Streben in den glän
zenden Formen eines täuschenden Scheines äuszert. Viel
mehi' ist die Versagung jeder Ehre von Seite des Staates 
hier ebenso dessen Pflicht und Interesse, wie die Anerken
nung dort. 

b) Auch materieller Unterstützung bedarf die 
Wissenschaft vielfach; und dem Staate ziemt es, sie nach 
seinen Kräften zu gewähren, durch Anlegung von öffent
lichen Sammlungen und Apparaten zu ihrer freien 
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Benutzung, durch Förderung wissenschaftlicher Untersuchun
gen und Unternehmungen auf seine Kosten, indem er die 
Veröffentlichung und Verbreitung der Resultate 'wissenschaft
licher Arbeit begünstigt, wenn diese seine Beihülfe nö
thig hat. 

c) Durch Gründung und Ausstattung von Akademien 
kann der Staat besondere Organe schaffen für die höchsten 
Zwecke des 'Vissens. Davon wird später noch näher die 
Rede sein. Aber auszerdem ist es eine Aufgabe des Cul
tu s m i n ist e r s, fortwährend der wissenschaftlichen Thätig
keit, in welcher Gestalt und Richtung sie offenbar wird, 
seine volle Aufmerksamkeit zuzuwenden, von allen irgend 
erheblichen Erscheinungen der Art in dem Lande Kenntnisz 
zu lIehmen, den Gang, die Richtung derselben zu beachten, 
ihre Beziehungen auf den Staat und die Nation zu prüfen, 
nicht blosz zu trockener Ansammlung der Nummern seiner 
Register, sondern nm je nach den Umständen und Bedürf
nissen zu handeln. 

d) Die staatliche Förderung gebührt nur wissenschaft
lichen Verdiensten, der s t aa tli ch e Rech ts sc h u tz aber 
auch solchen wissenschaftlichen Arbeiten, welche als tm
fruchtbar oder irrthümlich erscheinen. Wie der Staat jedes 
religiöse Bekenntnisz der Individuen vor Verfolgung schützt, 
aber nur der christlichen Religion seine Liebe zuwendet, so 
soll er auch jede wissenschaftliche Thätigkeit, auch wenn 
dieselbe auf Abwege gerathen ist, in freiem Sinne gegen 
die Verfolgung der Zeloten, der Angeber und des Pöbels 
schützen. Auch hier gilt das Wort: Der Mensch hat ein 
Recht, was er als wahr erkennt zu bekennen, denn er 
hat dazu die Pflicht. 

e) Aber auch die negative Sorge darf der Staat nicht 
unterlassen, gemeinschädlichen 'Virkungen einer ver
wilderten und verderblichen Wissenschaft entgegen zu wir
ken. Nur in klaren Fällen freilich wird sich dieselbe zu 
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entschiedener Hemmung steigern dürfen, nur wo die Gefahr, 
die aus wissenschaftlichen Bestrebungen für die Sicherheit 
und Wohlfahrt des Staates oder die öffentliche .Moral des 
Volkes entspringt, eine offenbare ist und nicht schon durch 
das Gleichgewicht einer an gesunden Kräften reichen Natur 
überwunden wird; denn das Leben der ·Wissenschaft ist von 
so geistiger Art und zugleich so überaus empfindlich, dasz 
die rauhe und nicht durchaus nothwendige Berührung der 
Gewalt ihre gesunden Triebe leicht mehr verletzt, als sie 
die schadhaften Auswüchse trifft. Wohl aber hat der Staat 
jederzeit das volle Recht, wenn er sich überzeugt, dasz die 
wissenschaftliche Thätigkeit einzelner Individuen oder Corpo
rationen zu gemeinem Schaden führt, dieser alle die U nt e r
stützung zu entziehen, welche er aus seinen Mitteln 
zur Nahrung und Förderung der Wissenschaft bestimmt hat. 
Es ist baare Thorheit, von dem Staate zu. erwarten, dasz 
er seine Feinde auf öffentliche Kosten erhalte, damit sie 
desto bequemer ihre Geistesarbeit auf Untergrabung seiner Ord
nung und auf Zerstörung des öffentlichen 'Vohles hinrichten. 

5. Aehnlich ist das Verhältnisz des Staates zur KUli S t. 
Dem Staate gebührt hier wieder kein Regiment, aber die 
P fl ege der Kunst ist seine Aufgabe. Die Kunst übt gel'in
geren und weniger nachhaltigen Einflusz auf das öffentliche 
Leben aus, als die ·Wissenschaft; aber ihre Wirkung ist den 
Sinnen näher, die Schönheit ihrer Formen bemächtigt sich 
rascher der Gemüther. Ihre 'Verke sind, wie sie für den 
religiösen Cultus die sichtbare Blüthe der gehobenen Seelen
stimmung sind, auch für den Staat und die weltliche Le
bensgemeinschaft eine herrliche Zierde, Ausdruck und An
regung zugleich. Der Staat selbst soll.auch schön sein in 
seiner organischen Gestalt. Umsomehr bedarf er der Kunst, 
die sein Dasein verschönert und veredelt. 

Die religiöse Kunst hat in früheren Jahrhunderten 
ihren höchsten Triumph gefeiert, die s t a a tl ich e Ku 11 S t 
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einst von Griechen und Römerl1 mit jener zugleich gepflegt 
und verehrt, ist für das moderne Leben noch im Anfang 
der Entwicklung begriffen. Nur allmählig erwacht in den 
Staaten und in den Künstlern der Sinn für die Herrlichkeit 
der staatlichen Kunst. 

Das alte Theater der Athener war eine religiös - poli
tische Institution, das neuere Theater ist fast nur dem Pri
vatgenusz gewidmet, und die Bühne heiszt national, ohne 
es zu sein. Nur mittelbar und nur gelegentlich gibt sich 
da die politische Stimmung kund. An den groszen Volks
festen tritt die Kunst fast ganz zurück hinter dem rauschen
den Wirrwarr der unschönen Spiele. 

Am leichtesten Anerkennung findet die Stiftung von 
Denkm~lern und am ehesten wirkt der Sinn für grosze Ar
chitektur auch auf die Massen. Doch fehlt noch viel, bis das 
Verständnisz für die Nothwendigkeit des monumentalen Styls 
in den öffentlichen Bild- und Bauwerken zu einem Gemein
gut der civilisirten Welt geworden ist. 4 

Neuntes Capitel. 

Der Staat und die Volksschule. 

1. Das Kind ist von der Natur den Eltern und der 
Fa mi li e anvertraut, deren Glied es ist. Ihnen, und nicht 
dem Staate kommt daher auch die nächste Sorge der Er
zieh ung zu. Auch wenn der Staat oder die Gemeinde, 
wie das vermögenslosen Waisen gegenüber zur Pflicht wird, 
genöthigt ist, sich der Erziehung der Unmündigen ganz 

, Goethe hat in den nachgelassenen Schriften übel' Kunst bemerkens
werthe Vorschläge gemacht, die zu wenig beachtet werden. Unter den 
Neuern haben die Republik Venedig, Ludwig XIV. von Frankreich 
und König Lud wig von Bayern in dieser Richtung wohl das Gröszte ge
leistet. Jahn, Volksth. S.280: "Jedes Denkmal ist Beispiel von That 
und Lohn." 

BI u n t s chI i. allgemeines Staatsrecht. 11. 22 
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anzunehmen, kann er doch. im günstigsten Falle nur die 
Familienerziehung nachbilden; und es wird immer noch ein 
empfindlicher Mangel zurückbleiben, den die sorgfältigste 
und humanste öffentliche Erziehung nur zu mildern, nicht 
völlig zu heben und zu ergänzen vermag. Die Triebe des 
gemeinsamen Blutes, das individuelle und tief verwachsene 
Leben der Familie, die persönliche Liebe und Pietät der 
Eltern und der Kinder sind nicht durch Staatsanstalten zu 
ersetzen. 

Die Staatserziehung der Spartaner, welche schon vom 
siebenten Jahre an die Kinder losrissen von den Eltern, 
mochte in dem Bedürfnisse der Spartaner, ihre stets be
drohte Herrschaft mit den gröszten Anstrengungen und 
Opfern zu erkaufen, ihre Entschuldigung finden, aber sie ist 
nichts weniger als empfehlenswerth, 1 so sehr auch PI a to n 
ihrem Princip huldigt. In dem französischen Convente des 
Jahrs 1793 wurde von Michel Lepelletier ein ähnlicher 
Vorschlag einer durchgreifenden Staatserziehung erneuert, ein 
Vorschlag, von dem Robespiel'l'e preisend sagte: "Der 
Geist der Menschheit scheint denselben entworfen zu haben." 
In öffentlichen Erziehungshäusern sollten alle Knaben von 
erfülltem zwölften Altersjahre an, die Mädchen schon ein 
Jahr fl'üher auf öffentliche Kosten gleichmäszig erzogen uud 
auch da die Familie auf dem Altar des Götzen der "Gleich
heit" von Staatswegen geopfert werden. Der Vorschlag ist 
aber mit dem Convente gefallen. 

Ein derartiger Uebergriff des Staates in das heilige 
Recht der individuellen Freiheit und des Familienlebens, 
die zu schützen seine Pflicht ist, kann nicht aus dem Staats
rechte begründet werden, und wäre eben so verderblich als 

I Da h I man n, Politik S. 259: "Wir haben keinen Grnnd es den 
Spal'tanel'l1 nachzuthun; weder die gleiche Sorge lastet auf uns, noch 
rühmen wir uns des Rechtes dem Staate Güter zu opfern, tUe mehr werth 
si-lId, als ein StIlat, der dieser Opfer bedarf.« 



Neuntes Capitel. Der Staat und die Volksschule. :~39 
f 

widerrechtlich. Nur soweit die Noth das Einschreiten einer 
obervormundschaftlichen Obsorge verlangt, weil
in einzelnen Fällen - die Familie ihre Sorge nicht erfüllen 
kann, oder zu erfüllen grob vernachlässigt, ist die Obrig
keit veranlaszt und berechtigt, an der leer gelassenen Stelle 
der Familie zu helfen. 

2. Für eine Seite der Erziehung aber übernimmt del' 
neuere Staat im Interesse. der Gesammtheit die Sorge selbst. 
Die Sc h u I e im Mittelalter wieder eine Anstalt der Kirche, 
ist nun zunächst auf ihren verschiedenen Stufen zur Staats
ans ta lt geworden. Die Kirche hat es nicht verwehren 
können, dasz der Staat durch ausgedehntere Sorge in die
sem Felde ihr den Vortritt abgewonnen hat. Aber noch 
legt sie und mit Grund einen \Verth darauf, dasz sie nicht 
ausgeschlossen werde. Es gilt das in ganz vorzüglichem • 
Sinne von der Volksschule, welche in unserm Jahrhundert 
grosze Fortschritte gemacht hat, aber auch in wesentlichen 
Dingen auf böse Wege verirrt ist. 

Die Aufgabe der Volksschule ist, der unmündigen 
Jugend das Masz nationaler, menschlicher und reli
giöser Bildung zu verschaffen und zu sichern, welches 
nicht als die Gabe einzelner Familien noch als ein beson
deres Gut einzelner Classen der Bevölkerung, sondern als 
das gemeinsame Bedürfnisz Aller für Alle gewährt 
werden musz. Die verwickelter gewordenen Verhältnisse 
unserer Cultur machen es nöthig, dasz alle in der Landes
sprache lesen, schreiben und im täglichen Verkehr 
rechnen können; und nicht blos nothdürftig, sondern be
quem und leicht. Es ist und bleibt das die Grundlage alles 
eigentlichen Volksunterriehtes, und die Vorbedingung für 
alle weitere classenartige und individuelle Entwicklung des 
geistigen Bildungstriebes. Daher kann sich der Staat, be
ziehungsweise die Gemeinde, der Pflicht nicht entziehen, die 
Wohlthat solchen Unt,errichtes der gesammten Volksjugend 
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zu gewähren und auch den Niedrigsten solcher gemeinsa
men Vorbildung, die seinen Kräften neue Wege eröffnet, 
theilhaft werden zu lassen. Der Staat darf sich diese 
Sorge auch nicht mehr von der Kirche entwinden lassen; 
denn offenbar ist die Natur der bezeichneten Grundkennt
nisse nicht kirchlich sondern weltlich. Sie sind daher auch, 
seitdem der Staat sich mehr um die Volksschule bekümmert 
hat, allgemeiner und weit besser verbreitet worden als frü
her unter der ausschlieszlichen Leitung der Kirche, welche 
die mechanische Abrichtung zu kirchlichen U ebungen und 
Diensten oft höher geschätzt hat als einen tüchtigen Unter
richt in den Elementen der geistigen Bildung. Der Stoff des 
Lesens und Schreibens darf aber hier nur dem einfachen 
Anschauungs- und Lebenskreise angehören, welcher wirk

• lieh dem Volke gemeinsam ist. Was jedes jugendliche Herz 
erfreut und veredelt, was die Liebe zur Tugend und zu dem 
Vaterlande nährt, was über die Erscheinungen des täglichen 
Lebens aufklärt und fähig macht, mit klaren Augen in die 
'VirkliclJkeit zu schauen, das und nicht unverdauliche und 
aufblähende Bruchstücke der Gelehrsamkeit, nicht ein dürf
tiger Abrisz von wissenschaftlichen Systemen der Geogra
phie, Physik, Naturlehre u. s. f. werde der Volksjugend ge
boten. Wir sind in Deutschland und in der Schweiz, 
wo das meiste für die Volksschule geleistet worden ist, doch 
auch durch eine eitle und lächerliche Ueberspannung ihrer 
Lehrgegenstände in die Gefahr gerathen, eine Volksjugend 
heranzubilden, welche nur ungern und mit einer Art wun
derlicher Scham zu den Arbeiten des Handwerkers oder 
Fabrikarbeiters hinzutritt und den ärmlichen und häufig er· 
bärmlichen Schreiberdienst der rauheren aber weit edlern 
Thätigkeit des Landbauers vorzieht. Es gab wohl eine Zeit, 
in welcher man Grund hatte, sich über das Zuwenig zu bekla
gen, aber in manchen Ländern ist man nun in den Strudel 
des Zuviel gerathen, und hat statt die .Jugend mit einfacher 
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und gesunder Hauskost zu speisen, mit groszell Kosten Abfälle 
von vornehmern Speisen gekauft, die ihr den Magen verderben.2 

Die Schule soll aber nicht blosz die geistigen Fähigkei
ten entwickeln helfen, sie soll auch das Gemüth gleichzeitig 
erwärmen und veredeln. Die Volksschule soll nicht blosz zu 
verständigen Menschen heranbilden, sondern auch das religiöse 
Leben wecken, die Saat des Glaubens in die Herzen der Kin
der ausstreuen und zu jeder Tugend stärken. Gehört in jenen 
Dingen dem Staate das entscheidende Wort und die erste Sorge, 
so hat in diesen die Kirche das, Meiste und Beste zu leisten. 
Wie Vater und Mutter die häusliche Erziehung gemeinsam lei
ten, so haben Staa t und Kirche gemeinsam die öffentliche 
Erziehung des Volkes zu pflegen. 2 Die schroffe Trennung 
und Spaltung der staatlichen Einwirkung und der kirchlichen 
Sorge würde z.erreiszen was zusammen gehört; und die Fol- .. 
gen derselben wären nicht minder schädlich als es für die 
Privaterziehung die Scheidung der Eltern ist. Das laute 
Verlangen der Emancipation der Volksschule von der Kirche 

2 Der Kardinal Richelieu hat diese Gefahr sehr richtig zum voraus 
erkannt. Test. polit. I. S. 168: "Ainsi qu'un corps qui auroit des yeux 
en toutes ses parties, seroit monstruel1x, de meme un Etat le seroit-i1, 
si tous ses sujets etoient sc;;avans. Le commerce des Lettres banniroit ab
solument celui de la marchandise qui comble les Etats de richesses, il 
ruineroit I'Agriculture, vraie mere nourrice des peuples et il deserteroit 
la pepiniere des soldats qni s'elevent plutöt dans la rudesse de l'ignoranee 
q ue dans la politesse des sciences; enfin il rempliroit la France de chican
neurs, plus propres a ruiner lesfamilles particulieres et a troubler le repos 
public qu'a procurer aucun bien aUK Etats. Si les Lettres Hoient profanees 
a tontes SOl·tes d'esprits, on verroit pI us de gens capables' de fOl'mer des 
doutes que de les resoudre et beaucol1p seroient plus propres a s'opposl(r 
UUK verites qu'a les dCfendre. 

3 Das französische Untel'richtsgesetz vom 15. lIIärz 1850 hat darin 
einen Fortschritt gemacht, dasz die Alleinherrschaft der staatlichen Uni
versität beseitigt und für die Obe!'leitung und Aufsicht über das Schul
wesen ein Zusammenwirken staatlicher und kirchlicher Organe gefordert 
werde. Auer zu einer befriedigenden organischen Gestal~ung des Ver
hältnisses von Staat lind Kirche ist es auch durch dieses Gesetz noch 
nicht gekommen. 
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in unsern Tagen ist zwar durch die frühere übertriebene 
Vormundschaft der Kirche gereizt worden, aber in der nun
mehr angestrebten Ausdehnung durchaus verwerflich, weil 
irreligiös. Darüber zu wachen, dasz die Kirche nicht in ze
lotischem Eifer die Schule einenge und drücke, ist wohl 
Sache des Staats; aber ihren wohlthätigen Einflusz darf er 
weder entbehren noch stören. Vielmehr soll er der Kirche 
auch da eille würdige und eingreifende Wirksamkeit ver
statten. 

Die Volksschule soll vor allen Dingen menschliche 
Cultur verbreiten, aber damit diese nicht in leere Abstrac
tion sich auflöse, soll sie diesz in nationaler Form und 
Richtung thun. Die Jugend soll auch für den Staat zu 
tüchtigen Genossen und Bürgern desselben erzogen werden. 
In dieser Beziehung geschieht nicht genug, und doch beruht 
die Gesundheit des Volkes und seine politische Kraft vor
nehmlich auf einem von Jugend an geweckten Nationalgeist. 
In gleicher Weise wird in dem christlichen Staate der 
christliche Glauben und christliche Tugend als 
Gnmdlage der religiösen Bildung anerkannt und sorgfältig 
gepflegt werden müssen, aber die Kirche wird diese Pflege 
nur im Geiste ihrer besondern Confession üben können. 
Üb diese Rücksicht zu einer völ1igen Trennung der ver
schiedenen Volksschulen je nach der Confession oder nur zu 
einer Ausscheidung des religiösen Unterrichtes in den näm
lichen Schulen führe, hängt wohl von den besondern Cul
turverhältnissen der einzelnen Länder und von mancherlei 
Gründen ab. Darüber zu entscheiden aber kommt dem 
Staate zu, der in beiden Fällen Aufsicht zu üben hat, dasz 
nicht der confessionelle Gegensatz zu inhumaner Gehässig
keit und Feindschaft versäuert und geschärft werde. 

3. Die Zahl der Volksschullehrer ist in neuerer 
Zeit rasch' gestiegen. Es ist das ein gutes Zeichen; denn 
überfüllte Schulen taugen nicht, und soll die gesammte 
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Volksjugend, wie das in Deutschland und in der Schweiz 
nun geschieht, in Frankreich, England und in den 
meisten übrigen Ländern allmählich wenn auch nur lang
sam und aus der Ferne angestrebt wird, 4 die gemeinsame 
niedere Schulbildung erhalten, so sind zahlreiche Schulen 
und viele Lehrer Bedürfnisz. Aber mit dem Vorzug hat 
sich auch das Uebel übermäszig gesteigerter Anforderungen 
an die Lehrer eingeschlichen und hinwieder dieser an den 
Staat und die Gemeinden. Sie werden auf d~n Seminarien 
mit Kenntnissen beladen, welche sie in der Volksschule 
nicht brauchen können oder nicht 'brauchen sollten. Man 
läszt sie· aus den Brunnen höherer Wissenschaft gerade so 
viel trinken, dasz viele davon berauscht, keine gesättigt 
werden. Dadurch wird ein gelehrter Diinkel in ihnen ge
reizt und zugleich der ungestillte Durst nach höherem Wis
sen, das nicht in die Volkssch ule gehört. Diese verliert so, 
worauf Alles ankommt, ihre Einfachheit und ihre mo
ralische Gesundheit und geräth in einen überreizten 
Zustand. Viele Lehrer werden unzufrieden mit ihrer natur
gemäsz niedern und beschränkten, wenn auch noch so nö
thigen und ehrbaren Berufsthätigkeit, und da sie auch auf 
dem Lande a11 ihre Zeit der Schule zuwenden müssen und 
Beamten ähnlich behandelt werden, so werden sie darauf 
hingewiesen, in der Schule ihre einzige ökonomische Exi
stenz zu sehen, jeden Nebenverdienst als ehrrührig zu ver
schmähen, und an den Staat und die Gemeinde steigende 
Besoldungsansprüche zu machen. Manche werden sogar ver
leitet, sich für die Schöpfer einer neuen Cultur zu halten, 
und als die Begründer einer neuen Gesellschaft. Sie wäh
nen dann viel höher zu stehen als die Bauem und die Hand
werker, unrI den Ersten des Landes gleich, obwohl weder 

4 In PreuBzen' werden 30,000 Schullehrer auf 15 Millionen lIIen
sehen je einer auf 500 Seelen gerechnet, in einzelnen Kantonen der 
Schweiz noch mehr. 
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ihre Bildung und Beruf, noch ihre sociale Stellung zu sol
ellern Selbstgefühl berechtigt. Es ist eine hochwichtige Er
fahrung, dasz in verschiedenen europäischen Staaten ein 
groszer Theil der neu aufgeschossenen Schullehrer gegen die 
Kirche und den Staat zuweilen öffentlich, mehr noch im 
Stillen, feindlich gewirkt und eine verneinende und revolu
tionäre Stimmung in den untern Volksschichten verbreitet 
hat, und hier und da zu einem eng verbundenen und sehr 
thätigen Hülfscorps der Anarchie und Auflösung geworden 
ist. Diese Erfahrung darf der moderne Staat nicht leicht
sinnig gering schätzen; denn der Boden, auf dem er steht, 
wird so unbemerkt überall untergraben und Unkraut gesäet, 
das, wenn es aufgegangen ist, schwer wieder ausgerottet 
werden kann. 5 Eine reactionäre Zerstörung des neuern 
Schulwesens und die Wiederherstellung des früheren kirch
lichen Drucks würde freilich das Uebel nur verschlimmern, 
nicht heilen. Aber wohl bedarf es einer mit wohlwollender 
Förderung gerechter Ansprüche verbundenen kräftigen staat
lichen Zucht, und einer festen Zurückweisung der mancherlei 
Ausschweifungen über die natürlichen Schranken des ersten 
einfachen Volksunterrichtes. 

4. Der sogenannte Seh ulzwang, d. h. die Nöthigung 

& Jakob Grimm a. a. 0.: "Da ihnen, sagen sie, das edelste, kost· 
barste Gut aller Menschen, die Kinder und deren geistige Entfaltung em
pfohlen sei, könne man sie nicht gering wie Handwerker setzen, die nur 
dem leiblichen Wohl fröhnen, vielmehr Amt und Bernf müssen ihnen die 
Ansprüche wahrer Staatsdiener auf anständiges Auskommen, genügende 
Versorgung im Alter und Wittwengehalte sichern. Hier aber wird offen
bar der Werth dessen, dem man einen Dienst leistet, mit dem Werthe 
des Dienstes selbst verwechselt; es ist nicht abzusehen, warum wir Milch 
und Brod für die Kinder theurer einkaufen sollen, als sie jedem Alter 
gelten, oder so theuer wie andere schwere Speisen. Die Fähigkeit, die 
wir vom Schullehrer fordern, und die er uns aufwendet, scheint mir an 
sich unter der eines ausgezeichneten sinnreichen Handwerkers zu stehen, 
der in seiner Art das Höchste hervorbringt, während der Lehrer ein fast 
jedem zugängliches !Iittelgut darreicht, und sein Talent leicht überboten 
werden kann," 
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der Eltern, ihre Kinder zur Schule gehen zu lassen, recht
fertigt sich hier aus dem Interesse des Staates, dasz die ge
sammte Jugend die gemeinsame menschlich-nationale und 
religiöse Bildung erhalte, welche sie zu verständigen und 
guten Staatsbürgern befähige; reicht daher auch nur so weit. 
Wenn Eltern in der Familie schon hinreichend dafür durch 
Privatlehrer sorgen, so hört jener Zwang auf, denn es fehlt 
ihm am Grund. Wenn aber Eltern ihre Kinder in dieser 
Beziehung verwahrlosen, und ihnen nicht einmal die allge
meine Volksbildung vergönnen, dann hat der Staat wohl 
Veranlassung, das Recht der Kinder auf dieselbe zu schützen, 
und sie zum Besuch der Volksschule anzuhalten. 6 

Unentgeltlichkeit der Volksschule, in neuerer Zeit 
zuweilen als Staatsprincip 7 behauptet, ist durchaus nicht eine 
nothwendige Pflicht des Staates, und für die Volksschule 
selber eher ein Schaden. Der natürliche Grundsatz ist im 
Gegentheil der, dasz voraus die Eltern die Kosten der Er
ziehung ihrer Kinder zu tragen haben. Dann erst folgt die 
Gemeinde und der Staat, die auch ein wesentliches In
teresse an der Schulbildung haben, und daher wohl die 
Kosten der Schulhäuser und ihres Bedarfs, sowie selbst einen 
Theil der Besoldung der Lehrer auf sich nehmen, und so 
die Lasten der Eltern vermindern mögen. Aber es liegt im 
Interesse der Schule selbst, dasz für die Kinder auch Schul
gelder von den Eltern bezahlt werden, nicht allein damit 

6 Preuszische Verf. §. 21: "Eltern und deren Stellvertreter dürfen 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lassen, wel
cher für die öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist." Zuerst ist der 
Grundsatz des Schulzwanges wohl in Nordamerika anerkannt worden. 
Das Gesetz von Connecticut von 1650 verpflichtet die Eltern, ihre 
Kinder zur Schule zu schicken, Vernachlässigung dieser Pflicht wird ge
büszt, und wenn die Eltern in derselben verharren, so greift die Ober
vormundschaft an jeuer Statt ein. VgJ. Toqueville's Amerika I. S.68. 

7 Z. B. in den Grundrechten, welche die deutsche Nationalversamm
lung zu Fra n k fu r t proclamirt hat, und in der P re us zischen Verf. 
§. 25. 
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jener erste Grundsatz nicht in Vergessenheit komme, sondern 
weil durch die Leistung das Interesse der Eltern an der 
Schule lebendig . erhalten und gesteigert wird; denn es ist 
der Mehrzahl der Menschen eigen, dasz sie viel mehr wer
then und sorgfältiger behandeln, wofür sie unmittelbar bei
steuern, als was ihnen unentgeltlich gebotE;lll wird. Für 
Eltern, denen die Last allzuschwer wird, kann der Staat 
oder die Gemeinde hülfreich eintreten, und statt ihFer das. 
Schulgeld bezahlen; aber Eltern, welche die ihnen oblie
gende Pflicht zu erfüllen im Stande sind, derselben zu ent
laden, ist weder recht noch gut. 

Oeffentliche Privatschulen hat der Staat eher ein 
Interesse zu begünstigen 8 als zu verhindern, denn sie nehmen 

ihm einen Theil seiner Sorgen und Lasten ab. Aber er darf 

nicht versäumen, strenge Aufsicht über dieselben zu üben, 

und zu wachen, dasz nicht ein feindlicher Geist zum Ver

derben der Jugend und zum Schaden auch der Gemeinschaft 


. in solchen Schulen sich einniste und um sich greife. Wird 

er d~s gewahr, so soll er mit scharfem Messer den Ansatz 

des Bösen herausschneiden, bevor es wuchernd um sich 

gegriffen. 

5. Auf der untern Stufe der Volksschule hat die Frei
heit der Wissenschaft noch wenig Sinn. Die erste Volks
bildung ist ein gemeinsames und gleichartiges Bedürfnisz, 
und die Autorität der Lehrer steht noch hoch über der 
Beurtheilungsfähigkeit der Schüler; um so mehr wird jene 
hinwieder zusammengehalten und geleitet von der höhern 

s Oesterreichische Grundrechte von 1849 §. 2: "Unterrichts- und 
Erziehungsanstalten zu gründen und an solchen Unterricht zu ertheilen, ist 
jeder Staatsbürger berechtigt, der seine Befahigung hierzu in gesetzlicher 
Weise nachgewiesen hat. Der häusliche Unterricht unterliegt keiner sol
chen Beschränkung." Preuszische Verf. §. 22: "Unterricht zu ertheilen 
und Unterrichtsanstalten zu gründen steht Jedem frei, wenn er seine sitt· 
liehe, wissenschaftliche und technische Befabigung den betreffenden StRats
behörden nach~ewiesen bat." 
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Autorität des Staats. Daher sind hier vorgeschriebene 
Lehr mit tel, nicht individuell gewählte, und selbst eine 
bestimmte gemeine .Methode des Unterrichtes, nicht belie
bige Lehrmanier angemessen. Autorität, feste Regel, Tra
dititon der Behandlung haben und verdienen hier das Ueber
gewicht. 

Zehntes Capitel. 

Die Berufs-, technischen und gelehrten Schulen. 

1. Nur die Volksschule ist allgemein, die gesammte 
Jugend umfassend, gleichmäszig unterrichtend. Höher hinauf 
scheiden sich die Richtungen nach Berufsweisen und 
nach den Interessen höherer Geistesbildung. Die ein
zelnen Schulen sind für die Bedürfnisse ein z eIn er Cl a s
sen nur bestimmt. Es hört daher nun der Schulzwang auf. 
Der Staat konnte fordern, dasz Alle menschlich -national 
gebildet werden; die besondere Berufsbildung ist in vielen 
Fällen auch ohne Schule erreichbar, und gehört in den freien 
Bereich der Familienerziehung. Nur wo der Staat Aemter 
und Stellen zu vergeben hat, für welche besondere und 
erhÖhte Berufs- oder wissenschaftliche Kenntnisse unentbehr
lich sind, oder wo die Ausübung eines bIoszen Privatberufes 
aus polizeilichen Gründen auf Personen beschränkt werden 
musz, welche die erforderliche Art Bildung besitzen, mag 
der Staat wohl den Ausweis verlangen über eine bestimmte 
Schulbildung, und die ausschlieszen, welche die öffentlichen 
für diese Fächer bestimmten Schulen nicht besucht haben. 
Auch da sind aber noch einzelne Ausnahmen zu verstatten, 
in denen die nöthige Fähigkeit auf andern Wegen erworben 
worden; denn mehr auf die Fähigkeit, als auf den Weg Zl4 

ihrer Erlangung kommt es an. 
2. Die obern und mittlern Schulen zerfallen in drei 

Hauptclassen: 
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a) Besondere Berufsschulen, wie vorzüglich die 
landwirthschaftlichen zur Ausbildung von Landwirthen, 
und Gewerbsschulen zur Ausbildung von Handwerkern. 
Sie gehören vorzugsweise dem vierten Stande an, und sind 
für Andere nur Durch gan gsstufen. Ein groszer Thail aber 
rles vierten Standes bedarf ihrer nicht, ihm genügt die Volks
schule und die Fortbildung, die das Leben selbst gewährt. 

b) Höhere technische Schulen, für diejenigen 
Classen der Bevölkerung bestimmt, welche zwar nicht noth
wendig einer gelehrten Bildung bedürfen, wohl aber in den
jenigen .Wissenschaften tiefer eingeweiht werden müssen, 
welche den Geist zu höherer Industrie, Technik, Kunst be
fähigen. Diese Schulen dienen vorzüglich dem dritten Stande, 
den Architekten, Ingenieuren, Fabrikanten, Künstlern. 

c) Gelehrte Schulen, theils als Vorbereitung für die 
Universität, theilsfür die Jugend bestimmt, welche, ohne 
sich einem gelehrten Berufe zu widmen, doch den Adel clas
sischer Bildung erwerben will. 

3. Die Berufsschulen im engern Sinn unterscheiden 
sich von den höhern technischen und den gelehrten Schulen 
vornehmlich dadurch, dasz der Unterricht .in jenen nicht in 
das Heiligthum der Wissenschaft eingeht, sondern sich in 
den Vorhallen derselben bewegt, und fortwährend die p rak
ti s c he Nut z b ark ei t voraus beachtet. Der Einfachheit des 
Unterrichts bedürfen sie wie die Volksschule, als deren hö
here Blüthe sie oft behandelt werden; die besondere Rich· 
tung auf eine bestimmte Berufsgattung , Landwirthschaf~ 
Handwerke u. dgl. hebt sie über diese hinauf. Der Unter
richt in fremden Sprachen ist nur für solche nöthig, welche 
diese Schulen als Uebergangsstufen zu höhern technischen 
benutzen; für die Masse der Schüler dagegen ist der Unter
richt in der Volkssprache, in der Mathematik und den Na
turwissenschaften, soweit diese eine nahe und leicht verständ
liche Anwendung auf jene Berufskreise schon gefunden haben, 
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genügend, und so weit denn auch im Interesse guter Ord
nung und gleichmäsziger Fortbildung für alle Schüler vor
zuschreiben. Strenge Schuldisciplin ist in diesem Kreise 
unentbehrlich, die Lernfreiheit ausnahmsweise zulässig, die 
Lehrfreiheit noch wesentlich durch die vorgeschriebenen Lehr
mittel und das vorgeschriebene Lehrziel beschränkt. Diese 
Schulen ersetzen theilweise den Unterricht, den der an
gehende Landwirth auf dem Gute oder der Lehrling in der 
Werkstätte seines Meisters findet, theilweise befähigen sie 
um der gröszern 'Wissenschaftlichkeit der öffentlichen Schulen 
willen zu böhern selbständigen Fortschritten im praktischen 
Leben. Der Staat kann durch Gründung und freie Eröffnung 
solcher Schulen sehr wohlthätig einwirken auf die Cultur
und Berufstüchtigkeit zahlreicher Volksclassen. Verderblich 
aber ist es, wenn er den Unterricht in denselben zu sehr 
verfeinert und verweichlicht; denn dann wird nicht der ge
sunde Aufschwung der untern Berufsweisen gefördert, son
dern es geht daraus ein eitles und rauher Arbeit abgeneigtes 
Volk von unzufriedenen und nicht zu befriedigenden Halb
herren hervor, die sich und dem Staate zur Last werden. 

4. Eine höhere wissenschaftliche oder künstlerische Be
deutung haben die höhern technischen Schulen, wie 
vorzüglich die polytechnischen Schulen und die Künst
I erakademien. 

Die erstern führen die Zöglinge tiefer ein in diejenigen 
'Vissenschaften, welche vorzüglich auf das praktische Leben 
der Techniker und der höhern Industriellen Einflusz haben. 
Mathematik, Geometrie und Physik und ihre Anwen
dungen auf Mechanik und Chemie sind hier das Centrum 
der theoretischen Ausbildung, die Kunst zu zeichnen eine 
Hauptfertigkeit, die hier geübt werden musz, daneben die 
modernen, nicht die antiken Sprachen zu cultiviren. Wohl 
darf man auch hier die praktischen Zwecke des Unterrichts 
nicht aus den Augen lassen; aber die Wissenschaften müssen 
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doch in ihrem ganzen Umfang und Zusammenhang, somit 
auch in den Beziehungen gelehrt werden, deren praktische 
Anwendbarkeit nicht, oder nicht unmittelbar und nicht jetzt 
schon wahrzunehmen ist. Die wissenschaftliche Durchbildung 
der Zöglinge, welche ihren Geist fähig macht, sich in den 
mancherlei böhern technischen Berufskreisen mit freier Si
cherheit zu bewegen, nicht die Zurichtung für einen be
schränkten Beruf ist hier die Aufgabe. Erst im späteren 
Leben scheiden sich die besonderen Wege. 

Diese Anstalten haben in den obern Classen eine ge
wisse Verwandtschaft mit den Universitäten. Die hel'a~ge

wachsenen Zöglinge können in dem Verhältnisz ihres erstark
ten Triebes zum Selbststudium wohl von manchen Banden, 
welche die untern Schüler noch enger an die Autorität und 
an die Zucht des Lehrers binden, losgeknüpft, und ihnen auch 
in der Wahl der Lehrfächer gröszere Freiheit verstattet wer
den. Nur darf solche Freiheit nicht vorzeitig, und nicht 
über den natürlichen Zweck der Schule hinaus gewährt wer
den. Noch weit hinauf wird ein wechselseitiger Verkehr des 
unterrichtenden Lehrers mit dem lernenden Schüler wohl
thätiger wirken, als eine Beschränkung des Unterrichts auf 
blosze Vorträge ohne Prüfung, ob die Schüler diesen wirk
lich folgen. Je mehr wissenschaftlichen Gehalt die Lehre 
hat, desto mehr individuelle Freiheit in ihrer Behandlung ist 
auch für den Lehrer Bedürfnisz; daher denn auch hier die 
Lehrmittel nicht mehr so vorgeschrieben, noch die Methode 
der Lehre so von oben her anbefohlen werden darf, wie in den 
untern Schulen. Dasz aber der.Zusammenhang der Lehre mit 
den sittlichen Grundsätzen des Staates stets gewahrt bleibe, 
und die Geistesrichtung d~r Schule sich nicht feindlich gegen 
dessen Ordnung kehre, ist keine überflüssige Sorge des Staates. 

Eine ähnliche Stellung haben die Künstlerakademien. 
Die Wissenschaft aber tritt hier in die zweite Linie zurück, 
die künstlerische Uebung in die erste ein. 



Zehntes Capitel. Die Berufs-, technischen und gelehrten Seit nlell. 351 

5. Die Grundlage der gelehrten Schulen ist die 
classjsche Bildung, der Unterricht in der lateinischen, 
dann auch in der griechischen Sprache und die Ge
sc h ich t e. Die höhere wissenschaftliche Erziehung musz 
den Schüler einweihen in die Grundlagen unserer Cultur, 
erfüllen mit dem frischen und schönen Geiste der Vorzeit, 
in welcher die Menschheit gleichsam ihre Jugendblüthe ent
faltet hat. Sie musz dieselbe hindurch geleiten durch die 
reichen Erfahrungen der früheren Jahrhunderte, nicht um in 
i1iesen gefangen zu bleiben, sondern um der Stufe, auf wel
cher nun die Menschheit steht, oewuszt zu werden, und auf 
ihr mit erweitertem und freiem Blicke vorwärts zu schreiten. 
An der Hand der Griechen und der Römer sind die neueren 
Völker in geistigen Dingen ähnlich wie durch das Christen
thum in religiöser Beziehung erzogen worden, und diese 
welt-historische Erfahrung soll sich in dem Leben der einzel
nen höher gebildeten Individuen wiederholen. Wer einen 
andern Weg geht, kann wohl manches Ziel erreichen, es 
wird aber in seiner Bildung immer eine leere Stelle sein, 
die von den ausgezeichnetsten Männern als ein erheblicher 
Mangel schmerzlich empfunden wird. In den classischen 
Studien ist ein gewisser Duft, ein Glanz, ein Adel, die zu 
voller und schöner Entfaltung des wissenschaftlichen Geistes 
unentbehrlich sind. Sie spannen und üben die Kräfte des 
jugendlichen Geistes aufs höchste und doch dem Alter ge
mäsz, wecken seinen Sinn für Schönes, Groszes und Edles 
und stärken seine Schwungkraft. 

Allerdings waren die gelehrten Schulen früher zn ein
seitig auf den Unterricht in den classischen Sprachen begränzt 
und eine pedantische Methode, welche den Schülern häufig 
den Genusz der herrlichen Schätze des Alterthums sogar 
entleidet hat, statt ihn zu eröffnen, hatte zuweilen den 'V~rth 
derselben in eine tod te Gelehrsamkeit umgesetzt, die für die 
Fortschritte und Bedürfnisse unsers Lebens den offnen Sinn 
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verlor. Es ist daher ein Vorzug neuerer Einrichtungen, 
wenn der Unterricht in den classischen Sprachen ergänzt 
wird durch gründlicheres Verständnisz der einheimischen 
Volkssprache und Litteratur, zuweilen sogar durch die Bei
gabe fremder neuerer Sprachen, und wenn auch den übrigen 
formell bildenden Fächern der :l\Iathematik und Physik und 
wie der alten, so auch der mittlern und neuern Geschichte 
ein weiterer Spielraum eröffnet, und so der Geist nach allen 
Richtungen hin geübt wird. Auch die wissenschaftliche 
Behandlung des Christenthums und seiner Geschichte darf 
nicht fehlen, damit die ganze gelehrte Bildung in sich har
monisch sei. Aber in neuerer Zeit ist man zuweilen hin
wieder in den Fehler einer U eberladung mit Bildungsstoff 
verfallen, an dem der jugendliche Geist überreizt und über
sättigt wird. Körperliche Schwäche und geistige Zerstreut
heit und Schlaffheit sind leider nicht seltene Folgen eines 
solchen unmäszig gesteigerten Vielerleis. 

Dem Alter der Schüler und ihrer Bildungsstufe gemäsz 
darf der Unterricht nicht als freier Vortrag abgelöst werden 
von stäter U ebung der Schüler, unter fortgesetzter Aufsicht 
und Antrieb der Lehrer. Die Schulzucht soll zwar das Ehr
gefühl schonen und wecken, darf aber keineswegs locker 
und schwächer werden. Die Lehrfächer sind noch genau 
bestimmt, und der regelmäszige Besuch weni~stens der 
Grundfächer - wozu voraus der charakteristische Unterricht 
in der lateinischen Sprache, wenn Ausnahmen verstattet 

. 	 werden auch in der griechischen, und der Geschichte gehört 
- ist verbindlich gemacht, nicht in die Wahl der Schüler 
gelegt. Es ist ein Schaden für Lehrer und Schüler, wenn 
sie die Art und Freiheit der Universitäten schon in die 
Gymn~sien verpflanzen wollen. Der ganze Zweck dieser, 
die. jugendlichen Kräfte in fortgesetztem Ringen zu üben 
und zu stärken, wird dadurch verfehlt, und der Genusz 
unreifer Früchte läszt eine kranke Seelenstimmung zurück, 
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die später auch reife Früchte nicht mehr zu pflücken gelüstet 
und nicht zu genies zen die Kraft hat. 

Eilftes Capitel. 

Die Uni ver s i t ä t e n. 

1. Die Uni versitäten, zuerst in Italien und anfangs 
nur mit Rücksicht auf einzelne 'Vissenschaften entstanden, 
sind in neuerer Zeit und vorzüglich in Deutschland zu 
organischen, die gesammte höhere wissenschaft
li ehe Bi Idun g umfassenden und zu voller Reife entwiekeln
den Anstalten, aus bIoszen Universitäten im juristisch-cor
porativen Sinne des 'Worts zu Universitäten der 'Vissen
sehaften geworden. 

Nur erwachsene Jünglinge, deren Geisteskräfte in den 
gelehrten Schulen geübt und entfaltet worden, sind fähig in 
den Geist der 'Wissenschaft völlig einzudringen, daher nur 
sie auf Universitäten zuzulassen. Nur wer die Schule hinter 
sich gelassen hat, vermag ein S tu den t zu werden. Daher 
sind Prüfungen, welche Unberufene zurückweisen, ebenso 
nöthig als der 'Vürde der Anstalt angemessen. Es mag 
wohl unbedenklich einzelnen Erwachsenen auch ohne Matu
ritätsprüfung gestattet werden, einzelne Collegien anzuhören 
und an den Früchten, die die Universität den nach Wissen
schaft Hungernden reichlich bietet, sich zu erlaben. Aber 
Studenten sind sie deszhalb nicht. Diese sollen nicht blosz 
fähig sein, Einzelnes zu genieszen , sondern Theil zu nehmen 
an dem systematisch und organisch geordneten wissenschaft
lichen Gesammtleben der Universität. 1 

Jak 0 b G r i m m hat a. a. O. S. 26 eine entgegengesetzte IIIeinung 
ausgesprochen: "Wie Kirche und Schauspiel dem Eintretenden offen ge
halten sind, sollte jedem Jüngling das Thor der Universität aufgethan 
und ihm selbst überlassen sein, allen Nachtheil zn empfinden und zn 

ß I u n t s chI i, allgemeines Staatsr~cht. II. 23 

I 
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2. Die Universität bedarf der wissenschaftlichen 
SeI b s t ä n d i g k ei t, denn die höhere Wissenschaft erschlieszt 
sich nur voller Geistesfreiheit. Dafür ist die c orp 0 ra ti v e 
Selbständigkeit derselben eine vortreffliche Unterlage. 
Aber hier begegnen wir nun einem wichtigen Gegensatze 
zwischen dem Mittelalter und der neuen Zeit. Jenes liebte 
und schützte die corporative Selbständigkeit so sehr, dasz 
dieselbe bis zu voller Unabhängigkeit und einer Art von 
Souveränetät gesteigert wurde. Das aber widerspricht dem 
modernen Staate, dessen einheitlicher Organismus Unter
ordnung aller öffentlichen Corporationen verlangt und der 
eine bedeutsame Aufsicht und Pflege auch über die höchsten 
Bildungsanstalten anspricht. Auf den englischen Univer
sitäten hat sich auch in dieser Beziehung noch länger mit
telalterliche Freiheit erhalten, aLer selbst da läszt der Geist 
unserer Zeit an den Staat die Mahnung ergehen, dasz er die 
ihm gebührenden Hoheitsrechte übe. Auf dem Continent ist 
schon seit langem das neuere Princip der Staatscuratel 
praktisch geworden. Die Vormundschaft der Kir c h e hat 

tragen, wenn er uuausgerüstet in diese Hallen getreten ist; denn die Be
fähigung der lIlenschen hat ihre eigenen, stillen Gänge und tllllt uner
wartet Sprünge; wie sollten alle gleichen Schritt halten, den der Prüfung 
zwängendes lIIasz fordert?" Aber die Universität ist keine Kirche, die 
für das Volk - noch ein Schauspiel, das für das Publicum bestimmt ist, 
sondern eine wissenschaftliche Anstalt für die Jünger der Wissenschaft. 
Der Trost, dasz Unvorbereitete durch den eigenen Schaden klug werden, 

.ist ebenso trügerisch als frivol. lI1ehr als eine Universität empfindet es 
äuszerst schmerzlich, dasz eine grosze Zahl von Studenten nicht hinrei
chend vorgebildet ist. Diese träge Uasse zieht mit bleiernem Gewichte 
den wissenschaftlichen Vortrag hernieder und drückt den Geist der Stu
rlentenschaft herab. Es sollen keine überspannten Forderungen an die 
Eintretenden gemacht werden; aber je strenger die Prüfung auf die Kenn
zeichen wissenschaftlicher Uebung achtet und nur die wirklich für eillen 
wissenschaftlichen Lebensberuf Tauglichen zuläszt, desto wohlthätiger wird 
sie für die Individuen wirken, die noch bei Zeiten auf einen für sie pas
senderen Beruf hingewiesen werden, für die Anstalt, deren Ehre und 
wissenschaftlicher Geist gehoben wird, und für den Staat, den die Bitter
keit eines unreifen Universitätswesens sehr belästigt. 
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dem Staate ebenso überall weichen müssen, und nur mit 
Bezug auf die th e 0 log i s ehe n Facultäten, deren Bedeutung 
für die Ausbildung der Geistlichkeit sehr grosz ist und die 
Kirche nahe angeht, wird ihr eine :Mitwirkung und theil
weise Mitaufsicht entweder noch zugestanden, oder von ihr 
und nicht ohne innere Berechtigung beharrlich begehrt. 

Was an corporativer Selbständigkeit theils ge'Qlieben, 
theils werth der Erhaltung ist, besteht hauptsächlich: 

a) in dem Besitz und in der Verwaltung eines 
eigenen Vermögens, wenn auch unter der Oberaufsicht, nur 
nicht der eigentlichen Vormundschaft des Staats. Die äuszere 
Existenz der Universitäten wird dadurch in höherm Grade 
vor den mancherlei Unfällen bewahrt, welche die öffent
lichen Staatsfinanzen leichter treffen, und zugleich der Uni
versität eine freie und angesehene sociale Stellung gesichert; 

b) in der eigenen Gerichtsbarkeit, welche freilich 
innerhalb des modernen Staates einer vollständigeren Unter
ordnung und engerer Beschränkung unterliegen musz, als 
im Mittelalter, und mehr nur in Gestalt und nach Art d is
ciplinarischer Zucht fortdauern darf; 

c) in der Ehre, welche die Corporation vom S ta at e 
zu erwarten ein Recht hat - auf äuszere Gewalt hat sie 
keinen, auf Ehre der Hoheit des wissenschaftlichen Geistes 
gemäsz einen wohl begründeten Anspruch - und in den 
akademischen Ehren die sie selbst verleiht. Beides 
wird nicht immer und nicht überall richtig gewürdigt~ Man
che Facultäten selbst haben leider dazu beigetragen, die 
akademischen 'Vürden, auch die des D oc tora ts, durch 
Verschwendung an Candidat,en, die solcher Auszeichnung 
nicht würdig waren, um den Credit und damit um ihren 
'Verth zu bringen, und der Staat hat statt solchen J'lIisz
bräuchen zu wehi'en, jenen die Achtung versagt, und da
durch wieder ein wichtiges Element einer sittlich-geistigen 
Ordnung zerstört; und die Art, wie einzelne Staaten' das 
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das Rangverhältnisz der Universitäten und ihrer Mitglieder 
geordnet haben, beweist, dasz auch da die rechte Einsicht 
noch vielfach mangelt; 

- d) in der Vertretung, welche den Körpern der Univer
sitäten in. dem Rathe der Nation gewährt wird, und ebenso 
sehr ihrer groszen Bedeutung für das geistige Leben deI'sel
ben gemäsz als für eine einsichtsvolle Berathung der Gesetze 
dienlich ist, 

3. Die Eintheilung der Universitäten in vi e r Fa c u 1
t ä te n schlieszt sich an naturgemäsze Gegensätze und Be
dürfnisse an. Die philosophische Facultät mit ihren 
zahlreichen Disciplinen der Philosophie, die erst hier und 
nicht schon auf den Gymnasien mit Erfolg gelehrt werden 
kann und gewissermaszen den 'Weg eröffnet in den Vorsaal 
aller Specialwissenschaften, der Philologie in ihrer Voll
endung, der Geschichte in ihrer umfassenden und in das 
Leben der einzelnen Völker sich versenkenden Reichhaltig
keit, der mathematischen und Naturwissenwissen
schaften, ist für die gröszere Zahl der Studenten haupt
sächlich von propädeutischer Bedeutung, für eine Minderzahl 
aber, die sich dem Lehrfach oder den dahin gehörigen be
sondern 'Vissensehaften widmet, zugleich aLschlieszend. Vor
zugsweise in höhere wissenschaftliche Berufskreise 
führen die drei andern Facultäten ein und haben daher auch 
den Vorrang. Die theologische hat eine höhere Bezie
hung zur Kirche und die Aufgabe, die 'Vissensehaften zu 
lehren, deren die Geistlichkeit in unserer Zeit bedarf, um 
fähig zu sein, ihre kirchliche Mission auch geistig zu ver
stehen, und um gerüstet zu sein, sie mit den 'Waffen der 
Wissenschaft zu schützen und auszuführen. Die zweite Fa
cultät wurde frLther als die j u ri s t i s ehe bezeichnet. In 
neuerer Zeit wurde sie, seitdem die Staatswissenschaften 
einen weitern Umfang gewonnen haben, zuweilen zertheilt 
in eine juristische und eine staatswissenschaftliehe im engern 
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Sinn, indem die Jurisprudenz im engern Sinn auf der einen 
und die ·Wissenschaften der Staatsregierung, Staatswh,thschaft 
und Politik auf der andern Seite geschieden wurden. Der 
praktische Erfolg hat diese Trennung nicht bewährt; und 
im Princip gehören Staats- und Rechtswissenschaften 
offenbar zusammen. 2 Allerdings sind früher jene oft vernach
lässigt und fast alle Aufmerksamkeit diesen zugewendet wor
den; aber dieser Mangel kann gehOben werden, ohne in der 
Facultät zu scheiden, was innerlich verbunden ist. Die m e
d i ci n i s ehe Facultät endlich befähigt zu. den Wissenschaften, 
welche für eine rationelle Erkenntnisz und Behandlung der 
Krankheiten dienen. So gehen aus den Universitäten Theo·· 
logen, Juristen und Verwaltungsmänner, Aerzte, Lehrer 
hervor. 

4. Die P fl e g e des Staats äuszert sich vorerst in der 
Berufung und Anstellung der Professoren, denen er mit 
Zuversicht die Anregung zu einem gesunden wissenschaft
lichen Studium anvertraut. Den Facultäten, welche mit dem 
Gang und den Bedürfnissen der ·Wissenschaft genauer ver
traut und mit den kundigen und tauglichen Personen näher 
bekannt sind, gebührt wohl ein Vorschlags- und Begut
ach tun g s r e c h t; aber der Staat darf nicht an ihre Ansicht 
gebunden werden; denn auch einzelne Facultäten können 
im Schlendrian versinken und ihr Blick durch persönliche 
Interessen getrübt werden. Der Staat thllt daher wohl daran, 
daneben selbständig zu prüfen; denn am Ende hängt das 
ganze Gedeihen der Anstalt doch von der richtigen ·WahI 
der Personen ab, die in derselben wirken, und jeder 1\1isz
griff hat gros zen Schaden zur Folge und ist nur schwer zu 
bessern. 

2 In der einen Facultät für Staats- und Rechtswissenschaften lassen 
sich dann immerhin passend zwei Hanptrichtungen, die politische und die 
juristische, unterscheiden, wie die eine philosophische Facultät aus zwei 
Unterabtheilungen besteht, der philologisch-historischen auf der einen 
und der naturwissenschaftlichen auf der andern Seite, 
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Anders ist die Stellung der Pri vatdocenten, die kein 
Lehramt, kein "munus legendi" sondern nur die "venia le
gendi" haben. Für alle erheblichen 'Wissenschaften musz 
daher durch Professoren, für die Hauptfächer durch ordent
liche Professoren stäts gesorgt sein. Um so unbedenklicher 
darf denn den jüngern Gelehrten, deren wissenschaftliche 
Befähigung geprüft und von der Facultät anerkannt worden 
ist, die Freiheit verstattet werden, sich in der Universitäts
lehre zu versuchen und zu üben. Diese Zulassung der Pri
vatdocenten ist Sache der Facultäten. Es ist diese Sitte, der 
wir eine sich stets erneuernde Zahl und eine grössere Aus
wahl tüchtiger Professoren verdanken, ein Vorzug der deut
schen Universitäten und der Natur der wissenschaftlichen 
Studien durchaus angemessen. Den Privatdocenten aber 
Sitz und Stimme in Universitätsangelegenheiten einzuräumen 
ist unorganisch, sie der Aufsicht der Facultäten zu entziehen 
schädlich. 

5. Die Art der wissenschaftlichen Behandlung der Vor
träge wird mit Recht fast überall den Docenten selbst an- _ 
heim gestellt; und es ist jede nähere Vorschrift und Anlei
tung von Staats wegen verwerflich. Die Lehrfreiheit ist 
anf dieser Stufe unentbehrlich. \Venn- es der wesentliche 
durch keine Bücher zu ersetzende \Verth der Universität ist, 
wie S a vi g n y 3 das vortrefflich ausgedrückt hat, "den Stu
denten die Wissenschaft, soweit sie gegenwärtig entwickelt 
ist, in dem Lehrer personificirt darzustellen, und indem die 
Genesis des wissenschaftlichen Denkens zu lebendiger An
schauung gebracht wird, die verwandte geistige Kraft in dem 
Schüler zu wecken und zur Reproduction anzuregen," so 
musz den UniversitätslehreI:n die Freiheit vergönnt werden, 
nach ihrer individnellen Art selbständig vor den Zuhörern in 
das Heiligthum der wissenschaftlichen Erkenntnisz vorzugehen, 

3 Savigny, Wesen und Werth der deutschen Universitäten in RanJle's 

poJit. Zeitschrift 1. S. 571 ff. . 
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und es ist eine unnatürliche und unfruchtb~re Zumuthung, 
sie auf anderm als dem von ihnen erkannten 'Wege hin
leiten zu wollen. Die wissenschaftliche Erkenntnisz kann 
nur durch den individuellen Geist mit Freiheit erwor
ben und nur ebenso hinwieder zu derselben angeregt werden. 
Alle Vorschriften über Lehrbücher, Systeme u. s. f. sind da
her unzulässig. 

Jene Lehrfreiheit ist indessen so wenig als alle andere 
Freiheit eine absolute und schrankenlose. Sie wird näher 
bestimmt und begränzt durch den Zweck der Anstalt. 

a) Die Form der Lehre, welche der Universität eigen
thümlich ist und die festgehalten werden musz, ist vorzüglich 
der zusammenhängende freie mündliche Vortrag einer 
Wissenschaft. Wo derselbe zu bloszem Dictiren herabsinkt, da 
wird der wesentliche Vorzug der Universitäten zerstört, und 
von Anregung des wissenschaftlichen Geistes durch ein leben
diges Vorbild kann bei solcher geisttödtender Maschinen
arbeit, welche überdem durch die Druckerpresse viel besser 
geliefert würde, keine Rede mehr sein. Ohne daher im 
Einzelnen den Docenten zu hemmen~ darf dennoch die Uni
versitätspflege darauf hinwirken , dasz der freie mündliche 
Vortrag in Wahrheit Regel bleibe und .nicht durch träges 
Dictiren verdrängt werde. Kein Privatdocent sollte je Hoff
nung auf Anstellung zum Professor haben, wenn er sich 
nicht in jenem mit Sicherheit und Liebe zurecht gefunden hat. 

Diese Grundform der Universitätslehre hat übrigens im
merhin den l\langel, dasz der Verkehr zwischen Docenten 
und Studenten nicht so wechselseitig noch so sichtbar ist, 
als es für beide Theile wünschbar ist. Nur aus dem Glanz 
und Blick der Augen und den feinen Bewegungen der Mie
nen seiner Zuhörer kann der Docent ersehen ob sein Vor
trag verstanden, ob demselben gefolgt werde, welchen Ein
druck in der Seele der Studenten er mache, nur von da aus 
auch seinerseits Anregung empfangen. Aber diese Mittel der 
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Erkenntnisz und des Ansporns stehen doch aB Klarheit und 
Kraft sehr zurück hinter dem lebendigen ·Worte, durch das 
sich der Zuhörer hinwieder aussprechen möchte. Ebenso ist 
es auch für diesen Gewinn, wenn die eigene Uebung in wis
senschaftlicher Nachbildung durch die individuelle Hülfe und 
Leitung des Lehrers unterstützt und von Irrgängen zurück
gehalten wird. Jener Mangel ist gerade auf deutschen Uni
versitäten sehr spürbar. Der Docent weisz oft nicht, ob er 
nicht der Fassungskraft der Zuhörer weit vorausgeeilt ist, 
so dasz nur einige \Venige ihm zu folgen vermögen, oder 
ob er hinter dem Gange der bessern Mitte zurück bleibt; 
und ganze Schaaren von Stndenten sind zufrieden, die Vor
träge angehört zu haben, ohne weiter sich in wissenschaft
licher Selbstthätigkeit zu versuchen. Diesem Mangel kann 
abgeholfen werden durch Uebungscollegien, welche er
gänzend den Vortragscollegien beigeordnet werden, und in 
welchen die Studenten unter der Leitung der Docenten durch 
eigene Arbeit mitwirken und ein gegenseitiger mündlicher 
Verkehr beide Theile näher zusammen bringt. Die weitere 
Ausbildung und Belebung solcher Collegien, die in den man
nichfaItigsten Formen je nach Umständen möglich sind, ist 
für unsere Universitäten ein dringendes Bedürfnisz, und wohl 
darf die staatliche Pflege auch diese Richtung empfehlend 
fördern. 

b) Den In haI t der Lehre kann und darf der Staat in 
keiner \Veise vorschreiben. Nur das kommt ihm zu, zu sor
gen, dasz die wichtigeren Fächer jederzeit vertreten seien; 
und die Lehrfreiheit der Docenten heiszt niemals Freiheit, 
überall ni eh t zu Iehr e n. Den Professoren der einzelnen 
FacuItäten steht es zu, wissenschaftliche Vorträge zu halten, 
worüber sie wollen, und selbst wenn sie über \Vissenschaften 
lehren wollen, welche zunächst in den Bereich einer alldern . 
racultät gehören, ist solches in der Regel nicht zu hindern. 
Aehnlicher Freiheit genieszen gewöhnlich auf den deutschen 
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Ulliversitäten die Privatdocenten; aber die Facultät hat das 
Recht, wenn sie von der wissenschaftlichen Befähigung der
selben nur in einer besondern Richtung überzeugt worden 
ist, die Erlaubllisz zu lehren auf diese zu beschränken. 

c) Eine in theoretischer Beziehung weniger schwierige, 
aber praktisch mit feinem Tact und freiem humanem Sinn 
zu behandelnde Frage ist die, wann und in welcher "\Veise 
der Staat als Stifter und Pfleger der Universitäten veranlaszt 
und berechtigt sei, gegen einen schädlichen Miszbrauch 
der L ehrfr eih eit einzuschreiten. Nichts wäre absurder, 
als eine Einmischung des Staates, sobald er wahrnimmt, 
dasz neben der "\Vahrheit auch Irrlehren docirt werden. Der 
Irrthum ist ein unzertrennlicher Begleiter der "\Vissenschaft, 
und wenn die ausgezeichnetsten Männer der ·Wissenschaft 
selber ihn nie völlig los werden, wie sollte der Staat, der 
keineswegs eine höhere wissenschaftliche Autorität besitzt, 
und hillter jenen in dieser Beziehung zurücksteht, jene Aus
scheidung vornehmen und den Irrthum hemmen können? 
Scheint die ganze wissenschaftliche Richtung eines Lehrers 
fehlerhaft, dann mag der Staat wohl durch Anstellung an
derer Professoren, von denen er einen gesundern Einflusz 
hofft, derselben entgegenwirken und die Kräfte der Wahr
heit verstärken, damit sie in freier ·Weise den Irrthum be
kämpfen. Es gilt das vorzüglich auch von den philosophi
schen Systemen. Aber der Irrthum für sich allein darf nicht 
zu staatlichem Verbote führen. 

Wenn dagegen die Lehre in offene Feindschaft ausartet 
gegen die Grundlagen der Staatsordnung und des Rechts, 
wenn z. D. die Revolution als das wahre Princip der Politik, 
der COl1lmUniSlllus als das berechtigte System des Privat
rechts von dem Katheder der Universität gelehrt wird, oder 
wenn die Lehre in augenfälligen ·Widerspruch geräth mit der 
ganzen Bestimmung der Anstalt, wenn z. D. in der theologi
schen Facultät auf Zerstörung des Christel1thums hingearbeitet, 
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oder wenn die öffentliche Moral durch unsittliche Vorträge 
beleidigt und verletzt wird, dann beginnt das Recht des 
Staates, nicht blosz durch Hebung der entgegengesetzten 
Geisteskräfte, sondern geradezu hemmend solchem Miszbrauch 
zu wehren; und vergeblich beruft man sich da auf Lehr
freiheit, wo die Verkündigung der Lehre zum Unrecht wird 
gegen den Staat und gegen die Anstalt, welche ihr die Frei
heit gewährt haben. Das Lehramt des Professors ist ein 
öffentliches, seine Lehrfreiheit daher auch durch die noth
wendigen Rücksichten der öffentlichen Ordnung und Wohl
fahrt beschränkt. 'Würde der Staat ruhig zusehen, wie ein 
groszer Theil der jugendlichen Generation; von deren Aus
bildung sein eigenes Schicksal zu groszem Theile bestimmt 
werden wird, dem geistigen oder sittlichen Verderben und 

. von Lehrern zugeleitet wird, die, überdem mit öffentlicher 
Autorität ausgeriistet,. von ihm selbst der Jugend empfohlen 
worden sind, so würde er an der Jugend sich schwer ver
schulden und an sich einen Selbstmord begehen. Bei der 
Anwendung dieses Princips aber ist vor allen Dingen nöthig, 
damit nicht die wahre und unentbehrliche Freiheit der Wis
senschaft Schaden leide - einen Schaden, der leicht um der 
Schwächung der Heilkräfte willen gröszer werden kann als 
der, welchen jener l\liszbrauch der Lehrfreiheit hervorbringt 
- dasz nicht aus geringfügigen Ursachen der Staat sich zu 
Hemmnissen verleiten lasse, sondern nur da einschreite, wo 
die Gefahr und der Schaden grosz sind, und nicht durch 
einfache Stärkung der Gegenkräfte entfernt werden können. 

6. Die Lernfreiheit auf Seite der Studenten entspricht 
der Lehrfreiheit auf Seite der Docenten. Auch sie ist be
stimmt und beschränkt durch den Zweck der Anstalten, und 
darf nicht als Freiheit, nicht zu lernen, miszverstanden 
werden. Auch der Student, der nun als Jünger der Wis
senschaft eintreten soll in ihre heilia-en Hallen bedarf der '" ,
Freiheit, die den Muth und die Lust stärkt zn der ernsten 
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Geistesarbeit, und allein den Schlüssel gibt zu den Schätzen" 
welche dem gebundenen Geiste verschlossen bleiben. Daher 
kommt ihm die'Wahl zu, welchem Lehrer als Führer er sich 
anvertrauen und durch welehe wissenschaftliche Fächer er 
seinen Gang nchmen wolle. Schülerhafte Vorschriftcn über 
den Besuch der Vorlesungen fördern leicht schülerhaften 
Sinn, und der ist nicht mehr der Universität würdig. Freie 
Anweisungen aber von Seite' der Facultäten, in welcher 
Weise die Studien am natürlichsten auf einander folgen und 
mit einander verbundcn werden, sind ganz am Platze, und 
nöthig, . um der U nerfahrcnheit der Anfänger zu Hülfe zu 
kommen und sie vor Schaden zu warnen. Periodische Prü
fungen sind, zwar für die Professoren lästig, und können, 
insofern sie pedantisch behandelt werden, die Universität 
wieder zur Schule herabdrücken , sind aber, wenn sie in 
freier, würdiger 'Weise abgehalten 'werden, so dasz den Stu
direnden selbst die Walil der Wissenschaft vergönnt wird, 
in der sie die Prüfung bestehen, ganz geeignet, die Mehrzahl 
derselben zu erhöhtem Fleisz und Eifer anzuspornen, viele 
vor Erschlaffung und leichtsinnigem Nichtsthun zu bewahren 
und völlig untaugliche Subjecte noch rechtzeitig zu entfernen. 
Nur darf das Ehrgefühl der Studenten nicht verletzt und ihre 
geistige Freiheit nicht gebunden werden. Ehre und Freiheit 
sind beide wichtige Hebel eines tüchtigen Studentenlebens, 
und sollen daher wohl vor Entartung gewahrt, nicht aber 
miszachtet noch verweigert werden. 

Zwölftes Capitel. 

Die Akademie. 

1. Die höchste Bildungsanstalt des Staates ist die Uni
versität, die höchste Ans talt d er Wissenschaft ist die 
A k ade tu i e. Das wenigstens ist die Idee, welche ihrer 
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Stiftung vorgeleuchtet hatte. In Fra n k r eie h hat dieselbe 
zuerst durch Richelieu und Ludwig XIV. eine hohe Stel· 
lung und Bedeutung gewonnen; in den andern europäischen 
Staaten in geringerem Masze. Aber selbst dort ist die Wir
samkeit der Akademie weit hinter der Idee zurück geblieben. 
Mehr noch in D e u t s eh 1 a n d, Eng I a n d, in Ita Ii e n. Die 
ganze I?stitution, noch jung zwar und der Entwicklung 
fähig, scheint daher einer' gründlichen Reform bedürftig, 
wenn sie die freilich noch unklaren und unbestimmten, aber 
ahnungsvollen und .: groszen Erwartun"gen befriedigen soll, 
welche das Leben an: sie richtet. Es wäre vermessen und 
undankbar, wollte man gering schätzen, was die Akademien 
für die Wissenschaft geleistet haben. Aber man kann nicht 
verkennen, dasz ihre Leistungen, verglichen mit denen ein
zelner Gelehrten oder von Privatvereinen , wenn man an die 
Bedeutung der Männer denkt, welche als Akademiker auf 
der Höhe der 'Wissenschaft stehen, doch nur gering sind, 
dasz die akademischen Leistungen auch dieser Männer mei
stens klein sind gegenüber ihren eigenen Privatwerken, dasz 
der Staat insbesondere von den Akademien nur wenig Früchte 
erntet, während er sie äuszerlich an die Spitze der 'Wissen
schaft gestellt hat. Woher dieser Widerspruch zwischen dem 
glänzenden Rang und Namen der Akademie und ihrem prak
tischen '\Verth? Sollte es hier nicht fehlen, sei es an einer 
richtigen Erkenntnisz ihrer wirklichen Bedeutung oder an 
einem der wahren Idee entsprechenden Organismus der
selben? 

Man sieht in der Akademie sehr oft nur einen freien 
Vere in w is se HS eh aftl ich er 1\1 änn er, welche zusam
men sind, um sich selbst und durch ihr Beispiel Andere in 
der hähern Ausbildung der Wissenschaft zu fördern; einen 
Verein, welcher im Gegensatze zu der Lehre der Schule 
durch fl'eie l\Iittheilung des neu Erkannten die Wissenschaft 
11m ihrer selbst willen pflege, und durch Anregung Ul1It 
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Unterstützung wissenschaftlicher Arbeiten das Gebiet dersel
ben erweitere. 

Aber man übersieht dabei, dasz die Wissenschaft wesent
lich dem individuellen Geiste angehört, nur von diesem 
errungen und daher auch nur von diesem wahrhaft gefördert 
werden kann. Immer nur werden Individuen, und niemals 
Gesellschaften und Vereine wissenschaftliche Entdeckungen 
machen, nur Individuen durch Privatstudien die wissenschaft
lichen Schätze vermehren, nur Individuen hinwieder durch 
ihre individuelle Arbeit die Wissenschaft mittheilen und ver
breiten. Die Eigenschaft eines Akademikers kommt dabei 
fast gar nicht in Betracht. Es kann wohl der Privatgelehrte 
gefördert werden durch die Eröffnung von Sammlungen, 
welche die Akademie vermittelt, durch die Erörterung im 
Schoosze akademischer Versammlungen, durch pecuniäre 
Unterstützung seiner Arbeiten oder der Herausgabe seiner 
·Werke; aber das Alles ist doch nur eine untergeordnete Bei
hülfe, welche ganz ebenso auch auf Privatwegen gewonnen 
werden kann. In dem Allem liegt keine unmittelbare 
Förderung der 'Vissensehaft selbst. Diese musz so
mit den Individuen überlassen werden, und kann nicht 
die wesentliche Aufgabe irgend eines Vereines, auch nicht 
der Akademie sein. So lange daher, wenn auch in man
cherlei Formen es als die Hauptaufgabe der Akademien be
trachtet wird, die ·Wissenschaft zu erweitern, wird ihre 
Thätigkeit immer nur höchst geringfügig erscheinen neben der 
Privatthätigkeit individueller Männer der Wissenschaft; und 
eben darum wird daher auch das Ansehen und der 'Verth 
der Akademien leidend und gedrückt erscheinen. 

Setzen wir daher der Akademie eine andere, der Natur 
eines Vereins gemäszere Aufgabe. Ohne Zweifel fehlt es in 
der bisherigen Entwicklung des neuen Europa, seitdem die 
·Wissenschaft frei geworden ist von der Vormundscl1aft der 
Kirche, an einer organischen Einrichtung, welche, ohne ihre 
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Freiheit zu gefährden, doch' aus centralem Standpunkt den 
innern Zusammenllang der wissenschaftlichen Arbeiten und 
Mittheilungen überblickt, ihre Beziehungen zu dem öffent
lichen und Privatleben näher erforscht und würdigt, und so
weit als es dem Staate zukommt, die staatliche Aufsicht 
und P fl e g e vermittelt, und auf die rechten Wege leitet. 
Offenbar ist auf diesem für die ganze Cultur des Volkes und 
die geistige Gesundheit des Staates überaus wichtigen Gebiete 
eine Z e rfah ren h ei t und A ufl ö s u n g eingerissen, welche 
weder der Natur des Geistes gemäsz ist, die selber orga
nisch ist, und in höchster individueller Mannichfaltigkeit sich 
offenbarend doch wieder in der Gemeinschaft alles Geistes
lebens ihre Einheit findet, noch auf die Bedürfnisse des 
Staates die Jlöthige Rücksicht nimmt. 

Die gesunde Entwickelung der \Vissenschaft selbst uni'! 
die Interessen der Nation erford'ern eine solche Anstalt, ein 
derartiges wissenschaftliches Centralorgan, welches 
nicht sich in Ullnützer 'Weise abmüdet, die Thätigkeit indivi
dueller Gelehrter zu ergänzen oder zu ersetzen, sondern die 
Beziehungen des Staates zur Wissenschaft wahrt und pflegt, 
und die anarchischen Einflüsse des Zufalls auf die wissen
schaftliche Bewegung ordnet, Gleichsam von einer höchsten 
\Varte aus soll das wissenschaftliche Leben, welches sich in 
der Nation regt und offenbart, fortwährend beachtet, von 
allen geistigen Strömungen und Einflüssen auf dieselbe jeder
zeit Kenntnisz genommen, wer sich auszeichnet nach Ver
dienst gewürdigt, jedes die Wissenschaft wirklich fötdernde 
Streben, wenn es der Unterstützung des Staates bedarf, un
terstützt, offenbar schädlichen Richtungen entgegenwirkt, die 
Verbindung mit wissenschaftlichen Privatvereinen und einzel
nen hervorragenden Gelehrten vielseitig unterhalten, wissen
schaftliche Sammlungen angelegt und fortgeführt werden, 
Eine Akademie in solchem Sinne wäre etwa das für das 
Cultusministerium, was der Staatsrath für die Politik 
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und die Gesetzgebung ist. \Yürde sie in diesem Geiste zusam
mengesetzt und ihre \Yirksamkeit äuszern, so würde sie bald 
nicht blosz dem Namen nach, sondern in Wahrheit an der 
Spitze stehen des wissenschaftlichen Lebens der 
Nation. 

Die bisherigen Akademien schlieszen die be s 0 nd ern 
Facultätswissenschaften aus, und nehmen ausschliesz
lieh Rücksicht auf die mathematischen und physikalischen 
\Yissenschaften einerseits, die historischen und philosophischen 
andererseits. In dieser Organisation scheint mir der Gedanke 
wahr, dasz da, wo es sich um die Einrichtung eines ober
sten wissenschaftlichen Centralorgans handelt, dieselbe zu
nächst nach den allgern einen Grundrichtnngen aller 
\Y iss e n s eh a ft geordnet werden soll, gewissermaszen nach 
dem Organismus der Wissenschaft selbst. Aber 
die vorherrschend theoretische Eintheilung und Richtung der 
Akademie ist wohl ein Hauptmangel des verhältniszmäszig 
geringen praktischen Werthes und Einflusses derselben. Ueber
zeugt man sich, dasz nicht die theoretische Ausbildung der 
eigentliche Zweck dieser öffentlichen Anstalt ist, sondern die 
staatliche Pflege des geistigen Lebens, so .versteht es sich, 
dasz auch die bisherige Organisation dieser letztern Aufgabe 
unmöglich genügen kann. 

Eine in staatsmännischem Geiste gegründete Akademie 
würde daher - und nur die französische hat sich theilweise 
und von ferne diesem angenähert - je die bedeutendsten 
wissenschaftlichen oder litterarischen Männer alle I' Richtun
gen in sich vereinigen, und ja nicht Theologen und Juristen 
zunächst ausschlieszen, oder nur auf Umwegen herbeilassen. 
Sie würde dabei die praktischen Beziehungen der Wissenschaft 
nichts weniger als gering anschlagen, I denn eben sie haben 

In diesel' Hinsicht scheint mir die neuestens von Jakob Grimm 
a. a. O. versuchte Vertheidigung des gegenwärtigen Systems nicht glücklich. 
V gl. auch BI u n ts chi i Art. Akademie im deutschen Staatswörterbuch. 

I 
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den mächtigsten Einflusz auf das nationale Geistesleben, und 
für dieses musz doch wohl nicht blosz in der Schule und auf 
den Universitäten, sondern auch da, wo die "Wissenschaft 
der Meister in Frage kommt, gesorgt werden. 

Die Arbeit einer solchen Akademie könnte etwa so ver
theilt werden, je nachdem 1} die physikalischen oder 
Naturwissenschaften, denen hier gar wohl die medici
nischen angereiht werden dürften, 2) die philosophischen, 
mit besonderer Beziehung auf Philologie und das Schul
wesen, 3) die politisch-historischen, die Staats
und Rechtswissenschaften umfassend, 4} die theolo
gischen in ihrer Beziehung zu der wissenschaftlichen Cultur 
des Staates, 5} die schöne Literatur, deren Einflusz 
eben so grosz j als von Staatswegen viel zu wenig beachtet 
ist - in Frage kommen. 

3. Die Vorträge der Akademiker würden unter 
dieser Voraussetzung von ganz anderer Art werden als bis
her. Nicht die wären, wie Jakob Grimm gesagt hat, die 
gelungensten, "welche die Keime künftiger Werke in sich 
tragen, oder reiches Material zu wissenschaftlichem Gebrauch 
fruchtbar darle~n," obwohl auch diese ohnehin seltenen 
Erscheinungen unter dcn akademischen Schriften nicht gering 
zu schätzen sind, sondern die, welche den Entwicklungs
gan gein z eIn e l' 'Viss e n s c ha f t e n in k I are n U e b e r
blicken mit sicherer Hand zeichncn,· und den Einflusz 
derselben auf das Leben, ihre Vorzüge und Mängel mit Be
stimmtheit darlegen. Die Vorträge selbst aber wären immer 
noch weniger wesentlich als die Gutachten und Vor
sc h 1 ä g e der Akademie, welche das wissenschaftliche Le
ben in gesundem 'Vachsthume zu fördern die Bestimmung 
hätten. 



Die S t a a t s wir t h s eh a f t. 

Erstes Capitel. 

Art und Richtungen der Staatswirthschaft. 

Verstehen wir unter Wirthschaft überhaupt alle Ver
waltung des materiellen Vermögens, und jede Pflege der 
äuszern Verhältnisse ~ welche auf das Vermögen einwirken, so 
ist unter Staatswirthschaft im weitern Sinne des Wortes 
aUe Verwaltung und Pflege der Vermögensverhältnisse zu 
verstehen, welche dem Staate zukommt und von ihm aus
geht. Die noch junge Wissenschaft der politischen Oeko
nomie (Nationalökonomie) hat es unternommen, die 
Gesetze und Maximen einer wohlgeordneten und fruchtbrin
genden Wirthschaft in allen ihren gemeinsamen Beziehungen 
zu erforschen und darzulegen. Sie beruht voraus auf der 
Grundlage der mathematischen und physikalischen Wissen
schaften, und indem sie diese auf die Erzeugung, Erhaltung· 
und Veredlung der mancherlei äuszern Güter anwendet, 
welche den Bedürfllissen und Genüssen der Menschen dienen, 
hat sie ein zusammenhängendes rationelles System einer 
guten Wirthschaft zu begründen versucht. 

ßluntschli, nllgemeinrs St,Jntsr0chL 11. 21 
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Es kann nicht die Aufgabe des Staatsrechtes sein, diese 
'Vissenschaft, welche auf anderem Boden erwachsen, sich 
über seinen Bereich hinaus erstreckt, zu umfassen: Es darf 
seinen Standpunkt, den Staat, nicht verlassen, und hat es 
nur mit den Organen in dem Staatskörper zu thun, welche 
für die wirthschaftliche Aufgabe desselben bestimmt sind, 
und die rechtliche Richtung und Weise ihrer Thätigkeit zu 
bezeichnen. Die Staatswirthschaft daher in unserm Sinne, 
als ein Zweig des Staatsrechts, verhält sich zur politischen 
Oekonomie etwa so, wie die Lehre von der Kriegsgewalt 
zu den :Militärwissenschaften , die Lehre von der Gerichts
organisation zum Pritvat- und Strafrecht. 

Das ist der Staatswirthschaft mit der Staatscultur ge
mein, dasz hier das specifisch obrigkeitliche :Moment zurück
tritt. Sie ist nicht eine Offenbarung der Staatsgewalt im 
eigentlichen Sinne, welche ihrem Wesen nach eine sittlich 
gebietende und verbietende :Macht der Gemeinschaft ist . 

. Dadurch eben unterscheidet sie sich wie die Staatscultur von 
der Polizei, die doch auch als Sorge für die öfft:mtliche 
Wohlfahrt wirksam erscheint. Sie ist daher weniger Re
gierung als V erw alt u n g, und die leiten~en Grundsätze 
dieser sind in der Hauptsache dieselben, wie sie auch auszer
halb des Staates in der Wirthschaft der Privaten und der 
Privatvereine sich wieder finden. Sie nähert sich daher der 

. Ordnung des Privatlebens mehr an als alle anderen Functio
nen des Staats, und es hat der zahlreiche Kreis von Finariz
und Wirthschaftsbeamten aus demselben Grunde auch einen 
wesentlich andern, dem Privatleben näher stehenden Cha
rakter, als die Regierungsbeamten im eigentlichen Sinn. Von 
der Staatscultur unterscheidet sie sich dadurch, dasz sie eine 
auf materielle Güter gerichtete Pflege ist, während die 
Pflege dieser auf die geistigen und sittlichen Güter der 
Nation Bezug hat. I 

I Vgl. oben Buch V. c. 2, S. 265 ff. 
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Die Staatswirthschaft bezieht sich: 
1. auf das Vermögen des Staates selbst. Das so

genannte Fin anzwesen, die Regi era n gs wi r th schaft, 
umfaszt die gesammte materielle Sorge und Verwaltung mit 
Bezug auf diejenigen Güter, die dem Staate zugehören, und 
deren er bedarf, um seine eigenen Bedürfnisse zu befriedi
gen. Sie ist auf Seite des Staates analog der Prhratökonomie 
der Individuen, aber, weil den öffentlichen Bestimmungen 
des Staates dienend, mehr als diese von öffentlichem Geiste 
erfüllt; 

2. auf die Sorge für den öffentlichen Verkehr und 
die öffentlichen Anstalten, welche die gemeine mate
rielle Wohlfahrt fördern, sowie die gemeinsamen staat
lichen Interessen der Volkswirthschaft überhaupt 
im Ganzen und in ihren Theilen, die Yolkswirthschafts
pfl ege. 

Sowohl das Finanzwesen als die Volkswirthschaftspflege 
setzen eine staatliche Thätigkeit voraus. Die letztere ist aber 
in vorzüglichem Sinne staatlich, und nicht wie das oft ange
sehen wird, von dem Geiste des Privatrechts und der Pri
vatwirthschaft beherrscht? denn die ächte Volkswirthschafts
pflege maszt sich nicht an, die Thätigkeit der Privatwirth
schaft zu ersetzen oder zu leiten, sondern sie hat vor allem 
die Gesammtheit im Auge, und die massenhaften Interessen 
und Bedürfnisse dieser, und wirkt VOlJ da aus mittelbar ein 
auf die Wohlfahrt auch der Privatökonomie. 

Zweites Capitel. 

1. Finanzhoh ei t. A. Pri vat verm ögen des Staats. 

1. Der Staat als ein leibliches Reich der Gesammtheit 
bedarf zu seinem änszern Dasein auch des materiellen Ver
mögens. VOll jeher haben die Staaten daher· auch eigenes 
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Vermögen besessen, Grundeigenthum, fahrende Habe, For
derungen nach Art reicher Privaten. Die mittelalterlichen 
Staaten beruhten in ökonomischer Beziehung fast ganz auf 
den privatrechtlichen Einkünften des Staates, auf Privat
vermögen. Das ist indessen noch eine niedere Stufe der 
staatlichen Entwickelung, auf1.velcher so der privatrecht
li c he Gesichtspunkt vorherrscht. Wird der Staat sich seines 
'Vesens bewuszt, so wird gewissern1aszen auch die Vermö
genssphäre desselben von dem Staatsgeiste erfüllt, und über 
das blosze Privatrecht emporgeohben. Den öffentlichen 
Bedürfnissen entsprechen dann die öffentlichen Ein
künfte, und das Vermögen des Staats jene zu befriedigen 
wird mehr und mehr. nach staatsrechtlichen Grundsätzen 
geordnet. 

Immerhin aber ist es natürlich, dasz der Staat auf die: 
sem materiellen Gebiete auch als privatrechtliches Ver m ö
gen ss u bj ec t, und sogar als das gröszte und reichste er
scheine. Das Privateigenthum ist eine unentbehrliche Unter
lage für die öffentliche Bestimmung des Staatsvermögens. 
Der Staat bedarf zahlreicher Gebäude, welche seinem öffent
lichen Leben dienen, ~esidenzen, Regierungs - und Justiz
paläste, Zeughäuser, Festungen u. s. f., und er bedarf reicher 
Vorräthe an mancherlei beweglichem Vermögen, wie Kriegs
rüstungen , Bibliotheken, Kunstsammlungen. Das alles ist 
allch auf der einen Seite Privatgut des Staats, und den Re
geln des Privatrechts unterworfen, aber durch den öffentlichen 
Gebrauch und die öffentliche Bestimmung desselben erhält 
es auf der andern Seite einen eigenthümlichen Btaatscharak
tel', welcher hinwieder von Einflusz ist auf die Rechtsver
hältnisse. Der 'Würde des Staats ziemt es, dasz er dieses 
Gut, welches ganz und gar öffentlichen Zwecken dient, auch 
äuszerlich so vollkommen rein und schön erhalte, als 
es seinen Kräften und ihrer Bestimmung gemäsz ist. Er soll 
diesem Vermögen den Stempel seiner Hoheit und Ehre aufprägen. 
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2. Verschieden von diesem Gebrauchsvermögen des 
Staats ist das sogenannte werbende Vermögen desselben, 
welches nnr mittelbar dem Staate, nur insofern dient, als 
er die Einkünfte desseIhen für öffentliche Zwecke verwenden 
kann. Dahin gehören die Domänen im engern Sinne, Ca
pitalien, einzelne Gewerbeanstalten, welche auf Rech
nung des Staats betrieben werden. Dieses Vermögen ist in 
höherm Grade als Privatvermögen des Staats zu betrachten, 
als das Gebrauchsvermögen des Staats. In älteren Zeiten 
bezogen die Staaten hauptsächlich von daher ihre wichtig
sten Einkünfte. Bei der Eroberung und Vertheilung des 
Landes wurde daher regelmäszig ein grosz er Theil des Bo
dens vorweg ausgeschieden, und VOn den Fürsten und Staa
ten zur Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse in Besitz 
genommen. Das Abgabensystem war während des Mittel
alters noch wenig ausgebildet, und der Staat war auch mIr 
ausnahmsweise genöthigt, die Beihülfe der Privatpersonen 
anzusprechen. In gewöhnlichen Zeiten genügte sein eigener 
Privatbesitz. 

Das neuere FinanzsysLem der Staaten ist solcher Privat
wirthschaft des Staats uich t günstig. In Englan d beträgt 
der sämmtliche Reinertrag der Domänen nicht einmal 1 Pro
cent des ganzen Staatseinkommens, in 0 esterreich wenig 
mehr als lV2' in Frankreich nur 3 Procent, in Preuszen 
schon 12 Procent, in Bayern 25 Procent. 1 Allerdings läszt 
sich nicht verkennen, dasz von dem wirthschaftlichen Stand
punkte aus ein weit gröszerer Ertrag erzielt wird, wenn das 
fruchtbringende Privatvermögen auch in den Händen VOn 
Privatpersonen ist, als wenn es unter der Verwaltung des 
Staates steht. Auf der alldern Seite aber gewährt der aus
gedehnte Grundbesitz des Staats immerhin grosze Sicherheit 
und eine Solidität des Staatsreichthums, welche für die 

Vgl. darüber die Nachweisung und Ausführung bei Rau, FinaIlZ

wissenseh. I, §. 89 ff. 

I 
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dauernden Staatsinteressen nicht gering anzuschlag.en sind, 
so dasz eine principiell gebotene Entäuszerung desselben nicht 
räthlich erscheint. Sehr viel hängt dabei überdem von den 
besondern Verhältnissen. und Sitten der einzelnen Staaten 
und Völker ab. 

3. Je mehl' eine gute Wirthschaft der fruchtbaren Güter 
Privatfleisz und Privatkräfte erfordert, desto weniger eignen 
sich dieselben zur Staatsverwaltung, je mehr dieselben da
gegen Bezug haben auf die gemeinsamen Staatsinteressen, 
und je einfacher ihre Verwaltung ist, desto eher ist solcher 
Besitz auch für den Staat zu bewahren. Daher tImt der Staat 
vor allen Dingen wohl, 

a) sich des eigenen Betriebs vOn Fabriken, Handel, 
Handwerk und derartigen G~werben zu enthalten. Denn 
immer wird der Staat, eben weil die individuelle Speculation 
und individueller Fleisz und Fertigkeit das Gelingen solcher 
Unternehmungen vorzüglich bedingen, mit gröszerem Kosten· 
aufwand und mit weniger Gewinn arbeiten als der Privat
mann, der sich ganz und gar mit allen seinen Kräften diesem 
Berufe widmet. Aber selbst da sind Ausnahmen zulässig, 
sei es, weil der Staat selbst auf sichere Weise für mancherlei 
Geräthschaften, z. B. für Kriegsmunition und Rüstung sorgen 
musz, ohne sich ganz auf den Privatbetrieb verlassen zu 
können, sei es weil einzelne Gewerbe zur Pflege der Kunst 
dienlich sind und hier die Rücksicht auf Gewinn hinter der 
auf Ausbildung und Vervollkommnung dieser zurück steht, 
wie z. B. Porcellanfabriken, oder weil die Betreibung ein: 
zelner Mustergewerbe auf Staatskosten zur Controle und zum 
Ansporn dient für ähnliche Privatgewerbe, welche für die 
materielle Wohlfahrt des Publicums von groszem Interesse 
sind, wie z. ,B. das Hofbräuhaus in München, oder weil ein
zelne Gewerbe, wie voraus die Hüttenwerke sogar nöthig 
werden, um die Regalien mit Vorthe,il auszubeuten. 

h) Nicht minder wird det' Staat aus gleichen Gründen 

http:anzuschlag.en
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keinen Vortheil finden in der Beibehaltung von Wohuge
b ä ud e n, deren er nicht zu öffentlichen Zwecken bedarf. 

c) 'Wiese, Acker, Rebland, Garten ferner waren 
von jeher ihrer Natur nach vorzugsweise dem Privatfleisz 
und der Privatbenutzung anheimgegeben. Auch dafür paszt 
die Staatswirthschaft wenig. Indessen können politische 
Gründe, wie die Rücksicllt auf das von Zeit zu Zeit wieder
kehrende Bedürfnisz, einzelne ausgezeichnete .Männer, welche 
dem Staate grosze Dienste geleistet haben, mit Grundbesitz 
auszustatten und ihnen eine sichere Stellung unter der Na
tionalaristokratie zu verschaffen, den St,aat bestimmen, Do
manialbesitz solcher Art zu seiner Verfügung zu erhalten. 

d) Am ehesten wohl sind Waldungen als Grundbesitz 
des Staates tauglich. Die Natur der Waldung, welche nur 
in langen, das gewöhnliche Lebensalter der Individuen über
dauernden Perioden ihre regelmäszigen Früchte, die Holz
schläge, hervorbringt, macht es schon wünschbar, dasz der 
Eigenthümer selbst auch ein längeres Leben habe. In dem 
wechselnden Besitz kurzlebender .Menschen wird leicht von 
der momentanen Gewinu- und Genuszsucht die nachhaltige 
Ertragsfähigkeit des 'Valdes aufgezehrt und dadurch auch 
dem Volke, für welches das Holz ein unentbehrliches Lebens
bedürfnisz ist, groszer Schaden bereitet. Die Selbstsucht der 

. gegenwärtigen Generationen kann hier leicht den künftigen 
einen schweren .Mangel bereiten. Diese Gefahr wird nun 
sehr gemildert, wenn die Waldungen groszentheils dem 
Staate und den Gemeinden gehören, deren eigenes auf Jahr
hunderte hin fortdauerndes Leben sie darauf hinweist auch 
der Nachkommen zu gedenken, und deren Anstalten manche 
Garantien darbieten, welche vor einer leichtsinnigen Ver
schleuderung und übermüszigen Ausbeutung der Waldungen 
bewahren. Auch ist die forstmäszige Bewirthschaftung der 
Waldungen immerhin so fest geregelt und die Controle dar
über so leicht zu führen, dasz solche öffentliche Wirthschaft' 
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an Güte und Ertrag gar wohl mit ausgezeichneter Privat
wirthschaft Schritt zu halten vermag, die gewöhnliche sogar 
leicht übertrifft. Unveräuszerlichkeit der Staatswal
dungen darf daher wohl als Regel gelten. 

e) Selten genug ist in unserer Zeit actives Vermögen 
von zinstragenden Capitalien, welche dem Staate ge
hören. Selbst in den schweizerischen Kantonen, deren 
einfache Wirthschaft noch mehr als anderwärts dem Cha
rakter der Privatwirthschaft ähnlich geb1ie~en ist, sind die
selben in neuerer Zeit sehr vermindert worden. 'Vo sie 
bestehen, da haben sie den gros zen Vorzug regelmäsziger 
und sicherer Einkünfte, und zugleich den, dasz für auszer
ordentliche Capitalausgaben ohne Belästigung der Einwohner 
durch Verwendung derselben gesorgt werden kann. :Müssen 
aber Schulden contrahirt werden, so ist es oft nur eine 
Selbsttäuschung, wenn der Staat seine Activcapitalien un
versehrt zu erhalten vermeint, während er sie durch ent
gegengesetzte Passivcapitalienin 'Wahrheit aufhebt. 

f) Von ähnlicher Art sind die mancherlei Grundge
fälle, welche die modernen Staaten als ursprünglich grosze 
Grund - und Vogtei herren aus dem Mittelalter häufig ererbt 
haben, wie Zehn ten und Grundzinse von mancherlei 
Art. Die Ausbildung des neuen Privatrechts aber sowohl 
als die der Privatwirthschaft ist diesen Realrechten nicht 
günstig, und hat dieselben groszentheils verdrängt und um
gewandelt. 

Drittes Capitel. 

B. Die R e ga I i e n. 

Der Begriff der Rega li e n liegt auf der Gränze zwischen 
Staats- und Privatrecht, und ist aus beiderlei Bestandtheilen 
gemischt. Es kann daher nicht befremden, dasz derselbe 
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in dem Mittelalter, welches überhaupt öffentliche und Privat
rechte zu verbinden und zu mischen liebte, entstanden und 
vorzüglich ausgebildet worden ist, und ebensowenig auffallen, 
dasz die neuere Zeit, welche schärfere Sonderung der bei
den Gebiete anstrebt, in der Arbeit begriffen ist, auch hier 
die Ausscheidung zu vollziehen und jenen Begriff aufzulöselI. 

Das staatsrechtliche Element in den Regalien' ist, dasz 
diese nicht zufällig noch vorübergehend, sondern von Rechtes 
wegen dem Staate zukommen, der Staat somit als das 
eigentliche und nothwendige Rechtssubject derselben erscheint. 
Wenn Privatpersonen daher im Besitz von Regalien sind, so 
ist ihr Recht immer von dem Staate abgeleitet und kehrt, 
wenn sie es verwirken, immer wieder an den Staat zurück. 
Staatliche Hoheit ist von der Regalität unzertrennlich. 
Die Form aber, wie diese im Recht ausgebildet worden, ist 
privatrechtlich. Nicht die Ausübung der Staatshoheit aus 
öffentlichen Gründen und in öffentlicher Richtung wird vor
züglich betont, sondern der damit verbundene materielle 
Genusz, die eigenthumsartige Nutzbarkeit, und um desz
willen ist denn das Recht auch zur Quelle geworden von 
mancherlei nutzbaren Gerechtsamen, die, wie anderes 
Privatrecht, dem Verkehre der Privatpersonen überlassen 
worden sind. 

Der neueren Rechtsbildung gemäsz ist es, den staats
rechtlichen Charakter der Regalien entschiedener zu bewah
ren und reiner zu halten. Diejenigen Regalien, welche wie 
z. B. das Jagdregal, in der öffentlichen Rechtsordnung keine 
Begründung. haben, sondern mehr willkürlich und zufällig 
von dem Staate an die Hand genommen worden, sind daher 
als Regalien ganz aufzugeben und besser als einfache Privat
rechte zu behandeln, immerhin ~it Vorbehalt der erforder
lichen polizeilichen Beschränkungen und angemessener Be
steuerung. Die übrigen Regalien dagegen, welche ihrer 
Natur nach als nutzbare Hoheitsrechte zu betrachten 
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sind, werden, insofern aus ihnen materielle Einkünfte dem 
Staate zuflieszen, mehr und mehr als Steuerrechte be
handelt, dem gesammten nach Grundsätzen des öffentli
chen Rechtes zu normirenden Steuersystem eingefügt, und 
soweit sie in Verbindung mit öffentlichen Functionen des 
Staates stehen, mit Rlicksicht auf diese frei bestimmt werden. 
Diese Fortbildung des Rechtes hat nun zwar begonnen und 
schon manche Schritte zurückgelegt, aber sie ist noch nicht 
zu diesem Resultate gelangt, und es sind daher immer noch 
die Regalien in der bisher überlieferten Form und Bedeutung 
übersichtlich zn erwähnen. 

Es gehören hieher: 
1. Die grundherrschaftlichen Regalien, oder 

die Regalien im eigentlichen Sinn, welche sich entweder 
aus der Hoheit des Staates über die Sachen erklären, die 
ihrer Natur nach öffentlich sind, oder aus einer von dem 
Staate vorbehaltenen Herrschaft über solche Sachen, deren 
Ausbeutung und Benutzung in näherer Beziehung zu der 
öffentlichen Wirthschaft stehen. Als solche sind in vielen 
Staaten seit dem Mittelalter anerkannt: 

a) Das sogenannte Wasserregal. Die Staatshoheit· 
(nicht Eigenthum im eigentlichen Sinn) über die öffentlichen 
Gewässer ist naturgemäsz und in Folge derselben das Recht 
des Staates, auch die Benutzung derselben von Seite der 
Privaten zur Schifffahrt, zu Fähren, zur 'Viesenwässerung, 
für 'Vasserräder, zum Fischfang u. dgl. zu regeln, wühlbe
gründet. Im Mittelalter aber wurde diese Hoheit in ein 
iiscalisches Regale gewandelt, um von den Privaten, welche 
die Gewässer so in ihrem Sonderinteresse benutzten, Abgaben 
zu erheben. 1 Die erstere Bedeutung ist bleibend, die letztere 

Constitutio Fridcrici I. a. 1158 (bei Pertz lIIonum. Germ. II. p. 111): 
"Regalia sunt hec: Arimanie, vie publice, flumina navigabilia et ex qui
bus fiunt na\'igabilia, portus, ripatica, vectigalia que vulgo dicuntur tho
lonea, monete, mnlctarum penal'umque cOlllpl'ndia, bona vacantia et que 

I 
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fiscalische aber im Untergang begriffen, auch für die Staats
casse von geringem Werth und für die Privatwirthschaft 
eine IJast . 

. b) Das Bergwerksregal, Bergregal. Ursprünglich 
wurden wie der Boden so auch die unter der Oberfläche 
vorhandenen Metalle jeder Art sowohl nach römischem als 
nach deutschem Rechte als ein Bestandtheil des privatrecht
lichen Grundbesitzes betrachtet. Wieder erst im Mittelalter 
kam die Ansicht auf, dasz dieser unterirdische Reichthum 
nicht zu dem Grulldstücke gehöre, sondern der "königlichen 
Gewalt" unterworfen sei. In der That konnte man an na
türliche Eigenschaften der Bergwerke anknüpfen. Die Adern 
und Lager der Fossilien breiten sich unter der Erde aus und 
nehmen ihre Richtungen völlig unabhängig von der Einthei
lung und Culturart des Grundeigenthums auf der Oberfläche. 
Sie haben daher ein von jenem verschiedenes Dasein, und 
die Gruben müssen auch mit Rücksicht darauf im Zusam
menhang und getrennt von der Bepflanzung der Grundstücke 
gebaut werden. Sodann schien die enge Beziehung der 

indignis legibus auferuntur, nisi gue specialiter quibusdam cOllceduntur, 
et bona cont.rahentium incestas nuptias et dampnatorum et proscriptorum 
secundum quod in novis constitutionibus cavetur, angariarum et paran
gariarum et plaustrorum et navium prestationes, et extraordinaria collatio 
ad feIicissimam regaIis numinis cxpeditionem, potestas cOllstitnclloorum 
magistratuum ad justitiam expedicndam, argentarie ct palatia in ciyitati
bus consuetis, piscationum redditus et saJinarum et bona committentium 
erimen majestatis et dimidinlll thesauri inventi in loeo Cesaris non data 
opera, vel in Ioeo religioso, si oata opera, totum ad eum pertinet." Da
gegen oer Frieden von Venedig v. 1177 (Pertz H. p. 1(2): "RegaIia 
vero, gue per eum (imperatorern) vel anteeessores ejus tarn a clericis qnam 
laicis fnerunt detenta, vel per ipsum seu anteeessores ejus investita, quiete 
dimittat, nec oe eetero impediat. Consuetudines etiam et eomoditates, 
quas civitates et omnes cle socielate haberi consueverunt in paseuis, pis
eationilms, molendinis, funds, tabuJi~ eambiatorum et negoeiatornm, ma
ccllia, domibns, quas habent edificatas in viis pnblicis yel supra vel iuxta 
vias publicas, et e(ernas eOllsuetudines antiquas, eisdem eivitatiblls et om
Ilibus de socictate q niete habere ct tenere pel'lllittat." Vgl. den Constauzer
frieden von 1183 (Pertz II, 176) 1 tJ. 
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edlen Metalle zu dem Münzwesen und anderer zu der Aus
rüstung des Heeres dem Staate ein näheres Recht darauf 
als andern Personen zu gewähren. Endlich machten man
cherlei Interessen eine staatliche Aufsicht über den Bergbau 
nöthig. Aber gleichwohl lag in der allgemeinen Einführung 
auch des Bergregals eine Umgestaltung des hergebrachten 
Privatrechtes, die auch im Mittelalter als anmaszliche Will
kür verhaszt war. 2 

Die Ablösung des Bergbaues von dem Grundei
genthum hat sich auch in neuerer Zeit erhalten, und dieses 
privatrechtliche Element in dem mittelalterlichen Bergregale 
hat auf Fortdauer Anspruch, weil es in der That der Natur 
der Sache entspricht. Ebenso wird die ausgelJildete S taa ts
aufsi c h t über die ordentliche und sichere Betreibung des 
Bergbaues fortdauern. Dagegen ist streng genommen der 
Begriff eines ausschlieszlichen Bergregals bereits aufgegeben 
worden, seitdem man alJgefangen hat den Bergbau für "frei zu 
erklären", d. h. Jedermann freigestellt wird, mit Beachtung 
der bergpolizeilichen Vorschriften zu schürfen und zu muthen. 
N ur in gewissen Abgaben, welche den bergbelehnten Privat
unternehmern auferlegt zu werden pflegen, dem Bergzehen
ten, Quatembergeldern ) Receszgeldern zeigt sich noch die 
fiscalische Natur des Bergregals. Der Gesichtspunkt der 
Steuern und Gebühren scheint aber auch hier den der nutz
baren Regalität allmählich im Interesse einer guten Staats- und 
Volkswirthschaft zu verdrängen. Auch ,wenn das Bergregal 

~ Freigedank uei Kraut Grundrisz des deutschen Privatr. §. 114. 
"die fürsten twingent mit gewalt 
velt stein, wazzer und walt, 
darzuo beide wilt und zam, 
si täten luft gerjle alsam, 
der muoz nns doch gemeine sin. 
möhten si uns den sunnen schin 
,'erbieten, oueh wint und regen) 
man miiest in zins mit golde wegell." 
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als solches ganz aufgegeben wird, wird doch der Staat nicht 
verhindert sein, einzelne Bergwerke mit Vortheil auf eigene 
Rechnung zu betreiben oder zu verpachten. 

c) Verwandt ist das Salzregal, kommt aber noch in 
gröszerer Ausdehnung vor, und findet sich auch dem \Vesen 
nach schon in dem römi'schen Alterthum. JHan versteht 
darunter nicht allein das ausschlieszliche Recht des Staats 
auf Gewinnung von Kochsalz, sondern zugleich auf den 
Salzhandel. Das Regal im engem Sinne und das Staats
mon 0 pol sind hier verbunden. Der grosze Ertrag, welchen 
die ausschlieszliche Verwerthung dieses für die Menschen, 
das Vieh und viele Gewerbe unentbehrlichen und nützlichen 
Productes der Staatscasse sicherte, machte dieses Regal den 
Finanzmännern besonders theuer, und die Juristen halfen 
mit, dasselbe, indem sie auf die Analogie der Bergwerke 
hinwiesen, einzuführen. Indessen galt in Deutschland in 
älterer Zeit der entgegengesetzte Grundsatz, dasz die Salz
quellen und das Steinsalz zu dem Boden gehören. 

Für unsere Zeit ist auch dieses Regal als solches für 
die Dauer schwerlich zu halten, und die Umwandlung des~ 
selben in eine Salzsteuer scheint sich vorzubereiten. Diese 
hat aber, wegen der wenig lästigen und fast unmerklichen 
Erhebungsart und ihres reichen Ertrages in der That so 
grosze Vorzüge und wird durch die Gewohnheit und Sitte, 
die in dem Steuerwesen jederzeit Beachtung verdient, so 
sehr empfohlen, dasz dieselbe in sehr vielen Staaten als eine 
fortdauernde wichtige Quelle der Staatseinkünfte betrachtet 
wird.- Zuerst wurde diese UmVl'andlung des Salzregals in 
eine Salzsteuer in Fran kreich vollzogen. 3 

d) Das Jagdregal ist wieder aus der grundherrlichen 
Auffassung des Staats im l\Iittelalt~r entstanden und ange
lehnt worden an das öffentliche Interesse des \Vildbanns und 
der Jagdpolizei. Auch hier ist auf diese Weise ein bleibender 

3 Vgl. Rau a. a. O. 1, §. 186. 
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Rechtsgrundsatz, der nämlich der Lösung der Jagd von 
der nothwendigen Verbindung mit der Ausübung des Grund
eigenthums ausgebildet worden, und so rechtfertigt sich wohl 
eine Einrichtung des Jagdrechts nach groszen Jagdrevieren 
und in Uebereinstimmung mit den Interessen der Gemein
schaft. Dagegen ist das eigentliche Jagdregal , in Folge des
sen der Staat selbst zunächst ein ausschlieszliches Recht an
spricht Jagd. zu üben und Jagdrechte nach Willkür zu ver
leihen, in vielen neueren Staaten wieder aufgehoben worden, 
welche dasselbe während des Mittelalters angenommen hatten. 

2. Verwandt mit den grundherrlichen Regalien sind 
die regalen Gewerbe und Staatsmonopolien, welche 
der Staat mit Ausschlieszung der Privaten sich vorbehalten 
hat. Man kann indessen zwei Arten wohl unterscheiden: 
a) solche, welche lediglich aus fi n an z i elle 11 Gründen der 
Privatindustrie untersagt und von dem Staate allein um des 
Gewinnes willen betrieben werden. Solche l\Ionopole sind 
wesentlich nichts anderes als Steuern, aber in die äuszere 
Form des Gewerbes gekleidet; b) solche, welche ihrer Na
tur und Bestimmung nach eine Betreibung in öffentlichem 
Interesse erfordern, und bei denen somit der Ertrag immer 
nur als ein damit verbundener Vortheil der Staatscasse wohl 
zu gönnen ist, aber nicht den wesentlichen Charakter der 
Regalität bestimmt. 

Von der erstern Gattung, gleichsam in regale Gewerbe 
verhüllte Steuern sind: . 

a) Die Salzregie, von welcher oben unter 1. c) schon 
die Rede war. 

b) Tabaksregie, welche gegen Ende des 17ten Jahr
hunderts zuerst in Oesterreich und in Frankreich ein
geführt wurde, und weil sie sich auf einen verbreiteten und 
in den letzten Zeiten fortdauernd steigenden luxuriosen Ge
nusz der Bevölkerung bezog, den Staatscassen groszen Gewinn 
brachte. Da die Umwandlung derselben in eine eigentliche 
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Steuer sehr schwierig und diese Einkünfte zu gefährden 
schien, so wurde diese Erhebungsform trotz der damit ver
bundenen Mängel nicht so leicht aufgegeben. 

c) Das Lotterieregal, moralisch verwerflich, weil auf 
den Leichtsinn und die Spielsucht der Bevölkerung, und 
vorzugsweise sogar nicht der vermöglichen Classen, welche 
ohn,e Schaden für ihren Wohlstand auch solchem Vergnügen 
einige Abfälle ihrer Einnahmen opfern können, sondern der 
untern, zu ihrem Verderben zum Glücksspiel verlockten 
Volksclassen von Staatswegen speculirt wird. Die Aufhebung 
dieses Regals musz daller im Interesse einer sittlichen Staats
ordnung gefordert werden. 

d) Das Spielkartenregal, welches freilich weit we
niger einträglich ist als das zum Spiel reizende Lotterieregal, 
und welches eher die Spielsucht beschränkt als iördert, 
daher nicht schon aus moralischen, sondern nur aus wirth
schaftlichen Gründen angefochten werden kann. 

3. Zu der letztern Gattung der Regalien, welche sich 
.an die Benutzung öffentlicher Anstalten anschlieszen , die 
zwar nicht zu den eigentlichen politischen Functionen der 
Staatsgewalt gehören, aber doch in dem gemeinen Interesse 
der Volkswohlfahrt eingerichtet werden, gehören: 

a) Das Münzregal, sich anlehnend an das Recht und 
die Pflicht des Staates, für baares Geld als allgemein aner
kanntes Schätzungs - und 'Tauschmittel im Verkehr zu sorgen. 
In dem Mittelalter war dasselbe eine ziemlich erhebliche 
Quelle des Staatseinkommens. In der neueren Zeit ist da
gegen die Einsicht durchgedrungen, dasz zumal für die 
groben J\1ünzsorten der sichere Werth derselben wesentlich 
davon abhängt, dasz derselbe dem 'Verth des rohen dazu 
verwendeten edeln :l'I1etalls ganz nahe steht, und daher von 
dem Schlagschatze nur wenig Gewinn mehr zu erwarten. 
Nur die Prägung und Ausgabe der Scheidemünze läszt einen 
geringen Gewinn ohne Nachtheil für den Hauptzweck zu. 
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b) Das Postregal. Der Hauptzweck der Postanstalten 
ist der, den B r i e f - und Pa c k e t ver k ehr, sodann den 
Transport von Personen und \Vaaren in regelmäsziger 
'Veise zu vermitteln und zu befördern. Das Staatsillteresse 
für sich schon macht eine solche Anstalt nothwendig, damit 
von dem Centrum der Staatsregierung aus nach allen Rich
tungen des Landes und nach auszen hin und hinwieder von 
da zurück die Communication gesichert sei. Im Alterthum, 
in dem groszen persischen und dem gröszern römischen 
Reiche waren daher Staatsposten für dieses öffentliche Inte
resse eingerichtet, dem Privatverkehr in der Regel aber 
unzugänglich. In dem spätern Mittelalter wurden derlei An
stalten vorerst zu Gunsten des kaufmännischen Verkehrs 
gegründet, anfangs oft von Corporationen und unternehmen
den Privaten. Zuerst wurde wohl in Frankreich durch 
Ludwig XI. im Jahre 1464 das Postregal im neuern Sinne, 4 

dann allmählich auch in den übrigen civilisirten Staaten ein
geführt. In unsern Tagen hat dieses ebenso wohlthätige a~s 
zugleich financiell fruchtbare Institut eine hohe Stufe der 
Vervollkommnung erreicht, ist aber noch höherer Ausbil
dung fähig. 

Es liegt in dem öffentlichen Interesse, dasz die J\1itthei
lung von Briefen und Packeten nach allen Seiten hin mit 
Genauigkeit und Sicherheit und schnell vollzogen werden 
könne, und voraus eignet sich der Staat dazu, diese Sorge 
durch seine Anstalten zu übernehmen, mehr als Privatper
sonen, denn diese haben mehr den Gewinn als den gemei
nen Nutzen im Auge, und gewähren geringere Garantie für 
die Güte so umfassender Sorge. Der Staat dagegen hat eine 
Menge von Mitteln, die ihm den Ueberblick über die' allge
meinen Bedürfnisse, die Befriedigung derselben und die 
Controle über diese erleichtern, und seine Ehre ist dabei 
betheiligt, dasz das in der rechten Form geschehe. Er wird 

4 Schäffner, franz. Rechtsgesch. II, S.367. 
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daher auch die Ortschaften, die einen geringen Verkehr 
haben, nicht vernachlässigen, weil die Einrichtungen für 
ihre Postverbindung nur kleinen Gewinn abwerfen, vielleicht 
sogar Verlust erheischen, Um so lieber wird hinwieder das 
Volk es sehen, wenn diese gemeinnützigen Anstalten des 
Staats auch einen ansehnlichen Gewinn abwerfen und so 
hinwieder die Steuerlast vermindern. Zwar kommt diese 
fiscalische Rücksicht erst in zweiter Linie in Betracht, aber 
sie ist desshalb nicht unwichtig. Das Postregal hat in der 
That den groszen Vorzug, dasz es wohl organisirt den Pri
vaten und dem Staat zugleich groszen Nutzen bringt, und 
die Genüsse und die Kräfte beider vermehrt. 

Das gilt ganz besonders von der Briefpost. In Folge 
des Regals dürfen keine andern Privatanstalten zu berufs
mäsziger Versendung von Briefen errichtet werden, ohne 
besondere ausnahmsweise Concession des Staats, Eine über
triebene und unpraktische Ausdehnung dieses Rechts ist es, 
wenn in einzelnen Staaten auch die gelegentliche Besorgung 
einzelner Briefe oder Packete durch dritte Privatpersonen 
verboten wird. Je zweckmäsziger und wohlfeiler die Brief
post eingerichtet ist, desto weniger ist auch eine Umgehung 
des Regals zu besorgen. 

In geringerem l\Iasze schon gilt es von der Packet
pos t, welche die Versendung VOn kleinen Packeten und 
Valoren (Geldern) vermittelt. Das öffentliche Interesse daran 
ist weniger allgemein und, weniger bedeutend. Indessen 
hat auch da die Ausübung der Regalität so grosze Vortheile, 
dasz sie in der Regel der Ueberlassung dieser Sorge an die 
Privatindustrie vorzuziehen ist. 

In manchem Betracht verschieden ist die Fa h'rpos t, 
die nicht ebenso nach allen Landestheilen eingerichtet wer
den kann, soudern naturgernäsz sich an die Hauptrouten 
hält, auf welchen eine gröszel'e Anzahl von Reisenden 
sich gewöhnlich bewegen. Sie nähel't sich daher mehr der 

Bltll1tschli, all!(pmeinps Staatslwht. 11. 
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besondern Privatindustrie an. In manchen Ländern macht 
indessen der Staat mit der Sorge für diese Bedürfnisse ein 
ausschlieszliches Regal geltend, sei es indem er keine regel
mäszigen Privatcurse zuläszt, oder, wenn solche verstattet 
werden, doch dieselben in gewissen Beziehungen der· öffent
lichen Post unterordnet, und auch wohl die Erlaubnisz dazu 
besonders erkaufen läszt. In andern dagegen ist .die Fahr
post ganz oder theilweise freigegeben, und die Staatspost 
concurrirt nur mit den Privatunternehmungen von ähnlicher 
Art. Im Allgemeinen scheinen die Fahrposten des Staats 
immer noch besser als die der Privaten; doch hängt hiet· 
vieles von den besondern Verhältnissen und Sitten der ein
zelnen Länder und selbst einzelner Städte und Ortschaften 
ab. Die Einrichtung von Extraposten insbesondere steht 
in naher Beziehung zu der Regalität. 

Im Allgemeinen gilt für die ganze Organisation und 
Behandlung der Post der leitende Grundsatz, dasz dieselbe 
nicht dafür besteht das Volk zu regieren, noch zunächst das 
Volk zu besteuern, sondern vor allen Dingen dem Volks
verkehr zu dienen. 

c) Ganz ähnlich ist schon und wird noch mehr werden 
bei weiterer Entwicklung das Institut der öffentlichen 
Telegraphen. Durch die Entdeckung der elektrischen 
Telegraphen ist es möglich geworden, in einem Augenblicke 
wichtige Nachrichten an entfernte Orte mitzutheilen, und in 
kurzer Zeit werden die telegraphischen Netze die civilisirte 
Erde überspinnen. Anfänglich wurden diese Anstalten ledig
lich im Interesse des Staats selbst von diesem gegründet, 
dann auch der Benutzung des Publicums zugänglich gemacht. 
Das öffentliche Interesse erfordert es, dasz dieselben zunächst 
als Staatsanstalten behandelt werden, und die Regalität wie 
über die Briefpost sich auch darüber erstrecke .. Verschieden 
von der Postanstalt aber ist die Eigenthümlichkeit der tele
graphischen Bnreaux, dasz jene die empfangenen Briefe der 
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Privaten, ohne den Inhalt zu kennen, wie sie sind versendet, 
diese dagegen die Schrift selber besorgen und mittheilen, 
daher von dem Inhalte der Berichte in Kenntnisz gesetzt 
werden. Das Rrietgeheimnisz erhält daher hier einen 
andern Sinn. Es kann nur das bedeuten, dasz der Staat 
nicht unberufenen Dritten die Einsicht verstatte in die seiner 
Anstalt anvertrauten Privatmittheilungen, und auch darauf 
ausgedehnt werde, dasz den übrigen Staatsbehörden in der 
Regel jene Einsicht ebenfalls verschlossen werde. 'Wenn 
aber das Staatsinteresse, wie besonders in Kriegszeiten oder 
wo es rasche Verfolgung der Verbrecher gilt, die Kcnntnisz
nahme begründet, so darf diese umsoweniger dem Staate 
entzogen werden, je unnatürlicher es wäre, dasz dieser selbst 
immerhin mit sehenden Augen den Feinden oder' verbreche
rischen Privaten die Mittel in die Hand legte, dem Staats
zweck entgegen zu wirken. 

d) Das Eisenbahnregal, ähnlich wie das Telegra
phenregal, eine Erweiterung dieser Gattung von Regalien, 
welche der technischen Vervollkommnung unserer Zeit an
gehört. Eine volle Ausbildung erlangt dasselbe nur im Zu
sammenhang mit den Staatseisenbahnen , deren Ertrag zu
nächst zur Unterhaltung der Anstalt und zur Bezahlung der 
Zinse für die dafür verwendeten Capitalien, wenn ein Ueber
schusz sich ergibt, auch zur Vergröszerung der Staatsein
künfte dient. Die Grösze des Werks, die Bedeutung dessel
ben für den öffentlichen Verkehr und die Volkswirthschaft, 
die nahen Beziehungen desselben zu den Vertheidigungs
mitteln und dem Kriegswesen des Landes überhaupt, zu den 
Postanstalten und der "Wirthschaft des Staates selbst machen 
es räthlich, dasz der Staat die Eisenbahnen selber baue 
oder die von Privatgesellschaften erbauten übernehme, und 
mit Berücksi'chtigung der gemeinen Wohlfahrt, nicht ledig
lich wie die Privaten nm des Gewinnes willen, ordne und 
leite. 
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Die Nothwendigkeit einer Concession für Privateisen
bahnen , die dem öffentlichen Verkehr dienen, rechtfertigt 
sich schon aus polizeilichen Gründen; in dem Begriffe der 
Regalität aber liegt es, dasz der Staat auch die Privat-Eisen
bahnen an sich ziehen darf, sobald er die vOn den Privaten 
darauf verwendeten Auslagen vollständig ersetzt, mithin 
unter bessern Bedingungen, als wenn er die Grundsätze der 
zwangsweisen Abtretung von Privatrechten znr Anwendung 
brächte. Besondere Verträge oder rechtliche Zusicherungen 
an die Unternehmer können freilich dieses Recht beschränkt 
oder modificirt haben. 

e) Die Existenz eines Straszenregals ist in neuerer 
Zeit aus dem Grunde bestritten worden, dasz die Herstellung 
von Landstraszen eine unabweisbare Pflicht des Staates sei, 
die Erhebung von 'Veggeldern, Brückengeldern daher 
eher zu den Gebühren zu rechnen sei, welche von der Be
nutzung wesentlicher Staatsanstalten bezogen werden. 5 Die 
Straszen aber, obwohl der Nutzen derselben ein öffentlicher 

'und obwohl die Sorge dafür vorzugsweise dem Staate an
heimfällt, sind doch nicht eine Anstalt, welche zu dem Or
ganismus des Staats selbst gehört und für staatliche Functio
nen im eigentlichen Sinne bestimmt ist. Ihr Zweck ist doch 
nur der, den gemeinen Verkehr zu erleichtern, und es kann 
derselbe an und für sich auch durch Privatunternehmungen 
erreicht werden. Die Gründe, aus welchen daher von einem 
Straszenregal gesprochen wird, sind somit ganz ähnlich denen, 
welche das Postregal erklären. Einen finanziellen Sinti hat 
dasselbe aber nur dann, wenn die Benutzung der Straszen 
und Brücken nicht unentgeltlich ist, sondern dafür Weg- und 
Brückengelder gefordert werden. 

~ Rau a. a. O. §. 239. 
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Viertes Capitel. 

C. Das Recht auf Gebühren und Gefälle. 

1. Das Recht des Staats auf Gebühren und Gefälle, 
welche bei Gelegenheit der Ausübung öffentlicher Func
tionen VOll den Privaten erhoben werden, die dieser Func
tionen bedürfen, bildet einen Gegensatz zu dem eigentlichen 
Steuerrecht, und ist hinwieder die Ergänzung desselben. Die 
Steuern werden von Staats wegen auferlegt, oie Gebühren 
nur dann gefordert, wenn die Privaten die Hülfe des Staats 
in einer besondern Beziehung bedürfen. Diese sind daher 
eine Gegenleistung an den Staat, und dienen den Auf
wand, den der Staat für die öffentlichen Einrichtungen sol
cher Art zu machen hat, zu vermindern oder zu ersetzen. 
Die Gerechtigkeit solcher Gebührenerhebung ist einleuchtend. 
Es ist zwar richtig, dasz der Staat um seiner Bestimmung 
willen und nicht der Gebühr wegen verpflichtet ist, jene 
öffentlichen Functionen auszuüben. Dieselben sind daher nicht 
gerade nothwendig, und nichts steht im 'Vege, wenn der Staat 
ohnehin reich genug ist,. dieselben unentgeltlich auszuüben. 
Aber es ist deszhalb nicht ungerecht, wenn der Staat die 
ökonomischen Lasten, welche er· tragen musz, um jene Thä
tigkeit auszuüben, von denen sich vergüten läszt, die dieser 
Leistung in ihrem Interesse bedürfen; und in vielen Fällen 
ist es auch volkswirthschaftlich zweckmäszig, wenn er solche 
Gebühren fordert und so die Steuerpflicht des Volkes erleich
tert.. Je mehr das besondere Privatinteresse an der Staats
leistung betheiligt ist, wie das vorzüglich bei den Gerichts
gebühren klar ist, desto eher wird sich die Gebühr recht
fertigen; je mehr die Staatsfunction dagegen um der Ge
sammtIleit willen ausgeübt wird, desto eher wird dieselbe 
unentgeltnch geleistet werden müssell, und die Kosten dafür 
in Form der Steuer zu erheben sein. Aber es ist keine 
begrilndete Einwendung gegen die Gebühren, dasz sie sich 
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nicht nach der Steuerfähigkeit der Bürger, sondern nach det: 
Art und dem Umfang der staatlichen Leistung richten, denn 
ihr Princip ist ja nicht Besteuerung, sondern Gegen
leistung. 

2. Die Stempelgebühren, seit dem XVII. Jahrhun
dert in fast allen europäischen Staaten aufgekommen, gehö
ren nur zum Theil zu den eigentlichen Gebühren, insofern 
nämlich, als sie von Schriften bezogen werden, welche den 
Staatsbehörden von Privaten eingereicht oder von jenen zu 
Gunsten dieser ausgestellt werden. Dagegen nähern sie sich 
schon den Steuern, wenn auch der Privatverkehr selbst, z. B. 
die . Ausstellung von 'Vechseln, Empfangscheinen , auszer
gerichtlichen Verträgen u. dgl. der Stempelabgabe unter
worfen wird, denn die Rücksicht, dasz derlei Privaturkun
den möglicherweise auch im Processe benutzt und dann 
zumal der staatliche Schutz dafür angesprochen werde, ist 
doch nur eine sehr indirecte, und bezieht sich nur auf Aus
nahmsfälle. Vollends aber wird die Stempelabgabe . zur 
Steuer bei Zeitungen und Kalendern, indem hier keinerlei 
Leistung des Staats vorliegt, für welche eine Vergütung ver
langt wird. Die letztere Art des Stempels kann daher einzig 
aus dem Standpunkte des Steuerwesens vertheidigt werden, 
was freilich principiell nicht leicht gelingen wird. 

3. Die Taxen für Ertheilung eines Amtes oder Ti
tels oder Ranges (Adels, Ordens u. dgl.) haben den Vor
zug, dasz die Belasteten um so geneigter sein werden, 
solche zu bezahlen, als sie gleichzeitig einen häufig ersehnten 
Vorzug erlangen. Nur dürfen Aemter, Titel, Rang nicht 
um der Taxen willen verliehen, und somit zur käuflichen 
'Vaare werden, mit welcher der Staat gleichsam Handel 
treibt, weil die öffentliche Bedeutung und der moralische 
Werth derselben dadurch zu Grunde gerichtet würden. Die 
Art, wie insbesondere in den letzten Jahrhunderten der Adel 
zum Erwel'bsartikel für die königlichen Cassen gemacht 



Viertes Capitel. C. Das Recht auf Gebühren und Gefalle. 391 

wurde, hat sehr viel dazu beigetragen, die Institution auf 
dem Continent dem Ruine entgegenzuführen. 

4. Besonders wichtig sind die Gerichtsgebühren, 
SpOl' tel n, die in mancherlei Formen vorkommen. Vorerst 
als Proceszkosten, sowohl im Civil-, als im Strafprocesz. 
D:ese Sporteln treffen vorzüglich die Partei, welche ein Un
recht verübt hat, und gegen welche daher im Civilprocesz 
Schutz gesucht, die im Strafprocesz zur Strafe gezogen wird. 
Sie dienen überdem dazu, die Proceszsucht daran zu erinnern, 
dacz durch dieselbe auch dem Staate Schaden zugefügt werde, 
dessen Ersatz die proceszführenden Parteien zu übernehmen 
schuldig seien, und durch die Verrechnung der Kosten zu 
ermaszlgen. Die Sporteln sind daher eine wohl begründete 
Gegenleistung an den Staat, nur dürfeu sie nicht in dem 
l\Iasze gespannt werden, dasz es den unbemittelten Privaten 
zu schwer und zu gewagt erscheint, wenn ihnen Unrecht 
widerfährt, den Schutz des Gerichtes zu begehren. Für 
Arme sind überdem, damit die Gleichheit des Rechtsschutzes 
'Wahrheit sei, besondere Ausnahmsbestimmungen nöthig. 

5. Die verschiedenen Gebühren, welche mit der soge
nannten freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Ver
waltung der Obervormundschaft verbunden werden, z. B. 
bei Eintragung der Veräuszerung oder Verpfändung von Lie
genschaften in das Grundbuch, bei 'Vechselprotesten) Be
glaubigungen, Errichtung von Testamenten, bei Prüfung und 
Abnahme der Vormundschaftsrechnungen u. dgL, sind nahe 
verwandt. mit den Gerichtssporteln , obwohl sie in den Fällen 
uicht von den Gerichten erhoben werden, wo für diese amt
liche Mitwirkung und Thätigkeit besondere Stellen, z. B. 
die der Notare geordnet sind, oder dieselbe den Regierungs
behörden übertragen ist. Immer sind es doch hier vorzüg
lich Privatinteressen, für welche die staatliche Einrichtung 
in Anspruch genommen wird, und daher die Forderung einer 
billigen Gegenleistung gerechtfertigt. 
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6. Dagegen wird der Charakter der Gebühr nicht ein
gehalten bei den in Frankreich erfundenen Handände
rungsabgaben, Kaufsaccisen, Em'egistrement, welcbe 
von der Eigenthumsübertragung zuweilen sogar der Verpach
tung von Gütern, von Schuld briefen , 'Vechseln u. s. f. tr
hoben werden, indem dieselben nicht mehr als Gegenleistung 
gegen die Leistung des Staats, sondern als eine wahre alf 
den Verkehr verlegte Abgabe zu betrachten sind, und in 
Procenten des Capitalwe.rths, d. h. von dem Capital selbst 
erhoben werden. Sie sind daher eine wirkliche S t eu er, und 
überdem eine den Grundsätzen der Gerechtigkeit nicht ge
mäsze, und den Grundsätzen einer guten 'Virthschaft wider
sprechende. Sie trifft nämlich nicht, wie die GrundstEUer; 
den ganzen Grundbesitz gleichmäszig, sondern, indem sie 
sich an die zufällige Veräuszeruug hält, die einen Besitzer 
übermäszig, die andern gar nicht, macht sich als eine will
kürliche Belastung der Verkehrsfreiheit fühlbar, und drückt 
den Werth der Güter. 

Verwandt damit ist die Erbschaftsgebühr. Auch sie 
hat. nur die äuszere Form einer Gebillr an sich, und ist, 
da der Anfall der Erbschaft nicht auf einer Thätigkeit des 
Staates beruht, sondern eine Folge des Privatrechtes ist, 
vielmehr Erbschaftssteuer, als solche denn aber eher zu 
rechtfertigen, als die Handänderungsgebühr bei Veräuszerung . 
unter Lebenden. . 

7. Die Geld buszen , so lange noch das Strafrecht dem 
Privatrechte ähnlich behandelt wurde, den verletzten Privaten 
zugesprochen, fallen, seitdem der üffen tliehe Charakter des 
Strafrechts zur Anerkennung gelangt ist, als öffentliche Stra
fen mit Recht dem Staate zu seiner Verfügung zu.· Der 
Grund, aus welchem Geldbuszen auferlegt werden, ist frei
lich nie und darf nie ein fisealischer sein sondern immer . ., . 

ein strafrechtlicher. Dieser Erwerb für den Staat ist da
her immer nur ein zufälliger, und der Staat musz· sogar 
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wünschen, so selten als möglich Gelegenheit zu demseiLen 
zu erhalten. Aber wenn buszwürdige Vergehen vorkommell, 
so ist es ein erlaubter Vortheil, wenn der Staat die Busze 
empfängt, und damit auch einen Theil seiner Unkosten für 
die StrafgerichtsLarkeit zurück erhält. 

Das ältere deutsche Recht hatte die Tendenz,. die Geld
strafen als regelmäszige Strafart für fast alle Verbrechen und 
Vergehen zur Anwendung zu bringen. Die moderne Aus
Lildung des Strafrechtes hat dieselben im Gegentheil, und 
vielleicht zu sehr Leschränkt. 'W0 eine unerlaubte Gewinn
sucht und Eigennutz der Antrieb zu dem Vergehen war, da 
scheint die Busze eine moralisch passende Strafe, weil sie 
den Schuldigen in derselben' Richtung ein U ebel erleiden 
läszt, in welcher er UeLel verübt hat. Auszerdem eignet 
sie sich bei vielen geringeren Vergehen auch deszhalb, weil 
sie die höhern persönlichen Rechte auf Freiheit und Ehre 
nicht entzieht, und doch für die Meisten ein empfindliches 
Uebel ist. 

8. Die mit Dispensationen, z. B. von gesetzlichen 
HeirathsLeschränkungen, verbundenen'::' Gebühren sind· den 
gerichtlichen ganz ähnlich, und haben den Zweck, die Be
gehren um Dispensation innerhalb gewisser Schranken zu 
halten. 

9. Zum Theil mit dem Schutze des Privatrechts, zum 
Theil mit der Sorge für die Volkswirthschaft stehen in Ver
bindung die mancherlei Gebü.hren für Ge wer b s c 0 n c es
sionen, für Advocaten, Apotheker, Sensalen,. zuweilen auch 
für Handelsetablissements , gewisse Handwerker u. dgl.; 
ebenso die Gebühren für Ertheilung von Erfindungspa
tenten, die in unsern a,n mechanischen und technischen 
Erfindungen fruchtbaren Zeiten zu einer ziemlich bedeutenden 
Einnahmsquelle geworden sind. 

10. Endlich kommen anch Po li zeis po r tel n und P 0

lizeibuszen vor; jene wo im Interesse einer Privatperson 
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eine Thätigkeit der Polizei begehrt wird, die nicht schon 
aus Staatsgründen veranlaszt ist, z. B. bei Ausstellung von 
Pässen, Ausweisschriften u. dgl., diese nach Analogie der 
gerichtlichen Strafen als ein einfaches häufig wirksames Mittel 
polizeilicher Zucht. 

Wenn aber die Thätigkeit der Polizei schon durch Gründe 
der öffentlichen und gemeinen\Yohlfahrt, wenn auch auf 
Anrufen von Privaten geübt wird, so ist es nicht mehr ge
rechtfertigt, für dieselbe Gebühren zu fO~'dern, sondern na
türlicher, dasz die Gesammtheit die Kosten dafür ganz auf 
sich nehme, es wäre denn, dasz auch hier die Verschuldung 
eines Privaten eine ausnahmsweise Belastung desselben be
gründen sollte. 1 

Fünftes Capitel. 

D. Das Steuerrecht. 

1. Das Steuerrecht des Staates wird nur sehr mangel
haft erkannt, wenn -die Steuer nur als"Vergütung für den 
Genusz der öffentlichen Anstalten" I von Seite det· Privaten 
betrachtet wird. Es ist das eine pr i v a tr e c h t I ich e Auf
fassung desselben, wie sie wohl im Mittelalter gang und 
gäbe war, aber ungenügend für das moderne Staatsrecht. 
Dieses geht vielmehr auch hier von dem Staate I,lUS, und 
erkennt das Recht zu besteuern als Steuerhoheit des 
Staates, und die Pflicht der Staatsangehörigen zu steuern als 
eine aus der Unterordnung jener unter die Gesammtheit ent
springende B ü I' ger p fl ich t. Da die Existenz des Staats 
der äuszcrlichen) also auch der Vermögeusexistenz der Pri
vaten übergeordnet ist: so folgt daraus das Recht des Staats, 

V gl. über das ganze Capitel besonders Rau, Finanzwisoensch. I, 
§§. 227 ff. 

t Schmitt.henner, allg. Staatsr. S. 356. 

I 
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in ähnlicher Weise, wie er um seiner Sicherheit willen die 
persönlichen Kräfte der Unterthanen in Anspruch nimmt, 
auch da, wo die Erfüllung seiner öffentlichen Be
stimmung es erfordert, das Vermögen derselben zur 
Hülfe herbeizuziehen. Das Vermögen de~ Privaten gehört 
freilich diesen an, und keineswegs, auch mittelbar nicht dem 
Staate. Der Staat hat. auch die Aufgabe, das Privatvermögen 
wie alles Privatrecht zu schützen, nicht das Recht, dasselbe 
beliebig zu zerstören oder aufzuzehren. Aber das Privatrecht 
ist der Hoheit des Staatsrechts unterworfen, und wo das Be
dürfnisz des Ganzen es nöthig macht, müssen auch die Ein
zelnen dasselbe befriedigen helfen, weil sie und soweit sie 
dem Ganzen untergeordnet sind. Die Vorstellung des Mittel
alters, dasz die Steuer auf dem freien Willen aer Pflichtigen 
beruhe, ist somit in dem vollkommenen Staatsrechte nicht 
mehr haltbar. Sie ist verdrängt worden durch den Grund
satz der Steuerpflicht. 

2. Schon aus der Begründung des Bestenerungsrechts 
folgt der Grundsatz der Allgemeinheit der Steuerpflicht;·l 
denn die Hoheit des Staats breitet sich beherrschend aus über 
das ganze Volk, nicht blosz über einzelne Classen desselben. 

2 Deutscher Reichsabschied v. 1543, §. 42: "und soll in sol
cher Anlage niemand ausgeschlossen sein noch verschonet werden. Doch 
sollen die Obrigkeiten - insonderheit den gemeinen Mann, so viel mög
lich vor andern nicht beschweren, sondern nach eines jeden Vermögen 
Gleichheit haben." Nordamerikanische Verf. I, 8: "Der Congresz 
hat das Recht, Taxen, Abgaben, Anflagen und Accise aufzulegen -; 
aber alle Abgaben, Auflagen und die Accise müssen in den' gesammten 
Vereinigten Staaten gleichfOrmig sein." Bayerische IV, §. 13: "Die 
Theilnahme an den Staatslasten ist für alle Einwohner iles Reichs a1lge
mein, ohne Ausnahme irgend einCll Standes, und ohne Rücksicht auf 
vormals bestandene besondere Befreiungen." Holländische §. 172: 
"Keine Privilegien können in Bezug auf Auflagen verliehen werden." Bel
gische §. 112: "Kein Privilegium kann in Betreff der Auflagen einge
führt werden. Eine Befreiung oder Nachlasz von einer Auflage kann 
nur durch ein Gesetz eingeführt werden." Preuszische §. 101: "In 
Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht eingeführt werden." 
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Wenn im Mittelalter die Ritterschaft den Vorzug der Stener
freiheit genosz, so erklärte sich diese Ausnahme daraus, dasz 
die damaligen Steuern vorzugsweise Kriegssteuern waren, 
und auf dem Ritterstande hinwieder fast ausschlieszlich die 
persönliche Krie~spf1icht lastete. Die einen halfen so dem 
Staat mit ihrem Gut, die andern mit ihrem Blut. 3 Der Staat 
ist aber jederzeit berechtigt, auch da wo einzelne Classen 
Steuerfreiheit hergebracht haben, die Rechtsregel herzustellen, 
und von Allen Steuer zu verlangen. 

Es kann auch Niemand sich aus dem Grunde der Steuer 
entziehen, dasz er behauptet keinen Theil zu haben an den 
Genüssen der öffentlichen Anstalten, noch einen zu wollen, 
und auf den Staatsschutz verzichtet, seiner eigenen Kraft 
vertrauend, es wäre denn, dasz er das Staatsgebiet verlassen 
und die Staatsangehörigkeit völlig aufgeben würde. Denn es 
gibt in dem Staatsgebiete weder Personen noch Vermögen, 
die nicht der Staatsherrschaft unterworfen wären, und auf 
dieser, nicht auf dem Ersatz der Vortheile der Staatsordnung, 
an denen freilich Alle auch Theil haben, beruht die Steuer
pflicht. 

Von Rechtes wegen ist einzig von der Steuerpflicht aus
genommen das Staatsoberhaupt in der Monarchie, weil 
in ihm die Staatsherrschaft repräscntirt ist. Dagegen können 
die Mitglieder der Dynastie nicht auch ein Recht der Steuer
freiheit behaupten, da sie immerhin U nterthanen des Staa
tes sind. S ti ft u n gen für Zwecke öffentlicher Wohlfahrt 
k Ön n e n' darum, ohne das Princip zu verletzten, von der 
Steuerpflicht befreit werden, weil ihre Einkünfte ollllehin 

3 Ueber die früheren Verhältnisse der Steuerfreiheit der deutschen 
Ritterschaft "gI. Zachariä D. St. R. llI, S. 14.4 ff. Auch die Geist
lichkeit nahm im Mittelalter oft Steuerfreiheit für ihre Güter in An
spruch, und berief sich dabei auf ein angebliches göttliches Recht. Die 
Aufhebuug dieser Privilegien kann durch die Gesetzgebung verordnet 
werden, ohne Entschädigung, denn sie sind kein Privatrecht, so wenig 
als die Steuerpflicht einen privatrechtlichen Charakter hat. 
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öffentlichen Zwecken dienen, daher die Besteuerung zu 
GUllsten der Staatscasse, die auch nur um der öffentlichen 
Wohlfahrt willen besteht, jene dem Wesen nach gleichartige 
Verwendung beeinträchtigt. 

3. Gleichmäszigkeit der Steuer' ist ein ferneres 
Princip des natürlichen Staatsrechts. Sie ist in der That eine 
Forderung der staatlichen Gerechtigkeit, welche von Allen 
Steuerbeiträge fordert, und nicht die einen Classen vor den 
andern willkürlich begünstigen noch drücken darf. 

Die wahre GI e ich h ei t ist aber nicht eine quantitative, 
so dasz auf alle zu dem Staate gehörigen Personen ein 
gleiches Steuerquantum verlegt, mithin ~lle Steuer 
zur Kopfsteuer würde, sondern die verhältniszmä
s z ig e Gleichheit, welche unter verschiedenen Voraussetzun
gen auch verschiedene, jenen entsprechende Beiträge fordert. 
Diese Verhältniszmäszigkeit näher zu erkennen und zu be
stimmen, und nach ihr das Steuersystem zu regeln, ist frei
lich äuszerst schwierig, und wird sich immer nur annähernd 
an die realen Verhältnisse ermitteln und ordnen lassen. Das 
Streben nach diesem Ziele aber ist Aufgabe und Pflicht der 
Finanz- und Staatsmänner. Man hat in dieser Beziehung 
häufig in neuerer Zeit allgemeine Grundsätze behauptet, die 
nur theilweise wahr sind, und wie in den übrigen Zweigen 
des Staatsrechts, so hat auch hier der moderne Hang zur 
Abstraction zu einseitiger Uebertreibung verleitet, den 'Wider
spruch zwischen Theorie und Praxis zu schroffer Feindselig
keit gereizt, und mancherlei unzulässige Forderungen der 
Privaten hervorgerufen. Es verhält sich damit ganz so, wie 
mit der politischen. Rechtsgleichheit. 

So ist es voraus zu einem beliebten Satze in neuerer 
Zeit geworden, die Steuern müssen sämmtlich nach der 
i n den Ver m ö gen s ums t ä n den der Ein z eIn e n b e
gründeten Beitragsfähigkeit angelegt werden. 4 Die 

4 Es ist das auch ,"on Rau geschehen. Finanzwiss. I, S.346 fT. 
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Consequenz dieses Grundsatzes würde dahin führen, dasz alle 
Steuern zur Vermögens- oder Einkommeusteuer 
werden 1 und gerade die einträglichsten und die am wenig
sten drückenden Steuern aufgegeben werden müszten. Kein 
moderner Staat könnte, wollte er seine Bestimmung erfüllen, 
diesen Grundsatz ausführen, und doch wird er als ein in der 
Gerechtigkeit begründeter, somit staatlich nothwendiger ver
fochten. Diese Erscheinung ist um so auffallender 1 wenn 
man sich erinnert, dasz in unserer Zeit die nämliche Staats
lehre, welche bei Zuerkennung der politischen Rechte 
die männliche Bevölkerung nur zählt, und jedem Kopf gleich 
viel politische Rechte zumiszt, mit Bezug auf die Steuer
p fl ich t auf einmal von solcher Gleichheit nichts mehr wis
sen will, sondern diese je nach der Grösze der Privat
einkünfte steigert, somit Rechte und Pflichten nach zwei 
entgegengesetzten Grundsätzen bestimmt. Dieser innere Wi
derspruch in dem Princip selbst ist wohl eine hinreichende 
Veranlassung jenen Grundsatz näher zu prüfen, auch wenn 
man die aus der Unausführbarkeit desselben im praktischen 
Leben sich ergebenden Bedenken miszachten wollte. 

Das freilich ,versteht sich von selbst, dasz wO kein e 
Steuerfähigkei t ist, auch die Steuerpflicht ruhen musz. 
Wo Nichts ist, kann Nichts geholt werden, und da hat nach 
dem Sprüchwort "auch der Kaiser sein Recht verloren." 
Aber es ist ein Irrthum, aus der nothwendigen Voraussetzung 
der Steuerfähigkeit zu folgern, dasz die Steuerpflicht aus
schlieszlich nach dem höhern oder geringeren l\Iasze der 
Steuerfähigkeit zu messen sei.:; 

Ebenso ist es gewisz, dasz die Steu~rpflicht immer auf 
Personen haftet, welche Privatvermögen haben, also auch 

5 Rau, a. a. O. II, S.352 hat dem Grundsatz, "dasz die Steuern so 
viel als möglich nach dem Verhältnisz des Einkommens vertheilt werden 
müssen," der nur eine relative 'Vahrheit hat, eine zu ausgedehnte Geltung 
für das ganze Steuersystem zugeschrieben. 
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Pri vatpersonen sind. Die Annahme daher, dasz die 
Steuer voraus von dem" Societätsvermögen" erhoben 
werde,6 ist eine Fiction, welche, obwohl in ihr ein Element 
von Wahrheit enthalten ist, der Kritik der Jurisprudenz nicht 
Stand hält, denn es gibt kein Gesammtsubject dieses Socie
tätsvermögens, welches als steuerpflichtig bezeichnet werden 
könnte; vielmehr sind es bei allen Steuerarten immer ein-' 
zeIne Privaten, welche von denselben betroffen werden. Aber 
daraus folgt wieder nicht, dasz die Steuerpflicht eine privat
rechtliche Beschwerde und lediglich nach den Privatverhält
nissen der Einzelnen zu ordnen sei. Vielmehr musz auch 
sie, wie alles öffentliche Recht, von dem Ganzen, von dem 
S ta a t e ans bestimmt werden. 

Als Hauptverhältnisse kommen in Betracht: 
a) Die Beziehungen derPrivatwirthschaft zur Na

tional wirthschaft. Es ist des Staates durchaus würdig, 
voraus die Gesundheit und das 'Wachsthum dieser im Auge 
zu haben. Kann er durch die Einrichtung der Steuern darauf 
hinwirken , die Vermögenskräfte der Nation zu stärken, so 
wird eine solche Steuer einen doppelten Zweck erfüllen, sie 
wird die Staatscasse bereichern und zuglei'ch den gemeinen 
Privatwohlstand heben. Immer aber musz der Staat die 
Steuer so ordnen, dasz sie nicht die Vermögenskräfte der 
Natioll oder der Einzelnen schädigt oder aufzehrt. Es sind 
das Rücksichten, welche vorzüglich in dem Zollsystem zur 
Anwendung kommen, und welche die Z ö I I e zu einer der 
staatlich besten Einnahmsquellen machen. 

Von dieser Betrachtung aus werden denn auch die R e
ga Ii e n, inwiefern sie in neuerer Zeit sich dem Charakter 
der Steuern nähern, ihre Begründung erhalten und zu ordnen 
sein, denn es gibt allerdings gewisses Vermögen, welches 
seiner äuszern Natur nach vorzugsweise zu der Gesammtheit 

r. Stahl, welcher auch in dieser Lehre wesentliche Dinge berichtigt 
hat, ist dieser Fiction zu sehr zugethan. Staatslehre II, S. 420 ff. 
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hin gravitirt, daher in dem Steuerwesen des Staats auch 
einen hervorragenden Platz einnimmt. 

In all diesen Fällen kann durchaus keine Gleichheit 
weder in dem Sinne bestimmt werden, dasz Jede! über
haupt gleich viel Steuer entrichte, denn die einen ver
kaufen oder consumiren mehr zollbare Gegenstände als die 
andern, müssen. daher, sei es von Anfang an und vorschusz
weise, sei es dem Erfolge nach, mehr beitragen als die an
dem, noch dasz jeder nach Verhältnisz seiner Vermö
gensumstände gleich belastet werde. Man hat zwar oft 
schon das letztere behauptet und aus dem Grunde diese 
Steuerart zu vertheidigen unternommen, dasz mindestens an
nähernd das Masz der Steuer je nach dem gröszeren oder 
geringeren Vermögen steige oder falle. Das ist aber augen
scheinlich nicht wahr, und zwar keineswegs nur dann nicht, 
wenn man die zunächst steuerpflichtige Classe der Fabrican
ten und Kaufleute, welche die zollbaren ·Waaren ein- oder 
ausführen, im Auge hat, sondern auch dann nicht, wenn 
man annimmt, dasz jene zwar direct, indirect aber zn 
gröszerem Theile die Consumenten davon betroffen werden. 
Der Verbrauch von Colonialwaaren z. B. in Deutschland 
steigert sich keineswegs im Verhältnisz der Steigerung des 
Vermögens der einzelnen Consumenten. 

Die Gleichmäszigkeit dieser Steuern ist demnach eine 
wesentlich obj ecti ve. Je mehr \Vaaren, oder je 
schwerer die Waaren, welche die Zolllinien durch
schneiden, desto mehr Zoll wird davon zu öffentlichen Zwe
cken bezogen. Darnach richtet sich das Steuerquantul11 und die 
Steuerpflicht des Ve.rtreters dieser \Vaaren im einzelnen Fall. 
Der S t e u er ans atz aber wird voraus nach nationalwirth
schaftlichen Rücksichten bestimmt. 

b) Das Verhältnisz des Genusses, welcher wieder nicht 
in demselben Masze wächst oder sich vermindert wie das 
Ver m ö gen der Einzelnen steigt oder fällt, obwohl allerdings 
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auch eine gewisse Wechselbeziehung der beiden Verhält
nisse stattfindet. Denn es gibt manche Reiche, die sehr 
wenig genieszen , und viele Unbemittelte, die viel genieszen ; 
und es gibt, was wichtiger ist, eine Menge von Genüssen, 
die ziemlich gleichmäszig ohne Rücksicht auf das Vermögen 
über die grosze :Menge der Privaten verbreitet sind. Die 
Finanzmänner haben es aber von jeher verstanden, vorzüg
lich auf die letztere Gattung von Genüssen zu achten, und 
sich um die selteneren, daher auch weniger einträglichen 
Hochgenüsse je der Reichem minder zu kümmern. Dieser 
Zug der Steuer zu der Massenhaftigkeit des Genusses, wor
aus die sogenannten Verbrauchs- oder Consumtiolls
s t euer n entstanden sind, 7 wäre eine schreiende Ungerech
tigkeit, würde die Steuerpflicht sich nach den Einkünften 
der Privaten jederzeit richten müssen. 'Venn man dagegen 
des staatsrechtlichen Charakters der Steuer sich bewuszt 
geworden ist, und erkannt hat, dasz dieselbe voraus von 
dem Standpunkte des Ganzen aus zu ordnen ist, so ver
schwindet jener privatrechtliehe Schein des Unrechts und es 
erscheint natürlich, dasz der Staat, welcher das gesammte 
Volk und in ihm alle Einzelnen in ihren Genüssen schützt 
und ihre Wohlfahrt fördert, berechtigt sei, die Beitragspflicht 
derselben zu gutem Theile auch nach den Genüssen zu re
geln, an welchen sie massenhaft betheiligt sind. 

c) Das Verhältnisz des Vermögens kommt ebenfalls, 
nur nicht ausschlieszlich in Betracht, das Vermögen als öko
nomische und sichtbare d. h. äuszerlich erkennbare E r
wer b s k r a f t der Einzelnen gedacht. Die Ausmittlung der
selben ist freilich schwierig. Wollte man die in d i vi d u eIl e 
Arbeitskraft messen und als l\Iaszstab benutzen, so wäre 
das ebenso unmöglich als dem 'Vesen des menschlichen 

7 Sie sind seit dem XIV. Jahrhl1ndert unter dem Namen: naccise" 
Umgeld, Ungeld u. s. f. aufgekommen. VgJ. Unger Geseh. der Land
stände 1I, S. 417. 

BI u n ts eh li, allgemeines Staatsrecht. 11. 26 
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Rechts, welches eine leibliche Ordnung ist, widersprechend. 
Man musz sich daher an die wahrnehmbaren objectiven Ge
gensätze halten. 

Da wird denn vorerst eine gewisse GI eichh ei t aller 
erwachsenen Menschen, oder wenigstens der männlichen, 
ohnehin dem Staate unmittelbarer verbundenen Bevölkerung 
sichtbar, indern die Menschen und vorzüglich die Manner 
als solche schon ein gemeinsames l\lasz von natürlicher Ar
beits-, beziehungsweise Vermögenskraft haben. Es ist daher 
die K 0 Pf s te u er keineswegs so ungerecht, wie man oft 
vermeint. ·Wenn nur der Staat seine Pflicht erfüllt, dasz 
jeder seine Kräfte auch zum Erwerb benutzen kann, so darf 
er wohl von Jedermann schon um deszwillen eine gleiche 
Beisteuer verlangen, ohne das Princip der Gerechtigkeit zu ver
letzen. Bei der Ausbildung der Zölle und Verbrauchsteuern 
in neuerer Zeit aber, die ohnehin die Masse treffen, und 
dieselbe weniger drücken, obwohl die Gesammtsumme der 
Belastung gröszer ist, als die Kopfsteuer des römischen Kai
serreiches betragen hatte, ist mit Recht diese Steuer in den 
neuern Staaten aufgegeben worden. 

Es wird aber auch die Verschiedenheit des Vermö
gens 8 deutlich, und auf dieser 'Vahrnehmung beruhen nun 
eine Reihe von Steuern, welche je nach den verschiede
nen Arten und Abstufungen des Privatvermögens 
verlegt werden. Von der Art sind die Grundsteuer, die 
Capitalsteuer, die Gewerbsteuer , Einkommen
s teuer u. s. f. 

Man hat sich oft darüber gestritten, ob eine progres
s i v e Vermögens - oder Einkommensteuer, für deren Classen 
nicht mit der Zunahme des Vermögens oder Einkommens in 

8 Zuerst wurde eine Vermögenssteuer (von einem halben Gulden von 
100 Gulden) im Jahr 1427 zu Florenz eingeführt und "Katastrum" ge
nannt. Vgl. v. Lerchenfeld , das eng!. Einkommensteuergesetz. l\lün
ehen 1853. 
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gleichen Procenten die Steuer erhöht wird, sondern in stär
kern Proportionen steigt, sich mit dem Princip der Rechts
gleichheit vertrage. Würde die Steuer lediglich nach pri
vatrechtlichen Gründen dem Privatvermögen als eine 
Last obliegen, so müszte dieselbe durchaus als widerrechtlich 
erscheinen, denn dann wäre der einzig natürliche Grund
satz der: "So viel Privatvermögen , so viel Steuerprocente." 
'Venn man aber von dem Rechte des Staats ausgeht, das 
Vermögen der Privaten je nach der ihnen inwohnenden Er
werbs - und Steuerkraft zu messen, so läszt sich nicht ebenso 
unbedingt eine Einrichtung verwerfen, welche nicht blosz 
zählt, sondern auch wägt, d. h. insofern ihr .die Productions
und Tragkraft in stärkeren Verhältnissen zuzunehmen scheint, 
auch dieses Wachsthum in Anschlag bringt. Nur allerdings 
liegt hier die Gefahr des l\Iiszbrauchs und willkürlicher 
U eberspannung , welche hinwieder andere und gröszere U ebel 
nach sich ziehen kann, z. B. Reizung despotischer Habsucht 
oder communistischer Gier, Beunruhigung des Privateigen
thums, Lähmung der groszen Industrie, so nahe, dasz der 
Staatsmann nur mit groszer Vorsicht diesen schlüpfrigen Bo
den betreten wird. Verwandte Gefahren erheben sich übri
gens gegen das System einer allgemeinen Vermögens - und 
Einkommenssteuer überhaupt. 

Man pflegt die heiden ersten Gattungen der Steuern i n
directe, die dritte directe Steuern zu nennen, weil die 
ersteren nicht unmittelbar von den Personen bezogen wer
den, auf welche am Ende die Steuerlast fällt, sondern von 
andern gleichsam vorschuszweise, die letztern dagegen von 
dem Staate den Einzelnen unmittelbar auferlegt werden, 
welche in Anspruch genommen werden sollen. Das Rot
teck'sche Staatsrecht erklärt die indirecten Steuern sämmt
lieh für "ewig verwerflich," und obwohl die N ationalöko
nornen denselben günstiger sind und die Finanzmänner ihrer 
nicht entbehren können, so hat doch die "privatrechtliche 
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Staatslehre" sich fortwährend gegen das Princip der indirec· 
ten Steuern als ein ungerechtes erklärt. Dadurch ist auch in 
das Finanzsystem, auf welches jene Rechtsansichten immerhin 
vielfach eingewirkt haben, Verwirrung und Unsicherheit ge
kommen. Erkennt man aber den staatsrechtlichen Cha
rakter der Steuern, so erscheinen die in d i: e c t e n Steuern 
umgekehrt als die natürlichen, und die directen die
nen mehr zur Erg ä n zu n g jener, als dasz sie zur Regel, 
jene zur Ausnahme würden. 

Es ist übrigens einleuchtend, dasz auf die wirkliche An
ordnung der Steuern wirthschaftliche Grundsätze und Wahr
nehmungen noch gröszern Einflusz haben, als die Rechts
grundsätze. Letztere sind Schranken, die von der Staats
wirthschaft beachtet werden müssen, diese selbst aber musz 
innerhalb dieser Schranken ihrem eigenen Geiste folgell, und 
das Z w eck m ä s z i g e auffinden und durchführen. 

Sechstes Capitel. 

E. Der Staatscredit. 

1. 'Venn die Einnahmen des Staates nicht zureichen, 
um die Ausgaben zu decken, und überwiegende Gründe vor
handen sind, um die Steuerkraft des Volkes nicht höher 
oder nicht so hoch zu spannen, dasz die Mindereinnahme 
dadurch gedeckt wird, so steht dem Staate noch das Recht 
zu, Staatsschulden zu contrahiren. Thut er das, so ladet 
er den folgenden Geschlechtern eine um sO gröszere Steuer
last auf, erleichtert aber die gegenwärtige Bevölkerung, 
welche vielleicht auszer Stand wäre, sofort den ganzen Aus
fall durch Steuern zu ersetzen. Der Staat hat unzweifelhaft 
das Re c h t, seinen Credit zu seiner Rettung oder zu seiner 
Wohlfahrt zu benützen und Darlehen aufzunehmen, wie der 
Privatmann es hat. Seine Lage ist günstiger, als die des 
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Privaten, da sein Credit keineswegs blosz, wie gewöhnlich 
der der Privaten, durch das verwendbare active Capitalver
mögen bedingt ist, sondern um der dem Staate zustehenden 
Steuerhoheit willen, welche wenigstens die fortdauernde 
Verzinsung der Staatsschulden sichert, sich über das ganze 
Vermögen der Nation ausbreitet und in diesem seine "\Vur
zeIn hat. Der Staatscredit beruht in Wahrheit mehr auf der 
Macht des Staats und auf dem Vertrauen, welches die öf
fentliche Meinung dem rechtlichen Charakter seiner Leitung 
zuwendet, als auf irgend einer Realsicherheit , die er zu be
stellen vermöchte. Das Schuldenmachen ist dem Staate um 
so mehr erleichtert worden, je weniger Werth oft die Gläu
biger darauf zu legen pflegten, dasz der Staat selbst je das 
entlehnte Capital zurückzahle. Hatten sie eine gesicherte 
Rente - und diese zu bezahlen fiel dem Staate nicht sehr 
schwer, da er durch Steuern die Zinsen aufbringen konnte 
- so hatte ihre Forderung doch im Verkehr einen Capi
tal w erth, der freilich den Schwankungen des Credits aus
gesetzt war, aber bei einigermaszen guter Finanzwirthschaft 
nur wenig unter die ursprüngliche Darlehenssumme sank, 
unter günstigen Verhältnissen diese überstieg. 

Diese Leichtigkeit, Schulden zu machen, hat indessen 
neuere Staaten verleitet, den Staatscredit übermäszig auszu
beuten und Schuldenlasten aufzuhäufen, 1 welche die Staats-

I Im Jahre 1739 noch betrug die eng lis ehe Nationalschuld nicht völlig 
47 Millionen Pf. St. Im Jahre 1763 betrug sie schon 146 Millionen, am 
Schlusz des amerikanischen Krieges 257 Millionen und im .Jahre 1817 am 
Schlusz der napoleonischen Continentalkriege 848,282,247 Pf. St. Lord 
RusselI, engl. Verf. C. 29 bpmerkt darüber: "Unstreitig wird eine Na
tionalschuld eine Zeit lang von den besten Wirkungen sein. Sie befördert 
den lebhaften Geldumlauf. Sie bringt neue Capitalislen auf den Markt, 
welche unternehmender und speculativer sind als die alten Grundbesitzer; 
sie nöthigt den Arbeiter zu gröszerer Arbeitsamkeit und veranlaszt zu
gleich gesteigerte Nachfrage nach Arbeit. Wenn aber die Taxen eine 
gewisse Höhe erreicht -haben, so sind .die Wirkungen so ziemlich ganz 
entgegengesetzt. Die Preise werden den Consumenten so ungeheuer 
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wirthschaft in einen Zustand fieberhafter R.eizbarkeit ver. 
setzen, für die Zukunft die freie Bewegung des Staates 
lähmen und neuen Kraftaufwand in künftiger Noth fast 
unmöglich machen. In einer Zeit, in welcher grosze ge· 
meinnützliche Erfindungen und Unternehmungen, wie z. TI. 
Eisenbahnbauten , die allgemeine Wohlfahrt heben, ist es 
wohl erlaubt und weise, die Capitalvel'wendungen dafür 
durch Aufnahme von Darlehen möglich zu machen. Es wäre 
unbillig, müszte die Gegenwart die Last allein tragen, wäh
rend der Gewinn ein dauernder ist und der Zukunft nicht 
minder zu Gute kommt. Indem den folgenden 'Generationen 
die Ausgabe mit auferlegt wird, geschieht Niemandem Un
recht. Aber selbst da ist es gut, Masz zu halten, da der 
Blick in die Zukunft unsicher ist, und möglicher Weise, 
was jetzt vortheilhaft scheint, später viel geringeren, viel
leicht keinen Werth mehr hat. Wie viel Vermögen haben 
z. B. die Canäle verschlungen, die anfangs ganz zweck
mäszig angelegt schienen, während ihr Nutzen im Verfolg 
durch Eisenbahnen sehr bedeutend vermindert und ersetzt 

gesteigert, dasz jeder kluge l\Iann seine Consumtion einschränkt und weni· 
ger arbeiten läszt. Der gröszere Theil des allgemeinen Landeseinkommens 
wird den Händen deljenigen entzogen, welche in der Lage sind, es in 
Acket'bau und lIIanufacturen anzulegen, und kommt dagegen in die Hände 
der groszen Kaufleute, deren Capital den Markt überschwemmt und nur 
in Gestalt von hypothecirten Capitalien auf das Land zllrückflieszt. Auf 
diese Weise entsteht frühzeitig der gröszte Geldmangel in einigen und der 
gröszte Ueberflusz in andern Gegenden. So wirkt eiue grosze National· 
schnld auf die Einzelnen. Sie schwächt und erschöpft aber allch die 
Hiilfsquellen des Staats. Die Kostbarkeit früherer Kriege macht es der 
Nation schwer, Taxen für die Vertheidiguilg in der Gegenwart aufzubrin· 
gen." Die Republik Venedig und die altellfonarclIie von Frankreich, 
erlagen um so eher den äuszern und innern politischen Verwicklungen, 
weil ihr Staatsschulden wesen in Zerrüttung gekommen war; und in nnsern 
Tagen wird Oesterreich die Grösze, zu welche!' die glorreichen An· 
strengungen seiner Armee und seiner Staatsmänner ihm den Weg gebahnt, 
nicht erreichen noch erhalten kÖIIl11en, wenn es ihm nicht gelingt, den 
gestörten finanziellen Credit herzustellen. 
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worden ist. Moralisch berechtigt ist der Staat nur dann zur 
Schuldencontrahirung, wenn entweder die No th des Staats, 
wie in Kriegszeiten , eine auszerordentliche Anstrengung sei
ner ökonomischen Kräfte nöthig macht, oder wenn grosze 
gemeinnlitzliche 'Verke von dauerndem Interesse Be
dürfnisz geworden sind; nicht aber, wenn die Aufgabe nur 
die ist, die gewöhnlichen laufenden Ausgaben des 
Staatshaushalts zu decken. Dafür zu sorgen, ist jederzeit 
die Pflicht der Gegenwart. 

2. Der Staatscredit wird vorerst benützt in vorzliglich 
staatlicher Form durch Emission von Staats-Pa
pie r gel d. In dieser Gestalt kann es dem Staate gelingen, 
ohne momentane Bedrückung des Volkes und fast ohne 
Kosten eine erhebliche Summe Geldes flüssig zu machen, 
die zwar unzweifelhaft eine ebens?grosze Staatsschuld 
ist, aber trotz dem nicht verzinset zu werden braucht. 
Solche Vorzüge sind verlockend. Aber wenn nicht strenges 
Masz gehalten und mit groszer Gewissenhaftigkeit verfahren 
wird, so gleitet der Credit des Staates auf der schiefen 
Fläche mit steigender Schnelligkeit dem Abgrund zu. Die 
französischen Assignaten und die Schwindeleien in ein
zelnen nordamerikanischen Staaten sind eine bleibende 
'\Varnung, sich vor diesen Abwegen zu hüten. Man kann 
dem Staate das Recht dazu nicht absprechen, denn sowohl 
die Benutzung seines Credits als die Anordnung der gemei
nen Geldverhältnisse gebührt ihm; und auf diesen heiden 
Momenten beruht das Papiergeld, das der Staat ausgibt. 
Dis Gesetzgebung thut aber wohl daran, die Auslibung die
ses Rechtes so zu ordnen und so scharfer Controle zu un
terwerfen, dasz die in der Natur des Hülfsmittels liegende 
Lockung nicht zu lUaszregeln verleitet, welche die gehofften. 
Vorzüge durch gröszern realen Schaden aufzehren. So lange 
dafür gesorgt ist, dasz das Papiergeld jederzeit gegen den 
entsprechenden Betrag in baares Geld umgesetzt werden 
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kann, so lange ist keine Gefahr. Wenn diese Möglichkeit 
stockt, dann beginnt der Schaden. 

3. Die Form der gebotenen Anleihen, Zwangs
anleihen, läszt sich als Regel in keiner 'Veise, als ein 
vorübergehendes Nothmittel nur ausnahmsweise durch 
wirkliche Noth rechtfertigen. Sie widerspricht schon dem 
Begriffe des Darlehens, welches auf freiem vertragsmäszi
gern Anvertrauen einer Geldsumme beruht. Der Staat ist 
zwar wohl berechtigt, die Staatsbürger zu Beisteuern im 
öffen tlichen Interesse anzuhalten, aber nicht dazu, ihm Cre
dit zu schenken, denn dieser gehört dem individuellen Gei
stesleben an und läszt sich überall nicht mit äuszerlichen 
Geboten erzwingen. Ueberdem ist sie auch mit dem besten 
'Villen nicht wohl gerecht zu vertheilen: wenn nicht der 
freie 'Ville der Gemeinden unterstützend zu Hülfe kommt, 
denn die Privaten können nicht je nach ihrem Vermögen im 
gegebenen Moment Capitalien in Geld aufbringen oder ent
behren, und doch wird, da es sich um Capitalanlagen han
delt, die Beitragsfähigkeit wesentlich nach dem Capitalver
mögen gemessen werden müssen. Endlich zerstört der Zwang 
zum Credit den noch vorhandenen Rest von Credit, dessen 
der Staat genieszt, denn Jedermann sieht in demselben ein 
Bekcnntnisz des Staats selbst, dasz er keinen freien Credit 
mehr habe. 2 

Nur wenn die Noth keinen andern Ausweg mehr läszt, 
so darf der Staat in Folge seiner Ausnahmsgewalt das Pri
vatrecht momentan so verletzen, dasz er vorschreibt, was 
Jeder an Vermögen ihm zu leihen habe, aber auch dann 
lIur in der 'Veise , dasz er sich verpflichtet, das Zwangsan
leihen möglichst bald entweder in ein freiwilliges umzu

. wandeln oder sarnmt Zinsen zurückzuzahlen. 
4. Die regelrnäszige Benutzung des Staatscredits geschieht 

2 UeLer ein preuszisches Zwangsanleihen in der Kriegsnoth verg!. 
Steins LeLen v. Perlz 11, S. 55 ff. 
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durch freiwillige und verzinsliche Anleihen bei 
Privaten. Man hat in neuerer Zeit zuweilen auch diese 
Contrahirimg als einen Act der politischen Staatsgewalt be
zeichnet,3 und daher auch solche Staatsschulden dem Pri
vatrecht zu entziehen und für unklaghar zu erklären ver
sucht. Allein, wie mir sclieint: mit Unrecht. Der Credit 
freilich, den der Staat benutzt, ist ein öffentlicher, und we
sentlich auf das öffentliche Ansehen und die Macht des 
Staates basirt, und es ist ein Act der Staatshoheit, wenn 
der Staat im einzelnen Fall zur Eingehung von Darlehens
schulden sich entschlieszt. Diese selber aber sind nicht ein 
Ausflusz der Staatshoheit, denn die Privaten, welche dem 
Staate ihre Capitalien vorstrecken, sind dazu nicht verpflich
tet, und das Geschäft, welches sie abschlieszen, ein wesent
lich privatrechtlicher Vertrag. Ein innerer Grund, 
weszhalb die Staatsgläubiger den Fiscus nicht auf Bezahlung 
der schuldigen Z ins e oder Ren te n, und insofern die Rück
zahlung des Capi tals in dem Vertrage versprochen worden 
ist, auch dieses belangen dürften, besteht nicht. Es k a n n 
wohl bei der Negocirung des Anleihens alles auf die mora
lische Ehrenhaftigkeit und Treue des Staates an dem gege
benen Wort abgestellt und von Seite der Gläubiger auf ein 
Klagerecht verzichtet werden; aber das ist nicht schon in 
der Natur des Geschäfts begründet, und keine Folge des 
Staatsrechtes, welches privatrechtliche Verpflichtungen des 
Fiscus wehl zuläszt und anerkennt. 

Dagegen ist es nicht zu läugnen, dasz auf die Ausbil
dung des Staatsschuldenwesens die Hoheit des Staats viel
fach Eil1flusz geübt hat. Daher sind die Staatsschulden mit 
Hypothekarversicherung seltener geworden, als die 
fu 11 dir te n, d. h. für welche, ohne eig<;lntliche Pfandrechte 
zu gewähren, der Staat durch Anordnung einer Vertrauen 
weckenden Schuldentilgungsanstalt sorgt. Ebenso 

a So Schmitthenner, Staats!'. S. 360. 
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haben die Staatsschulden häufig, statt wirkliche Darlehens
schulden zu sein, so dasz die Gläubiger ein Recht auf Rück
zahlung der Darlehel1ssumme erlangen, den Charakter von 
fortwähren d en Ren ten angenommen, die der Staat 
wohl ablösen, zu deren Ablösung er aber nicht angehalten 
werden kann. In diesem Falle gewinnt der Staat freiere 
Hand für seine Finanzoperationen , und die Gläubiger kön
nen dennoch ihr Recht uuf die Rente als Capital im Ver
kehr benutzen und als solches veräussern. Am wenigsten 
sind für den Staat Anleihen mit freiem Kündigungsrecht der 
Gläubiger zuträglich, weil der Staat je nach Umständen 
durch plötzliche Kündigung in schwere Verlegenheit ge
stürzt werden könnte, die Gefahr solcher aber mit den Er' 
eignissen steigt, welche ohnehin dem Staate erhöhte An
strengungen gebieten. 

Eine Eigenthümlichkeit dieser Verträge des Staats ist 
es, dasz die 'Yuchergesetze darauf keine Anwendung leiden . 

. Wenn demnach die Staatsgläubiger höhere Zinsen zugesi
chert erhalten, als sie von Privatschuldnern fordern dürften, 

•oder eine geringere Summe einzahlen, als der N ennwerth 
der Obligationen beträgt, so werden sie nicht etwa des Wu
chers schuldig; denn der Staat ist eine so grosze Macht, 
dasz es ungereimt wäre; denselben dem in Privatnoth ge
kommenen armen Schuldner an die Seite zu stellen und vor 
der Hartherzigkeit der 'Yucherer durch die Gesetzgebung 
zu schützen. Die wahre Gefahr ist hier doch die entgegen
gesetzte, dasz der Staat seine Macht im Verfolge zum Nach
theil der Gläubiger benutzen werde. 
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Siebentes Capitel. 

11. Die Volkswirthschaftspflege. 

A. Allgemeine Anstal ten. 

1. Die Staatswirthschaft im engern Sinn hat es mit den 
öffentlichen Funktionen des Staats zu thun, durch welche 
er an der gemeinsamen Volkswirthschaft einen un
mittel baren Antheil nimmt. Vor allen Dingen gehört 
hieher die Sorge für das Geld. Denn das Geld, obwohl 
ein Gegenstand des Privatvermögens , hat doch die we
sentliche Bestimmung, als ein öffentlich anerkanntes 
und gemeines Schatzungs- und Tauschmittel dem 
Verkehr des Volkes zu dienen. Es stellt so in seinem Ge
prä g e seinen öffentlichen Charakter dar, und bedarf demge
mäsz der Staats-Autorität, um seine natürliche Bestim
mung zu erfüllen. 

Das Münzrecht des Staats, d. h. das Recht, Geld
münzen prägen zu lassen und ihnen einen bestimmten \Verth 
für den Verkehr beizulegen, sowie das Recht, den Münzen 
anderer Staaten auf seinem Gebiete ebenfalls einen öffentlich 
anerkannten \Verth zuzuschreiben oder fremde Münzen zu 
verrufen und von dem öffentlichen Verkehr auszuschlieszen, 
ist somit ein natürliches Recht des Staats. Jede freie Con
currenz, theils der Privaten, theils fremder Staaten, würde 
Störung und Verwirrung in den öffentlichen Verkehr ln'in
gen J und die Rechtssicherheit und den Glauben an den öf
fentlich bestimmten Werth des Geldes erschüttern. 

Auf die' Art der Ausübung des Münzrechts haben die 
Grundsätze einer guten \Virthschaft entscheidenden Einflusz, 
denn der Staat hat nicht etwa ein formelles Recht der Herr
schaft auf diesem Gebiete, sondern der Natur der Dinge ge
mäsz nur ein Recht der \Vil'thschaft, und diesz kann nur 
nach wil'thschaftlichen Grundsätzen richtig betrieben werden, 
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Der Staat musz umsomehr darauf achten, als der Verkehr, 
für dessen gesunde Bewegung er zu sorgen unternimmt, so
gar im Innern des Landes in manchen Beziehungen von ihm 
völlig unabhängig ist, und weil der Verkebr die Völker 
auch über die ganze Erde hin verbindet, und daher jede falsche 
Staatsmaszregel weithin empfindet, und hinwieder derselben 
da, wohin die Gewalt des Staats nicht reicht, entgegen wirkt. 
Die Münze ist nicht ein bloszes Zeichen des ·Werthes, son
dern ihr realer "\Verth musz, damit sie ihre Bestimmung er
füllen künne, dem Nennwerthe, wenn auch nicht völlig gleich, 
doch so nahe stehen, dasz auch der freie Verkehr sie so 
hoch schätzt, als dieser lautet. 

2. Das Papiergeld vertritt in dem Umsatz die Stelle 
des realen Geldes (Metallgeldes). Die Wahrheit dessel
ben beruht folglich auf der leichten Möglichkeit des Um
satzes in wirkliches Geld. Zu den "\Virthschaftsrechten des 
Staats gehört es, auch die Ausgabe des Papiergeldes zu 
ordnen und zu beschränken. Die Gefahrübermässiger Emis
sion von Staatspapiergeld , welche schwerer wiegt, als der 
verhältniszmäszig geringe wirkliche Vortheil, den der Staat 
dabei gewinnen kann, hat viele Staaten bewogen, sich der
selben ganz zu enthalten, und eher an Pr i v a tb an k e n das 
Recht zur Herausgabe VOn Banknoten zu verleihen, welche 
als Papiergeld das Bedürfnisz des leichteren Verkehrs be
friedigen. Diese Besorgnisz kommt den Privaten keineswegs 
aus privatrecht!ichen Gründen zu, sondern ist immer eine 
von dem Staat abgeleitete, dem die Sorge für das Geld ob
liegt. Sie unterliegt daher auch der Controle des Staats, 
und hat die von dem Staate im Interesse der Sicherheit 
des öffentlichen Credits gezogenen Schranken zu beachten. Es 
dient weder zum Nutzen des Staats, wenn er selbst Bankge
schäfte macht, noch ist diese immerhin auf Gewinn gerich
tete Thätigkeit seiner würdig. Die Speculation als solche ist 
Sache der Privaten, und nur von diesen mit Geschick und 
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Umsicht zu üben., Daher ist es dem Institute der Ban k 
gemäsz, dasz dieselbe eine Privatanstalt und als solche 
denn auch von dem Staate in allen reinen Vermögensope
rationen unabhängig sei. Aber soweit sie zugleich den öf
fentlichen Glauben in Anspruch nimmt und auf die gemeinen 
Verkehrs- und Geldverhältnisse eine mächtige Wirkung 
äuszert, steht sie unter der Aufsicht des Staats, dessen 
Ermächtigung sie zu ihrer Existenz nöthig hat.! Es ist daher 
auch im Recht und Interesse des Staats gegründet, die Zahl 
der Banken zu beschränken, und geradezu nur eine National
bank zu gestatten, die durch blosze untergeordnete Zweig
anstalten sich über das Staatsgebiet ausdehnt. Mehrere 
Banken werden des beabsichtigten Gewinnes wegen leicht 
zn einem "Wettstreite gereizt, der auf diesem Gebiete, wo 
Einheit der Autorität und Solidität der Bankgeschäfte von so 
groszer Bedeutung sind, leicht Verwirrung, Unsicherheit 
und Schwindelei hervorbringt. 2 

3. Staatliches Wirthschaftsrecht und staatliche Pflicht ist 
ferner die Sorge für die öffentlichen Straszen in ihren 
verschiedenen Arten und Stufen. Die Straszen dienen durch
aus dem öffentlichen Leben des Volkes, und sind daher öf
fentliche Sachen im eminenten Sinne des Wortes. Für Her
stellung und guten Unterhalt der Straszen zu sorgen ist 
daher eine naheliegende Aufgabe des Staats, welcher den 
centralen Ueberblick über die Bedürfnisse des allgemeinen 

I Vergl. Ra u, polit. Oekonomie II, §. 263 ff. und den Abrisz der 
Geschichte der Banken ebenda I, §. 310 tI. Die Bank yon England 
wurde .1694, die österreichische 1816 gestiftet. (Vorher hatte aber 
die W iener Stadtbank seit 1762 bestanden.) Die La w'sche Schwindel
bank in Frankreich wurde 1716 gegründet, die jetzige französi. 
sehe 1800. 

2 Ueber ein Gesetz des Staates New-York in Nordamerika vom 
18. April 1838, durch welches sogar den Privatpersonen unter gewissen 
Vorsichtsmaszregeln frei geg"eben wird Papiergeld auszugeben, vgl. Z a
chariä in Mittermaiers Zeitsehr. für Rechtswissenschaft des Ausl. XII. 
S. 361. 
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Verkehrs und der· sämmtlichen Landesgegenden hat, und" 
dessen 'Virthschaft die gemeinsamen Interessen nationaler 
Wohlfahrt umfaszt. 

Es lassen sieh, wenn man von bIoszen Privatwegen 
absieht, folgende öffentliche Straszen zu Lande unter
scheiden, an welche sich eben so verschiedene Brücken 
als Uebergang über Gewässer oder Schluchten anreihen: 

a) die Vicinalwege, Nacl~barwege, welche den 
Verkehr innerhalb einer Gemeinde vermitteln, wozu denn 
auch viele städtische Gassen zu zählen sind; 

b) die Communalwege, welche die Verbindung 
von ganzen Ge m ein den oder gröszern Ortschaften her
stellen; 

c) die Landstraszen, auch Departementalstra
s zen, welche zur Verbindung von ganzen Landesgegenden 
und Bezirken dienen; 

d) die Hauptstraszen, Staatsstraszen) welche für 
das ganze Land von Wichtigkeit sind; endlich 

e) die \V elts t ra sz en, deren wesentliche Bedeutung 
über das eigentliche, vielleicht kleine und nur an einem 
untergeordneten Landestheile von demselben durchzogene 
Land hinausreichen. 

Je niedriger die Stufe ist, zu welcher die Strasze ge
hört und je näher sie dem besonderen Interesse der benach
barten Grundbesitzer und Einwohner eines Ortes liegt, desto 
natürlicher ist es, dasz diese und die betreffenden Gemein-. 
den mit Bezug auf Anlage und Unterhaltungspflicht 
mitbetheiligt werden. Aber ganz darf der Staat die Au f
si c h t darüber nicht aufgeben, denn auch diese Straszen 
haben eine gemeine öffentliche Bedeutung. Er kann sich 
auf die Oberaufsicht beschränken und den Gemeinden die 
nähere Sorge überlassen; aber er wird wohl thun, zu be
stimmen und darüber zu wachen, dasz diese Sorge in dem 
Geiste der öffentlichen Wohlfahrt wirklich geübt und nicht 
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der Nachläszigkeit und der Arbeits- und Kostenscheu ein
zeln,er Privaten freier Spielraum verstattet werde. 

Je höher die Stufe der Strasze und je allgemeiner ihre 
Benutzungsweise ist, desto ausschlieszlicber liegt die Pflicht 
der Anlage dem Staate ob. 'Veltstraszen, bei welchen das 
Interesse verschiedener Staaten oft mehr als das des durch
zogenen Staates betheiligt ist, können gar wohl auch in 
einer durch Staatsverträge regulirten Weise zum Theil auf 
Kosten jener gebaut werden. 

Nach ähnlichen Verhältnissen ist auch die Competenz 
zu ordnen, nach welcher über das Bedürfnisz einer Strasze 
und die Richtung derselben entschieden wird. Vicinalwege 
gehören mehr dem öffentlichen Gemeindeleben als dem Volks
leben an; die Bestimmung solcher kann daher wohl der 
Gemeinde zunächst anvertraut werden. U eber den Bau der 
allgemeinen Straszen wird die Staatsregierung in ihren nie
deren oder höheren Organen je nach der Bedeutung jener 
und der Abstufung dieser das Nötbige anordnen. Sorgfältige 
Prüfung aller Verhältnisse, voraus der Bedürfnisse der zu
nächst sowie der entfernter wohnenden Bevölkerung und 
ihres Verkehrs, sowie der wahrscheinlichen Folgen der neuen 
Strasze in Nutzen und Schaden, dann aber erst in zweiter 
Linie auch der technischen Vorzüge und Schwierigkeiten der 
verschiedenen Pläne ist Pflicht der Staatsbehörden , welche 
diese Seite der öffentlichen Wohlfahrt verwalten. Insofern 
ist es gut, auch der betheiligten Bevölkerung selbst Gelegen
heit zu verschaffen, dasz sie ihre Wünsche und ihre Meinung 
äuszere. Die Interessen derselben schärfen ihren Blick und 
die Oeffentlichkeit der Verhandlung ist eine vortreffliche Con
tI'ole auch der Ingenieure. Aber es wäre durchaus verkehrt, 
diese in Form eines eigentlichen Proceszverfahrens der ver
schiedenen Gemeinden oder Parteien zu gestatten. Es soll 
nicht ein Rechtsstreit zwischen Parteien entschieden, son
dern das Zweckmäszige von dem freien, alle Verhältnisse 
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überschauenden und zunächst im öffentlichen Interesse würdi
genden Standpunkte des Staats aus gefllnden und bestimmt 
werden. Zu diesem Zwecke ist es dem Staate dienlich zu 
erfahren, was für besondere Ansichten, 'Vünsche, Befürch
tungen, Hoffnungen auftauchen. Hat er das vernommen 
und dazu bedarf es keiner processualischen Erörterungen, 
die leicht umgekehrt die Leidenschaften steigern, den Blick 
trüben und die einfache Sachlage verwirren würden - so 
hat er mancherlei Anhaltspunkte gewonnen, um desto siche
rer das unter den vorliegenden Umständen Beste erkennen 
und bestimmen zu können. 

4. Die Aufsicht über und die Sorge für das Eisen
bahnwesen finden hier ebenfalls ihren Platz, auch wenn 
der Begriff der Regalität nicht betont oder nicht anerkannt 
wird. Die Anlage und die Verwaltung auch von Privat
eisenbahnen , welche dem gemeinen Verkehr dienen und 
nicht etwa nur für ein Privatetablissement, z. B. ein Berg
werk, bestimmt sind, müssen daher von dem Staate aus staats
wirthschaftlichen, nicht blosz aus polizeilichen Gründen ge
ordnet und beaufsichtigt werden. Der Staat kann den Pri
vatgesellschaften die Herstellung von Eisenbahnen überlassen, 
aber er darf nie für immer auf das Recht verzichten, diese 
wichtigsten Mittel des öffentlichen Verkehrs an sich zu zie
hen und selber für die Interessen des Publikums zu sorgen, 
denn die Eisenbahnen bilden immerhin, ihrer Natur nach, 
einen wesentlichen Bestandtheil der öffentlichen ·Wirthschaft. 

5. Eben dahin gehört die staatswirthschaftliche Sorge 
für die Was se r s t ras zen in ihren mancherlei Formen, für 
die freie und sichere Schifffahrt auf dem Me e r e und See n, 
und bequeme Landungsplätze für Schiffe und 'Waaren 
durch eigene Anstalten und mit Beihülfe von Privatanstal
ten sorgt so der Staat·· für LeuchtthÜl"me, Rheden, Häfen, 
Werfte, Krahnen, Magazine u. s.f. - auf den Strömen 
und Flüssen - Schiffbarmachung derselben, Eröffnung von 
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Leinpfaden - auf angelegten Canälen, den Wassedmnst
straszen -. Unternehmen der Art können wie die Eisen
bahnen wohl auch Actiengesellschaften übedassen werden. 
Das Aufsichtsrecht des Staats darüber aber versteht sich wie 
dort von selbst und wieder nicht aus blosz polizeilichen, son
dern auch aus staatswirthschaftlichen Rücksichten. 

6. Auch die Pos ten sind ein öffentliches Verkehrsin
stitut und gehören wieder, abgesehen von dem financiellen 
'Yerth derselben, in den Bereich der eigentlichen Staats
wirthschaft. Ebenso das Tel egra p h e n wesen. 

7. Ferner die Sorge für die Masze und Gewichte, 
welche dem gemeinen Verkehr als beglaubigter Messer der 
körperlichen Ausdehnung und Schwere der Waaren dienen. 
Die nähere Bestimmung der Urmasze und die Stempelung, 
Eichung der in dem Verkehr gebrauchten Masze und die 
Aufsicht darüber, dasz keine falschen Masze gebraucht werden, 
wurde von jeher mit Recht als Sache des Staats angesehen, 
der allein die öffentliche Autorität hat und verleihen kann. 

8. Eine der wichtigsten Partien der eigentlichen Staats
wirthschaft ist das Zoll s y s te m des Staats. Durch dasselbe 
unternimmt es der Staat gewöhnlich zwei verschiedene Zwecke 
mit einander zu verbinden, nämlich einerseits eine reich 
flieszende Quelle VOn Einnahmen für die Staatscasse zu er
öffnen und zu nutzen, und andrerseits die allgemeinen volks
wirthschaftlichen Interessen zu fördern. Die erstere Seite 
bringt das Zollwesen in Zusammenhang mit dem Steuer
system des Staats, die zweite macht dasselbe von staatswirth. 
schaftlichen Grundsätzen abhängig. In der That übt auch 
keine öffentliche Wirthschaftsanstalt des Staates einen gröszern 
Einflusz aus auf die Privatwirthschaft, auf die Lebensgenüsse 
auf das Gesammtbewusztsein und die Vermögenskraft der 
Nation als die Zollanstalten. 

Die Zölle waren ursprünglich nur eine financielle Ab
gabe. Sie wurden von den in den Handelsverkehr gebrachten 

ßluntschli, allgemeines Staatsrecht. 11. 27 
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Waaren bald da bald dort, an Seehäfen, Fluszübergän_ 
gen, auf bestimmten Straszen, an Landungs - und Markt
plätzen, bei den Thoren der Städte erhoben. Sie waren so 
eine Last, welche den innern Verkehr vielfältig hemmte 
und drückte. Sie hatten nur einen financiellen Werth und 
waren nur ein staatswirthschaftliches Uebel. Es war daher 
ein groszer Fortschritt, als auch die zweite wirthschaftliche 
Seite der Zölle erkannt und die reinen Finanz zölle zu
gleich als staatswirthschaftliche (Schutz-) Zölle auf
gefaszt wurden. Im Zusammenhange damit wurden seit dem 
Ende des XVIIten Jahrhunderts die Zölle nach und nach aus 
dem Innern an die Gränze verlegt und die GI' ä n z z ö 11 e 
eingeführt. Durch diese wirthschaftliche Verbesserung wurde 
der Verkehr innerhalb des Landes von seinen Banden be
freit, gestärkt und belebt, und zugleich das Gefühl der Zu
sammengehörigkeit des Volkes mit dem Genusse der tausend-. 
fältigen neuen Beziehungen gehoben. 

Es war aber ein weiterer Fortschritt, dasz nun auch 
bei der Auflage und dem Ansatze der Gränzzölle die national
wirthschaftlichen Interessen mit in Betracht gezogen und 
nicht mehr ausschlieszlich nach financiellen Rücksichten ver
fahren wurde. Die ökonomischen Beziehungen eines Staats 
zum Ausland und des eigenen Volkes zu fremden Völkern, 
und die nützlichen oder schädlichen'Virkungen, welche die 
einzelnen Zölle für die Productionskraft oder die Genüsse 
der Nation wahrscheinlich ausüben würden, gelangten so zu 
einer umfassenden Würdigung, die sicher nicht nach allge
meinen und abstracten Sätzen ein - für allemal geregelt wer
den kann, sondern nur dem möglich ist, welcher den Be
wegungen des nationalen und des 'Weltlebens zu folgen und 
die praktischen häufig wechselnden Bedürfnisse des Verkehrs 
sowohl als der Arbeit zu erkennen versteht. Auf keinem 
Felde der Staatsregierung hat man mehr mit den Waffen 
doctrinärer Grundsätze gestritten und auf keinem lassen sich 
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weniger feste Regeln anwenden, auf keinem ist es nöthiger, 
die ~Iannichfaltigkeit der wechselnden Verhältnisse zu beach. 
ten, und von Zeit zu Zeit verschiedene häufig gerade ent. 
gegengesetzte Wege einzuschlagen. 

Die Verbindung der financiellen mit der natio. 
nalwirthschaftlichen Rücksicht ist wohl ein bleibender 
Gewinn der neuen Entwicklung des Zollsystems. Es sollen 
daher keine Finanzzölle auferlegt werden, welche nicht 
mindestens die negative Rücksicht der Staatswirthschaft, 
gemeinen Schaden von der Nation abzuwenden beachten, 
also nicht auf unentbehrliche Gegenstände in einem }fasze, 
welches entweder den Volksrnassen die Anschaffung dersel* 
ben zu sehr erschweren oder der einheimischen Industrie 
die Möglichkeit einer Benutzung derselben entziehen würde. 
Dienen dieselben überdem dazu, die Arbeits* und Erwerbs
kraft der Nation in gesunder Weise nicht nach Art der 
Treibhäuser blosz in künstlichem Wachsthume, das die freie 
Luft nicht erträgt, zu unterstützen und so zugleich pos i t iv 
zu wirken, so ist das ein augenfälliger Vorzug solcher Zölle. 
Reine Schutzzölle, die nicht zugleich financiell gerecht
fertigt sind, rechtfertigen sich nur ausnahmsweise, insbeson
dere wenn ein überwiegendes Bedürfnisz vorhanden ist, die 
Arbeitskraft der Nation zu erhalten und naturgemäsz zu 
stärken, oder feindlichen und schädlichen Maszregeln frem* 
der Staaten entgegen zu wirken, die Pro hi biti vzölle 
nur äuszerst selten in einzelnen Ausnahmsfällen, als Sy
stem nie. 

Der Staatsmann musz auch in diesen Dingen jederzeit 
von dem Ganzen ausgehen, nicht von den Privatinteressen 
der Einzelnen, und den nationalen Standpunkt festhalten, 
ohne sich durch die besondern Verlangen einzelner Classen 
einengen und beherrschen zu lassen. Wohl weisz er, dasz 
wenn einzelne Berufsstände ihre Kraft nicht entwickeln kön
nen und verkümmern, oder durch die fremde Concurrenz 
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erdrückt zu werden in Gefahr sind, dieser Schaden hinwie
der den ganzen Nationalkörper trifft. Wenn die Arme er
lahmen, so leidet der ganze Leib, und wären die Ver
dauungswerkzeuge noch so gut und der Kopf von Schwäche 
frei. Aber er wird nicht die einzelnen Glieder so verhät: 
scheIn, dasz sie nur einen künstlichen Schein von Gesund
heit aber keine wahre Kraft haben, noch vor andern so 
bevorzugen, dasz die Harmonie des Körpers gestört und so 
dem Leibe eine neue Krankheit verursacht wird. 

Er beachtet die Wünsche der groszen Kaufleute, 
welche am liebsten keine Zölle sehen und jedenfalls mög
lichst geringe, daher keIne Schutzzölle wollen; denn der 
Groszhandel vermittelt seiner Natur den ·Weltverkehr und 
gedeiht daher am besten in der reinen Luft voller Handels
freiheit; der Groszhandel ist kosmopolitisch, nicht national. 
Er hört auf die Kleinhändler, deren Existenz durch die 
Localbedürfnisse begränzt ist und daher leicht durch plötz

. liehe Ueberschwemmung des Marktes erschüttert wird, und 
die daher eher gegenüber gewissen Operationen eines lieder
lichen und täuschenden Liquidations- und Ausverkaufs Frem
der des nationalen Schutzes bedürfen. Er berücksichtigt die 
groszen Interessen der Fabriken, die mehr für den Han
del, und der Handwerke,die mehr für die nahe liegenden 
Ortsbedürfnisse arbeiten, und der zahlreichen Bevölkerungen, 
die in diesem Berufe ihren Lebensunterhalt finden und durch 
ihre Arbeit den Gesammtwohlstand erhöhen und veredeln. 
Er erwägt, dasz dieselben unter mancherlei Voraussetzungen 
eines· gewissen, wenigstens eines vorübergehenden Schutzes 
bedürfen. Er vernimmt auch die ·meist stilleren Wünsche 
der ac k erb au treibenden Bevölkerung, die durch die Zölle 
fast nur in financieller Hinsicht erleichtert wird, aber ein 
grosz es Interesse hat, möglichst wohlfeil zu· kaufen, was 
sie zu ihi'em einfachen Leben bedarf. Er erinnert sich 
auch der zahlreichen Classen, welche in vorzüglichem Sinne 
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Consumenten sind, wie die Capitalisten, und die einen 
wissenschaftlichen Beruf betreiben, die Armen u. s. f.; 
welche die Steuer regelmäszig nur als eine Last empfinden; 
In gleichzeitiger Erwägung aU der sich theilweise wider
strebenden Interessen und der richtigen Würdigung derselben 
im Sinne der Harm onie und Gesundheit des ganzen 
Nationalkörpers liegt die schwere Kunst einer praktischen 
Staatswirthschaft. 

Achtes Capitel. 

B. Besondere Anstalten. 

Die Staatswirthschaft darf sich nicht darauf beschränken, 
allgemeine Anstalten zu gründen und Einrichtungen zu tref
fen, welche unmittelbar der ganzen Nation und dem gemei
nen öffentlichen Verkehre dienen. Sie hat auch die Pflicht, 
theils besonderen Zwecken, welche in einzelnen Fällen ihre 
Hülfe erfordern, theiIs bestimmten Berufs- und Lebensver
hältnissen ihre wirthschaftliche Sorge zuzuwenden. Dahin 
gehören: 

1. Die wirthschaftlichen Vorkehrungen, um 
der Theurungsnoth entgegenzuwirken, und der Arbeits

. noth einzelner Volksclassen zu begegnen. Wir können das 
Unterstützungspflege heiszen, welche VOn der eigent
lichen Armenpflege wohl und in derselben Weise zu un
terscheiden ist, wie die Unterstützungspolizei VOn der Armen
polizei. 1 Wirthschaftliche Maszregeln gegen die Theurungs
noth sind z. B. die Anlegung von Getreidemagazinen des 
Staates 2 und die Ermunterung der Gemeinden zu ähnlicher 

V gl. oben Buch VII, Cap. 9) S. 188 ff. 
2 Friedrich der Grosze: Essai sur les form. du gouvern.: "Tout 

souverain attacM au bien public est oblige de se pourvoir de magasins 
abandonnement fournis pour suppleer a la mauvaise recolte et pour pre, 
venir Ia famine." 

I 
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Sammlung von Vorräthen, die Oeffuung derselben im rechten 
Moment, theils um die Marktpreise vor übermäsziger Stei
gerung zu bewahren, theils um bedürftige Gemeinden oder 
Classen der Bevölkerung durch billigere Veräuszerung zu 
unterstützen. Ebenso läszt sich öfter plötzlicher Arbeitsnoth 
von Seite der Staatswirthschaft begegnen durch Unterneh
mung oder Ausdehnung öffentlicher Werke, welche grosze 
Massen von Arbeitern beschäftigen und indem sie denselben 
Brod verschaffen, und dem ins Stocken gerathenen Strome 
der nationalen Arbeitskraft Abzugscanäle eröffnen, zugleich 
dazu dienen, auch den 'Verth der zurückbleibenden Arbeits· 
kraft zu vermehren. Aber es ist ungereimt, wenn der Staat 
die Arbeiter nur zum Scheine und mit kindischen Dingen 
beschäftigt, und ein Verderben aller Staats - und Privatwirth
schaft zugleich, wenn er hier die Ausnahme zur Regel ma· 
chen und durch ständige National werkstätten die 
Privatindustrie zur Staatssache machen will. 3 

2. Einen ähnlichen Charakter haben die staatswirth. 
schaftlichen Assecuranzanstalten, durch welche die Ge. 
sammtheit einen Schaden, der zunächst den Einzelnen trifft 
und übermäszig drückt, mittragen hilft und durch Verthei. 
lung vermindert. Von der Art sind die Brandversiche
rungen für Gebäude oder auch der fahrenden Habe und 
die Hag"elversicherungen für den Landbau. 

3. Wie der Staat durch seine Cultuseinrichtungen seine 
Sorge auch über die wissenschaftliche und künstlerische 
Thätigkeit· der Individuen erstreckt, so übt er auch durch 
seine widhschaftlichen Anstalten eine Pflege aus über die 
mancherlei Berufskreise und Thätigkeiten, welche der ma· 
teriellen Wohlfahrt dienen. 

Die Privatökonomie des Einzelnen gehört zunächst 

a Das erregte Jahr 1848 hat in Paris, Wien und Berlin derlei ver
kehrte Versuche zu Tage gefördert und zugleich die Thorheit derselben 
durch die groBzen Schäden und Uebel in deren Gefolge praktisch erwiesen. 
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wie alles Privatrecht diesem zu, und beruht nicht auf der 
Gunst des Staats. Auch hat der Staat das Recht nicht , sich 
eine Vormundschaft über die mündigen Privaten beizu
legen. Worauf sollte. sich dieselbe gründen? Doch nicht 
auf die Unfähigkeit der Individuen, ihre Oekonomie selbst 
zu verwalten. Sie sind im Gegentheil regelmäszig fähiger, 
ihre eigenen Interessen zu kennen, und die Mittel zu finden, 
welche ihren Privatwohlstand erhalten und erhöhen, als der 
Staat und seine Organe, welche für sie handeln oder sie 
leiten wollten. Auch nicht aus der natürlichen Ueberord
nung des Staats über die Privaten; denn das Wesen des 
Staats ist die Gemeinschaft, seine Herrschaft die der politi
schen Ordnung, das Privatrecht aber ist aus der Natur der 
Einzelnen hergeleitet, und der Staat hat dasselbe zunächst 
nicht zu beherrschen, sondern zu schützen. Die Freiheit 
und Selbständigkeit der Privatwirthschaft ist folg
lich Regel, und der Staat von Natur angewiesen, dieselbe 
zu achten und zu scllirmen. 

Indessen hat die Staatswirthschaft, welche wie überall 
so auch in diesen Dingen von dem Interesse des Ganzen 
ausgeht, dessen Wohlfahrt immerhin in mannichfaltigen 
Wechselbeziehungen zu der Wohlfahrt der Individuen steht, 
die Pflicht, sowohl die natürlichen oder künstlichen Hinder
nisse zu entfernen, welche einer gedeihlichen Entwickelung 
der Privatwirthschaft hindernd im 'Wege stehen, insofern die 
nationalwirthschaftlichen Mittel und die Kräfte des Staats 
dafür zureichen, als die allgemeinen Bedingungen ihrer Ge
sundheit und Wohlfahrt in gleichem Sinne zu fördern. Solche 
staatswirthschaftliche Pflege ist von der angemasz
ten Vormundschaft des Staats von Grund aus und selbst 
da verschieden, wo sie die Einzelnen auch hin wieder um 
des Ganzen willen beschränkt. 

Dieselbe wird verschieden sein· müssen, je nach der 
verschiedenen Natur der Privatökonomien selbst, und der 
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massenhaften Beziehung ihrer Hauptgatttingen zu der allge· 
meinen Wohlfahrt. Die Hauptarten sind: 

1) die Landwirthschaft, 3) die Fabrication und 
2) die Handwerke, 4) der HandeL 

4. Die Landwirthschaft ist offenbar die feste Basis 
der gesammten Oekonomie. In den meisten Staaten wird 
auch der gröszte Theil des Volkes von ihr ernährt,4 und 
ist ihr zugewendet. Von ihrer gesunden Blüthe und Frucht
barkeit ist daher die Wohlfahrt und die Kraft der Nation 
in hohem Grade bedingt. Um so sorgfältiger musz die 
Staatswirthschaft ihre Interessen beachten und fördern, und 
dasz ihre richtigen und falschen Maszregeln, ihr Fleisz und 
ihre Vernachlässigung einen groszen Einflusz auf jene üben, 
lehrt die Erfahrung. 

Die Einwirkung der Staatswirthschaft bezieht sich: 
a) auf die Organisation der Landwirthschaft. 

Am wichtigsten ist offenbar die Erhaltung eines freien 
Bau ern s tand es. Nicht blosz Gründe des persönlichen 
Rechtes und der natürlichen Freiheit habelldie endliche 
Aufhebung des zum Theil noch aus dem römischen Reiche 
stammenden, zu groszem Theil aber während des Mittel
alters verbreiteten erblichen Colonats und der bäuerlichen 
Hörigkeit in den neuern Staaten Europa's fast überall nun 
bewirkt, sondern zugleich staatswirthschaftliche Räcksichten. 
Das Gefühl freies Eigenthum zu besitzen, ist ein mächtiger 
Reiz, dasselbe mit erhöhter Sorgfalt zu bebauen, und der 
Landbau ist offenbar, seitdem er von dem gutsherrlichen 
Zwange befreit worden ist, sehr verbessert worden. 5 Nicht 

4 Wort des französischen Ministers Sully: "Labourage et pätu. 
rage sont les deux mamelles de l'etat." Vgl. Schäffner, franz. Rechts
gesch. I1, S. 455. Napoleon erklärte den Ackerbau als die Seele und 
die Basis des Reichs, die Industrie als den Wohlstand nnd das Glück der 
Bevölkerung, und den Handel als den Ueberflusz und den guten Gebrauch 
l'on beiden. Las Cases Mem. IV, S. 255. 

& Stein über die' preuszische Cabinetsordre von 1807, durch welche 
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minder drängen aber staatswirthschaftliche Rücksichten und 
Grunde des natürlichen Rechts dazu, die noch in manchen 
Staaten geltende Unsitte zu bekämpfen, welche ausgedehntes 
Grundeigenthum dem Anbau ärmlicher und nur auf kurze Zeit, 
zuweilen auf freien Widerruf angestellter Pächter überläszt. 
Dieser Zustand ist zwar in einigen Hinsichten besser als der 
der Erbhörigkeit des Mittelalters, darin aber diesem gleich, 
dasz der Pächter nicht zu dem vollen Genusz der von ihm 
bebauten Güter kommt, noch je das stärkende Selbstgefühl 
des Eigenthums erlangt, und darin noch schlimmer als 
jener, dasz der Zeitpächter auch seines abhängigen und be
lasteten Besitzes weit weniger sicher ist als der Leibeigene 
es war, den der Herr auch in dem Alter und wenn Krank
heit ihn unfähig zur Arbeit machte, auf dem Gute erhalten 
muszte, und dasz jener überdem häufig noch von wucher
lichen Zwischenpersonen, Verwal tern und Speculanten gedrückt 
wird. Es ist eine auffallende Erscheinung, dasz die moderne 
Gesetzgebung noch nicht gewagt hat, so energisch diesem 
Uebel zu Leibe zu gehen als der Erbunterthänigkeit, und 
doch war dafür in Irland und in der Lombardei hinreichende 
und dringende Veranlassung vorhanden, und gab es Wege, 
welche dem natürlichen Rechte wieder zuführen konnten. 

Besteht ein freier Bauernstand , so bietet die Verfas
s u n g der La nd ge m ein den einen natürlichen Stützpunkt 

die Erbunterthänigkeit auf den preuszischen Domänen aufgehoben wurde: 
"Sie ist im Widerspmch mit den ursprünglichen und unveräuszerlichen 
Rechten der Menschheit, und die willkürliche Entsetzung von Bauerhöfen 
verschafft den Berechtigten wenig Vortheil, und hält den Verpflichteten 
jn einem fortdauernden Zustand von Unmündigkeit, und sein unterhaben
des Land, Gebäude und Inventarium bleibt von einer elenden Beschaffen
heit, da es ihm nicht eigenthümlich gehört, und aller Reiz fehlt, es zu 
verbessern und Capital anzuhäufen. Der Landmann gewöhnt sich in dieser 
Lage an Sorglosigkeit bei der Benutzung, und an rohen sinnlichen Genusz. 
Bei groszen äuszern Erschütterungen durch Kriege verläst er seinen Wohn
ort, an den ihn die Liebe zum Eigenthum nicht bindet, und einen Bo
"den, den er als ihm fremde anzusehen gewohnt war." Pertz H, S. 29. 
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und passende Analogien dar für seine Organisation. Sie 
läszt jeden zunächst mit Freiheit seine Güter b~bauen, aber 
gibt zugleich die Mittel an die Hand, um die Interessen der 
ganzen Genossenschaft, z. B. an brauchbaren landwirthschaft
lichen 'Vegen und Brücken, an Dämmen, an guter gemein
samer Bewirthung der unvertheilten 'Waldungen und Weiden, 
an Zuchtthieren, an der Sicherung der Weinberge u. dgl. 
zu wahren. 

In manchen Staaten ist auch die Erhaltung groszer 
grundherrlicher Güter um der politischen Verfassung 
willen von Bedeutung, und es knüpft sich daran die wirth
schaftliehe Rücksicht, dasz auf solchen Herrengütern man
cherlei neue Versuche zur Verbesserung und Veredlung der 
Landwirthschaft zuerst unternommen und geprüft, Geräth
schaften und Maschinen, welche dem einfachen Landbauer 
zu theuer sind, gehalten, und in jeder Weise die Anforde
rungen an eine feinere und höhere Cultur befriedigt werden 
können. Es ist das ein natürliches aristokratisches Element 
in der Organisation der Landwirthschaft, welche zwar von 
minderer Bedeutung ist als das bäuerliche, aber seine innere 
Berechtigung hat. Dagegen scheint es der Natur der Dinge 
in den bevölkerten Gegenden Europa's zu widerstreben, dasz 
auch mittlere bürgerliche Landgüter, die nicht so 
grosz sind, um den Grundherrschaften zur Seite gesetzt zu 
werden, und doch nicht'von dem Eigenthümer selber bebaut 
werden, wie die eigentlichen Bauergüter , mit ökonomisch
günstigem Erfolge bewirthet werden ,können. Diese kommen 
daher fast nur als Luxusgüter in Betracht. 

Wo sich nur Grundherrschaft findet, welche keineswegs. 
Unfreiheit der Bauern erfordert, da kann auch der Organis
mus der Bauergemeinde mit derselben in Verbindung ge
bracht werden, und diese in jener ein natürliches und wohl
thätiges Centrum finden. 

b) Auf Befrei un g der Güter von den mancherlei 
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Re a 11 ast e n, welche das :Mittelalter auf dieselben gehäuft 
hat, in Gestalt der· Zehenten, Grundzinse, Frohnden, zum 
Theil auch vOn Die n s tb a r k e i te n, welche die freie und 
gute Wirthschaft gefährden. Die Reallasten hatten guten 
Sinn, als sie noch von dem Eigenthümer genossen, und von 
dem abhängigen Besitzer der Güter getragen wurden. Als 
Lasten aber, welche dem Eigenthum von auszen her aufer
legt werden und dasselbe drücken, widerstreiten sie dem 
Begriff des Grundeigenthums. :Mit der Umgestaltung des 
abgeleiteten Grundbesitzes ins Eigenthum musz daher die 
Ablösbarkeit der Reallasten Hand in Hand gehen, soll jene 
zur 'Vahrheit werden. Dieses Resultat wird aber auch durch 
wirthschaftliche Motive gefordert. Der Begriff der Dienstbar
keiten (Servituten) dagegen ist nicht ebenso im Widerspruch 
mit dem des Eigenthums, aber .schon die Römer haben den
selben aus staatswirthschaftlichen Gründen weise beschränkt, 
und in unserer Zeit, welche zahlreichere gesetzliche Servi
tuten aus dem Mittelalter ererbt hat, macht die neuere Ent
wickelung der Wirthschaft, zumal der Forstwirthschaft, und 
bei Benutzung der gemeinen Weiden zu neuem Anbau wei
tere Beschränkungen nöthig. ' 

c) Auf die Förderung der Theilung unwirth
licher Weideflächen oder Oeden, zum Behuf bessern 
Anbaues der Theile, und auf Beschränkung der Ver
t h eil u n g zusammenhängender Gern ein d e wal dun gen 
zur Erhaltung einer geregelten Forstwirthschaft im Interesse 
auch der künftigen Geschlechter. 

d) Auf Begünstigung sowohl der Abrundung zu 
landwirthschaftlichen . Gränzen , als auf Anerkennung der 
Theil bar keit groszer Güter zur Mehrung der selbständigen 
Grundeigenthümer und Verbesserung des Baues; auf der 
andern Seite auch auf Behinderung einer Theilbarkeit 
dertGüter und Gutstheile in so kleine Parcellen, dasz die
selben nicht mehr als Grundlage tauglich sind für Betreibung 
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einer ordentlichen Wirthschaft, und auf Er halt u n g von 
mittleren Bauer- und Erbgütern in ihrem Bestand, welche 
keineswegs bis zur Gebundenheit derselben gesteigert zu 
werden braucht. 

d) Durch Verbreitung landwirthschaftlicher 
Kenn tnisse und Erm un terun g zu besserer Cultur, 
welche schon bei der Anlage der ländlichen Volksschulen 
berücksichtigt, dann durch landwirthschaftliche Lehranstalten 
und Mustergüter, durch Unterstützung der Wirksamkeit land
wirthschaftlicher Vereine, durch Preisvertheilungen und Feste 
befördert werden können. 

e) Durch die Sorge für den ungehinderten und 
möglichst vortheilhaften Absatz der landwirthschaf.t
lichen Producte, was durch gute Einrichtung der Märkte, 
und durch ein wohlbedachtesZollsystem geschieht. Die früher 
beliebte Erschwerung der Ausfuhr ist nun zum Vortheile 
der nationalen 'Virthschaft seltener und beschränkter ge
worden. 

f) Durch besondere landwirthschaftliche C red i t a n
~ 	 stalten, welche dem Landwirth es möglich machen, an 

den Vortheilen einer erleichterten Geldbenutzung Thei! zu 
nehmen, ohne ihn zu groszer Gefahr und Beschwerde aus
zusetzen. 6 

5. Im Gegensatze zu der Landwirthschaft, welche gleich
artig über das ganze Land verbreitet ist, äuszert sich in den 
Ha n d werk e n die Verschiedenheit der persönlichen Thä
tigkeit in höchst mannichfaltigen Arbeiten und Berufsweisen. 
Das Handwerk ist daher individueller, persönlicher als jene, 
und die Staatswirthschaft kann auf die Ausbildung desselben 
in der Regel nur einen mehr mittelbaren Einflusz üben, als 
auf das Gedeihen jener. Wichtig sind: 

a) die Verfassung der Handwerke. Während des 

8 Vgl. über alles das die ausführlichen Nachweise bei Rau, Polit. 
Oekonomie II, S. 75 ff. 
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• Mittelalters bildete sich in den Städten das Zu n ft wes e n 
aus, zugleich als wirthschaftliche und Rechtsordnung der 
Handwerker, je nach den besondern Berufszweigen, und als 
eine wesentliche Grundlage der städtischen, theilweise auch 
der Staatsverfassung. Seit dem XVI. Jahrhunderte schlossen 
sich die Handwerke enger ab, suchten dem Zudrang neuer 
Gewerbsgenossen zu wehren, vermehrten die mancherlei 
Schranken. welche die freie Bewegung einzelner Meister im 
Interesse behaglicher Sicherheit der Mehrzahl hemmten, hat
ten über die Gränzen ihres Gewerbsbetriebs häufige Streitig
keiten unter einander, und dehnten so den Zunftzwang 
aus. Von dem XVIII. Jahrhunderte an wurde die ganze 
Zunftverfassung von allen Seiten her angegriffen, und unter 
den wiederholten Stöszen feindlicher Gegensätze erschüttert 
und gröszentheils aufgehoben. Die Erhebung der Fabrication 
welche durch neue mechanische und chemische Entdeckun
gen aller Art eine vorher nicht bekannte Ausdehnung ge
wann, und sich durch die Handwerksordnungen vielfach 
gehemmt sah, die ganze Richtung, welche der Betrieb, von 
der Macht des Capitals begünstigt, ins Weite und Grosze . 
nahm, und dem engem localen Kreis der Handwerksthätig
keitungünstig war, der Zug der Nationalökonomie und der 
politischen Ideen nach individueller Freiheit, und die Um
bildung der öffentlichen Verfassung ohne Rücksicht auf die 
Stände, wendeten sich alle wider die hergebrachte Zunftord
nung , und die mancherlei Miszbräuche und kleinlich eng
herzigen Einrichtungen, welche gerade in den letzten Jahr
hunderten diese verunstalteten, waren nicht geeignet, ihr in 
der öffentlichen Meinung so viel Unterstüszung zu verschaffen, 

. dasz sie jene Angriffe hätte aushalten können. An ihre Stelle 
trat nun gewöhnlich das System indi vidueller Gewerbe
fr e ih ei t, öfter beschränkt nicht mehr durch die selbständige 
Ordnung der Gewerbe selbst, sondern durch die Concessio
nen und Patente· der Regierung und die Staatspolizei. 
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In Wahrheit war das Desorganisation der Hand- • 
werke. Sie hatten einer gründlichen Reform bedurft, und 
verfielen nun der Revolution. Die gemeinsamen Interes
sen der Handwerke hatten nun kein eigenes Organ mehr, 
welches für sie einstand, und die vereinzelten Arbeiter 
waren einer übermäszigen Concurrenz und jeder Schwindelei 
schutzlos ausgesetzt. Die Wohlthat der Freiheit bewährte 
freilich auch hier ihre Vorzüge, indem sie die Thatkraft 
vieler Individuen spannte, und auf höhere Ausbildung der 
mancherlei Handwerksarbeiten hinwirkte; aber es fehlte ihr 
die Schranke einer natürlichen Ordnung, welche hinwieder 
das Ganze zusammenhielt, und die Glieder vor Beeinträch
tigung ihrer Rechte und VOr Kränkung ihres Friedens sicherte. 
Der Unterschied der Meister und der Gesellen, welcher 
in einer organischen Gestaltung eine friedliche Berücksich
tigung ursprünglich gefunden hatte, und auch den veränder-. 
ten Zeitverhältnissen gemäsz wieder finden konnte, wurde 
nun häufig bis zum feindlichen Gegensatz gesteigert, und 
zum Nachtheile beider Theile wurde das Familienleben, 
welches beide Theile vereinigt hatte, aufgelöst und zerrissen. 
Die Ehrbarkeit und die Moralität der Handwerke litten in 
Folge dessen groszen Schaden, und die Staatspolizei konnte 
mit ihren oft herrischen, immer aber ungenügenden Mitteln 
diese Uebel nicht heilen. Der laute Ruf nach Organisa
tion der Arbeit, der in unserer Zeit die Luft erfüllt, ist 
ein Zeichen, dasz der jetzige Zustand der Auflösung der 
Handwerke tief krank. ist, und wenn auch nicht jene, so 
ist doch die Reorganisation der Arbeiter, insbesondere der 
Handwerker, ein wirkliches Bedürfnisz unserer Zeit. Diese 
kann aber nur in genossenschaftlicher Form, sei es 
durch einfache Association der Arbeiter, sei es durch 
Neubildung corporativer Innnngen, nicht aber durch 
Herstellung der veralteten Zünfte vor sich gehen, und schlieszt 
sich immerhin ganz natürlich an die B t ä d ti s c he und die 
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ständische Verfassung überhaupt an. Eine Neubildung 
der Art aber ist möglich, ohne den beengenden Zunftzwang 
wieder einzuführen, und ohne die wahren Vortheile, welche 
die freiere Entfaltung der Gewerbe gebracht hat, aufzugeben. 
Die Bildung groszer , massenhafter Genossenschaften oder 
Innungen, welche ganze Klassen von Handwerkern oder 
ganze Gruppen von Handwerken umfassen, scheint dem 
Geiste der neuen Zeit gemäszer , als die Spaltung in eine 
Menge kleiner Verbindungen, wie sie früher bestanden 
haben. 

b) die Förderung einer tüchtigen Ausbildung der 
Handwerker theils durch gute Gewerbschulen , theils durch 
Vorschriften über die Haltung der Lehrlinge und Gesellen 
durch wirkliche Meister, über die Prüfung und das Wandern 
der Gesellen, über die Bedingungen der Aufnahme zu Mei
stern. Die frühern Handwerksordnungen enthielten oft ganz 
brauchbare Bestimmungen, sorgten aber zu wenig für das 
Bedürfnisz VOn Ausnahmen, und waren häufig zu ängstlich 
und kleinlich. 

6. Verschieden von dem Handwerk ist die Fa b r i c a· 
tion. Das Handwerk beruht auf der Kunstfertigkeit der 
Hand des Meisters und der Gesellen, und befriedigt aus
schlieszlich oder doch vornehmlich nur einzelne iocale Be
dürfnisse. Die Fabrication dagegen wird von den Fabrican
ten regelmäszig nur geistig geleitet, und von der Masse der 
Arbeiter nach mechanischen Regeln gleichmässig und ma
schinenartig betrieben. Die Maschine, welche dort nur in 
secundären Betracht kam zur Unterstützung oder zum Ersatz 
einzelner Handarbei~en, wird hier zur Hauptsache und be
stimmt regelmäszig den ganzen Charakter der Fabrication. 
Sie ist ihrer Natur nach ein Betrieb im Groszen und nicht 
auf localen Absatz beschränkt, sondern auf Erzeugung von 
Handelswaaren gerichtet. 

Je gröszer die Bedeutung der Fabrication in neuerer 
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Zeit geworden ist, je mächtiger das Capital hier sich erhoben 
und die Arbeit der Menschen sich dienstbar gemacht hat, 
je zahlreichere Massen der Bevölkerung als Fabrikarbeiter 
leben und zu leben genöthigt sind, und je gröszer die Ge
fahren sind, welche theils allS der Fluctuation des groszen 
Verkehrs, aus der kalten Gewinnsucht und Uebermacht 
mancher Fabrikherren und der Verwilderung, der Liederlich
keit und dem Elend vieler Fabrikarbeiter für die Gesammt
heit entstehen, desto nöthiger ist es, dasz die Staatswirth
schaft diesem Berufszweige die sorgfältigste Aufmerksamkeit 
zuwende. Die Gesetzgebung und die Verwaltung des Staats 
sind hier von dem raschen Aufschwung der Fabrication weit 
überholt worden und noch nicht dem wirklichen Bedürfnisse 
nachgekommen. 

Vor allem fehlt es auch hier an der Organisation 
des Fab ri ks ta n d es, und die Nachtheile der Anarchie 
werden hier noch empfindlicher verspürt als die der Desor
ganisation der Handwerke, weil gröszere Massen betheiligt 
sind. 'Vährend Handwerksmeister und Gesellen sich nahe 
stehen und daher diese wohl als Glieder der Familie jener 
behandelt werden können, so gehen dagegen die Lebens
stufen der verschiedenen CIassen von Personen, welche an 
der Fabrication Theil haben, weit auseinander und lassen 
sich nicht ebenso in Einer Haushaltung umfassen. Der 
Fabrikherr gehört offenbar dem dritten Standean,und 
nimmt gewöhnlich in diesem eine durch Reichthum und 
Einflusz hervorragende Stellung ein; Ingenieure, höhere 
Techniker oder Künstler, welche bei der Fabrik ange
stellt sind, gehören ebenfalls dem dritten Stande zu, aber 
sind doch als Angestellte des ersteren in einer untergeord
ordneten Stellung. Die gröszere Zahl der Werkführer 
und Schreiber stehen auf einer der höhern Stufen des vier
ten Standes; die Masse der Fabribarbeiter gewöhnlich 
auf der untersten Stufe, der des Proletariats, und ist 
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daher eines Pa tr 0 na t s sehr bedürftig. Ein groszer Theil 
der letztern besteht sogar aus Kin der n, die unfähig sind 
für sich selber zu sorgen. 

Bei solchen Elementen genügt eine blosz staatswirth
schaftliehe Pflege nicht, sondern sie musz mit polizeilichem 
Schutze verbunden werden. Theilweise, insofern Kinder bei 
der Fabrication verwendet werden, kommt sogar die Sorge 
der Staatscultur hinzu. Folgende Momente sind vorzüglich 
zu beachten: 

a) die Sorge, dasz nicht Kin d er zu früh 7 zur Fabrik
arbeit verwendet werden, sondern erst von einem gewissen 
Lebensalter an, ebenso dasz die Kinder nicht übermäszig 
angestrengt werden, sondern die erforderliche Musze erhal
ten, deren der jugendliche Körper und Geist bedarf, um zu 
einem gesunden Dasein heranzureifen. In dieser Beziehung 
geschieht lange nicht genug. In mehr als einem civilisirten 
und christlichen Staate werden grosze Schaaren von Fabrik
kindern so behandelt, als wären sie nur Theile einer Ma
schine, und nur dafür auf der Welt, um als 'Verkzeug des 
Eigennutzes Anderer benutzt und verbraucht zu werden,
und man wagt es noch, solche das natürliche Menschenrecht 
verhöhnende Barbarei, die viel schlimmer ist, als die antike 
Sklaverei, aus Gründender Industrie zu vertheidigen. Auch 
über die fortgesetzte Schulbildung und religiöse Erziehung 
dieser Kinder musz der Staat wachen, denn die Selbstsucht 
und sogar die Noth der Familien, welchen diese Kinder an
gehören, ist oft ein Hilldernisz derselben, und nicht alle 
Fabrikherren sorgen dafür aus freier Humanität oder aus 
Christenpflicht; 

b) die Sorge für eine mäszige Arbeitszeit auch 
der Erwachsenen. Die Freiheit des Vertrags schützt hier 
in vielen Fällen nicht vor argem Miszbrauch, denn für einen 

7 In mehreren Staaten, z. B. in England , Preuszen, Bayern, ist ein 
Alter von 9 Jahren erforderlich. 

ßlun tschli, allgemeines Staatsrecht. 11. 28 
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groszen Theil von Fabrikarbeitern ist jene Freiheit nur ein 
Schein ohne Realität, indem sie nicht in der Lage sind, sich 
den Anforderungen der Herren zu entziehen, von deren An
stellung ihr Lebensunterhalt abhängt. Am besten wäre es 
allerdings, wenn durch Staatsverträge allgemein geltende 
Vorschriften darüber festgestellt würden, damit nicht die 
Industrie der Länder, welche hierin humane Grundsätze 
anerkennen, benachtheiligt werde durch die Concurrenz 
anderer, welche die Arbeitskräfte ihrer Bevölkerung im 
U ebermasz anstrengen, wenn schon diese Gefahr nicht so 
grosz ist als sie scheint, da unmäszige Anstrengung die 
Arbeitskraft selber schwächt. Auch die Heilighaltung der 
So n n - und Fes t tag e ist eine grosze W ohlthat für diese 
Classen; 

c) die Sorge dailir, dasz die Arbeitslocale und wo 
für die Fabrikarbeiter besondere Wo hnungen eingerichtet 
werden, auch diese nicht so mangelhaft seien, um die Ge
sundheit derselben zu gefährden; 

d) die Förderung aller der Anstalten, welche dafür 
bestimmt sind, die sittliche und leibliche Wohlfahrt 
der Arbeiter zu heben und zu erhalten, dieselben im Falle 
von Kr a n k h ei t zu pflegen und zu unterstützen, während 
industrieller Krisen zu sichern, im Alter zu versor
gen u. s. f. 

Die freiwillige Fürsorge edler Fabrikherren hat unver
kennbar hier schon manche vortreffliche Institute erzeugt; 
und der Staat hat allerdings weder das Recht noch die 
Mittel, diese Fürsorge in so ausgedehntem l\Iasze zu gebie
ten, wie der freie Wille sie hie und da belebt hat. Aber 
er ist veranlaszt, seinerseits diesen zu ehren und zu unter
stützen, und vollkommen berechtigt, einige allgemeine Vor
schriften zu erlassen, welche auch die Fabrikherren , die 
nicht ebenso aus eigenem Triebe für die Noth, das Unglück 
und das Alter sorgen, anhalten, so viel zu thun, als die 
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Rücksicht auf die öffentliche Ordnung und die gerechten 
Ansprüche theils der Fabrikarbeiter selbst, theils der dabei 
ebenfalls betheiligten Gemeinden und Armenpflegen erhei
schen. Die Einric·htung und der Betrieb groszer Fabriken 
schafft geradezu eine Fabrikbevölkerung um dieselben her. 
Es liegt in dem Verdienst, den sie auch für die Kinder 
versprechen, und in dem Zusammenleben der Fabrikarbeiter 
ein groszer Reiz zu vermehrter Kindererzeugung , und es 
sammeln sich an dem Fabrikorte überdem aus entfernteren 
Gegenden her eine :Menge Arbeiter. Diese werden meist 
nur für die bestimmte Fabrikarbeit erzogen und sind auch 
nur dieser fähig. Geräth dann die Fabrication plötzlich in 
Stockung oder bringen auch nur die natürlichen Ursachen 
der Arbeitsunfähigkeit, wie Krankheit und Alter, ihre Wir
kungen hervor, so entsteht eine Anzahl von unterstützungs
bedürftigen und von armen Personen, welche ohne die 
Existenz der Fabrik nicht oder wenigstens in geringerem 
Masze die öffentliche Unterstützung und Pflege des Staats 
und der Gemeinden belästigen würden. Es ist daher nur 
gerecht, wenn diejenigen, welche in guten Zeiten von der 
Fabrikation Gewinn ziehen, auch verpflichtet werden, für 
die bösen Tage vorzusorgen, und der Staat überschreitet 
seine Befugnisse nicht, werin er Spar- und Hülfscassen an
ordnet, welche theilweise durch Abzüge an den Arbeitslöh
nen und theilweise aus Beiträgen der Fabrikherren gebildet 
werden; 

e) die Anordnung von Fabrikräthen, welche über 
die Ordnung und die guten Sitten in den Fabriken wachen, 
Streitigkeiten zwischen Herren und Arbeitern schlichten, 
und als Organ für die Interessen beider den Staatsbehörden 
gegenüber dienen; 

f) die Zulassung und Beaufsichtigung der genossen
schaftlichen Verbind ungen 8 der Arbeiter unter sich. 

S VgJ. Huber Art. Association in Bluntschli Staat.swÖrterbuch. 
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Wie das Capital in der Association der Actien seine Macht 
gesteigert hat, so erhöht auch die Association der Arbeiter 
ihre Macht und gewährt ihren Interessen Schutz gegenüber 
der um sich greifenden und erdrückenden Macht des Capi
tals. Erst wird der Gegensatz beider Kräfte, der sächlichen 
Vermögenskraft und der persönlichen Arbeitskraft ausgebil
det werden müssen: dann erst werden beide in ihrer Ver
bin dun g zu einem für beide wohlthätigen, gesunden Frie
den gelangen können; 

g) die Gewährung von Erfindungspatenten, welche 
den Erfindern wichtiger Verbesserungen für einige Zeit die 
ausschlieszliche Benutzung ihrer Erfindung sichern, und der 
Schutz, welcher den Fabriken gewährt wird gegen täuschende 
Nachahmung ihrer Fabrikzeichen; 

h) die Anordnung von Ind ustriea uss tell ungen, 
welche einen Ueberblick über die Gewerbsthätigkeit geben, 
die Fortschritte und Mängel ihres Ganges leichter erkennen 
lassen, zum 'Vetteifer ermuntern und die ausgezeichnete 
Arbeit ehren; 

i) die Berücksichtigung der Fabricationsinteressen bei 
der Bestimmung der Zölle. 9 

7. Der Handelsverkehr bedarf in weit geringerem 
Grade einer besondern Pflege der Staatswirthschaft, als die 
übrigen Gewerbe. Er gedeiht am besten, wo er sich mit 
individueller· Freiheit bewegen kann, unbehindert durch 
äuszere Schranken. Der G r 0 s zha nd el ist geradezu kos
mopolitisch, nicht national, und fühlt jede Schranke, welche 
das Gesetz eines Staats zieht, als eine Beschwerde. Nur 
der Kleinhandel (Kramhandel), welcher des Detail
verkaufes wegen auf Iocalen Verbrauch angewiesen ist, be
darf einigen Schutz nicht vor der Concurrenz anderer sich 
regelmäszig niederlassender solider Handelsleute, wohl aber 
vor der häufig unsoliden Concurrenz der Mus t e r I' e i t e r 

9 Obe~ Cop. 7, S. 626. 



437 · Achtes Capitel. B. Besondere Anstalten. 

und Hau sir er, welche den Käufern nachgehen und durch 
allerlei Vorspiegelungen ihre Kauflust wecken und reizen. 
Die IIauptaufgabe der Staatswirthschaft gegenüber dem Han
del besteht daher in der Wegräumung der Hindernisse, 
welche seine freie Bewegung hemmen; in zweiter Linie erst 
in der Unterstützung desselben durch öffentliche Anstalten. 

a) Die Organisation des Handelsstandes hat weniger 
Schwierigkeiten, als die des Handwerk- und Fabrikstandes. 
Jener theilt sich in zwei Hauptklassen , die der G r 0 s z h ä n d
ler, Kaufleute (negotiatores) im eigentlichen Sinn, welche 
in der Regel wieder an Fabricanten, andere Kaufleute und 
Krämer und eben darum in gröszeren Massen verkaufen und 
die IIandelsvermittlung im Groszen betreiben, und die der 
Kleinhändler, Krämer (institores), welche in der Regel 
an alle einzelnen Consumenten nach beliebig kleinen Quan
titäten verkaufen. Die erstern gehören dem dritten, die 
letztern dem vierten Stande an, und beide können wohl zu 
groszen , die ganze Masse der Betheiligten umfassenden Cor
porationen vereinigt werden. 

b) Die Einrichtung von Handelskammern, welche 
über die gemeinsamen Interessen des Handels wachen und 
den Handelsstand auch vor den Staatsbehörden vertreten, 
die Kunde der Handelsübungen bewahren und Gutachten 
in Handelssachen bearbeiten, bildet die nati'trliche Krone 
einer corporativen und freien Gliederung des Handels
standes. 

c) Die Anordnung von öffentlich autorisirten Mäklern 
( Sen s ale n) in Handelsstäd ten und die Herstellung von 
Bö r sen dient zur Sicherung und Beförderung des eigentli
chen Handelsverkehrs , und je vollkommener die übrigen 
gemeinen Verkehrsanstalten des Staates sind, Straszen, Post
verbindungen u. s. f., desto mehl' wird auch der Handel 
und dieser in hohem l\Iasze die Vortheile derselben zu ge

nieszen haben. 
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d) Die Sicherung der Ha n de I s fi r m en gegen l\Iisz- ' 
brauch und Täuschung, die Prüfung der Solidität VOn neu 
entstehenden Actiengesellschaften, die Bekanntmachung 
solcher Veränderungen in dem Personenbestand und den 
Verhältnissen der Gesellschaften und der Handelsetablisse
ments überhaupt, welche auf die Glaubwürdigkeit und die 
Sicherheit des Handelsverkehrs von Einflllsz sind, sind eben
falls einzelne wohlthätige Aeuszerungen der staatswirthschaft
lichen Thätigkeit auf diesem Gebiete. 



<fUftca ßurl). 
Von d e Tl G e me i n d e 11. 

Erstes Capitel. 

Historische Erinnerung. 

1. Der antike S ta a t ist aus dem politischen Leben der 
Stadt erwachsen. Die Vermischung des Staates mit 
der S ta d t in der Idee und in der Organisation ist daher 
dem Staatsrechte des Alterthums eigenthümlich. Griechen 
lind Römer bezeichneten sogar mit dem nämlichen '\Vorte 
die beiden Gemeinschaften. Die Stl1dt Athen war zugleich 
der Staat Athen, und die Stadt Rom wurde zur Behcrrsche
rin der Welt. 

Das römische Reich war indessen so grosz geworden, . 
dasz der innere Gegensatz zwischen dem Staate und den 
Städten dem scharfen Blick der Römer nicht völlig entgehen 
konnte. Jener umfaszte die Welt, diese waren local be
gränzt. Am längsten dauerte die Vermischung beider in 
der Organisation der Hauptstadt. Die Magistrate 
des römischen Volkes waren zugleich und zunächst Magi
strate der Stadt, der Sena t war auch Rath der Stadt. Das 
römis ehe Stad t bürgerrech t war die nothwendige Grund
lage der politischen Betheiligung an den Staatsangelegenheiten. 
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Erst unter den Ka i sern änderte sich das. Die Cäsarenherrschaft 
war eine reine Staatsinstitution. Unter Augustus wurde auch 
der Senat zu einer Reichsversammlung , welche die Groszen 
aus den Provinzen in sich aufnahm. Ein groszer Theil der 
öffentlichen Aemter wurde rein staatlich; und das römische 
Bürgerthum erweiterte sich im Verfolge zu einem allgemei
nen Staatsbürgerthum. Das unermeszliche Reich streifte so 
die Form der Stadtverfassung erst ab, als schon die innere 
Lebenskraft groszentheils erschöpft war und Roms Geschichte 
sich abwärts neigte. 

Früher war der Gegensatz in den übrigen Städten, be
sonders von Italien, offenbar geworden. Zwar waren auch 
sie ursprünglich po li ti s ehe Ga n z e, um welche auch die 
Ortschaften und Höfe des Landes umher, als um ihr ver
fassungsmäsziges Centrum gruppirt waren. Auch sie hatten 
ihre Magistrate, wenn auch später nicht mehr mit impe
rium, doch mit jurisdictio. Die IIviri und IVviri sowohl 
als die prrefecti waren nicht blosze Gemeindevorsteher, son
dern zugleich Staatsbeamte, obwohl ihr Wirkungskreis auf 
das Gebiet der Stadt begränzt war; die Senate oder Cu
rien, wie sie im Verfolg genannt wurden, waren in klei
nern Verhältnissen ähnlich dem Senate zu Rom, und das 
römische Bürgerrecht verband in den Colonien und 
vielen Municipien die Bewohner, in noch anderen Städten 
wenigstens die Obrigkeiten derselben, mit der herrschenden 
Stadt. Aber wenn auch die Mischung VOll Stadt und Staat 
in allen diesen Reziehungen überall noch bis spät wahrzu

. nehmen ist, so war doch schon von Anfang an das höhere 
politische Leben, die Staatsregierung und Gesetzgebung in 
Rom concentrirt, und alle übrigen Städte zunächst doch nur 
locale Corporationen. Sie hatten nicht als solche einen 
unmittelbaren Antheil an der Leitung des Staatswesens. 1 

V gl. die übersichtliche und gründliche Darstellung Lei C. He gel, 
Geschichte der Städteyerfassnng von Italien Bd. I, Cap. 1, worin auch 

I 
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Guizot hat in der Trennung der politischen Rechte 
und Interessen von den l\Iunicipal-Interessen und Rech
ten, welche in der Kaiserzeit vollzogen worden, eine Haupt
llrsache des Verfalls des römischen Reichs zu erkennen ver
meint, und dieselbe als verderblich erklärt für den Staat 
und die Gemeinden. 2 Ich kann diese Ansicht des gelehrten 
Staatsmannes nicht theilen. Die Trennung der politischen 
und der Gemeindevei'fassung wurde in dem römischen Reiche 
nicht so vollständig und nicht so scharf durchgeführt, als in 
den modernen Staaten fast allenthalben, und nicht daran ist 
der römische Staat zu Grunde gegangen, dasz er, was seiner 
Natur nach verschieden war, das politische StaatsIeLen und 
das Culturleben der Gemeinde auch in dem äuszern Orga
nismus verschieden behandelte. Als die übermäszige Cen
tralisation der gesammten Staatsgewalt in dem absoluten 
Kaiserthum die Rechte aner übrigen Glieder absorbirt hatte, 
und jede Art von politischer Freiheit der Aristokratie und 
des übrigen Volks niederdrückte und zerstörte, da hielt im 
Gegentheil die alte l\Innicipalfreiheit noch eine Zeit lang die 
allgemeine Knechtung und das Verderben auf. Erst seit der 
Umgestaltung des Reichs unter Dioc1etian, und Constantin, 
und der Einführung einer aus orientalischem Despotismus 
und römisch-griechischer Bureaukratie gemischten Staatsverfas
sung sind denn auch die Freiheit und das Recht der Städte 
zuletzt jeder Gemeindeselbständigkeit beraubt, dem Beamten
heer des Kaisers völlig unterworfen, durch die Begünsti
gung privilegirter Classen der Bevölkerung geschwächt und 
entnervt, und mit übermäszigen Lasten der Steuern und 
der ökonomischen Verantwortlichkeit belegt und erdrückt 
worden. Der Untergang der Städte war so eine Folge 
mehr noch als eine Ursache des pOlitischen und sittlichen 

die gelehrten Untersuchungen von Niebuhr, Savigny, Walter, 
Puchta, Zumpt u. s. w. ueachtet sind 

3 Essais sur J'histoire de France I. 
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Verderbens', welchem die gesammte Nation und der ganze 
Staat erlag. 

Der römischen Jurisprudenz gehört auch die Auffassung 
der Stadt als einer."juristischen Person" (corpus, uni
versitas) an. Sie wurde so als Individuum betrachtet, 
welchem als einem Ganzen Vermögen zukomme. Diese Per
sönlichkeit, welche von den Personen der einzelnen Bürger 
scharf unterschieden, und in ihrer Einheit und Untheilbar
keit als Subject des Vermögens gedacht wurde, machte sich 
besonders auf dem Gebiete des Privatrechts, mehr als auf 
dem des Staatsrechts geltend. Sie hatte Eigenthum, For
derungen, Schulden, und wurde auch im Verkehr und vor 
Gericht repräsentirt durch ihre bevollmächtigten Stellvertre
ter oder Werkzeuge (die Sklaven). 

2. Wie dem röm ischen Geiste das Stadtleben und 
die Ausbildung der Städte voraus gemäsz war, so entspricht 
dem germanischen Charakter vorzüglich die Einrichtung 
der Landgemeinden. Italien war von Alters her das 
Land der Städte. In Deutschland gab es in den ersten Jahr
hunderten unserer Geschichte keine Städte - die Germanen 
verachteten und haszten anfangs die Bewohner der römischen 
Colonien und Städte, auch nachdem sie seIher zur Herr
schaft über diese gelangt waren; - wohl aber sind die 
Landgemeinden überall da, wo sich germanische Völker auf 
eigenem Boden dauernd niederlassen. Sie sind daher ge
wöhnlich älter als die Staaten, zu denen sie nunmehr ge
hören. 

Waren die alten Städte gleichsam politische Individuen, 
so sind dagegen die alten Landgemeinden keine für sich 
bestehende politische \Vesen, sondern von Anfang 
an in dem politischen Organismus des Volkes und Landes 
nur Theile eines gröszern Ganzen, Abtheilungen der 
Zenten (Huntari) und hinwieder der noch weiteren Gaue, 
somit Glieder des Staatskörpers. Aber sie waren 
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selbständige wirthschaftliche Ganze. Diesz ist der 
Charakter der beiden Grundformen der alten Landgemeinde, 
sowohl der freien Gemeinde, als der grundherrlichen 
Gemeinde. Beide beruhten auf der Eintheilung des Bodens, 
und hatten den Zweck, denselben in geordneter 'Veise ge
meinsam zu bewirthschaften. Es gab dort wie hier abge
gränzte und den einzelnen Familien zu besonderem Rechte 
und eigenem Bau zugetheiIte Güter, vorzüglich Aecker und 
Wiesen, die indessen in einigen Beziehungen auch wieder 
gemeinsamen Regeln der Landwirthschaft unterworfen wa
ren - man erinnere sich an die Zelgwirthschaft. Und dort 
wie hier gab es auszer den Sondergütern gröszere unver
theilte Waldungen und Weiden, welche von der Gemeinde 
der SOlldergutsbesitzer gemeinsam benutzt wurden, auf welche 
die Gemeindewirthschaft sich vorzüglich bezog. Nur darin 
war die Verfassung derselben verschieden, dasz die freie 
Gemeinde auch zu dem vollberechtigten Volke gehörte, und 
dasz unter ihrem ursprünglich selbst erwählten Vorstande 
die freien Grundeigenthümer zusammentraten und über das 
eigene Recht selbständig verfügten, während die hofbörigen 
Leute ihren Grundbesitz von der Gnade des Herrn ableite
ten, durch seine Herrschaft zusammengehalten und geleitet, 
und nur durch ihn mit der übrigen Volksverfassung ver
mittelt waren. In den letztern Gemeinden war die Einheit 
in der Person des Grundherrn an ihrer Spitze schärfer aus, 
geprägt und mächtiger als in den erstern. Für beiderlei 
Arten aber paszt der römische Begriff der juristischen Per, 
son im engern Sinne des Wortes nicht. Sie waren vielmehr 
beide Gen 0 s sen s c haft en, die wohl in gewisser Beziehung 
auch als ein Ganzes sich fühlten 1 aber nicht als ein von den 
einzelnen Genossen getrenntes und unabhängiges Ganzes, 
sondern nur als eine aus jenen zusammengesetzte Gesammt
heit, als eine ol'ganisirte Verbindung der Genossen. 

Während des Mittelalters erlangte die Form der 



Eilftes Buch. Von den Gemeinden. 44t 

grundherrlichen Gemeinde häufig das Uebergewicht, und 
viele ursprünglich freie Gemeinden bekamen im Verfolg 
erbliche Herren, und geriethen unter die Vogteigewalt der 
Landesherren oder ihrer Vasallen. Aber hinwieder erwar
ben im Lauf der Jahrhunderte die ursprünglichen Hofllörigen 
feste und gesicherte Rechte am Boden, und näherten sich 
insofern den freien Gemeinden. Sehr selten aber sind die 
D 0 r f - und La n d g e m ein den zu politischen Gemeinwesen 
erwachsen und selbständige S ta a t engeworden. 'Vo das 
etwa geschehen, wie zum Theil in der Schweiz, da haben 
immer auch andere, über den Gemeindebann hinausrei
chende Verbindungen, namentlich die der gröszeren aus den 
Zenten erwachsenen Vogteien wesentlich dazu beigetragen. 
Die blosz l~ale und eng begränzte Bedeutung der Ge
meinden ist nicht der alleinige Grund dafür, dasz sie sich 
in der Regel nicht zu eigener Staatenbildung erhoben haben, 
sondern sie hatten von Anfang an keinen Keim dieser in 
sich, und keinen Zug zur Herrschaft. 

3. Von anderer Art war das Schicksal der mittelal
terlichen Städ te. Durch die Wiederbelebung und die 
neue Gründung zahlreicher Städte in Europa kam nun der 
Gegensatz der Land- und der St.adtgemeinden zur 
Erscheinung. Anfänglich war auch die Verfassung der 
Städte noch ähnlich der Verfassung der Landgemeinden, 
aber schon in der ersten Anlage waren doch die Zeichen 
einer neuen verschiedenen Bildung zu erkennen. 'Venn wir 
auch wahrnehmen, dasz sogar in Italien die alte römische 
Municipalverfassung längst abgestorben war, als die Triebe 
einer neuern Städtebildnng sich entfalteten, und diese selbst 
vorzüglich von dem Geiste germanischer Freiheit und cor
porativer Rechtsbildung getragen und gezeitigt wurden, 3 

3 D'le ausgezeichneten Untersuchungen • C. H egel s in dem oben Note 1 . 
angeführten Werke scheinen mir die Streitfrage in der Hauptsache erledigt 
zu haben. 
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so erinnert doch manches wieder an den Zu§ammenhang 
und die Verwandtschaft mit den römischen Städten. Das 
Andenken wenigstens an die Cultur und die Grösze des rö
mischen Alterthums wurde wieder belebt. Das Institut der 
städtischen Co n s uI n des Mittelalters, obwohl sie eine von 
dem altrömischen Consulat ganz verschiedene Bedeutung 
haben, bezeugt doch die Macht der Erinnerung an die Herr
lichkeit der untergegangenen Vorzeit. 

Die landwirthschaftlichen Interessen, in der ersten Zeit 
in vielen Städten zwar noch beachtet, waren doch nicht 
mehr maszgebend, die Bevölkerung der Städte keine Bauern. 
Um die Bischöfe und die Abteien her sammelten sich die 
den kirchlichen Anstalten geweihten Diener, um die Pfalzen 
der Könige und um die Höfe der Groszen die Verwalter der 
Einkünfte und die Gefährten des vornehmeren Lebens, und 
um die königlichen Burgen eine zahlreiche streitbare Mann
schaft. Unter dem Schutze der Städte erwarb der Handel 
einen sicheren Wohnsitz. Der Verkehr und die Gewerbe 
jeder Art fanden da Nahrung und Gedeihen. So waren es 
von Anfang die höheren Interessen der öffentlichen 
Sicherheit, Cultur und Industrie, welche in den 
Städten gepflegt wurden, und die der Städte bevölkerung 
einen von der Bauersame verschiedenen Charakter gaben. 
Es konnte daher auch hier zuerst ein pers ö n 1 i eh es von 
dem Grundbesitz unabhängiges Bürgerthum aufkommen, und 
wieder wurde das Princip einer einheitlichen juristischen 
Pers 0 nim Gegensatze zur Genossenschaft erneuert, wenn 
auch anfangs nicht so abstract, wie die römische Jurispru
denz es ausgedacht hatte. 

Und nochmals werden wir das Streben der Städte ge
wahr, aus dem Kreise bIoszer Gemeinden herauszutreten, 
und als selbständige politische Individuen ein re
publikanisches Staatsleben auszubilden. Wieder mischten 
sich so die Begriffe Stad t und S taa t. Aber mannichfaltiger 
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und in anderer Richtung als in dem altrömischen Italien. 
Es war keine Weltstadt mehr da, welche alle übrigen 
Städte gleichsam zusammenfassend die Einheit erhielt, und 
der Zug zur Herrschaft, dem römischen Charakter an
geboren, bezeichnet nicht die Politik der mittelalterlichen 
Städte. Ihre Frei hei t voraus wollten sie bewahren vor 
der Herrschaft der Fürsten und dem Drucke des kriegeri
schen Lehenswesens , und U n ab h ä n gig k e it strebten sie 
an vor jeder Einmischung in ihre öffentlichen Angelegen
heiten. Die Ausbreitung ihrer Herrschaft je über das um
liegende Gebiet ist eine spätere Phase ihrer Entwickelung 
und von secundärer Bedeutung. Sie dachten erst daran, als 
sie ihre politische Selbstregierung errungen hatten, und 
ahmten dann hierin nur den kleinem Seigneurs und Lan
desherren nach, mit deren Macht sie gar wohl die ihrige 
messen durften. 

4. Einzelne Städte, und vorzüglich wieder in Italien, 
haben im Laufe der Jahrhunderte ein groszes Staatsgebiet 
erworben, und sich so zu bedeutenderen Staaten erweitert. 
Aber nur wenigen ist das geglückt, und zuletzt sind alle 
Städte, bis auf ein paar vereinzelte Ausnahmen, sowohl die 
welche nur eine republikanische Selbständigkeit erlangt, als 
die welche als Hauptstädte über ein Territorium Herrschaft 
erworben hatten, entweder von den gröszeren Monarchien, 
die in den letzten Jahrhunderten aufgewachsen sind, unter
worfen, oder von der modernen Staatenbildung ihrer politi
schen Hoheit entkleidet worden. Es ist diese Umgestaltung 
auch in Freistaaten, wie in den Niederlanden und in der 
Schweiz, vor sich gegangen. Die Allgemeinheit der Erschei
nung - wie lange werden sich noch die in Deutschland 
allein zurückgebliebenen vier Reichsstädte als Staaten er
halten können? - ist ein unverkennbares Zeichen, dasz 
dem politischen Leben unserer Zeit weder die antike noch 
die mittelalterliche Mischung von Stadt und Staat mehr 
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zusage, sondern dasz dem modernen S taa te die Stad t
ge me i n d e pol i ti s c h u n t erg e 0 l' d n e t sei. Die Aus
scheid ung folglich der politischen Rechte und Interes
sen von den städtischen Gemeinderechten und Interessen 
ist wesentlich das Resultat der neueren Zeit. 

5. In der absolutistischen Periode der letzten Jahrhun
derte wurden die Städte indessen in manchen Ländern, VOr
züglich in Frankreich, nicht blosz jeder politischen Hoheit 
und Selbständigkeit vollständig entkleidet. Dem übermäch
tigen Triebe der lJeuen einheitlichen Macht des absoluten 
Staats genügte die politische Unterordnung derselben nicht. 
Er griff weiter um sich, und wollte auch keine SeI b s tb e
stimmung der Städte in ihren Gemeindeangelegen
heiten zugeben. Diese Richtung wurde noch leidenschaftli
cher von der Revolution befolgt, welche zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts Frankreich umwälzte und von da allS 
Europa bedrohte. Hatten im Mittelalter die Städte zugleich 
sich selbst regierende Staaten sein wollen, so ging nun auch 
ihre corporative Gemeindefreiheit unter. Die Vorstellung 
kam zur Geltung, dasz alle Gemeinden, Städte und Dörfer 
nur Staatsanstalten seien. Das neue Staatsbürgerrecht 
verschlang das Gemeindebürgerrecht, und die Reste von 
Selbständigkeit wurden aufgezehrt von der Alles umfassen
den und leitenden Centralisation. So hatte die politische 
Ueberhebung der Städte in ihr Gegentheil, in vollständige 
Abhängigkeit derselben in allen Dingen umgeschlagen. 

6. In der neuesten Zeit endlich sehen wir nach man
cherlei entgegengesetzten Schwankungen ein gewisses Gleich
gewicht hergestellt, welches die Gemeinden in ihr e m 
Kreise als selbständige Wesen achtet, und zugleich 
die politische Ueberordnung des Staats wahrt. 4 

4 Wie Rotteck (const. Staatsr. v. Aretin. IIl, S.31) dazu hat kom
men können, auch" unsere" Gemeinden "Staaten im Kle"inen" zu 
nennen, welche "mit andern Gemeinden und mit Einzelnen zum gröszern 
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Zweites Capitel. 

Die re c h t liehe Na t u r der Ge mein den. 

Der Rückblick auf die Schicksale der Gemeinden in der 
Weltgeschichte enthüllt uns die wahre Natur derselben, die 
in dem modernen Staatsrechte mehr und mehr zu allgemei
ner Anerkennung zu kommen scheint. 

1. Dem neueren Staate gemäsz ist es vorerst, dasz die 
sämmtlichen Gemeinden in demselben in Harmonie gebracht 
werden mit der Staatsverfassung , und den Staatsgewalten 
in allen politischen Beziehungen untergeordnet 
seien. Er erträgt es nicht, dasz eine Rechtsgemeinschaft 
der Art als eigene, auf sich beruhende politische Macht ge
wissermaszen auszerhalb der öffentlichen Verfassung stehe, 
wie eine Immunität. Denn er umfaszt und ordnet das ge
sammte politische Dasein der Nation und ihrer Theile. 

Als einfache Folgen dieses Grundsatzes lassen sich diese 
Bestimmungen ableiten: 

a) dasz neue Gemeinden nur mit Zustimmung des 
Staats gebildet werden dürfen; denn da dieselben immerhin 
auch eine öffentliche Bedeutung haben, da sie auch Glieder 
des Staatskörpers sind, so ist dieser berechtigt, bei der Ent
stehung derselben mitzureden, und die Rechte und Interessen 
des Ganzen zu wahren; 

b) dasz die Gesetzgebung des Staats auch die Grund
züge der Gemeindeverfassung zu ordnen und je nach den 
Zeitverhältnissen abzuändern das Recht habe, und zwar mit 
gröszerer Freiheit als in rein privatrechtlichen Dingen; 

c) dasz der Staatsgewalt zwar nicht nothwendig ein 

Staat vereint" sind, wäre unbegreiflich, wüszten wir nicht, wie sehr in 
neuerer Zeit die Keigung, den Staat von unten herauf durch Zusammen
zählen und Aneinanderreihen sogar der Individuen zu construiren, und 
so zum Product des Vertrages zu machen, sich vieler Köpfe in Gestalt 
der individuellen Freiheit bemächtigt, und dieselben verwirrt hat. 
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Vormundschaftsrecht über die Gemeinden, aber jedenfalls 
ein Aufsieh tsrech t über dieselben gelJühre, durch welches 
ihr die Veranlassung geboten und die erforderlichen Mittel 
gewährt werden, die Harmonie mit dem Staate und die po
litische Unterordnung der Gemeinden uuter denselben zu 
erhalten, und einer Entartung der Gemeinde oder dem Misz
brauch ihrer Rechte entgegen zu wirken. 

d) Der Natur der Gemeinde als eines Gliedes auch 
im Staats körper entspricht es ferner, wenn auch die 
Staatsverfassung als solche in die Organisation derselben 
hinabreicht, sei es dasz den Gemeinden eine Repräsentation 
auch in den Kammern verstattet oder gewisse 'Wahlen für 
die höheren Räthe nach Gemeinden geordnet werden, sei 
es, dasz für die Gemeinden untere Staatsbeamte bestellt 
werden zur Ausübung der staatlichen Functionen. Der Zu
sammenhang der Gemeinden mit dem Staat_e wird durch 
solche Einrichtungen fortwährend in lebendiger Thätigkeit 
erhalten. Dieser zieht aus jenen frische Säfte, und erfüllt 
hinwieder die Gemeinden mit seinem Geiste. 

Es ist daher ganz passend, wenn in neuerer Zeit häufig 
das ganze Staatsgebiet in Gemeindekreise abgetheilt wird, 
so dasz auch die Höfe und Gegenden, die in dem mittelal
terlichen Staate auszerhalb der Gemeindeverfassung standelJ, 
in die Ordnung derselben eingefügt werden. 

2. Einseitig übertrieben ist aber die l\Ieinung, welche 
in den Gemeinden nur Anstalten des Staats und nur 
Glieder des Staatskörpers sieht. Die Geschichte der 
Gemeinden zeigt, dasz dieselben häufig älter sind sogar als 
die Staaten, denen sie zugehören, und meistens nicht von 
oben her und von dem ganzen Staate aus gegründet wurden, 
sondern eher von unten auf aus der Ansammlung vieler 
Familien um einen Mittelpunkt der Cultur oder aus genos
senschaftlicher Verbindung der nachbarlichen Grundbesitzer. 
Ebenso ist die Bestimmung der Gemeinden zunächst nicht 

Bluntschli, allgemeines Stantsrecht. 11. 29 
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eine staatliche, sondern voraus eine auf Cul tur und Wirth
sc haft gerichtete. Die Gemeinde steht demnach in der
Mitte zwischen dem Individuum und dem Staate, dem Kreise 
des Privatlebens und dem des politischen Lebens. Sie um
faszt die gemeinsamen Cultur- und "Wirthschafts
beziehungen eines Ortes, die hinwieder mit den Privat
interessen der Bewohner desselben eng verschlungen sind. 
Das ist ihr principaler Charakter. Zu"gleich aber vermittelt 
sie das Verhältnisz des Orts und seiner Bewohner zum Staate. 
Das ist die zweite Seite ihres Wesens. 

Weil so die Gemeinde eine Bedeutung für sich und ein 
eigenes Leben hat, so ist sie auch eine Persönlichkeit, 
und zwar eine von dem Staate verschiedene Persön
lichkeit. Sie hat ihr eigenes Recht, eigenes Vermögen, eine 
besondere Wirksamkeit. Weszhalb sollte sie hier nicht ihrer 
Freiheit sich erfreuen und selbständig ihre Angelegenheiten 
verwalten? Die eigentli(;he Vormundschaft hat nur da guten 
Grund, wo es der bevormundeten Person an der Fähigkeit 
gebricht, für sich selber zu sorgen. Die Hülfsbedürftigkeit 
dieser ist die rechtliche Voraussetzung jener. Wie sollte 
nun die Gemeinde nicht so zu organisiren sein, dasz die 
volljährigen Männer, die ihr angehören und ihre Angelegen
heiten verwalten, auch fähig sind, nach eigener Einsicht die 
gemeinsamen, ihren Privatverhältnissen "naheliegenden In
teressen zu besorgen? \Vie sollten sie denn der Vormund
schaft der Staatsbehöt'den bedürfen? Unter noch barbarischen 
oder in öffentlichen Dingen völlig ungeübten Völkern, oder 
wo etwa Liederlichkeit oder ähnliches Verderbnisz eingeris
sen, mag die Vormundschaft des Staats wohl nöthig sein." 
Dem normalen Zustande der Gemeinde aber sagt nur die 
Selbständigkeit derselben als Regel zu. Allerdings nicht 
eine ausolute, weil die Gemeinde nicht allein eine Persön
lichkeit für sich ist, aber eine durch die Staatsordnung und 
die Aufsicht der Regierung beschränkte. 
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3. Wie der Gegensatz der Stände in neuerer Zeit viel
fältig verwischt worden ist, ungeachtet die Verschiedenheit 
der Lebens- und Berufsweise noch in gros zen Zügen erkenn
bar ist, so ist auch der Unterschied der Städte und der 
Landgemeinden in den neueren Staaten oft nicht weiter be
achtet worden. Zwar gibt es wirklich Gegenden, in welchen 
die städtische CuItur auch auf das Land verpflanzt worden 
ist und städtische Sitten in den Dörfern geübt werden, und 
manche besonders kleinere Städte, die nur mit Rücksicht 
auf ihre äItere Geschichte und etwa weil sie mit Maueru 
versehen waren als Städt~ gelten, während die Art ihres 
Daseins und Lebens sie den Dörfern gleichstellt. Aber im 
Groszen besteht der natürliche Gegensatz dennoch fort, und 
die Stadtgemeinde hat eine andere Natur als die Land
gemeinde. 

Die Landgemeinde haftet näher an dem Boden, der 
von den Genossen derselben bebaut wird. Sie lebt in enge
rem Verkehr mit der äuszern Natur des Landes, und breitet 
ihre Sorge weit umher darüber aus. Culturzwecke sind ihr 
zwar nicht fremd. Die Kirche vornehmlic!.l überragt das 
Gemeindehaus. Sie stiftet und unterhält auch Schulen für 
die Dorf jugend. Aber ihre eigentliche und Hauptthätigkeit 
ist die gemeinsame Wirthschaft, die Sorge für die ge
meinen Waldungen und Weiden, für die Wege und Stege, 
für die Brunnen und Feuerlöschanstalten, für die Reinlich-· 
keit und Ordnung, für ihr Vermögen. Das Princip der 
Nützlichkeit ist das maszgebende, auf die Früchte vor
züglich ist der Sinn gerichtet. Das Dorf begnügt sich mit 
dem Anständigen; sein Streben geht nicht auf höhere CultUl' 

'in Kunst und Wissenschaft. Nicht der Handel nach allen 
Richtungen und in allen Dingen, sondern die gleichmäszige, 
dem Boden zugewendete Landwirthschaft bezeichnet die Art 
seines Daseins. 

Die Stadtgemeinde dagegen wird auf kleinerem 
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Raume zu reicherem und höherem Leben vereinigt und er
hoben. Die Verbindung mit dem Boden wird gelockert, die 
Personen schlieszen sieh persönlich zusammen; der corpora
tive Trieb wirkt in ihr einheitlicher und energischer. Wenn 
in der Landgemeinde das genossenschaftliche Princip 
noch angemessen erscheint, so paszt für die Stadt das Prin
cip der reinen juristischen Person besser. Die Land
wirthschaft kann sich in der Stadt nicht erhalten. Soll sie 
gedeihen, so musz sie hinausgedrängt werden auf das Land; 
nur die feinere Gartencultur findet in der Stadt einen Platz. 
Dagegen werden in ihr die Berufsweisen überaus mannich
faltig. Gewerke aller Art werden in ihr nicht etwa nur von 
Einzelnen, sondern von ganzen Classen der Bevölkerung 
betrieben. Der Kramhandel . bietet seine Waaren da feil, 
und befriedigt die kleinen Bedürfnisse eines groszen Kreises 
auch auszerhalb der Stadt. Der Groszhandel wählt in ihr 
seinen Sitz, und spannt von da aus das Netz seiner Geschäfte 
über die WeU hin. Die Künste und die Wissenschaften 
finden sich ein, und veredeln das Leben. Höhere Schulen 
werden dahin verlegt... Der Staat selbst nimmt mit seinen 
bedeutenderen Anstalten da seine Residenz. Es ist klar, 
dasz das alles einen gewaltigen Einf1usz auf die Lebens
weise der städtischen Bevölkerung und auf die ganze Natur 
und Form der Stadtgemeinde haben ll1Usz.. Die Bedeutung 

. der Wirthschaft tritt in ihr in den Hintergrund, die Rich
tung auf höhere Culturin teressen dagegen hervor. Die 
Stadt nähert sich daher noch mehr dem Staate an. 

Drittes Capitel. 

Organismus der Landgemeinde. 

1. Das Leben der Landgemeinden ist einfach, der äuszern 
Natur nahe, gleichmäszig, schlicht. Ihre Verfassung musz 
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diesem Charakter gemäsz sein. Eben daher hat sie auch 
in ihrem gesunden Zustande einen Zug zu demokratisch e r 
Einrichtung. In der altdeutschen freien Gemeinde traten, 
so oft es nöthig schien, die freien Grundeigenthümer der 
Gemeinde (die ·l\Iarkgenossen) zusammen und faszten ihre 
Beschlüsse unter dem Vorsitze des Decans, Dorfgrafen, 
Bauermeisters, Schulzen oder wie sonst ihr Vorstand noch 
genannt werden mochte, und selbst auf den Grundherrschaf
ten versammelte sich nach Ausbildung des Hofrechts die 
Gemeinde der hofhörigen Grundbesitzer regelmäszig unter 
der Leitung des Grundherrn oder seines Stellvertreters des 
Maiers oder Kellers. Die Gemeindeversammlung der 
Dorfgenossen und der Ge m ein d e vor s ta n d sind noch die 
beiden Organe der Gemeinde, welche ihren Bedürfnissen 
gewöhnlich genügen. Die Auflösung jener in den letzten 
Jahrhunderten war nicht aus natürlichen Bedürfnissen her
beigeführt worden, sondern lediglich eine Folge der alles 
freiere Leben ertödtenden Herrschsucht jener Zeit, die durch 
die Zerstörung der Gemeindefreiheit die allgemeine Auflösung 
und die Revolution des ganzen Staats hinwieder vorbereitet 
hat. Die Beiordnung eines ständigen Gemeinderathes zu 
dem Gemeindevorstand dagegen war eine natürliche Fort
bildung dieses Organs, den gesteigerten Ansprüchen der 
neueren Cultur gemäsz. 

2. Der Dorfgemeinde ist es durchaus natürlich, wenn 
die Gemeindeversammlung vorzüglich aus den auf 
Grund und Boden angesessenen Genossen besteht. 
Vorzüglich, nicht gerade ausschlieszlich; denn es wird ihre 
Einsicht verstärkt und ihr Interesse gefördert, wenn auch, 
wie das in manchen Staaten angeordnet ist, die innerhalb 
der Gemeinde wohnhafte Beamten oder andere mit selbstän
digem Berufe angesessene Personen Zutritt und Stimme 
haben, auch wenn sie nicht Grunobesitzer noch Gemeinde
bürger im engem Sinne sind. 
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Dieses System ist in Deutschland und England 1 

zum Theil üLerliefert, zum Theil hergestellt worden. Die 
iisterreichische Gesetzgebung unterscheidet wohl zwischen 
GemeindeLürgern und Gemeindeangehörigen. In
dem sie aher nur die dermaligen Grundbesitzer und die 
Gewerbeinhaber für Gemeindebürger erklärt, und die Per
sonell, welche später den Besi tz von Realitäten in der Ge
meinde enverben, ohne in Folge des Erbrechts in auf- otler 
absteigender Linie dazu gelangt zu sein, somit spätere ..in
siedler nur dann als Gemeindebürger gelten läszt, wenn sie 
von der Gemeinde in ihren corporativen Verband aufgenom
men worden sind (§. 9), eröffnet sie für die Zuh.-unft die 
Gefahr, dasz wieder eine grosze Zahl der Grundbesitzer 
einer Gemeinde auszerhalb des Gemeindeverbandes stehen, 
woraus, wie die Schweiz erfahren hat, mancherlei "Gebel 
hen-orgehen. 2 Als Gemeindeangehörige erklärt sie die Per
sonen, "welche dureh Geburt oder Aufnahme in den Ge
meindeverband der Gemeinde zuständig sind" (§. 10), also 
auch die Xachkommen der Bürger, wenn sie keinen Grund
besitz haben, auszerdem aber Staatsbeamte und OfIiciere in 
der Gemeinde, die hinwieder neben den Gemeindebürgern 
an den politischen Rechten Theil haben. 

3. Das fra n z ösi s eh e System dagegen, das hinwieder 
in andern Staaten Aufnahme fand, hat auch in den Land
gemeinden das Bürgerrecht völlig abgelöst von dem Grund
besitz, und sogar in dem Staatsbürgerrecht dergestalt unter
gehen lassen, dasz es keine berechtigte Versammlung der 
Gemeindebürger mehr kennt. Die Landgemeinde wie die 
Stadtgemeinde erscheint denn nur als eine an den Ort ge
knüpfte juristische Persönlichkeit, in welcher die Glieder, 
die Gemeindegenossen gleichsam verschwinden. 

t Vergl. Renaud, deutsches Privatr. I, §.191. Oesterreichisches 
Gemeindegesetz von 1849. Englisches von 1835. 

2 Es kann derselben freilich durch erleichternde Bestimmungen üuer 
die Aufnahme begegnet werden. 
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In etwas abweichender 'Weise ist anderwärts 3 auf 
Grundlage dieses Systems die Gemeinde in eine blosze Ein
wohnergemeinde so umgewandelt worden, dasz der blosze 
dauernde Aufenthalt innerhalb des Gemeindebanns den voll
jährigen Personen volles Gemeinderecht und Theilnahme 
an den Versammlungen gewährt. Den Grundbesitzern, die 
entweder ein eigenes Gut haben oder als Pächter ein Gut 
bewerben, oder sonst mit eigenem Haushalt selbständig an
gesessen sind (die, wie man sich in älterer Zeit wohl 
alsdrückte , "einen eigenen Rauch' führen "), werden die 
mcll unausgestatteten Söhne der Bauern, die Knechte, 
die Taglöhner, die Gesellen, die Fabrikarbeiter in der Ge
meinde völlig gleichgestellt, welche meistens nur ein gerin
g~ Interesse haben an der dauernden 'Vohlfahrt der Ge
me:nde, aus welCher sie leicht wieder fortziehen, und bei 
deren Steuern sie gar nicht oder nur höchst geringfügig in 
Mitleidenschaft gez'ogen werden können. Diese Gleichstel
lun5 ungleicher Verhältnisse ist nicht Organisation, sondern 
Deoorganisirung der Gemeinden. 

4. Auf einem eigenthümlichen Princip beruht die Ver
fassung der persönlichen Bürgergemeinden im Gegen
satz.e zu solchen Einwohnergemeinden in vielen Gegenden 
der Sch weiz. t Dieselbe ist zwar auch abgelöst worden 
von dem Zusammenhang mit dem Grundbesitz und der 
Ansässigkeit. Es ist daher auch das reale Princip mit 
einem persönlichen vertauscht worden. Aber indem sich 
die Gemeindebürgerschaft vorzüglich um der Pflicht für die 
Armenpflege willen, welche sie für ihre Glieder zu über

3 Die preuszisclle Gemeindeordnung vom 11. :März 1850 ist auf das 
System der Einwohnergcmeinden gebant, läszt aber nicht alle Einwohner 
als Gemeindewähler zu, sondern nur die, welche entweder Grnnduesitz 
haben oder wenigstens 2 Thuler directe jährliche Steuer bezahlen (§. 4). 

4 Vergl. Bluntschli zürcherische Rechtsgeschichte 11, S.58 ff. und 
das Gutachten über die Reorganisation des Gemeindewesens im Kanton Bern 
\"on Blösch yon 1851. 
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nehmen hatte, corporativ abschlosz, so dasz neue Ankömm
linge nur durch Bezahlung einer Einkaufssumme in das 
Gemeindegut und Aufnahme der Bürgerschaft in diese ein
treten konnten, so wurde das ganze Bürgerrecht zu einem 
persönlich erblichen Rechte aller derer, die aus Bür
gerfamilien abstammten, hatten sie nun selber Grundbesitz 
oder nicht. Die Bürgergemeinde wurde so gewissermaszen 
selbst zu einer groszen Familie, welche in den Kindern 
und Enkeln sich stets erneuernd fortlebt. Die Bürger we~
den unter einander durch ein Band der Pietät verbunden, 
welches fest hält, auch wenn ihre 'Wege sie trennen, urd 
der eine da, der andere anderswo sich niederläszt. Das 
Bürgerrecht wird zu einem Erbgute, das auf die Nachkom
men übergeht, und verbindet die Interessen und selbst die 
Ehre der auf Jahrhunderte hin lebenden' Gemeinde mit der 
Fortpflanzung des Blutes und den heiligen Beziehungen des 
Familienlebens. Der Mensch hat ein ganz anderes Gefühl 
von der Bedeutung des Bürgerrechts, je nachdem dieses nur 
einen localen Grund hat, weil er gerade jetzt in einer Ge
meinde wohnt, oder einen persönlichen, weil er mit seiner 
Familie ihr für immer durch das Blut verbunden ist. Der 
patriotische Bürgersinn wird in dem letztern Gefühle viel 
mehr Stärkung und Anregung finden, als in dem erstern . 

.	'Venn aber dieses System keine Rücksicht mehr nimmt auf 
die Beziehung zum Boden und Wohnsitz, und die Abschlieszung 
der persönlichen Bürgschaft zu enge wird, so wird hin wie
der die ebenfalls natürliche Bedeutung der Gemeinde für 
einen bestimmten Ort übersehen, und es bildet sich allmäh
lich neben der zusammenschrumpfenden und absterbenden 
Bürgerschaft eine zahlreichere Einwohnergemeinde, welche 
mit jener über die Stellvertretung der Ortsinteressen in 
Streit geräth. 

Das österreich ische System scheint in der That vor 
allen andern den groszen Vorzug zu behaupten, dasz es die 
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Hücksicht auf Grundbesitz und 'Vohnort mit der auf Familien
verband verbindet, und in dieser Hinsicht die Vorzüge des ältern 
germanischen, nur auf Grundbesitz gebauten Rechtes mit dem 
spätern schweizerischen Princip des Familienrechts vereinigt. 

5. Gleiches Recht der Vollbürger in der Ge
meindeversammlung ist natürlich gewöhnlich anerkannte 
Regel, und die Me h I'h ei t der anwesenden und stimmenden 
Bürger erzeugt den Willen des Ganzen. Aber auch diese 
Regeln sind keine absoluten. Wenn einzelne Bürger in der 
Gemeinde sind, welche an Vermögen und Ansehen über 
die grosze Zahl hervorragen, wie das in alten aus der 
Grundherrschaft hervorgegangenen Gemeinden regelmäszig 
der Fall ist, wo der Grundherr selbst nunmehr als Gemeinde
bürger neben seinen vormaligen Grundholden zur Seite ge
stellt ist, oder wie das auch in neuerer Zeit da vorkommt, 
wo Fabrikherrn auf dem Lande Hunderte von Arbeitern be
schäftigen, von denen ein groszer Theil neben jenen Ge
meindebürger sind: so erfordert jene Ungleichheit immerhin 
eine Berücksichtigung. Vorzüglich nöthig erscheint diese mit 
Bezug auf Beschlüsse über die Ausgaben und Gemeinde
steuern, damit nicht eine l\fehrheit von Personen auf Un
kosten vielleicht des einzigen oder weniger Reicher in der 
Gemeinde willkürliche Verfügungen treffe. Der gesunde 
Sinn der altgermanischen Gemeindeverfassung hat solcher 
Ungleichheit darin einen verfassungsmäszigen Ausdruck ver
schafft, dasz den aristokratischen Gliedern der Gemeinde in . 
dem vorbereitenden und hinwieder ausführenden Ra the ein 
erhöhter Einflusz verstattet wurde, und es kann dieses Vor
bild auch fÜr die Rechtsbildung unserer Zeit noch als ein 
beachtenswerther 'Vegweiser angesehen werden. 

6. Das zweite noch weniger entbehrliche Organ ist der 
Geme i n d e v 0 I' S t a n d, welcher für die laufenden Geschäfte 
und Interessen der Gemeinde sorgt und ihre Angelegenhei
ten leitet. Auch da sind die neueren Verfassungen sehr 
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verschieden. Der Natur der vollfreien Landgemeinde und ihrer 
Beziehung zum Staate entspricht es wohl am ehesten, wenn 
der Vorstand von der Gemeindeversammlung oder von den 
Gemeindeausschüssen frei erwählt wird. Denn theils ist 
ihre Natur wirklich demokratisch, theils wird in solcher 
\Vahl die Selbständigkeit der Gemeinde in ihrer eigenen 
Wirthschaft, d. h. ihr Lebensprincip dargestellt und ver
wirklicht. Den schroffsten Gegensatz dazu bildet das fran
zösische System, welches die Gemeindevorstände (J\I air es) 
durch die Staatsregierung bestellen läszt und ganz abhängig 
von dieser macht. Eher hat es Grund, wenn in Gemeinden, 
die vormals unter der Gutsherrschaft standen, noch dem 
Eigenthümer des Rittergutes, insofern er die nöthigen 
Eigenschaften besitzt, das Vorzugsrecht eingeräumt wirdl als 
Vorstand der nun freien Gemeinde dieselbe zu leiten und 
zu vertreten. Und ebenso kann es wohl gerechtfertigt wer
den, dasz auch der gewählte Vorstand nur insofern sein Amt 
antreten und die Gemeinde auch in ihren Beziehungen zum 
Staate repräsentiren darf, wenn er auch von der Staatsge
'walt anerkannt, d. h. von dieser keine Einsprache gegen 
seine Person gemacht worden ist. 

7. In der Regel steht dem Vorstande ein Collegium 
von Gemeinderäthen, Ausschüssen, J\funicipalrä
then zur Seite, welche sowohl in der Besorgung der Ge
ßchäfte und in der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
dem Vorstande helfen, als denselben in seiner Thätigkeit 
controliren. Sie sind ein Auszug der Bürgerschaft, gemacht 
im Hinblick auf die Gemeindeinteressen. Die Wahl derselben 
aus dieser und durch diese ist daher hier die gewöhnliche 
Einrichtung und den Verhältnissen ganz gemäsz. Nur stellen 
die einen Verfassungen höhere Anforderungen an die Wählbar
keit, während die andern die Wahl in der ganzen Bürgerschaft 
ohne solche nähere Begränzung und Bestimmung frei geben. 
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Viertes Capitel. 

o r g a ni sat ion der S t a d t g e m ein den. 

. 1. Das Leben der Stadt ist mannichfaltiger und con
centrirter zugleich. In ihr sammeln sich die Massen in enge 
Gruppen. Die Interessen der Industrie und der höheren 
Cultur steigern die Ansprüche an die städtische Verwaltung. 
Die Gegensätze innerhalb der städtischen Bevölkerung in 
Bildung, Beruf, Vermögen treten sichtbar hervor, und ver
langen Beachtung. Wohl haben kleine Städte grosze Aehn
lichkeit mit den Landgemeinden und können füglieh durch 
dieselbe einfach - demokratische Verfassungsform befriedigt 
werden. Aber in den gröszeren Städten, in welchen der 
städtische Charakter vollständiger ausgebildet ist, wird 
naturgemäsz auch die Verfassung complicirter und werden 
höhere Bildungen Bedürfnisz. Die städtischen Magistrate 
(Bürgermeister und Stadträthe oder Schöffen) sind 
zwar im Sinn der neueren Fortbildung des Rechts nicht 
zugleich hohe Staatsbeamte, wie in der früheren Zeit, 
als die Städte zugleich Staaten waren, sondern nur der 
S t a d t dienende Vorsteher, s t ä d t i s ehe Ge m ein d e b e
amte; aber das höhere Amt erfordert schon umfassendere 
Geschäftskunde als in den Landgemeinden, und nimmt die 
ganze Thätigkeit eines Mannes in Anspruch. 

Die Menge der Bürger und Einwohner ist schon ZQ 

zahlreich und die Individuen sind überdem zu sehr mit ihren 
Gewerben beschäftigt, um die vielerlei städtischen Gemein
interessen unmittelbar und gemeinsam ordnen zu können, 
Daher bedarf es hier einer S tell ver t l' e tun g derselben 
durch Bürgerausschüsse, Stadtverordnete, weitere 
(grosze) Stadträthe u. dgl., welche zwischen den Magi. 
straten und den Bürgern steht. Auch für die demokratisch 
geordnete Stadt kommt so in der Repräsentation ein ari· 
stokratisches Moment hinzu. In dem römischen Alterthum 
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war die ganze Stadtverfassung aristokratisch, in dem 
Mittelalter zu gutem Theil ebenfalls, in der Gegenwart ist 
die demokratische Verfassung wenigstens durch eine derar. 
tige, zu der Natur der Stadt passende Beimischung er
mäszigt. 

Endlich ist die Bürgerschaft selbst s'O vielgestaltig, dasz 
sie häufig entweder nach dem Vermögen in Classen, 
oder nach den verschiedenen Wohnsitzen in Quartiere, 
oder nach dem Berufe in Oorporationen und Zünfte 
getheilt wird. Der persönliche Oharakter des städtischen 
Bürgerrechts läszt hier mancherlei Formen der Verbindung zu. 

2. Die Städtefreiheit im Mittelalter kam überall dann 
in Blüthe, als sie im Gegensatze zu der dynastischen oder 
bischöflichen Stadtherrschaft und den von den Stadtherren 
gesetzten Vögten in den 00 n s u I n und Rät he n eine aus 
dem städtischen Leben hervorgegangene und der Bürger
schaft selbst als Spitze angehörige Magistratur hervortrieb. 
Es war das nicht mehr Herrschaft von auszen über die Stadt, 
sondern freie Selbstbestimmung und Selbstverwal
tun g der Stadt. 

In Frankreich ist diese Freiheit unter der Herrschaft 
des absoluten Königthums zu Grunde gegangen und von der 
Revolution, welche die Oentralisation der öffentlichen Ge
walt noch steigerte, keineswegs hergestellt worden. .Auch 
die französischen Städte haben M.aires, die gewisserrrlaszen 
Präfecten im Kleinen, und voraus Organe der Staatsgewalt 
und von dieser gewählt sind. Sie sind Staatsbeamte für die 
Gemeinde, nicht Gemeindebeamte. Nur die Municipal
räthe, welche vorzüglich mit Rücksicht auf die Verwaltung 
des Gemeindevermögens ihre :Meinung äuszern und gelten 
machen können, vertreten einigermaszen selbständig die Ge
meindeinteressen. 

In Deutschland, in der Schweiz, in England und 
Nordamerika dagegen, also vorzüglich in den germanischen 
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Ländern hat sich ein selbständiger städtischer Magistrat 
entweder bis auf unsere Zeit erhalten, oder ist in unsern 
Tagen wieder hergerstellt worden. In Deutschland war 
in den letzten Jahrhunderten der städtische Rath häufig 
auch da, wo er nicht in völlige Abhängigkeit VOn den Für
sten und Herren gerathen war, zu einem Collegium zusam
mengeschrumpft, welches, von dem lebendigen Zusammen
hang mit der Bürgerschaft losgerissen, nun si c h sei bel' 
ergänzte. In sich selber beschränkt aber faszte er dann 
auch die städtischen Interessen in beschränktem und eng
herzigem Sinne auf, und gerieth aus innerer Schwäche wie
derum in knechtische Abhängigkeit von den Staatsgewalten. 
In solcher Gebundenheit kann ein edler gemeinnütziger 
Bürgersinn nicht gedeihen. 

Die preuszische Städteordnung vom Jahr 1808, in 
den Zeiten der politischen Erniedrigung das Vertrauen auf 
spätere nationale Erhebung und die Kräfte zu dieser stär
kend, brach für Deutschland wieder einer besseren Richtung 
Bahn 1, erneuerte den Zusammenhang der Magistrate mit 
der Bürgerschaft, weckte in beiden ein Gefühl der Selbstän
digkeit und Ehre, und regte das Streben an, durch An
strengung der eigenen Kraft für die öffentliche Wohlfahrt 
der Gemeinde besser zu sorgen. Aehnliche Reformen fanden 
um dieselbe Zeit in Bayern und "\Yürttemberg statt. 
Die Magistrate wurden wieder von den Ausschüssen der 
Bürger oder der Bürgerschaften frei gewählt. 

Schon im Mittelalter und in der Lombardei wird eine 
Fortbildung der Stadtverfassung dadurch bezeichnet, dasz 
über der Mehrheit -der Consuln oder anstatt derselben ein 
Podes ta sich erhob, und so die Oberleitung der Stadt in 
die Hand eines einzigen mächtigen Magistrates gegeben 

Vgl. Dahlmanns Politik I, S.220. Savigny: Die preuszische 
Städteordnung in Ranke's politischer Zeitschrift I, S. 389. Pertz in 
Steins Leben Il, S. 150 ff. 

I 
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wurde. Freilich hing das wieder zusammen mit den Be
ziehungen der Stadt zum Staat, sei es dasz der Kaiser 
durch Ernennung des Podesta sein Ansehen und seine Macht 
über die Stadt erneuern wollte, oder, was dann der ge
wöhnlichere Fall wurde, dasz der von der Stadt selbst ge
wählte Podesta"l die staatliche Hoheit der Stadt darstellte. 
Aber auch unter der Voraussetzung, dasz die Stadt nicht 
zugleich Staat sei, ist es doch dem modernen Städteleben 
förderlich, wenn aus dem Collegium der Magistrate und 
Stadträthe eine Individualmagistratur in dem B ürgermei
ster oder Stadtpräsidenten (in England dem major) 

emporsteigt, und hinwieder der höheren Ein h ei t der Stadt 
zum Organe und zum Stellvertreter dient. Das Princip 
städtischer Selbständigkeit erfordert es, dasz auch er haupt
sächlich ein Magistrat der Stadt, nicht ein Staatsbeamter 
sei, und das in der. Wahl der Stadt ausgesprochene Ver
trauen derselben für sich habe. Aber es ist keine Ver
letzung dieses Princips, wenn auf der andern Seite der 
Staatsregierung ebenfalls ein gewisser Einflusz auf die Be
setzung dieses Amtes eingeräumt wird, sei es, indem sie 
das Bestätigungsrecht oder sogar ein Ernennungsrecht auf 
Vorschlag der Stadt in Anspruch nimmt. Eine derartige Be
theiligung des Staatsoberhauptes bei der Ernennung der 
Bürgermeister findet sich in manchen deu tschen Staaten, 
und in Holland und Belgien. 3 Sie ist besonders da ge
rechtfertigt, wo derselbe auszer den städtischen Interessen 
auch staatliche Functionen zu besorgen verpflichtet ist. 

2 Vgl. Hegel a. a. O. ll, S. 244 fr. 
a Nach der preuszischen Gemeindeordnung vom 11. März 1850 

§. 31 bedürfen die VOn den (weiteren) Gemeinderäthen gewählten Bürger
meister noch der Bestätigung der Regierung. Nach der holländischen 
Städteordnung vom 4. Jan. 1824, und nach dem belgischen Gemeinde
gesetz vom 30. März 1836 wird der Bürgermeister vom Könige dort aus den 
von den Wahlmännern der Bürger gewählten Rathsgliedern, hier ebenso au~ 
den Mitgliedern des von den Bürgern unmittelbar' gewählten Conseil ernan'nt. 
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3. Die gesteigerten Culturbedürfnisse der Städte haben 
überdem noch mancherlei städtische Aemter auszer dem 
eigentlichen Stadtmagistrate ins Dasein gerufen, welche für 
die Verwaltung und VertretUllg derselben wichtig geworden 
sind. Beispielsweise ist vielleicht an die "S a pient es" in 
Italien,4 die"Witzigen" in Deutschland während des Mit-. 
telalters , jedenfalls aber an die früher so überaus einflusz
reichen Stadtschreiber zu erinnern. In der älteren Zeit 
waren sie vornehmlich in dem Besitz der wissenschaftlichen 
und Rechtsbildung ihrer Zeit, und vOr allen andern vertraut 
mit den Geheimnissen der Archive und der Kunst der Schrift
sprache. Heutzutage noch beruht ein guter Theil der städti
schen Ordnung und Ueberlieferung auf dem Institut der 
städtischen Kanzlei, obwohl die wissenschaftliche und Ge
schäftsbildung nun weniger selten geworden ist. Ferner an 
die Urkundsmänner (recorders) in England, und die 
Rechtsconsulenten und rechtsgelehrten Beisitzer 
in deutschen und schweizerischen Städten. Dazu kommen 
noch viele mit einem besondern ·Wirkungskreise versehene 
Beamte, welche einer wissenschaftlichen oder technischen 
Vorbildung dafür bedürfen. 

4. Die Stellung der Magistrate in der Gemeinde ist ähn
lich der der Regierung im Staate. Auch sie leiten das öffent
liche Leben der Gemeinde, und sorgen für die täglichen 
Bedürfnisse und die wechselnden Geschäfte derselben. Aber 
was im Staate zur politischen Gewalt (imperium) gehoben 
ist, das ist hier nur Verwaltung und Sorge. Dahin ge
hören regelmäszig: die Antrags teIlung und Vorberei
tung für Gemeindebeschlüsse und St,atnten, und die 
Leitung der Versammlungen der Gemeindeausschüsse 

. oder der Gemeindebürger , die Vo Il z i eh u n g der Staatsge
setze innerhalb des Bereichs der Gemeindeverhältnisse und 
der Gemeindebeschlüsse, die Verwaltu ng des s täd tisch en 

4 Vgl. Hegel II, S. 212. 
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Vermögens, die Sorge für die städtischen CultUI'
anstalten, die Pflege für das Armenwesen der Ge
meinde, die Stellvertretung der Stadt in dem Staate, 
vor Gericht, und gegenüber dritten Personen. Ganz passend 
wird auch zuweilen die nächste obervorm undschaft
liehe Pflege den Gemeindemagistraten anvertraut, welche 
sowohl den Familien der Gemeindebürger nahe stehen, und 
schon aus diesem Grunde veranlaszt und vorzüglich fähig 
sind, für das Wohl derselben zu sorgen, theils weil sie als 
Verwaltnngsmänner eher als die Gerichte geeignet sind, das 
Nützliche zu erkennen und zu thun. In der Sphäre der p 0

liz eilich en Fun ction en berühren sich staatliche und 
städtische Befugnisse und Bedürfnisse. Offenbar reicht der 
Arm der Staatspolizei hinein)n die Gemeinde. Die Verfol
gung der Verbrecher,welche von Staats wegen geschieht, 
die Sorge für die Sicherheit und Wohlfahrt des Staates über
haupt musz innerhalb der Gemeinde geübt werden. Auszer
dem hat aber auch die Stadt selbst ein I 0 c al e sInteresse 
für öffentliche Ordnung, Wohlfahrt, Sicherheit, welches hin
wieder den Staat nur mittelbar berührt. Zuweilen hat man 
die beiden Arten der polizeilichen Thätigkeit in der Weise 
ausgeschieden, dasz die erstere durch besondere S ta a t s
beamte in der Gemeinde ausgeübt wird, und nur die letz
tere den Stadtbeamten überlassen wird. In vielen Staa
ten aber hält man es für einfacher, die beiderlei Functionen 
der städtischen Magistratur zu übertragen, diese dann aber 
in der ersteren Richtung der höheren Staatspolizei strenger 
unterzuordnen. Wo die Städte eine hervorragende Bedeu
tung haben für den Staat, wie insbesondere in den Haupt
und Residenzstädten, wächst das Bedürfnisz des Staats, 
die Handhabung seiner Polizei daselbst nicht allein den 
Stadtbehörden zu überlassen, sondern eigene Organe für 
dieselbe zu bestellen. Unbedenklicher ist es, wenn der 
Staat die vorhandenen städtischen Aemter benutzt, um 
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durch sie innerhalb der Gemeinde auch die Staatsstenern zu 
erheben. 

5. Wie die Krone der städtischen Verfassung, die Ma
gistratur, mannichfaltiger und reicher sich gestaltet hat als 
in der Landgemeinde, so ist auch die Bildung der Wurzeln 
und des Stammes derselben, das städtische Bürgerrecht, 
complicirter. Zwar beruht gerade auf der Ein i gun g der 
verschiedenen Bestandtheile der Bevölkerung, die sich in den 
Städten zusammengefunden, die Institution der B ü I' g e r
sc haft. Wir wissen, wie dieselbe während des Mittelalters 
entstanden ist, und immer mehr Kreise der Bevölkerung mit 
ihrem gemeinsamen Geiste erfüllt und verbunden hat. Aber 
die allerdings nothwendige Einheit erfordert keineswegs die 
Auflösung der verschiedenen Elemente, sondern nur ihre 
Verbindung, und offenbar ist deI' Organismus gesunder und 
lebensvoller, welcher nicht die ganze Masse gewissermaszen 
in einen gleichen flüssigen Brei umgegossen hat, sondern~ 
ohne die Einheit des Ganzen zu gefährden, die verschieden
artigen Theile hinwieder ihrer Natur gemäsz erst unterschei
det und dann zusammenfaszt. Besonders für grosze Städte, ' 
deren Theile selber wieder eine relative Bedeutung haben, 
ist die letztere Einrichtung wünschbar. Die Geschichte zeigt 
uns in frühern Jahrhunderten, in der Zeit des Aufschwungs 
der Städte, eine Reihe von Beispielen der Art, die aueh für 
die groszentheils verkommene Städteverfassung unserer Zeit 
als Vorbilder dienen. Auf der einen Seite haben die neuel'l1 
Städte wiederum und noch in höhere" Weise als früher für 
Kunst und 'Wissenschaft, für den Handel und die Gewerbe, 
für das gesellige Leben und jede Cllltur eine sehr hervor
ragende und einfluszreiche Bedeutung gewonnen; auf der 
andern aber sind die groszen Städte auch die Glieder im 
Staatskörper geworden, welche die socialen U ebel der Ge
genwart vorzüglich hervorbringen und vermehren, die poli
tischen Gährungsstoffe in sich sammeln und erhitzen, und 

ßluntsehli, allgemeines Staatsrecht. 11. 30 
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da sie sellJer leicht entzündet werden, auch den ganzen Staat 
in eine fieberhafte Stimmung versetzen. Keine Organisation 
der Stadtbevölkerung ist stark genug, diese U ebel und Ge
fahren ganz zu beseitigen; aber eine gute Organisation der
selben würde beide vermindern, und indem sie die sittlichen 
und gesunden Elemente kräftigt, jene eher bewältigen helfen. 
Der gröszte Theil der städtischen Bevölkerung ist näher und 
unmittelbarer interessirt bei der Wohlfahrt der Stadt und bei 
ihren Iocalen A.nstalten als an dem Staate, und sehr viel 
mehr Bürger haben eher ein Verständnisz für das was jener 
noth thut, als für das was dieser bedarf. Die Theilnahme 
an den städtischen A.ngelegenheiten ermuntert den Gemein
sinn, belebt den Eifer, für öffentliche Zwecke Zeit, Mühe, 
Geld zu opfern, macht ..vertraut mit den Schwierigkeiten aller 
gröszern A.ngelegenheiten, und schärft die Einsicht für die 
umfassenderen Staatssachen. Eine Bürgerschaft, die in sich 
wohlgeordnet ist, und gelernt hat über ihren eigenen gemei
nen Haushalt mit verständiger Freiheit zu urtheilen, wird 
auch für den Staat jederzeit eille solide Stütze sein. 

Da der Beruf der Städte nicht wie der der Landgemein
den auf die BelJauung des Bodens gerichtet ist, so begreift 
es sich, wenn das städtische Bürgerrecht entweder von A.n
fang an oder im Verlaufe der Zeit unabhängig von dem 
Grundbesitz geworden ist, und persönliche und corpo
rative Rücksichten einen gröszeren Einflusz erlangt halJen. 
Es gibt freilich Länder, in denen auch das städtische Bürger
recht noch auf dem Grundbesitz, oder gewöhnlich dem Be
sitz eines Hauses in der Stadt beruht. Jedenfalls verdient 
auch die Rücksicht auf Hausbesitz Beachtung, wenn es sich 
um die Organisation der Bürgerschaft handelt, denn die 
Hauseigenthümer haben ein groszes und dauerndes Interesse 
an der Wohlfahrt der Stadt und der Trefflichkeit der städti
schen A.nstalten, und sind in der Regel ein sehr solider Be
standtheil der städtischen Bevölkerung. Es ist daher ein 
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zwiefaches Uebel, wenn Bürgerrecht und Hausbesitz sich 
dergestalt trennen, dasz es viele Hauseigenthümer in der 
Stadt gibt, die nicht Bürger derselben sind, und die bürger
lichen Hausbesitzer überdem von der Masse der übrigen 
besitzlosen, Bürgerschaft hinwieder leicht überstimmt wer
den. Aber auszer den Hauseigenthümern gibt es doch noch 
andere Bestandtheile, die nicht minder auf Beachtung An
spruch haben. Das englische Staatsrecht hat auf diese 
andern Classen so Rücksicht genommen, dasz es zwar das 
Erfordernisz des Grundbesitzes festhielt , aber diesem im 
Geiste der deutschrechtlichen Vorstellung von Besitz, welche 
richtiger als das römische Recht jedes thatsächliche Herr
schaftsverhältnisz der Person über die Sache als Besitz er
kennt und schützt, den ausgedehnteren Sinn beilegt, WOI'

nach auch der Pacht - und Miethbesitz eines Wohngernachs, 
eines Waarenlagers oder eines Ladens darunter begriffen 
wird. 5 In Bayern und in 0 es terrei ch 6 wird dem Haus
eigenthum der Besitz eines besteuerten Gewerbes zur 
Seite gestellt, und dadurch der städtische Handel und 
das Handwerk directer in den Kreis der Bürgerschaft her
beigezogen. Dagegen werden noch manche andere selbstän
dige Personen, die in der Stadt dauernd wohnen und ein 
natürliches Interesse an dem öffentlichen Wesen derselben 
haben, vorzüglich Beamte, Gelehrte, Künstler, Capitalisten 
ohne Hausbesitz und Gewerbe, also gerade der in mancher 
Beziehung intelligenteste und angesehenste Theil des höhern 
Biirgerthums auszerhalb dieser Corporation gelassen, nicht 
zum Vortheil der Gemeinde. 

In eineinen deutschen und schweizerischen Städten 
haben sich aus früherer Zeit noch die Z ü n f te als corporative 

& Gesetz vom 9. Sept. 1835 (Russel), angezeigt bei l\Iittermaiel"s 
Zeitschr. VIII, S. 35 ff., S. 215 ff. 

e Bayerisches Gesetz vom 17. Mlli 1818. Oesterreichisches 
"on 1849. 
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städtische Genossenschaften und als Theile der Bürgerschaft 
erhalten, in viel mehreren ist in Folge der veränderten 
Gewerbsbefugnisse und der umgestalteten Staatsverfassung 
diese Organisation aufgelöst worden. - Sie ist aber für die 
städtischen Einrichtungen ganz passend, indem sie die zu
sammengehörigen Classen der Bevölkerung verbindet und zu 
einer natürlichen Unterlage für eine Stadtverfassung dient, 
welche jedem Theil die ihm zugehörige Stellung je nach 
Verhältnisz seiner Bedeutung für das gemeinsame Leben 
anweist. 

Die preuszische Gesetzgebung 7 legt auf den Wohn
ort den Hauptnachdruck. Jeder Preusze ist von Rechtes 
wegen auch "Gemeindewähler," der innerhalb der Ge
meinde wohnt, und gewisse Eigenschaften besitzt, insbeson
dere "SeI bständigkei t," d. h. "einen eigenen Hausstand" 
hat, und einen je nach Umständen näher bestimmten, aber 
nicht ganz unbedeutenden Steuerbeitrag entrichtet (2 Tha
leI' directer Steuer). Der Vorzug dieses Systems der Ein
wohnergemeinde ist der, dasz dasselbe alle selbständi
gen und zugleich vermöglichen Theile der Bevölkerung 
umfaszt. Die lIIängel desselben sind, dasz diese ununter
schiedene Masse der Wählerschaft nicht corporativ gegliedert 
ist, und des häufigen 'Vechsels des Wohnortes wegen in ein 
unstätes Schwanken geräth, und dasz die ganze Bevölkerung 
so in zwei sich entgegenstehende Classen von vermöglichen 
und unvermöglichen Einwohnern geschieden wird. Ein 
städtisches Bürgerrecht im eigentlichen Sinne gibt 
es da nicht mehr. Die Befugnisse der Bürger sind gewisser
maszen dann blosze Aeuszerungen und Folgen des Staats
bürgerthums. Damit geht aber auch ein Theil des zu
weilen freilich beschränkten, in gesunden Zuständen aber 
sehr tüchtigen und gemeinnützigen Bürgersinnes ver
loren. 

7 Gesetz vom 11. März 1850. 
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Ein ähnliches System besteht in Holland 8 und in Bel
gien,9 wo das Stadtbürgerrecht durch das Staatsbürgerrecht 
vollständig aufgelöst und beseitigt worden ist. Nur wird 
das Steuererfordernisz für die "Gemeindewähler" noch mehr 
gespannt. Früher schon ist in Frankreich diese neue 
Richtung eingeschlagen, und überdem die selbständige Ver
waltung der Städte von Grund aus- zerstört worden. Die 
Gefahr, dasz der Staat die Gemeinden ungebührlich bevor
munde, ist offenbar näher, wenn es kein besonderes Orts
bürgerrecht mehr, sondern nur ein Staatsbürgerrecht gibt; 
denn theils kann sich dannzumal in der Einwohnerschaft 
der Städte weniger ein eigenthümlicher Geist der städtischen 
Selbständigkeit und Freiheit entwickeln, theils verwechselt 
man leicht die DoppelsteIlung der Staatsbürger im Staate und 
in der Gemeinde, und wird eher verleitet von jenem Stand
punkte aus auch die Angelegenheiten dieser zu bestimmen. 

Was früher 10 über das persönlich-erbliche Bürger
recht in der Schweiz gesagt worden, gilt auch hier von 
den Städten. Es ist einleuchtend, dasz diese Form einer 
familien ähnlichen Verbindung eher noch für Städte als für 
Landgemeinden sich eignet, und daher begreiflich, dasz sie 
früher in jenen als in diesen angenommen wurde. 

Auch in (liesen Verhältnissen hat das "allgemeine 
Stimmrecht" die Verwirrung der organischen Verhältnisse 
vollendet, und auf unnatürliche Weise der unselbständi
gen 111 eng e zu ihrem eigen en Schaden das U ebergewich t 
in den Dingen gegeben, deren richtige Behandlung höhere 
Einsicht und reichere Lebenserfahrung nicht entbehren kann, 
und nur denen zukommt, die durch ihre Lebensstellung un
mittelbar bei derselben interessirt sind. 

S Gesetz vom 4. Jan. 1824. Vgl. Jllittermaiers Zeitsebr. VII, 
S. 	 370 tr. 

9 Gesetz vom 30. März 1836 und vom 7. April 1843. Ebenda XV, 

S. 	 376, XVI. S. 116 tr. 

10 Oben Cap. 3, S. 650. 
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6. In den meisten neueren Staaten sind der Bürger
schaft nur Wahlrechte v erstattet , theils mit Bezug auf . 
die Magistrate der Stadt, theils für die Vertretung ihrer Inte
ressen in den Ausschüssen. Häufiger wurden in älterer Zeit 
Bürgerversammlungen berufen, in welchen die wich
tigsten Angelegenheiten der Gemeinde vorgetragen und zur 
Abstimmung vorgelegt wurden. Schon im XII. Jahrhundert 
finden wir in den groszen Städten der Lombardei die Bürger
schaft in dem sogenannten "parlamentum" 11 auf den Ruf der 
Glocke zusammentreten, und sehen wir die Consuln vor 
derselben Rechenschaft ablegen. Von da ging der Gebrauch 
nach Frankreich und Deutschland über. In der Schweiz 
werden noch den Bürgerversammlungen die wichtigsten Be
schlüsse zur Gutheiszung oder Verwerfung vorgelegt. 

7. Der höher gearteten Natur der Stadt ist es entspre
chend, wenn zwischen die J\Iagistrate und die Bürger bezie
hungsweise die Bürgerversammlung ein vermittelnder 
Körper hineintritt, welcher als auserwählte Stellvertretung 
der Bürgerschaft den engeren Kreis der Magistrate umgibt. 
Fast überall und in verschiedenen Zeiten werden wir diese 
Bildung unter mancherlei Namen gewahr, ein sicheres Zei
chen, dasz sie einen natürlichen Grund hat. Von der Art 
war die Credenza der Angesehenen und 'Veisen (majores 
et sapientes), die in der Lombardei von den Consuln in wich
tigen Fällen zum Rathe beigezogen wurde, waren die Räthe 
(Consiliarit), welche im Süden von Frankreich an der Seite 
der Consuln erscheinen, waren die vornehmeren und reiche
ren Bürger von der "Richerzechheit" in der alten Kölner 
Verfassung, und die zahlreichen "weiteren" oder "Gro
szen Räthe," welche wir seit dem XIII. Jahrhundert in 
den deutschen Städten finden. Von der Art sind noch die 
Stadtverordneten und Gemeinderäthe in Deutsch
land, die groszen Stadträthe in der Schweiz, die Ge-

Il Hegel a. a. O. II, S. 217. 
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meinderäthe in England, der auszerordentliche Ge
meinderath in Sardinien,12 das Conseil in Belgien, 
welches als weiterer Kreis Bürgermeister und Schöffen umgibt. 

Dieser weitere Rath der Stadt hat eine grosze Aehnlich
keit mit den Kammern im Staat .. Nur ist die Institution als 
eine rein städtische einfacher. Es ist daher voraus wichtig, 
dasz er ein wahrhafter Auszug der gesammten Bürgerschaft, 
und in richtigen Verhältnissen sei. Die verschiedenen Clas
sen und Interessen der Bevölkerung sollen da eine Stimme 
haben. Seine Functionen sind theils controlirend, indem 
er die Geschäftsleitung der Magistrate und d~e städtischen 
Rechnungen prüft, theils die Verwaltung jener ergän
zend, indem zu wichtigeren Beschlüssen auch die Zustim
mung der Ausschüsse erfordert wird, theils von ge s e tz
geberischer Natur, indem er die städtischen Statuten 
entweder auf Antrag der Magistrate ordnet oder für die 
Gemeindeversammlung vorberathet und begutachtet. 

Fünftes Capitel. 

Gemeindebann und Gemeindevermögen. 

1. Der Gebietshoheit des Staats über das ganze Staats
gebiet entspricht in dem engeren Sinne und beschränkteren 
Kreise des Gemeindelebens der Gern ein d e ban n, d. h. die 
öffentliche Macht der Gemeinde innerhalb der Gemeindege
markung , des Gemeindebezirks. Sie ist nicht mit dem Eigen
thum noch mit der Grundherrschaft zu verwechseln, vielmehr 
ein Institut des öffentlichen Rechts, aber Personen und Güter 
in diesem Bezirke umfassend. Soweit dieselben überhaupt 
zu der Wirthschaft und Cultur der Gemeinde in einer unter
geordneten Beziehung stehen, so weit sind sie der Gemeinde
gewalt unterworfen, so weit üben die Gemeindebehörden das 

12 Ueber Sardinien vgl. Mittermaiers Zeitscllr. VIII, S. 267 fT. 
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Recht der Aufsicht, der Localpolizei, der Verwaltung, der 
Besteuerung aus. 

2. Die Gemeinde ist überdem wie der Staat eine Per
son, welche ein eigenes Recht an ihrem Vermögen 
hat. Naturgemäsz begegnen sich hier die Grundsätze des 
öffentlichen und des Privatrechts. Die Gemeinde nämlich 
kann Eigenthum, Forderungen, Schulden haben, wie eine 
Privatperson. Sie ist ein berechtigtes Wesen, welches über 
die Sachen dingliche Herrschaft übt, und in obligatorische 
Verhältnisse eintritt, somit des Privatrechtes theilhaft ist. 
In dieser Beziehung steht sie dem Staate gegenüber, und ist 
von demselben ebenso unabhängig, wie andere Eigenthümer. 
Es ist daher ein offenbares Unrecht, wenn in den letzten 
.Jahrhunderten manche absolutistische Landesherren oder re
volutionäre Volksvertretungen über die Gemeindegüter ver
fügt haben, als wären dieselben Kammer- und Staatsgut. 
Das Gemeindegut ist, wie schon das Wort deutlich sagt, 
Gut der Gemeinde, und :weder unmittelbar noch mit
telbar Gut des gesammten Staats. 

Auf der andern Seite aber wirkt sowohl die öffentliche 
Natur der Gemeinde selbst, als die Bestimmung des Ge
meindegutes für öffentliche Gemeindezwecke auf die Behand
lung des letzteren ein, und erhebt dasselbe über das einfache 
dem individuellen Genusse dienende Privatvermögen. Das 
Gemeindegut ist daher um dieser Beziehung willen zugleich 
als ein ö ff e n t liehe s Gut zu betrachten, und die Verwal
tung und Verwendung desselben unterliegt deszhalb und 
insofern den Einwirkungen· des öffentlichen Rechts. Der 
Gemeinde selbst kommt es zu, diese öffentliche Bedeutung 
des Gemeindegutes zu vertreten. Diese ist eine näher be
schränkte, und durch die gemeinsamen wirthschaftlichen 
und Oulturinteressen der Bürger- und Einwohnerschaft 
eines besondern 0 l' t e s bestimmte, nicht eine allgemeine, 
dem gesammten politischen Leben des Staats unmittelbar 
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zugehörige. Aber da das ganze öffentliche Leuen hin wieder 
in einem inneren Zusammenhange ist, so hat auch der Staat, 
der das Ganze umfaszt, ein natürliches Recht Aufs ich t 
zu üben, dasz jener öffentliche Charakter rein erhalten 
werde. 

Selbständigkeit der Gemeinde in der Verwaltung 
und Verwendung des Gemeindegutes ist somit in privatrecht
licher und öffentlicher Beziehung die natürliche Regel, Ober
aufsicht (nicht aber Vormundschaft) des Staats ihre natür
liche Ergänzung. Diese Grundsätze sind freilich gar nicht 
überall und nicht immer in ihren Consequenzen von den 
positiven Rechten anerkannt. Aber es ist augenfällig, dasz 
die neuere Rechtsbildung die Tendenz hat, dieselben zu 
verwirklichen, und darauf eine freie Gemeindeordnung zu 
begründen. 

3. Folgerungen aus jenem Princip der Selbständigkeit 
sind: Die Gemeinde ist berechtigt, je nach der besonderen 
Competenz ihrer Organe, den gemeinsamen Gebrauch und 
die Benutzung ihrer Anstalten selber zu ordnen, und dieje
nigen Verwendungen aus ihrem Vermögen zu machen, die 
sie für zweckmäszig hält. Der Staat dagegen ist nicht be
fugt, weder die Ueberschüsse dss Gemeindegutes an sich zu 
ziehen, noch der Gemeinde Verwendungen aufzuerlegen, die 
diese nicht machen will, und zu denen sie nicht etwa um 
der allgemeinen Staatsordnung willen verpflichtet ist. Es 
kann der Staat z. B. wohl die Gemeinden anhalten, dasz 
sie für gehörige Löschanstalten , oder für Schulhäuser in der 
Volksschule, oder für die 'Wege und Brücken sorgen, soweit 
diese Sorge den Gemeinden nach allgemeinen Rechtsgrund
sätzen obliegt. Aber er kann eine Gemeinde nicht nöthigen, 
Bauten auf ihre Kosten auszuführen, welche vielleicht nütz
lich und schön wären, zu denen aber die Gemeinde nicht 
durch die gemeine Staatsordnung verpflichtet ist. Und selbst 
da, wo der Staat eine Einrichtung fordern kann, steht es 
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doch der Gemeinde zu, von sich aus die Pläne im Einzel. 
nen festzusetzen, und die Verträge abzuschlieszen, und de~ 
Staat hat nur insofern ein Recht mitzureden, als er dafür 
zu sorgen hat, dass die allgemeinen Erfordernisse jener 
Pflichterfüllung nicht bei der Ausführung miszachtet werden. 

4. Die Oberaufsicht des Staats ferner hat vorzüglich 
den doppelten Zweck darüber zu wachen: a) dasz das Ge
meindevermögen im Interesse der Fortdauer der Gemeinde 
und ihrer öffentlichen Bedürfnisse er haI ten werde; b) dasz 
dasselbe nicht zu fremdartigen, auszerhalb der Gemeinde
wirthschaft liegenden Zwecken mi s z b rau c h t werde. Als 
:Mittel dazu dienen theils die Rechnungen über den Ge
meindehaushalt, welche auch dem Staate zur Kenntnisz
nahme rrrltgetheilt werden, theils Bestimmungen, durch 
welche derselbe Gelegenheit erhält, Ausgaben, die in das 
Capitalvermögen eingreifen, oder Veräuszerungen von sol
chem zu hemmen und zu untersagen, oder die Gemeinde 
anzuhalten, dasz sie durch Steuern solchen Schaden ersetze. 

Da sehr viele Gemeinden, zumal die Landgemeinden, 
sich aus ursprünglichen halb privatrechtlichen Bauerngenos
senschaften entwickelt haben, so kommt es sehr häufig vor, 
dasz noch ein Theil des Gemeindegutes für bIoszen Privat
genusz der einzelnen Bürger in Anspruch genommen wird. 
Auch aus andern historischen Gründen findet sich solche 
.Mischung von öffentlichen Verwendungen und Pri
vatnutzungen oft noch, und es wäre unrecht, wenn diese 
einfach verweigert und nur jene gestattet würden. Unsere 
Zeit hat indessen das richtige Streben, den beiderlei Bestim
mungen solcher Gemeindegüter durch Ausscheidung zweier 
Bestandtheile in denselben Rechnung zu tragen. Aus dem 
früher gemischten Gemeindegut werden dann zwei Güter; 
das eine' ein den öffentlichen Zwecken gewidmetes ächtes 
Gemeinde-, das andere ein dein Privatgenusz dienendes 
blosz privatrechtliches Geil. 0 s sen gut. 
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5. Auch der Gemeinde steht ein ähnliches Besteue
run g s r e eh t zu für Befriedigung der Gemeindebedürfnisse, 
wie dem Staate für die Staatsbedürfnisse. Auch da gibt es 
eine S teu erpflich t der Einzelnen, welche aus der Unter
ordnung Aller unter die gemeinsame öffentliche Lebensord
nung sich erklärt. Dieselbe ist ebenso eine allgemeine, 
nicht eine individuelle; aber sie ist nach der Natur der 
Gemeinde beschränkt entweder auf den Kreis der näher und 
enger verbundenen Bürgerschaft, wie da, wo es sich um 
Förderung der ihnen auschlieszlich vorbehaltenen Anstalten 
handelt, oder auf den weitern Kreis der Einwohner, wie 
in den Fällen, wo gemeinsame Localbedürfnisse befriedigt 
werden. 



llwölfttß ßud). 
F r e i h e i t s r e c h t e. 

Erstes Capitel. 

Das Recht der Freiheit und die Arten desselben. 

Die Frei h eit als Recht wurde von jeher in der Idee 
und in der Praxis sehr verschieden verstanden. Zu allen 
Zeiten haben Irrthümer und Leidenschaften die Reinheit 
derselben getrübt, und häufig ein rücksichtsloses und hef
tiges Streben nach Freiheit diese in ihr Gegentheil verkehrt. 
Die Wissenschaft besitzt die Macht nicht, die· Gewalt der 
Leidenschaften zu hemmen, welche im Gefühl der Freiheit 
über die Schranken des Rechts hinweg stürmen; aber es 
ist ihr Beruf, die Iirthümer zu bekämpfen, welche durch 
ihre Täuschungen jene begünstigen und verlocken. 

1. Die revolutionäre Meinung sieht in der Freiheit oft 
nur eine Negation, und verwechselt dieselbe mit bIoszer 
Losgebundenheit und Zügellosigkeit. 1 Jeden Ein
sturz einer Rechtsschranke begrüszt sie mit Jubel als einen' 

I Bernhard: Die zwei Schwerter. §. 207. "Freiheit ist nicht pure 
Losgebundenheit. In dieser ist nie h t s gegeben, kein Vermögen irgend 
einer Art, kein Werth und keine Kraft, überhaupt keine Existenz. Darum 
kann die Freiheit darin nicht ihren Inhalt haben, dasz der Freie unab
hängig, ausgeschieden - getrennt ist von dem Ganzen. Das Bewuszt
sein des Einzelnen, sich seihst bestimmen zu können, als ein sich vom 
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Fortschritt der Freiheit. Aber jede Rechtsinstitution ist um 
ihrer Existenz willen, die rechtliche Beachtung fordert, zu
gleich eine Schranke solcher Freiheit, wie auf dem Gebiete 
der äuszern Natur jeder Berg und jeder Flusz und über
haupt alles was körperlich da ist, auch für den menschli
chen Körper eine Schranke ist. Jene negative Freiheit in 
ihrer Vollendung würde somit als nothwendige Consequenz 
die vollständige Zerstörung des Staats und der gesammten 
Rechtsordnung fordern müssen, in dem allgemeinen Ruin 
aber als 'das letzte übrig gebliebene Recht selber nicht be

stehen können. Dieser Irrthum, welcher den Inhalt und die 
Form der Freiheit zugleich wegwirft, ist freilich so krasz, 
dasz nur Wenige denselben so absolut hinzustellen die Ver
wegenheit haben; aber in verhüllter Gestalt und auf halbem 
Wege täuscht er nicht selten die Menge. 

Allerdings hat auch der Begriff der Freiheit eine nega
tive Bedeutung, nur wird durch sie ihr Wesen weder be
stimmt noch erschöpft. Derselbe schlieszt eine ungehörige 
Schranke und eine falsche und unbegründete Ab
hängigkeit aus. In dem entwickelten Staate z. B. darf 
die Unterordnung der Unterthanen unter die Obrigkeit nicht 
dem Verhältnisz der Sclaven zum Herrn nachgebildet sein, 
noch die Freiheit des Privatlebens durch die Bevormundung 
der Polizei gebunden werden. 

2. Die Freiheit als ein vom Staate zu gewährleistendes 
Recht ist ferner zu unterscheiden von der natürlichen 
und von der si t t li ehen Freiheit. Die erstere ist ein viel 
Ganzen unterscheidendes Wesen ist nicht die Freiheit, und wird sie so 
gefaszt, so ist sie nichts als eine Kette hohler und vernichtender, sich 
in unfruchtbarem Gedankencirkel bewegender Bestrebungen. Die Freiheit 
in ihrer lebendigen Wirkung ist nicht Tre~nung, sondern sie ist die V e r
bin dun g, in welcher der Einzelne mit dem Ganzen . steht. " §. 208: 
"Selbständigkeit des Ganzen und Freiheit der Glieder - Selbständigkeit 
der Glieder und Freiheit des Ganzen bedingen sich gegenseitig, und dieses 
Wechselverhältnisz in seiner Vollendung ist der Gedanke und das Ge
heimnisz der wahren deutschen Nationalfreiheit." 
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engerer Begriff als die beiden letztern. Auch jene darf frei
lieh weder unnatürlich noch unsittlich sein. Aber nicht alle 
natürliche Freiheit ist zugleich eine rechtliche, nicht die 
des Thieres,2 dessen wilde Freiheit lediglich von seiner 
Physis bestimmt und begränzt wird, sondern nur die 
menschliche, die allein eine sittlichellnd daher auch 
allein eine rechtliche Bedeutung hat. Hinwieder kann nicht 
der ganze Umfang der sittlichen und menschlichen Freiheit 
von dem Rechte begriffen und begränzt werden. Vielmehr 

'ist gerade· der innerste geistige Kern dieser Freiheit, die 
Freiheit der unsichtbaren und unsterblichen Seele, welche 
VOn der vollkommenen göttlichen Freiheit stammt und 
durchdrungen wird, der Macht des irdischen Staats und 
des menschlichen Rechts entzogen. 3 Zum Recht wird 
die Freiheit erst dann, wenn dieselbe entweder in dem 
äuszern sichtbaren Leben Gestalt und gewissermaszen Leib 
gewinnt, oder wenn in der äuszern Ordnung sich Hemm· 
nisse zeigen, welche die Entwicklung der an sich unsicht
baren Gemüths- und Geistesfreiheit bedrücken und hindern. 
Dann erst ist für das menschliche Recht die Möglichkeit 
gegeben, sei es jene äuszere Erscheinung der Freiheit zu 
schützen, sei es diese Hemmnisse ihrer Entfaltuug zu entfernen. 

Die natürliche Freiheit ist das Vermögen zu thun, was 

2 Winthrop bei Toqucville Amerique I, 70: "Täuschen wir uns 
nicht über die Bedeutung unserer Unabhängigkeit. Es gibt allerdings eine 
Art verdorbener Freiheit, deren Gebranch dem Menschen mit den Thieren 
gemein ist, und die darin besteht, dasz jeder thut was ihm gefallt. Diese 
Freiheit ist die Feindin aller Autorität; mit Widerstreben nur duldet sie 
alle Regeln - sie ist die Feindin der Wahrheit, und des Friedens, und 
Gott selbst hat sich gegen dieselbe erklärt. Aber es gibt eine bürgerliche 
und moralische Freiheit, die ihre Stärke in der Einhejt findet, welche zu 
schützen die Aufgabe der obrigkeitlichen Gewalt selber ist; es ist die 
Freiheit, ohne Furcht alles zu thun was gerecht und gut ist. Diese hei· 
lige Freiheit müssen wir vertheidigen in allen Wechselfällen und, wenn 
es nöthig ist, für sie unser Leben einsetzen." 

3 Vgl. oben Buch IX, Cop. 2. 
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ein en ge I ü s te t; die sittliche Freiheit ist die Offenbarung 
des Willens und der Kraft zu thun, was der eigenen Na
tur würdig und der göttlichen Weltordnung gemäsz 
ist, die rechtliche Freiheit ist die Aeuszerung des sich 
selbst bestimmenden Willens in thun und lassen, 
so weit die Bedingungen und die Schranken der 
menschlichen Rechtsordnung es verstatten.4 In dem 
einzelnen Staate kann nur die Freiheit als positives Recht 
gelten, welche innerhalb der positiven, in demselben be
stehenden Rechtsordnung sich bewegt. Lord John Russe1l 5 

meinte freilich: "Wenn Freiheit darin bestehe, dasz man 
thun könne, was das Gesetz erlaubt, so sei ein gesetzlich 
bestehender Despotismus eine freie Regierung;" es sei daher 
jene Definition zu enge. Allein diese Einwendung beruht 
auf deI;. Verwechslung des in einem bestimmten Staate ge
gebenen vielleicht getrübten Rechts mit der reinen Gestaltung 
des Rechts und der gerade anerkannten mangelhaften Freiheit 
mit der vollkommenen dem Ideal entsprechenden Freiheit. 
Je vollkommener die Rechtsordnung überhaupt in einem Staate 
entwickelt ist, um so voller und reiner wird auch die recht
liche Freiheit in diesem sein; je mangelhafter und verdor
bener jene, desto gedrückter oder zügelloser diese. 

Das Recht ist der nothwendige Grund und zugleich 
die unentbehrliche Schranke der rechtlichen Freiheit, 
indem es sie beschränkt, bewahrt und schützt es sie 
zugleich vor Verflüchtigung und vor Verderbnisz. 6 Die 

, Die bekannte Definition von Florentinus L. 4 pr. de Statu hominum: 
nLibertas est naturalis facultas ejus, quod cuique facere libet, nisi si quid 
vi aut jure prohibetur," ist nur darin mangelhaft, dasz die vis ebenso 
wie das jus als Schranke der Freiheit bezeichnet wird, während jene die 
Freiheit als Recht verletzt, dieses aber sie naturgemäsz beschränkt. 

~ Geschichte der engl. Verfassung §. 11. 
a Die neuere Philosophie hat eine Neigung, das Recht als das »Pro· 

duct der individuellen Freiheit" aufzufassen. Sie dreht 80 die Wahrheit 
um. Die Freiheit als Bewegung, Entfaltung, Eigenschaft setzt das Recht, 
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richtige Verbindung der Freiheit und der Rechtsord
nun g ist am Ende die groze Aufgabe aller Politik. 

Alle menschliche Freiheit ist somit vorerst in ner lic h 
bestimmt und gehalten durch die eigene Natur und 
die sittliche Beziehung des Menschen zu Gott, d. h. durch 
das menschliche und göttliche Recht; im Staate ist 
die menschliche Freiheit überdem geordnet und be
schränkt sowohl durch das Recht aller andern Indi
viduen als durch das Recht des Ganzen. Nur innerhalb 
dieser Schranken und dieser Ordnung kann die Freiheit 
selbst als ein Recht auf Schutz des Staates Anspruch haben. 

3. Innere Selbständigkeit und Selbstbestim
mung ist als das Recht die Grundlage und die äuszere 
Entfaltung und Bekundring derselben in Wort und That. 
ist das positive Wesen der Freiheit.- Die rechtlic~e Frei
heit erscheint in zwei Hauptformen. Entweder nämlich geht 
man bei ihrer Begründung und Normirung von dem Gan
zen, der Nation, dem Staate aus, oder man geht von den 
Indi vid uen aus. Die alten Griechen und groszentheils 
auch noch die Römer pflegten die Freiheit vorzugsweise 
aus dem erstern Gesichtspunkt aufzufassen und als Vo I k g

freiheit zu behandeln. Dem Einflusse der germanischen 
Völker ist es zu verdanken, dasz das Princip der zweiten 
Hauptart, der indi viduelJ.en Freiheit, zur Anerkennung 
gelangt ist. Dieses ist es vornehmlich, welches in der mo
dernen Rechtsbildung seine Macht zu äuszern strebt. 

Die alten Griechen, einseitig den Begriff der Volks
freiheit übertreibend, verwechselten denselben leicht mit 
Volksherrschaft, und miszachteten häufig die natürliche 

als Nothwendigkeit, Ruhe, Anlage voraus. Recht und Freiheit ge
hören zusammen, als zwei Seiten der Person. Das Recht für sich 
existirt nicht, und die Freiheit für sich existirt nicht. Sie existiren beide 
nur als Bestandtheile des persönlichen Daseins und Lebens. Ueberdem 
wird man von der individuellen Freiheit aus nie auf directem Wege zu 
dem Rechte des Staats, d. h. der geordneten Gemeinschaft kommen. 

http:viduelJ.en
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Freiheit des Individuums. In der spartanischen Verfassung wird 
die Knechtung des individuellen Lebens von Staats wegen 
sO weit getrieben, dasz wir uns manche Einrichtungen der
selben nur wie Bilder einer ausschweifenden Phantasie, 
nicht als leibhafte Wirklichkeit vorstellen können; aber auch 
in dem demokratischen Athen wurde die individuelle Frei
heit nur gering geachtet und vielfältig durch die Gesetze 
und das öffentliche Leben verletzt. 

'Wir Neuern leiden zuweilen an entgegengesetzten Irr
thümern. Nicht selten wird das Recht des Ganzen vernach
läszigt und übersehen, und der Gedanke der individuellen 
Freiheit mit so maszlosem Eifer einseitig verfolgt, als wäre 
jedes einzelne Individuum ein in sich vollkommenes 'Wesen, 
das natürliche Centrum der 'Velt, ein Gott, durch dessen 
Willen alles auszer ihm geschaffen, von dessen Willen alles 
übrige abhängig wäre. Der Staat wird dann völlig preisge
geben, und die Ordnung des Ganzen durch die Willkür der 
Individuen mit innerer Auflösung bedroht. 

Die Wahrheit fordert Anerkennung und Beschrän
ku n g beider Arten der Freiheit. Beide wurzeln in der 
menschlichen Natur, die Volksfreiheit in der gemeinsamen 
menschlich en Rass e, die individuelle Freiheit in dem 
Individualleben des Geistes. Aber die erstere ist ganz 
und gar ein Rechtsbegriff und kommt nur in der Gemein
schaft, d. h. im Staa te zur Wirklichkeit; die letztere aber 
hat ihren tieferen Grund auszerhalb des Staates, in 
einem Lebensgebiete , welches dieser zu beherrschen weder 
berufen ist noch die Macht hat. 

4. Das Verhältnisz der verschiedenen Staatsformen zu 
der Freiheit wird daher auch häufig ein anderes sein, je 
.nachdem die Volksfreiheit oder die individuelle Freiheit in 
Frage kommt. Die Ideokratie hat die Tendenz, die Volks
freiheit durch die absolute Autorität zu erdrücken, die Demo
kratie umgekehrt steigert dieselbe zu Gunsten der Mehrheit 

ß In n ts eh li, allgemeines Staatsrecht. 11. 31 
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zur Volksherrschaft. Die individuelle Freiheit aber wird 
auch von der Demokratie nur insofern begünstigt oder ge
duldet, als die Mehrheit mit der Ausübung derselben ein
verstanden ist. Wenn das nicht ist, so wird sie bei jeder 
Gelegenheit mit Füszen getreten. Die Demokratie hat somit 
wohl Liebe zur Volksfreiheit, aber keine wahre Achtung vor 
individueller Freiheit. 'Wer daran zweifelt, der braucht sich 
nur an die Lage der Reichen in dem demokratischen Athen, 
oder an die Lage der Aristokraten zu den Zeiten der Jakobiner
herrschaft in Frankreich, oder an die Vorschläge der Commu
nisten zu erinnern, und seine Zweifel werden verschwinden. 

I Die Aristokratie im Gegentheil läszt das Individuum 
gelten, so lange es nur individuelles Leben äuszert. Sie 
gewährt gerne ein reiches Masz individueller Freiheit, und 
schützt dieselbe soweit sie einmal gewährt ist, mit unbeug
samem Muthe auch gegen die Anfeindungen der Menge. Aber 
sie wacht sorgfältig darüber, dasz nicht die Volksfreiheit zur 
Volksherrschaft erwachse. Sie nimmt jene zwar in vol1stem 
Masze für die herrschende .Minderheit in Anspruch, aber 
miszt den groszen Massen des Volkes nur einen oft kümmer
lichen Antheil daran zu. Sogar die absolute Monarchie er
trägt und bewilligt oft unbedenklich ein bedeutendes Masz 
von individueller Freiheit, von Sicherheit der Personen und 
des Eigenthums, aber sie ist mi~ztrauisch und feindlich gegen 
die Volksfreiheit gesinnt. Die constitutionelle Monarchie ge
währt auch hier, wenn sie ihrem Princip treu bleibt, eine 
Fülle von heiden, olme die Volksfreiheit zur Volksherrschaft 
werden zu lassen, und ohne die individuelle Freiheit bis zur 
Anarchie zu übertreiben. 

5. Eben so ist das Verhältnisz des Staatsrechts zu 
den beiden Arten der Freiheit verschieden. Die Volksfrei~ 
heit gehört demselben u n mit tel bar an als eine Institu' . , 
hon des Staats, befruchtet und erfüllt von dem Geiste der 
Gesammtheit. Die individuelle Freiheit dagegen bildet, weil 
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sie ans dem individuellen Dasein und Leben entspringt, einen 
Theil zunächst der individuellen Rechtssplläre, d. h. des Pri· 
vatrechts, und kommt nur mittelbar in den Kreis des 
öffentlichen Rechts insofern hinein, als sie entweder unter 
die Garantie desselben gestellt oder durch die Rücksichten 
auf die Gemeinschaft und den Staat näher begränzt und be
schränkt wird. Die Volksfreiheit kann eben darum auch 
von der Gesetzgebung freier, je nach den Erfordernissen des 
Staats und dem Culturzustande des Volks, bestimmt werden; 
die individuelle Freiheit aber hat der Staat in derselben 
'Veise als eine selbständig bestehende zu achten und zu schützen 
wie das übrige Privatrecht; und dasz solches geschehe, ist 
noch eine grosze Aufgabe der zukünftigen Rechtsbildung. 

Zweites Capitel. 

I. In d i vid ue He Frei hei tsrech te. 

A. Schutz der Existenz. 

1. Der Anerkennung und dem Schutze jeder Freiheit 
musz die Anerkennung und der Schutz der Exis ten z 1 des 
Einzelnen selbst vorhergehen. Das Recht zu sein ist für 
den Menschen das erste. Es ist mit ihm geboren und unzer
trennlich mit ihm verbunden, so lange eine lebendige Seele 
in dem Körper wohnt. Es hört auf erst mit dem Tode. Der 
Staat ist, obwohl er zunächst eine Rechtsordnung der Ge
sammtheit ist, doch verpflichtet, voraus dieses Urrecht aller 
Individuen, welche von seiner Macht umfaszt werden, zu 
schirmen; denn es ist überhaupt eine der wichtigsten Auf
gaben des Ganzen, die Rechte der Einzelnen zu schützen, 
wo diese solchen Schutzes bedürfen. 

Derselbe erstreckt sich sogar auf die noch u n g e bor n e 
1 Blackstone heiszt dasselbe das Recht persönlicher Sicherheit (right 

of personal security), Stahl das Recht der Integrität. 
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Leibesfrucht. Obwohl die Persönlichkeit erst mit der 
Geburt zu wirklichem Dasein kommt, so ist doch der be
fruchtete Keim der Person schon früher da, und hat mit 
Rücksicht auf die wahrscheinliche Entwicklung zur Persön
lichkeit Anspruch auf Wahrung jener und eventuelle Berück
sichtigung ihrer zukünftigen Rechte. 2 

Es ist daher ein Grundsatz des natürlichen Rechts, dasz 
der Staat verpflichtet ist, die Existenz der Personen theils 
gegen fremden unberechtigten Angriff zu schützen, 
theils bei äuszerer Noth vor dem Untergang zu ret
ten. Die erstere Pflicht ist überall anerkannt, weniger all
gemein die letztere, und doch ist sie nicht minder eine Folge 
des obigen Princips. Von welcher Art immer die Gründe 
sein mögen, welche das Individuum in die Lage versetzt 
haben, dasz dasselbe auszer Stande ist, sich vor dem Tode 
zu retten, ob natürliche oder verschuldete Armuth oder vor
übergehende Noth, wenn es die Hülfe der Gesammtheit be
darf und diese die Mittel für Erreichung dieses Zweckes ha~ 
so besteht auch die Pflicht, jenes zu retten. 3 Sie ist nicht 
eine nationale, 4 sondern eine men s c h li c h e Pflicht; und 

2 Daraus erklärt sich die Fiction des römischen Rechts: "Qui in utero 
sunt, in toto pene jure civili intelliguntur in rerum natura esse" (L. 26 
de Statu hominum), während die römischen Juristen wohl wissen, dasz 
der "partus nondum editus homo non recte fuisse dicatur". (L. 9, §. 1 ad 
leg. Falcid.). Vgl. Savigny, System des rÖm. Rechts I1, S.12. Black
stone I, 1. 

a Erst dem Einflusz des Christenthums war es zu verdanken, dasz 
dieselbe zunächst mit Bezug auf nothleidende Kinder im römischen Reiche 
anerkannt wurde. Die Gesetze Co nB t a n tin s des Groszen darüber, eap. 
1 und 2. C. Th. de alimentis q uae inopes, auf deren Inhalt wohl die 
Lehren von Laetantius eingewirkt (vergl. Commentar von Jae. Gotho· 
fred us), haben in dem Codex Justinians keine Aufnahme gefunden. In 
andern Fällen war aber selbst durch die ersteren Gesetze noch nicht ge· 
sorgt, obschon der Gru.ndsatz in denselben ausgesprochen ward: "Abhorret 
nostris mOribus, ut quemquam farne confici vel ad indignum facinus pro
rumpere concedamus." 

( Als solche hat sie in Rom zuerst Caesar anerkannt. ~Iommsen 
Röm. Geseh. III, S. 469. 
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die Hülfe des Staates darf daher in diesen äuszersten Fällen 
nicht auf die Staatsangehörigen beschränkt, sondern musz 
auch dem Fremden gewährt werden, der in dem Staatsgebiet 
in solche Lebensnoth gerathen ist. Ihrem gemeinsamen Um
fange nach aber ist diese Pflicht nur auf die Abwendung 
des Aeuszersten, auf wahre Nothdurft beschränkt. Im Ein
zelnen erweitert sie sich, je nachdem andere besondere 
Rücksichten hinzutreten, und ergänzend und verbessernd 
schlieszt sich die freie W ohlthätigkeit der Privaten oder selbst 
des Staates an, die, wenn sie in zu groszer Ausdehnung 
auch als Rechtspflicht. normirt wird, leicht an moralischer 
Kraft und Wirk~amkeit mehr verdirbt, als durch materielle 
Unterstützung gut macht. Die neuere Zeit ist reicher als 
die frühern Jahrhunderte nicht blosz an Armen- und Unter
stützungsanstalten aller Art, sondern auch an Rettungsan
stalten bei Brandunglück und Wassernoth; und es ist das 
ein groszer Fortschritt in der Entwickelung des humanen 
Rechts. 

2. Die Achtung der persönlichen Existenz der Indivi
duen führt zwar nicht zur Aufnebung der Todesstrafe, 
wie Manche meinen, wohl aber zur Beschrän'kung ihrer An
wendung auf seltene Fälle, in welchen überwiegende Gründe 
der. staatlichen Gerechtigkeit sie nöthig erscheinen lassen. 
Das Recht des altrömischen Vaters und Herrn über Leben 
und Tod seiner Kinder und Sklaven hatte daher noch einen 
barbarischen Charakter. 5 Ebenso war der ganze Gedanke 
der altgermanischen Rechte, dasz der schwere Verbrecher 
friede- und echtlos sei, und dasz der Geächtete von Jeder
mann ungestraft getödtet werden dürfe, gleich dem Wild im 

~ 	Juvenal hat diese Barbarei gezüchtigt, Sat. VI, 219: 

Pone crucem servo. Meruit quo crimine servus 

Supplicium? quis testis adest? quis detulit? audi. 

Nulla umquam de morte hominis cunctatio longa est. 

o demens, ita servus homo est? Nil fecerit, esto. 
Hoc volo, hoc jubeo, sit pro ratione voluntas. 
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Walde, jenem Urbegriff der Persönlichkeit des Menschen 
zuwider. Doch finden wir schon früh in dem deutschen 
Rechte einzelne Triebe einer humaneren Vorstellung zu Tage 
treten. 6 In unserer Zeit ist dieselbe umfassender anerkannt, 
zuweilen sogar in übertriebener Ausdehnung. 7 

3. Die Fiction des bürgerlichen Todes, welche 
nach manchen Rechten als Strafe für schwere Verbrechen 
ausgesprochen wurde, ist noch ein U eberrest der alten Echt
und Friedelosigkeit und im 'Widerspruch mit dem natürlichen 
Rechte; denn wenn das Leben del',Person gewisz ist, so ist 
es unnatürlich, dieselbe als rechtlich nicht vorhanden zu 
erklären. Noch in dem napoleonischen G~setzbuch ist die
selbe anerkannt, obwohl Napoleon selbst auf die Unsittlich
keit aufmerksam gemacht hat, dasz die Ehefrau, welche aus 
Liebe und Pietät ihrem verurtheilten Mann ins Exil folgt, 

6 Tacitus, Germ. e. 7: "Ceterurn neque animad vertere neque vincire 
neque verberare quidern nisi sacerdotibus perrnissurn, non quasi in poenam 
nee ducis jussu; sed velut Deo imperante." Lex Bajuvar. 1I, 1, §.3: 
"Ut nullus liber Bajuvarins alodem aut vitarn Rine capitali crimine perdat, 
id "est si aut in necem Ducis eonsiliatus fuerit, aut inirnicos in provinciam 
invitaverit, aut eivitatem eapere ab extraneis machinaverit, et exinde pro
batns inventus fuerit, tune in Ducis sit potestate vita ipsius et omnes res 
ejus et patrimonium." Eng li s ehe lITagna Charta von 1215: "Nullus 
Iiber homo capiatur vel imprisonetur aut dissaisiatur aut utlaghetur (out 
law, exlex) aut exuletnr ant aliqno modo destruatur, nec super eum ibi· 
mus nec supe.r eum mittemus, nisi per legale judicium pari um suorum 
vel per legern terre." 

7 Friedrich Il, Antimach. 17: "Les bons princes regardent ce pouvoir 
sur la vie de leurs Sujets comme le poids le plus pesant de leur couronne. 
Ils savent qu'ils sont hommes comrne ceux qu'ils doivent juger, ils savent 
que d'autres injustices peuvent se reparer, mais qu'un arret de mort prt\· 
cipite est un mal irreparable. Ils ne se portent a la severite que pour 
eviter une rigueur plus facheuse qu'ils pnlvoient." Französische Verf. 
von 1848, §. 5: "La peine de mort est abolie en matiere politique." Noch 
weiter geht der Frankfurter Entwurf der deutschen Grundrechte, §. 9: 
"Die Todesstrafe, ausgenommen wo das Kriegsrecht sie vorschreibt oder 
das Seerecht im Falle von lIIeutereien sie zuläszt, sowie die Strafen des 
Prangers, der Brandmarkung und der körperlichen Züchtigung, sind ab
geschafft. " 
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nun als Concubine desselben von dem Rechte gebrandmarkt 
werde. 8 Einzelne neuere Verfassungen haben diese Strafe 
ausdrücklich aufgehoben. 9 

4. Aus dem natürlichen Rechte des Menschen auf die 
Integrität seines Körpers wird ferner die in den neuern Rech
ten fast überall nun anerkannte Verwerflichkeit einer jeden 
auf Ver s t ü m m el u n g des Leibes gerichteten Strafe begrün
det. Wenn auch die l\Iajestät des Rechtes und die öffent
liche Sicherheit in einzelnen Fällen den Tod des Verbrechers 
forcern mag, und dieser nicht blosz einzelne Glieder, sondern 
den ganzen Leib zerstört, so machen doch jene Gründe nicht 
ebensl) diese Strafe nothwendig, und es erscheint dieselbe 
vielmehr unserer Zeit als eine unwürdige und unnöthige 
Barbarei. Unter freien und zu höherer Civilisation heran
gereiften Völkern nehmen wir sogar einen ähnlichen, zuwei
len heftigen Abscheu wahr gegen die Anwendung der kör
per liehe n Z ü c h t i gun g, ungeachtet diese die Glieder nicht 
zerstört, sondern dem Körper nur einen vorübergehenden 
Schmerz bereitet. Schon das Alterthum hat erkannt, dasz 
dieselbe für die-rnassen der freien Bürger eine unpassende 
Strafe sei. 1U 

Drittes Capitel. 

B. Der freie Gebrauch des Körpers. 

1. Die Unnatur und Widerrechtlichkeit der SkI ave r e i, 
welche den Menschen zur unpersönlichen Sache gewaltsam 

8 Code civil, §. 22 ff., §. 25: "Le mariage qu'il avait contracte pre
cMemrnent est dissous quant a tous ses effets civils." Las Cases, Memor. 
de St. HeHme VI, 235. 

9 Preuszische §. 10: "Der bürgerliche Tod und die Strafe der Ver
mögenseinziehung finden nicht statt." 

10 Wo Freie gebüszt wurden, erlitten Sklaven und Hörige Schläge. 
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niederdrückt, wurde oben schon besprochen. 1 Weniger ver
werflich ist das Institut des Oolonats, wie wir es in den 
spätern Zeiten des römischen Reiches treffen, und der erb
hörigen Bauerschaft, wie sie während des Mittelalters 
fast überall vorkam und in slavischen Ländern noch gilt; 
denn es wird in demselben die Persönlichkeit und die Be
.rechtigung der Oolonen und Hörigen in sehr wichtigen Be
ziehungen anerkannt; und selbst die nothwendige Verbindung 
der hörigen Bauern mit den Grundstücken, von denen sie 
nicht durch den Herrn getrennt werden, die sie aber eben
sowenig nach eigenem Ermessen verlassen dürfen, ist nicht 
unter allen Voraussetzungen unnatürlich. Aber für einzelne 
Individuen wurde sie zu allen Zeiten zum Unrecht, für 
solche nämlich, deren natürliche Anlagen einen Anspruch 
auf höhere Berufsbildung und eine über die Gränzen des 
Bauergutes hinausreichende Wirksamkeit begründeten. Solche 
Individuen an die Scholle zu fesseln, war eine Nichtachtung 
ihres angeborenen Rechtes und ihrer Bestimmung. Freiere 
Völker werden überdem einen so gebundenen Zustand als 
ihrer unwürdig auch in der Regel - selb't. abgesehen von 
jenen individuellen Ausnahmen - nicht ertragen. 

Es wurde daher während des l\Iittelalters immer als ein 
groszer Fortschritt zur' Freiheit uegrüszt, wenn das Recht 
des fr ei e n Zug s erlangt und urkundlich bestätigt wurde. ~ 

I Buch II, Cup. 7, S. 54 ff. 
2 Vergl. oben die Stelle aus der Jllagna Charta von Englallll, Buch II, 

Cap. 18, Note 11. Schon die alt germanische Form der Freilassung 
stellte den Eigenen auf einen Kreuzweg, und eröffnete ihm die Freiheit 
nach den vier Himmelsgegenden zu gehen', wohin er wolle, zum Zeichen 
der Freiheit: "De quatuor viis ubi volueris ambulare liberam habeas po
testatern." Lex Rotharis 225. Lex Ripuar. 61, 1. Leges Guilelmi, c.65. 
J. G ri m m i deutsche Rechtsalterthümer, S. 331 und 286. Auch den freien 
Zins- und den Vogteileuten war solche Freiheit verstattet: Weisthum bei 
Grimm, Rechtsalterthümer, S. 347: "Abermal schlägt der Zenner (cen· 
tenarius) dreimal an die Lanze, rufet: hör, hör, hör! ist ein mann in 
diesem freien Hochgericht, der sich darin nicht erziehen noch nehren kann, 
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Heutzutage ist dasselbe zu dem gemeinen Rechte der christ
lichen Nationen geworden, und nur unter besonderri Vor
aussetzungen bestehen noch einzelne Beschränkungen dersel
ben ausnahmsweise. 

Eine besondere Art des freien Zuges ist die Aus w a n
d ern n ganszerhalb Landes, VOn welcher früher die Rede 
war. 3 Dagegen kann das Recht freier Niederlassung 
nicht ebenso ausschlieszlich als ein individuelles Freiheits
recht aufgefaszt werden; denn bei der Niederlassung ist nicht 
minder die Gemeinschaft betheiligt, in welche der Nieder
gelassene eintritt, als dieser selbst. Das Verhältnisz ist da
her nicht ein einseitiges, sondern ein gegenseitiges; und es 
hat die Gemeinde ein Recht darauf, dasz auch ihre Interes
sen bei Feststellung der Bedingungen der Niederlassung be
rücksichtigt werden. 4 Diese Interessen sind indessen je nach 

der soll erstlich bezahlen mein gn. Churfürsten und Herrn, darnach die 
christlich Kirch und den gemeinen mann, und soll sein feuer mit sonnen
schein auslöschen; da es dann saeh were, dasz der arme mann sein güt
hiin geladen hätte und führe in ein Platt oder Stadt und dasz m. gn. 
Churfürst - reiten käme, so solten seiner Diener zwei absteigen und dem 
armen lIfann helfen mit dem hindersten Rad da das forderste gestanden 
hat (d. h. den Wagen weiter schieben)." Dann wurde sie auch auf hof
hörige Leute ausgedehnt. Offnung von Neftenbach 19 bei Grimm, Weis. 
thümer I, 76: "Es mag ouch ein jegkJicher von uns ziechen, wenn er 
wil, von richthum oder von armuth wegen, von dem herren und mengk~ 
liehem unbekümmert." Offnung von Brütten ebenda, S. 147: "Herr, 
wer das ein man hie sesze im dinghof, den dunke, das ~yn gewerb an
derschwo hesser wer dann hie, der mag ziechen an die rychstett, oder 
in mynes herren von Oesterych stett oder in Wallstett, oder uf das land, 
der sol ziechen mynes herren von einsidlen zins und rechten one scha
den, daran sol ine nieman sumen noch irren." In der zürcherischen 
Landschaft war der freie Zug schon zu Ende des 15ten Jahrhunderts ge. 
meines Recht auch für die Hörigen. VergI. meine Rechtsgeschichte von 
Zürich I, S. 383. 

3 Oben Buch ll, Cap. 18, S. 100 ff. 
! Der Frankfurter Entwurf der Grundrechte von 1848 schien die ab· 

stracte lIIeinung einer individuellen Niederlassungsfreiheit für alle Deutschen 
zu begünstigen, hat aber gerade an diesem Punkte in Süddeutschland 
einen entschlossenen Widerstand gefunden, und ist nicht zur praktischen 
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der Culturstufe und dem Verhältnisz der Bevölkerung der 
verschiedenen Länder verschieden. 

2. Die Sorge für das Recht der Individuen, sich frei 
zu bewegen (the power of loco-motion), hat in vielen 
Staaten zu verhältniszmäszigen Garantien geführt: 

a) gegen willkürliche Verhaftung in mancherlei 
Formen,5 und selbst in den Fällen, wo die 'Wahrscheinlich-

Wirksamkeit gelangt. Sc h w e i zer i s ehe Bundesverf. von 1848: "Keinem 
Schweizer, der einer der christlichen Confessionen angehört, kann die 
Niederlassung in irgend einem Kanton verweigert werden, wenn er fol
gende Ausweisschriften besitzt: a) einen Heimathsschein oder eine andere 
gleichbedeutende Ausweisschrift; b) ein Zeugnisz sittlicher Aufführung; 
c) eine Bescheinigung, dasz er in bürgerlichen Rechten und Ehren stehe; 
d) wenn er auf Verlangen sich ausweisen kann, dasz er durch Vermögen, 
Beruf oder Gewerbe sich und seine Familie zu ernähren im Stande sei." 

& Englische lIIagna Charta von 1215, oben Cap. I, Note 3 und die 
sehr ausführlichen Bestimmungen der Habeas-Corpusacte Karls 1I. 
vom Jahr 1677. Freiheitsbrief Herzog Heinrichs von Bayern für Lands
hut von 1279: "Judex etiam nullum scilicet civem detinebit, qui mansio
nem propriam habet, nisi penam meruerit capitatem, si mansio valeat pe_ 
nam pro maleficio debitarn et condignam." Plait-General de Lausanne von 
1368, §. 66: "!tem dominium lausannense quodcunque sit non potest seu 
debet capere seu capi facere aliquam personam sine cognitione. §. 62: 
Item si aliqua persona accusetur in casu criminis seu de crim non potest 
seu debet detineri nisi latrocinium reperiatur super ipsum aut sponte con
fiteatur. §. 81: Item tenetur episcopus (acere guerram pro quolibet cive 
seu burgense aut residente lausannense capto." Freiheit der zürcheri
schen Landschaft von 1489: "Hem von des vachens und türnens 
wegen haben wir - abgeret, welcher das re c h t ver t r ö s t e n mag vmb 
sachen, das nit das leben oder t\r beruert, das unser eydgenossen von 
Zürich die trostung nemen und die so also vertröstent nit türnen sölIent." 
Von neuern Verfassungen sind zu erwähnen die nordamerikanische, 
Zusatz von 1791: "Das Recht des Volkes, seine Person, sein Haus, seine 
Papiere und Effecten gegen jedes ungerechte Einziehen oder Durchsuchen 
gesichert zu wissen, soll nicht verletzt werden; und es soll dazu kein 
Befehl ertheilt werden, der sich nicht auf eine wahrscheinliche Ursache 
begrün~et, die durch einen Eid oder eine Versicherung an Eidesstatt be
kräftigt worden, und der nicht den zu durchsuchenden Ort und die ein
zuziehenden Personen genau bezeichnet." Fra n z ös i s ehe von 1814, §. 4: 
"Niemand kann verfolgt oder verhaftet werden, auszer in den von den 
Gesetzen vorgeschriebenen Fällen, und nur nach der gesetzlichen Form." 
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keit eines Verbrechens vorliegt, umsomehr natürlich gegen 
l'IIiszbrauch der Polizeigewalt. In seinem berühmten Buche: 
"Des lettres de cachet et des prisons d'etat" hat l\Iirabeau 
mit dem brennenden Hasz eines Betheiligten und der glän
zenden Beredsamkeit eines französischen Tribuns gegen die 

. Tyrannei der in Frankreich damals üblichen königlichen 
Haftsbefehle (lettres de cachet) aus Staatsrücksichten einen 
litterarischen Feldzug eröffnet, aus welchem er, getragen 
von der Fluth der Revolution, als triulllphirender Sieger 
hervorging. 6 Am grosz artigsten und erfolgreichsten aber 
hatten die Engländer von alter Zeit her für diese Freiheit 
gekämpft, und sie durch die JahrHunderte hinab gerettet und 
befestigt. 

Eine polizeiliche Inhaftsetzung ist indessen nicht ganz 
zu entbehren, namentlich um der Contumaz-Anstalten 
gegen epidemische Krankheiten und um der Wahnsinni
gen willen, sowie mit Bezug auf die Zucht über lieder
liche Arme und vorübergehend zum Schutz der öffentlichen 
Sitte. Aber es ist allerdings wichtig, dasz die Gründe und 

- von 1848, §. 2. ,Spanische von 1837, §. 7. Griechische §.4 
und 5. Preuszische §. 5. Portugiesische von 1827, §. 145: "7) Nie
mand kann ohne eine gegen ihn eingereichte Klage verhaftet werden, 
aus zer in den gesetzlich bestimmten Fällen, und in diesen Fällen soll der 
Richter innerhalb 24 Stunden (in entfernten Orten in möglichst kurzer 
Zeit) vou der Einkerkerung an dem Verhafteten durch eine unterzeichnete. 
Note den Grund seiner Verhaftung, die Namen der Ankläger und der 
Zeugen, wenn er sie kennt, kund thun." Holländische §. 151 und 
152. Belgisehe §. 7: "Auszer dem Falle der Ergreifung auf frischer 

That kann Niemand anders verhaftet werden als kraft eines richterlichen, 

mit Gründen versehenen Befehls, welcher im Augenblicke der Verhaftung 

oder spätestens binnen 24 Stunden bekannt gemacht werden musz." Aehn

lieh die österreichischen Grundrechte von 1849, §.8. Norwegisch'e 

Verf. §. 99: "Für unbefugte Haft oder ungesetzlichen Aufenthalt stehen 

die Betreffenden den Verhafteten zur Verantwortung." 


6 Auch BI ac k s ton e I, 1 sieht darin einen Hauptgegensatz zwischen 
französischem Absolutismus und englischer Freiheit, und führt an, dasz 
sogar unter dem milden Regimente des Cardinals Fleury 54,000 solche 
Haftbefellle in Frankreich ausgestellt worden seien. 
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die Art derselben so bestimmt seien, dasz dem Miszbrauch 
möglichst gewehrt wird. ' 

b) Eine fernere Garantie liegt in der gesetzlichen Be
schränkung der Eingränzung der Person in einen bestimm
ten Ort, ebenso der Verweisung aus einer Gemeinde und 
der Ve r ban nun gauszer Landes. 7 In der Regel bedarf 
es, damit der freie Mann solcher Beschränkung unterworfen 
werde, eines gerichtlichen Straferkenntnisses , und nur aus
nahmsweise, aber nur aus bestimmten gesetzlichen Grün
den und in gemessenen Schranken ist es in freien Län
dern der Polizeigewalt gestattet, der persönlichen Freiheit 
der Individuen durch Verweisungsdekrete Gewalt anzu
thun. 

6. Eine höhere Sphäre der menschlichen Gesellschaft 
eröffnet sich, wenn das Recht der freien körperlichen 
Thätigkeit, wenn die Freiheit des individuellen Han
delns, des Beru fs zur Sprache kommt. Die freie Bewe 
gung ist dem Menschen noch mit dem Thiere gemein, auf 
dieser Stufe aber steht er hoch über dem Thiere, wel
ches nicht "handeln" kann. In dem körperlichen Han
deln und"Werken" des Menschen offenbart sich die indi
viduelle Herrschaft desselben über die Theile der äuszern 
Natur, und zunächst hat der Staat nicht die Aufgabe ihn 
dabei zu leiten, noch das Recht der Vormundschaft über 
ihn, sondern die Bestimmung, die Freiheit seiner Thätigkeit 
zu respectiren und zu schützen. In dem Kreise des indi
viduellen und des Familienlebens wird denn auch 
heutzutage nun diese Freiheit in weitester Ausdehnung so 

7 Vergl. auch darüber die lIIagna Charta (oben Cap. 1, Note 3) und 
die Habeas-Corpusacte. Das englische gemeine Recht kennt die Transpor· 
tation nicht einmal als eigentliche Strafe, sondern eröffnet dieselbe nur 
dem verurtheilten Capitalverbrecher als Ausweg, um der wirkliche~ 
Strafe zu entgehen, in ähnlicher Weise, wie die alten Römer das EXIl 
wählten, um der Verurtheilung zum Tode auszuweichen. Blackston e 
a. 11, 0, • 
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regelmäszig anerkannt und geübt, dasz es überflüssig er
scheint, dieselbe urkundlich zu gewährleisten. 

Wenn dagegen das Handeln und Werken zum öffen t
lichen Berufe gleichsam verbreitet wird, dann kommt 
dasselbe vielfältig in Berührung mit den Interessen und Rech
ten der Gemeinschaft, und es kann die Gewerb efreihei t 
in diesem erweiterten Sinne nicht ebenso schon als ein na
türliches Recht des Individuums behauptet werden, sondern 
sie musz sich im Interessse der öffentlichen Ordnung die er
forderlichen Schranken der Gewerbeverfassung in allen 
ihren Zweigen, Handel, Fabrikation und Handwerk je nach 
den Bedürfnissen der Nation und der Gemeinden gefallen 
lassen. 

In neu colonisirten Ländern mit geringer Bevölkerung, 
wie in Amerika, wird das System einer unbeschränkten 
individuellen Gewerbefreiheit ganz natürlich sein. Das alte 
Europa aber bedarf einer organisirten und beschränkten Ge
werbefreiheit, welche zugleich eine wahre Gewerbeord
nun g ist. Die völlige Desorganisation aller Gewerbe von 
Seite mancher Staaten, 8 so dasz nur Individuen, nicht mehr 
Corporationen und Genossenschaften zu erkennen sind, hat 
in moralischer Hinsicht sehr schädliche Folgen gehabt, und 
viel dazu beigetragen, dasz da die ganze Staatsordnung ohne 
sichere Fundamente wie auf beweglichem Sande erbaut zu 
sein scheint. In frühern Jahrhunderten aber wurde der ent
gegengesetzte Fehler unnöthiger Hemmung individueller Ar
beits- und Thatkraft häufig begangen. 'Vie anderwärts, so 
ist auch hier das Bedürfnisz nach einer, die Rechte der 

8 Frankreich ging in Einflihrung einer absoluten und abstracten 
Gewerbefreiheit auf dem Continent bei Erklärung der lIIenschenrechte 1791 
voran. Richtiger ist der Grundsatz in der zürcherischen Verf. §. 7 
ausgedrückt: "Die Freiheit des Handels und der Gewerbe ist ausdrücklich 


. gewährleistet, so weit sie mit dem Wohl der Gesammtbürgerschaft und 

demjenigen der handel-, gewerb· und handwerktreibenden Classen ver

einbar ist." 
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Individuen und des Ganzen verbindenden und vermittelnden 
Organisation vorhanden. 

Viertes Capitel. 

C. Freiheit der Meinungsäuszerung. Preszfreiheit. 

Der oben genauer besprochenen Freiheit des Bekennt
nisses 1 verwandt ist die Freiheit des Individuums, 
seine Meinung auch in andern Dingen zu ä u s zer n. Die 
innerlichen Gedanken des Geistes sind der Macht und dem 
Rechte des Staates nicht unterthan. Die Freiheit derselben 
ist dem Individuum von Gott gegeben und durch die Un
sichtbarkeit gegen jede äuszere Bedrückung geschützt wor
den. Es kann daher nicht Sache des menschlichen und 
irdischen Rechtes sein, die Gedanken beherrschen oder ord
nen zu wollen. 

Die Offenbarung des Gedankens aber, die Aeusze
rung in dem Worte, der Schrift oder dem Bilde ist 
eben, weil sie in die Erscheinungswelt übertritt und durch 
die Sinne wahrgenommen wird, dem Rechte nicht so fremd. 

Sie bedarf in manchen Fällen seines Schutzes, und da 
sie in sichtbaren Zusammenhang kommt mit der Existenz 
der vorhandenen leiblichen Schöpfung, und auf diese ein
wirkt, so musz sie:nun auch die rechtlichen Schranken be
achten, welche die gemeine Rechtsordnung bestimmt. 

Vorerst ist die Freiheit der individuellen Mei
nungsäuszerung als ein natürliches Recht von dem Staate 
anzuerkennen und zu schützen, denn sie ist in der That zu
nächst eine Folge der von Gott dem Menschen anerschaffe
nen innern Gedankenfreiheit, und es läszt sich auch 
hier sagen: der Mensch hat das Recht zu reden wie er 
denkt, weil er die Pflicht hat wahr zu sein. In allen Zeiten 

Buch VIII, Cap. 2. I 
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ist denn auch daS! Prineip dieser Sprechfreiheit anerkannt 
und dieselbe als eine der wichtigsten Seiten aller persön
lichen Freiheit angesehen und gepriesen worden. 2 

Ob diese Aeuszerung durch das lebendige Wort des 
Mundes geschehe, oder in der Schrift fixirt oder in Bildern 
dargestellt werde, ändert an dem 'Wesen nichts. Das alles 
ist Offenbarung und l'tlittheilung des individuellen Geistes 
und individueller Gefühle. Als aher dureh die Erfindung 
der Druckerpresse ein äuszeres Mittel gegeben war, die 
Schrift viel tausendfach zu vervielfältigen und nach allen 
Seiten hin an das Volk zu bringen, und als durch die kirch
lichen Geisteskämpfe des 16ten Jahrhunderts die Leiden
schaften aus tiefem Grunde aufgeregt und durch die Partei
schriften in heftige Bewegung versetzt wurden, da kam man 
auf die Institution der staatlichen Ce n s ur, welche über die 
Presse wachen und es verhindern sollte, dasz dieselbe auch 
denen diene, welche die vom Staate geschützte Confession 
bestreiten oder seinen Interessen und dem Gange seiner Po
litk feindlich entgegentreten. 3 Vorausgegangen war ihr schon 
seit dem Papste Alexander VI. die kirchliche Censur 

2 Euripides, Phönicierinnen: 
Jokaste: Was ist so Hartes denn an der Verweisung? 
Polyneikes: Das Schrecklichste ist das: der Flüchtling darf 

Nicht offen reden, wie er gerne möchte. 
Jokaste: "Vas Du mir sagst, ist eines Sklaven Loos: 

Nicht reden dürfen, wie man's meint. 
Ein sicherlich unverwerfliches Zeugnisz ist das des Kaisers Tiberius 
bei Sueton, Tib.28: "Jactabat, in civitate libera linguam mentemque liberas 
esse debere." 

B Im Alterthum finden wir die nämlichen Gedanken schon von dem 
Philosophen P 1 at 0 n in Vorschlag gebracht. In dem VII. Buche von den 
Gesetzen läszt er den Athenern ein Gesetz beantragen, "dasz der Dichter 
nichts anderes in seine Dichtung bringe, als was mit dem vom Staate als 
gesetzlich oder schön 'oder gut Anerkannten übereinstimmt, und dasz ihm 
nicht erlaubt sein solle, seine Dichtungen irgend einem Einzelnen zu zei
gen, bevor sie den dazu verordneten Richtern und den Gesetzverwesern 
gezeigt worden und ihren Beifall erhalten haben." 
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über alle gedruckten Bücher. In der ersten Hälfte des 16ten 
Jahrhunderts wurde sie in den europäischen 'Monarchien 
fast iiberaH ~ in D eu t s c 11 I an d durch Reichsgesetze , aber 
selbst in den schweizerischen Republiken, den katholi
schen und den reformirten eingeführt. 

Zuerst wurde die Preszfreiheit als eine reife Frucht 
von dem stolzen Baume der englischen Freiheit gepflückt.! 
Unter der ruhmvollen Regierung des Oraniers, Wilhelm I. 
1694, wurden die Vollmachten, deren die Censoren (Iicen
sers) bedurften, von dem Parlament nicht mehr bestätigt,S 
und von da an gab es in Englend keine Censur mehr. Die 
Nordamerikan er nahmen das Verbot der Censur 1791 
in ihre Verfassung auf. Die fr a n z ö s i s ehe Revolution pro
clamirte die Preszfreiheit als ein heiliges Menschenrecht, 
achtete aber in der That dieses Recht so wenig als alle an
dern. In unserm Jahrhunderte ist dieselbe zum gern ein en 
Re eh te der civilisirten Staaten von Europa und Amerika 
geworden. 6 Ru s z 1an d ist fast die einzige Macht von 

4 Eine beredte Vertheidigung der Preszfreiheit hat schon 'Tacitus 
Ann. IV, 34 und 35, wo es unter anderm beiszt: "Libros per' aediles 
eremandos eensuere patres, sed manserunt, occultati et editi. Quo magis 
socordiam eorum inridere libet qui praesenti potentia eredunt exstingui 
posse etiam sequentis aevi memoriam. Nam contra, punitis ingeniis, gliscit 
auctoritas: neque aliud externi reges aut qui eadem saevitia uai sunt, nisi 
dedecus si bi atque illis gloriam peperere." 

& Blackstone IV, 11. Russel, engl. Verf. Cap. 13. 
G Französische Verf. von 1814, §. 8, und bestimmter von 1830, 

§. 7, nachdem die unglücklichen Ordonnanzen Karls X. an diesem reiz
baren Punkte das französische Volk verletzt batten. Die schweizerischen 
Kan ton al v erfassu n gen seit 1830 meistens, die B u n de s verfas s u n g 
von 1848, §. 45. S pani sehe von 1837, §.' 2. Port u g i e si sehe YOIl 

1826, §. 145, 3). Belgisehe §. 18: "Die Presse ist frei; die Censuf 
kann nie eingeführt werden; es bedarf auch keiner Sicherheitsleistung von 
Seiten der Schriftsteller, Verleger oder Drucker. '\Venn der Schriftsteller 
bekannt und in Belgien ansässig ist, so kann der Verleger, Drucker oder 
Vertheiler nicht gerichtlich verfolgt werden." Norwegische §. 100: 
nPreszfreiheit musz stattfinden. Niemand kann für irgend eine Schrift, 
welchen Inhalts dieselbe auch sei, die er hat drucken oder herausgeben 
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Bedeutung, welche noch das System der staatlichen Vormund
schaft über die Presse aufrecht erhält, und wohl auch noch 
längere Zeit erhalten musz. 

Wir wissen freilich aus Erfahrung, dasz durch eine 
schlechte und liederliche Presse häufig sittliche Verwir
rung und grosze U ebelstände aller Art theils verbreitet und 
gefördert, iheils hervorgerufen worden sind; zumal unter 
Völkern, die zu einer geordneten Freiheit nicht erzogen 
worden waren, und der oft vernommene Ruhm der Presz
freiheit, sie heile jederzeit die 'Wunden selber wieder, die 
sie geschlagen, ist trügerisch. Ein sittenloses und verdor
benes Volk wird durch die Preszfreiheit schwerlich gerettet 
werden. 7 Aber wir haben auch die Erfahrung gemacht, 
dasz der Ruhm der Censur, den Staat vor Erschütterung zu 
bewahren und die öffentliche Ruhe und Wohlfahrt mächtig 

lassen, bestraft werden, es ~ei denn, dasz er vorsätzlich und offenbar 
entweder sieb selbst des Ungehorsams gegen die Gesetze, der Gering
schätzung der Religion, der Sittlichkeit oder der constitutionellen Gewal
ten und des Widerstandes gegen die Befehle derselben schuldig gemacht 
oder andere dazu aufgereizt, oder falsche oder ehrenrührige Beschuldigun
gen gegen irgend jemanden vorgebracht bat. Freimüthige Aeuszerungen 
über die Staatsverwaltung und jeden andern Gegenstand sind jedermann 
gestatret." Griechische §. 10: "Jedermann darf seine Meinungen kund 
geben in dem lebendigen Wort oder durch die Presse, insofern er sich 
den Gesetzen 'des Staates gemäsz benimmt. Die Presse ist frei, und die 
Censur darf nicht eingeführt werden. Die verantwortlichen Redactore, die 
Verleger und Drucker der Zeitungen sind zu keiner Cautionsstellung ver~ 
pflichtet. Die Verleger derselben müssen griechische Bürger sein." 0 e
sterreichische Grundrechte von 1849, §. 5: "Jedermann hat das Recht 
durch Wort, Schrift, Druck oder bildliehe Darstellung seine Meinung frei 
zu äuszern. Die Presse darf nicht unter Censur gesteIlt werden. Gegen 
den Miszbrauch der Presse wird ein Repressivgesetz erlassen." Preuszi
sche §. 27: "Die Censur darf nicht eingeführt werden, jede andere Be
schränk~ng der Preszfreiheit nur im Wege der Gesetzgebung. « Eine eigen
thümliche Bestimmung über eine Art Censur in der schwedischen Verf. 
§. 108. 

7 Pertz in Steins Leben I, S. 180: "Da Preszfreiheit nicht schafft, 
sondern nur zu Tage bringt, so erwartet man von ihr vergebens Hülfe, 
wo Glauben und Sitten verdorben sind." 

32"I U 11 t 5 chI i, ~lIgemeines !'tMtsrecht. 11. 
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zu stützen, nicht weniger eitel ist. Meistens hat vor dem 
Ausbruch einer Revolution die Cellsur geherrscht, und wäh
rend derselben nur dem Scheine nach Preszfreiheit bestanden, 
in der 'Wahrheit aber 'nur zu Gunsten der aufgeregten Lei
denschaften. Nur in einer wirklich freien und Religion, 
gute Sitte und Recht achtenden Nation wird sich daher die' 
Preszfreiheit in ihrer Würde und ihrer wohlthätigen Wirkung 
bewähren. Dann aber ist sie ein kostbarer Edelstein, von 
ursprUnglichem Lichtglanz erfüllt. Der human gewordene 
Staat wird sie stets ehren und sorgsam bewahren, und die 
öffentliche Meinung und das ganze geistige Leben der Nation 
wird in ihr sichtbar und durch sie erleuchtet. 

Schrankenlos aber darf auch diese Freiheit nicht sein. 
Nur ist die Censur nicht die rechte Weise ihrer Beschrän
kung; denn diese, und würde sie noch so milde und um
sichtig gehandhabt, hebt jene im Princip auf, da der Wille 
des Censors zum Vormund gesetzt wird über die Meinungen 
mündiger Männer, auch wenn sie einen umfassenderen oder 
schärferen Blick haben in das Geistesleben und in das Reich 
der Wahrheit, als der Censor. 

Die einen Schranken der Preszfl'eiheit sind gemein
sam für alle Veröffentlichung durch die Presse; andere be
ziehen sich nur auf die po li ti s ehe Presse im eigentlichen 
Sinne, insbesondere auf politische Zeitungen, BroschUren
Literatur und Placate. Bei dieser nämlich ist die Ruhe und 
'Vohlfahrt, daher auch das Recht des Staats unmittelbar, 
im übrigen nur mittelbar betheiligt. Ueberdem hat die po
litische Presse weder die Absicht noch den Charakter, der 
Erkenntnisz und Verbreitung der Wahrheit als solcher zu 
dienen, wie die zahlreichen wissenschaftlichen Werke jeder 
Art, noch das Privatleben zu erheitern , zu verschönern wie 
die schöne Literatur, sondern sie nimmt ihrer Natur nach 
an den Bewegungen und Kämpfen der Politik einen vor
nehmlich durch diese bedingten Theil, und ist in ganz 
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vorzüglichem Sinne auch zu einer Partei macht geworden, 
die in unserm Jahrhundert, den Kriegsschaaren vergleich
bar, mit allen Waffen des Geistes für bestimmte Plane und 
Bestrebungen streitet, und täglich ihre kleinen Schar
mützel, zuweilen auch grosze nachwirkende, obwohl un
blutige Schlachten liefert. Der Staat musz diese eigenthüm
liehe Bedeutung der politischen Presse beachten, weil sie 
ihm ans Leben geht. 

Die ganze Presse musz die allgemeinen Schranken des 
Rechtes, und die individuelle Freiheit musz die Rechtsord
nung der 'Velt, in welche sie nun um ihrer Aeuszerung 
willen übertritt, achten. Daher darf sie weder in der Form 
noch in dem Inhalte der Aenszerung die Rechtssphäre des 
Staats oder der Individuen verletzen. Der Gesetzgebung liegt 
die Sorge ob, das im Einzelnen nach den verschiedenen . 
Richtungen zu normiren , und die Preszvergehen, je nachdem 
sie die Majestät und Sicherheit des Staates seIhst oder die 
öffentliche Sittlichkeit oder die Ehre der Personen und die 
Ruhe des Familienlebens verletzen, mit Strafe zu bedrohen. 

Eine umfassendere und nähere Sorge aber erfordert die 
politische Presse. Vor allen Dingen ist es Sache der 
Staatsregierung, fortwährend genau und vollständig die man
cherlei Richtungen, die ganze 'l'hätigkeit und die Wirksam
keit der politischen Literatur. in Gutem und Bösem zu be
obachten, und je nach Umständen diese zu benutzen oder 
ihr zu begegnen. Die Einrichtung eines Censoramtes in 
solchem Sinne, einer Inspection und theilweise Direction der 
politischen Presse würde eher an die römische als an die nun 
abgeschaffte Büchercensur der letzten Zeiten erinnern. Es 
wäre fürwahr eine ebenso ehrenvolle als nützliche Aufgabe 
angesehener l\Iänner von wissenschaftlichem Rang und poli
tischer Einsicht , den Staat fortwährend in Kenntnisz zu er
balten von den Strömungen der öffentlichen Meinung und 
den mannichfaltigen Bedürfnissen, die sich in derselben kund 
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geben, und die nöthigen Entgegnungen und Aufklärungen 
in der Presse von Seite des Staates hinwieder vorzubereiten. 
Gegenwärtig fehlt es noch meistens an einer derartigen In
stitution, und der daherige J\Iangel in dem modernen Staats
organismus hat schon sehr schwere Nachtheile für den Staat 
zur Folge gehabt. Würden die Staaten soviel Au fm er k
samkeit, Kosten und Ehre auf die gesammte politische 
Presse verwenden, als gewöhnlich auf ein einziges Garde
regiment, so würden sie ~ sicher von jener mehr Stärkung 
ihrer Macht und Sicherung ihrer Ruhe und Wohlfahrt zum 
Danke empfangen, als ein ganzes Armeecorps in der Regel 
ihnen zu bieten vermag. 

Im übrigen kommen folgende Schranken der politischen 
. Literatur zur Sprache: 

a) Die Nothwendigkeit von Oautionen der Unterneh· 
mer von Zeitungen, nicht verwerflich als eine Garantie der 
Solidität eines für das öffentliche politische Leben bestimm
ten Institutes. 'Ver diese nicht zu leisten vermag, der soll 
sich auch nicht anmaszen, das grosze "\Vort auf dem offenen 
Markte der WeH zu führen. Ist eine politische Zeitung in 
irgend einer bestimmten Richtung wahres Bedürfnisz, SO 

wird es ihr gelingen, auch die nöthige materielle Grundlage 
ihrer Existenz und damit auch die Oaution aufzubringen. 
Wenn aber creditlose Menschen durch jene Schranke gehin
dert werden, als politische Lehrer und Führer sich vorzu
drängen, so liegt diese Zurückweisung derselben durchaus im 
Interesse des Staates, und es widerfährt jenen nur ihr Recht. 

b) Das Oon cess ionen sys tem für die Herausgabe 
von Zeitungen hat das ernste Bedenken gegen sich, dasz das
selbe leicht miszbraucht werden kann, um jede Opposi
tionspresse unmöglich zu machen, und so die Preszfrei
heit auf dieser Seite vollständig zu lähmen. Es ist daher 
nur insofern verträglich mit der Idee·der Preszfreiheit, als 
die Bewilligung nicht willkürlich verweigert werden darf, 
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sondern sobald gewisse allgemeine für alle Parteien gleiclH~ 
Bedingungen vorhanden sind, gewährt werden musz. Es ist 
schon der Vorschlag gemacht worden, dasz nur solchen In
dividuen gestattet werden sollte, als Redactoren einer Zei
tung regelmäszig öffentlich zum Volke zu reden, welche 
eine wissenschaftliche Prüfung in der Jurisprudenz oder 
Staatswissenschaft bestanden und so sich über ihre Befähi
gung ausgewiesen haben. 8 Allein selbst wenn es möglich 
wäre, .solche Prüfungen von einem ungebührlichen Einflusse 
der Sympathie und Antipathie der im Staate herrschenden 
Partei frei zu erhalten, so würde doch unvermeidlich eine 
solche Einrichtung dem Zopfe der Schule verfallen. Eher 
dürften für die Z ci tungsred actoren die nämlichen Eigen
schaften verlangt werden, welche der Staat für die G e
schwornen oder Deputirten oder Beamte fordert. Die 
Redaction einer Zeitung ist zwar ein freier, aber ein so eminent 
politischer Beruf, der an Bedeutung und an Einflusz auf die 
Staatswohlfahrt sehr viele öffentliche Aemter überragt, dasz 
nicht Jedermann für würdig und fähig gehalten werden 
kann ihn zu üben. Es sollten daher jedenfalls nicht gerin
gere Ansprüche an die persönliche Tüchtigkeit und Solidität 
der Redactoren gemacht werden, als an die Männer, welche 
die genannten politischen Functionen übernehmen. 

c) In neuerer Zeit hat die Staatsgewalt in verschiede
nen Ländern, zuerst in Frankreich mit heftig wirkendem 
Erfolg die Maszregel der Suspen sio n oder Un terdrücku ng 
einer Zeitung nach vorausgegangener mehrmaliger Verwar
nun g eingeführt. Durch dieselbe wurde wohl dafür gesorgt, 
dasz die Regierung jederzeit eine wirklich gefährliche oder 
verderbliche Richtung der Presse unterdrücken könne; aber 
nicht ebenso wurden dafür Garantien gewährt, dasz die be
rechtigte Freiheit der Meinungsäuszerung und der Opposition 
fortbestehe. 'Wenn der Fortbestand der Journale von der 

• Zöpfl, D. st. R. S. 304. 
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Gnade der Regierung abhängt, sO ist der Inhalt der Jour
nale ebenso von dem Willen der Regierung abhängig, 
und die Preszfreiheit besteht nur dem Namen nach. Die 
wahre Aufgabe ist aber, die Sicherheit des Staates zu ver
binden mit der freien Bewegung der Parteien und der In
dividuen, nicht bald jene, bald diese zu opfern. 

d) Häufig werden die Zeitungsblätter mit einer S te m
pe I g e b ü h r belegt, sogar in dem freien England. Diese 
l\Iaszregel hat voraus die fiscale Bedeutung einer Einnahms
quelle für die S~aatscasse. Daneben kann sie auch das Auf
kommen von ganz niedrig gehaltenen für den Pöbel berecll
neten Zeitungen einigermassen erschweren, zuweilen verhin
dern. Aber staatswirthschaftlich ist sie durchaus nicht zu 
rechtfertigen, da sie einen einzelnen Erwerbszweig, der 
überdem nur in zweiter Linie von ökonomischer Natur ist, 
im Vergleich mit andern Berufsarten ganz übermäszig be
lastet und geradezu zu einer unwürdigen Besteuerung der 
freien l\Ieinungsäuszerung wird. 

e) Eine praktisch sehr wichtige und wohlbegründete, 
gerade dem 'Vesen der Preszfreiheit zusagende Schranke 
derselben ist die Anerkennung des Recht es jeder in einer 
Zeitung angegriffenen Person, oder Behörde, sich in dem 
nämlichen Blatte und vor dem nämlichen Publicum zu ver
theidigen. Wer an der Spitze eines öffentlichen Journals steht 
und für sich selber die Preszfreiheit in ausgehntem Sinne stets 
in Anspruch nimmt, soll in besonderem Masze auch die Frei
heit der Andern, ebenfalls ihre Meinung zu äuszern, respec
tiren und hat er einen Andern in seinem Blatte öffentlich ange
griffen oder angreifen lassen, so hat er gerade dadurch die 
öffentliche Vertheidigung desselben hervorgerufen und er ist 
diesem und dem Publikum gegenüber verpflicht.et, diese Ver
theidigung da zuzulassen, wo' sie in der Regel allein möglich 
und wirksam ist. Die Erwiederung in andern Blättern näm
lich hilft in sehr vielen Fällen wenig, weil dann die Verthei

http:verpflicht.et
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digung nicht vor dem nämlichen Publicum geführt wird, vOr 
welchem der Angriff geschehen ist, und ist überdem häufig 
nicht möglich, da andere Redactoren nicht immer ein In
teresse und gewöhnlich auch nicht die Pflicht haben, ihre Spal
ten dem persönlichen Streite zu öffnen. 9 

f) Strengere Maszregeln gegen pseudonyme Angriffe sind 
auch schon in einzelnen Ländern verfUgt worden, 10 helfen 
aber wenig. 

g) In Zeiten der Staatsnoth, wie in Kriegszeiten oder 
wenn offener Aufruhr droht, . werden der politischen Presse 
gegenüber auszerordentliche Beschränkungen nöthig und 
gerade darum zulässig. Werden solche Ausnahmsbeschrän
kungen durch die Verfassung oder die Gesetzgebung nicht 
vorgesehen und möglich gemacht, so ist die doppelte Gefahr 
unvermeidlich, dasz entweder der Staat um deszwillen 
groszen Schaden leidet und: die Noth desselben vermehrt 
wird, oder dasz in Form der ungesetzlichen Willkür dennoch, 
sei es von oben oder von unten her, der Preszfreiheit fac
tisch ein Ende gemacht wird. Das letztere trifft gewöhnlich 
ein. Zwar steht dann die Garantie der Preszfreiheit auf dem 
Papier. Aber wehe dem, der es wagt, im Widerspruch mit 
den heiszen Leidenschaften der gerade herrschenden Macht 

, Ganz gut z. B. §. 17 des österreichischen Preszgesetzes: "Der 
Herausgeber einer periodischen Druckschrift ist schuldig, jede amtliche 
Berichtigung der darin mitgetheilten Thatsachen in das zunächst nach 
deren Empfang erscheinende Blatt (Nummer) oder Heft kostenfrei aufzu
nehmen. Andere Berichtigungen von Thatsachen von Seite der Angegrif
fenen ist der Herausgeber in gleicher Art jedoch nur iusoferne unentgelt
lich aufzunehmen schuldig, als der Umfang der Entgegnung den Umfang 
des Artikels nicht übersteigt, auf welchen sich die Entgegnung bezieht. 
Ist aber diesz der Fall, so sind für die mehreren Zeilen, die nicht das 
Zweifache des angreifenrlen Artikels übersteigen dürfen, die gewöhnlichen 
Einrückungsgebühren zu zahlen. Im Falle der Verweigerung ist der 
Herausgeber durch den Staatsanwalt zur Aufnahme zu verhalten." 

10 Schon der Kaiser Augustus (Sueton, Octav, 55) "censuit, cognos
cendum posthac de iis, qui libelloB nut carmina ad iufamiam cujusquam 
sub alieno nomine edant." 
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eine Meinung zu äuszern, welche dieser verhaszt ist oder 
gefährlich scheint. Besser daher, es werde die doch unvermeid
liche Beschränkung in den 'Vegen des Gesetzes angeordnet. 

h) Der Anschlag von PI aca ten politischen Inhalts 
darf füglieh unter die unmittelbare Aufsicht der Polizei gesetzt 
werden, denn (las ist nicht mehr einfache freie Meinungsäusze
rung, sondern die Form schon spielt in das Gebiet der Procla
mation üb~r, welche der öffentlichen Autorität allein zusteht. 

Fünftes Capitel. 

D. Schutz des Hausfriedens und des freien Verkehrs. 

1. Eine der schönsten Rechtsideen, welche in den ger
manischen Rechten zur Verwirklichung gelangt ist, und eine 
der wichtigsten Freiheiten, welche der Staat dem Individuum 
gewähren kann, ist die Anerkennung und der Schutz des 
Hausfriedens. I Innerhalb der Umzäunung seines Hofes 
und innerhalb der Mauern seines Hauses soll sich Jeder 
völlig sicher fühlen vor fremder Gewalt, da Ruhe finden 
vor der Strömung und Brandung des bewegten und feind
lichen Lebens, da sein eigener Herr sein. Das Haus umgibt 
und schützt das Individuum und seine Familie ähnlich, wie 

I Lex Bajurar. X, 2, §. 2. "Nemo ingrediatur alienam dOllum per 
violentiam, quia hoc scandalum generat." Freiburger Stadtrecht von 
1120 c. 42: "Si quis burgensem in propria area vi invaserit vel temere 
domi quesierit, quicquid ei (d. h. dem Eindringling) mali fecerit, non 
emendalJit." Asrgabach V, 2: ,,'fhit is thi eros ta kere, and thi warth 
mit ethon bisweren, that allera monna hwek fretho hede binna hovi and 
binna huse bi twam iechtiga ielden and bi twam hundreda merkon. " 
(Diesz ist die erste KUr und die wurde mit Eiden beschworen, dasz Je
dermann Friede habe innerhalb des Hauses bei zwiefacher kund barer Busze 
und zweihundert Marken.) Vermehrter Sachsenspiegel 1I, 1 pr.: 
"Eyn iczlich man in sinen vier pfelen und wenden sol vordirlichin vrede 
habin mit grosim und mit starkem rechte. Wan uswendig frieheit und 
frede des huses ist das nymant dem andirn des tages noch des nachtis in 
sin hus lauffin sal noch keinem obirlast mit Worten noch mit Werken 
thun sal." 
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der Leib die Seele; es ist gewissermaszen der künstlich er
weiterte Leib des Menschen. Daher wird mit Recht jede 
Beleidigung und Kränkung einer Person und ihres Rechts, 
die überhaupt strafbar ist, härter gestraft, wenn sie ihr 
in ihrer Wohnung angethan worden ist, und dafür gesorgt, 
dasz auch die Organe der Staatsgewalt selbst nur unter ge
wissen Voraussetzungen und nur mit groszer Schonung der 
Freiheit und Ruhe des Hausherrn sein Hau s be t re te n 
und darin theils N ach forsch u ngen vornehmen, theils 
überhaupt amtliche Handlungen vornehmen dürfen. 

Die alterthümlichen Vorschriften, welche das römische 
Recht aus der Zeit der Republik und das ältere deutsche 
Recht 2 für den Fall der Haussuchung wegen eines Diebstahls 
festgesetzt hatten, sind Zeugnisse für die Ehrfurcht dieser 
Rechte vor dem Hausfrieden. Selbst der fr emd e Verfolgte 
konnte, wenn er von dem Herrn des Hauses aufgenommen 
worden, Schutz vor seinen Verfolgern finden in dem unan
greifbaren Heiligthum des Hauses, und Zeit gewinnen, um 
selbst den Nachforschungen des Riehters zu entgehen.:I Das 
Asylrech t, welches die Kirche im Mittelalter auch den 
Verbrechern gewährte, die sich in die heiligen Räume ge
flüchtet hatten, beruhte auf dem nämlichen Gedanken, und 
nur noch höher als der Hausfriede des freien Mannes wurde 
der Kirchenfrieden des Gotteshauses geachtet. 4 Den hohen 

2 Jak. G r i m m. D. Rechtsalterth. S. 639" thei! t zahlreiche Belege 
aus den Quellen mit. 

a Sehr deutlich in dem Freiheitsbrief von Ingolstadt v. J. 1312: 
"Wer einen Schaden thut, kommt er flüchtiger zu eines frommen Mannes 
Haus, derselbe fromm Mann durch seines Hauses Ehre soll er ihn 
bergen und ihm hinhelfen. Kommen seine Feind hinnach, vor denen soll 
er ihn bergen und beschirmen so best er mag. Kommt der Richter hin
nach oder seine Bothen, dem soll er aufthun sein Haus und soll sie den 
lassen suchen; und soll doch jenen hin helfen ob er mag und ist niemand 
darum keine Busz schuldig." - Wer aber "einen "verbotenen" Mann 
hauset und hofet, der gibt dem Richter 5 Pfund und 60 Heller Busze. 

'Lex Bajut'ar. I, 7, 1: "Si culpabilis aliquis confugium ad Eccle
siam fecel'it, nullus eum vi abstrahere QUSUS sit, postquam januam Eccle· 
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Werth, den die Ellgländer auf ihr freies Hausrecht legen, 
hat der grosze eh a t ha m in einer Parlamentsrede mit den 
berühmten 'Vorten geschildert: "Der ärmste Mann kann in 
seiner Hütte alle Streitkräfte der Krone herausfordern. Sie 
mag verfallen sein, ihr Dach den Einsturz drohen, der Wind 
durch ihre Ritzen blasen, Sturm und 'Vetter ihr Spiel damit 
treiben, aber vor dem König von England ist sie sicher. Alle 
seine Macht scheitert an der Schwelle des elenden Bauwerks.5 

Auch die neueren Verfassungen haben oft wieder den 
alten Grundsatz dadurch geehrt, das sie die Haussuchun'g 
durch nähere ~ die Freiheit und Sicherheit des Bürgers 
schützende Vorschriften beschränkten. 6 

2. Nahe verwandt und groszentheils in dem Schutze des 

siRe intraverit." Schwabenspiegel c. 277 (Wackernagel): "Als ein 
mensche swer ez ist, iht getuot; unde kumet ez in die kirchen, da sol 
im nieman niht inne tuon. man sol ez ouch dar üz niht ziehen. wann 
man soll got an im fiirhten unde die kirchen an im ~ren durch got." 

& Daher das englische Rechtssprüchwort: "my houseis mycastle." 
Vor Zeiten war: "Mein Haus meine Burg" auch ein deutsches Sprüch
wort. Wiener Stadtrecht von 1221, §. 26: "Volumus ut unicuique civium 
domus sua sit pro munitione et commansionariis Buis et cuilibet fugienti 
vel intranti domum. " 

6 Vgl. oben Cap. 3, Anm. Portugiesische Verfassung §. 145,6: 
"Jeder Bürger hat in seinem Hause ein unverletzliches Asyl: bei Nacht 
darf man es ohne seine Einwilligung nicht betreten, aus zer im Falle einer 
Hülfsforderung von innen, oder im Fall einer Feuers - oder Wassernoth 
von aus sen her; und bei Tag soll der Eintritt in das Haus nur in den 
durch das Gesetz bestimmten Fällen uI)d Formen erlaubt sein." Hollän
dische §. 153: "Niemand darf in die Wohnung einer Person wider ihren 
Willen eintreten, es sei denn auf Befehl einer Gewalt, die durch das Ge

_setz berechtigt ist solche Befehle zu ertheilen, und indem er die in dem 
Gesetze festgestellten Formen befolgt." Belgische §. 10: "Die Wohnung 
ist unverletzlich; eine Haussuchung kann nur stattfinden in den Fällen, 
welche das Gesetz voraus bezeichnet und in der Form, welche es vor
schreibt." Griechische §. 8. Norwegische §. 102: "Haussuchungen 
dürfen nur in criminellen Fällen stattfinden." Oesterreichische Grund
rechte v. 1849, §. 10: "Das Hausrecht ist unverletzlich. Eine Durchc 
Buclmug der Wohnung und der Papiere' oder eine Beschlagnahme der 
letzteren ist nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen zuläs
sig." Preuszische Verf. § . .6 ebenso. 
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Hausrechts inbegriffen ist die Achtung des Staats vor dem 
sichern und ausschlieszlichen Besitze, den das Individuum 
an seinen Papieren übt. Es ist das in vorzüglichem Sinne 
ein persönliches Rechtj des letztern, denn das dingliche 
Eigenthum an den Papieren kommt nur wenig in Betracht, 
viel wichtiger ist der Inhalt derselben, welcher gewisser
maszen zu der geistigen Atmosphäre des Menschen gehört. 
Eine Besc h lagnah m e läszt sich daher nur rechtfertigen, 
wenn ein erheblicher Verdacht eines Verbrechens vorhanden 
ist und nur unter Beachtung schonender Formen. 7 

3. Ebenso die Achtung des Briefgeh:eimnisses auch 
für die Briefe, welche der Staatspost 8 von den Privaten 
zur Beförderung anvertraut sind. Die geheimen Cabinette~ 
in welchen die Polizei den Inhalt der Privatcorrespondenzen 
zu erspähen suchte, waren daher durchaus verwerflich, denn 
sie miszbrauchten jenes Vertrauen und frevelten an der 
Freiheit des individuellen Verkehrs. Beides ist des Staats 
unwürdig, der berufen ist, die öffentliche Moral und das 
Recht der Personen zu schützen. 9 Nur der Krieg oder ge
richtliche Untersuchungen im Strafprocesz können eine Be
schränkung solcher persönlicher Freiheit rechtfertigen. 

4. Das Ueberwachen häuslicher Gesellschafts
kreise und das Ausspioniren der Privatgespräche von 
Seite der Polizei ist nicht weniger eine l\Iiszachtung der 

7 Siehe die vorhergehende Note. 
8 Vgl. oben Buch X, Cap. 3, S. 231. 
9 Portugiesische Verf. §. 145,25): "Das Geheimnisz der Briefe 

ist unverletzlich. Die Postverwaltung ist für jedes Vergehen gegen diesen 
Artikel streng verantwortlich." Holländische §.154: "Das Geheimnisz 
der der Post oder andern öffentlichen Einrichtungen zur Versendung an
vertrauten Briefe ist unverletzbar, ausgenommen auf Befehl des Richter .. 
in den durch das Gesetz vorgeschriebenen Fällen." Belgische §. 22. 
Schweizerische Bundesverf. §. 33. Oesterreichische Grundrechte 
v. 1849, §. 11: "Das Briefgeheimnisz darf nicht verletzt, ~nd d.ie Be
schlagnahme von Briefen nur in Kriegsfällen oder auf Grund ewes flchter
lichen Befehles vorgenommen werden." Preuszische §. 33. 



508 Zwölftes Buch. Freiheitsrechte. 

individuellen Freiheit und verdient wieder die Verachtung, 
womit die öffentliche Meinung solche Unwürdigkeit verfolgt. 

5. Endlich ist auch die Au fn ö t h i gun g einer dem 
Individuum verhaszten Gesellschaft, z. B. die polizeiliche 
Begleitung eines ehrbaren Reisenden, der nichts verschuldet 
hat, mit der Achtung wahrer Freiheit unvereinbar. Die 
Humanität erfordert sogar, dasz Untersuchungsgefangene in 
dieser Beziehung, soweit es möglich ist, in ihrer Individua
lität geachtet und nicht ohne dringende Noth gebildete Män
ner mit verworfenen und rohen Kunden der Gefängnisse 
zusammen gesperrt werden. Es ist nicht möglich, alle Ver
stösze gegen das Recht der Persönlichkeit durch die Gesetz
gebung zum Voraus zu untersagen, und das gesetzliche 
Verbot bietet überdem nur eine schwache Garantie. Ist aber 
der Geist humaner Freiheit in einer Nation einheimisch und 
kräftig geworden, so wird dieselbe auch in den mannichfaltigen 
Erscheinungen des praktischen Lebens zur 'Vahrheit werden. 

Sechstes Capitel. 

11. Politische Freiheitsrechte. 

A. Von der Rechtsgleichheit. 

Der Begriff der Rechtsgleichheit ist uralt. Die Wage 
hat von jeher als das Symbol der Gerechtigkeit gegolten, 
die Wage, welche mit gleichem Gewicht miszt; und alles 
Recht hat einen ursprünglichen Zug nach idealer Gleichheit, 
wie das Wasser einen elementarischen Trieb in sich hat zu 
gleicher Höhe. 1 Das menschliche Recht beruht vorerst auf 
der menschlichen Rasse, und die ist allen gemeinsam, als 

t Euripides Phönicierinnen bei Schiller m, 105: "Gleichheit knüpft 
Den Blutsverwandten mit dem Blutsverwandten, 
Den Freund zusammen mit dem Freund und Länder 
Mit Ländern! Gleichheit ist das heilige Gesetz 
Der Menschheit." 
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solche in Allen gleich. Diese einfache Wahrheit, welche 
auch der Staat in seiner Rechtsordnung achten musz, ist' 

aber in alter, und in ganz besonderem Masze in der neue
sten Zeit durch leidenschaftliche Anschwellung und einseitige 
Uebertreibung häufig zu so breiter Lüge entstellt worden, 
und es haben sich an dieselbe so grobe und verderbliche 
Miszverständnisse und Irrthümer angesetzt, dasz dieselbe 
nur mit Anstrengung durch scharfe Sichtung und Reinigung 
wiederhergestellt werden kann. Die Ausbildung des moder
nen Staatsrechts ist durch die falsche Rechtsgleichheit 
sehr gestört, und die Staaten selbst sind vOn derselben mit 
schweren Krankheiten heimgesucht worden. Daher ist es 
für die Theorie und die Praxis gleich wichtig, die w a h r e 
Rech ts gl e ic h h ei t jenem trügerischen Scheine entgegen
zusetzen. 

1. Die sogenannte Gleichheit vor dem Gesetz,2 
die richtiger als Gleichheit vor dem Gericht bezeichnet 
würde, hat einen vortrefflichen Sinn. 'Wir verstehen dar
unter, dasz das Gericht Vornehme und Gemeine, Herren 
und Knechte, Reiche und Arme, alle gleich je in ihrem 
Rechte schütze, nicht etwa die einen begünstige, die andern 

2 Fra n z ö s i sch e Verf. von 1814, §. 1: "Die Franzosen sind vor dem 
Gesetze gleich, ihre Titel und Rang seien übrigens wie sie wollen." Dieser 
Satz, in welchem noch neben der Gleichheit auch der Verschiedenheit er
wähnt wird, ging dann in andere Verfassungen über, aber zuweilen ohne 
diesen Zusatz. So in die belgisehe §. 6: "Es gibt in dem Staate keinen 
Stanuesunterschied. Die Belgier sind vor dem Gesetze gleich." Sc h wei
zerische Verf. §. 4: "Alle Schweizer sind vor dem Gerichte gleich. Es 
gibt in der Schweiz keine Unterthanenverhältnisse, keine Vorrechte des 
Orts, der Geburt, der Familien oder Personen." (Der zweite Satz stammt 
aus der Mediationsverfassung Napoleons.) Portugiesische §. 145, 12) 
nach dem Vorbilde der französischen von 1795: "Das Gesetz ist für alle 
gleich, es mag schützen oder bestrafen j es belohnt je nach dem Verdienst .. " 
Oesterreichische §. 27: "Alle österreichischen Reichsbürger sind vor 
dem Gesetze gleich, und unterstehen einem gleichen persönlichen Gerichts

. 	stande." Preus 7.ische §.4: "Alle Preuszen sind vor dem Gesetze gleich. 
Standes vorrechte finden nicht statt." 
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vernachlässige, sondern Jt\den vollständig schütze. Der 
Niedere hat keinen geringeren Anspruch auf vollen Schutz sei· 
nes Rechtes als der Vornehme. Der geringfügige Besitz des 
Arbeiters an Kleidern und Werkzeug ist nicht weniger heilig 
als das reiche Waarenlager des Kaufmanns oder die Schlösser 
und Domänen der Fürsten. Sie erfordern alle gleichen 
Sc hut z gegen jede Verletzung. Diese Gleichheit ist eine 
Folge des groszen Rechtsprincips: Suum cuique. 

~. Die französische Revolution hatte den Satz als Men
schenrecht proclamirt: "Die Menschen werden frei und 
gleich an Rechten geboren und bleiben es." Für 
diese abstracte Gleichheit auch in der Art und der Zahl der 
Rechte glühten die Franzosen damals L und opferten dem 
unerreichbaren Traumbilde einer kranken Phantasie sogar 
die Freiheit, für die sie doch ebenfalls schwärmten. Auf 
dem Gebiete des Staatsrechts führt der Weg dieses Irrlichts 
durch die ausschweifendste Demokratie hindurch in den 
Sumpf der Anarchie, in welcher mit dem geläugneten Unter
schiede der Regierenden und der Regierten der Staat selbst 
unrettbar versinken musz; auf dem Gebiete des Privatrechts 
zur Auflösung der Familie, in welcher die Unterschiede der 
Geschlechter, der Eltern und der Kinder, der Herrschaft 
und des Gesindes bestritten werden, und zu dem Wahnsinn 
des Communismus, der den unvertilgbaren Unterschied der 
Individuen und ihrer Vermögenskräfte aufzuheben sich ver
geblich abmüdet, also auch da zum Untergange alles Rechts. 

Auch im Alterthum übten ähnliche Irrthümer eine Ge
walt aus, aber doch nicht eine so übermächtige wie in der 
neuern Zeit. Ari s tot eIe s schon hat dem Irrthum die 
Wahrheit in scharfer und klarer Formel entgegen gestellt, 
und doch begünstigt die Ausdrucksweise unserer neuen 
Staatsvorfassungen fast überall noch den erstern: "Inwie
fern die Mens ehen gl eich sind, ge bü hrt ihn en gl ei
ches Recht." "Unter gleichen Voraussetzungen 
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gl eiehe s Re c h t. "3 Dieser Gedanke ist freilich kein Hebel, 
um das ganze Staatsgebäude zu stürzen und die Trümmer 
auf der gleichen Fläche auszubreiten. Er ist auch kein 
Reizmittel, um die einen wider die andern aufzuregen. Aber 
er ist vor allen Dingen gerecht, und würde das positive 
Recht und die Praxis diese natürliche Aequitas jederzeit be
achten, so würde das beiden zu hohem Ruhme und den 
Völkern zu groszem Vortheile gereichen. 

3. Alle Menschen sind als Menschen sich gleich. 
Das ist gewisz. Die Menschennatur und die Menschenwürde 
ist der ganzen Gattung gemeinsam. Wir sind alle mit einem 
wesentlich gleichartigen irdischen Körper ausgerüstet, upd 
hinwieder alle mit einem unsterblichen Geiste, der in diesem 
Körper wohnt; wir alle sind mit der einen Seite unsers \Vesens 
Geschöpfe der Erde, mit der andern Kinder des göttlichen Gei
stes. Daher gibt es allerdings Rechte, die Allen wirklich gleich 
sind, wahre aus der menschlichen Rasse folgende Me n
schenrechte, sei es schon angeborene, sei es erst durch 
die gemeine Entwickelung der Cultur der Menschheit neu 
erworbene oder ausgebildete. So die meisten Rechte des 
Privatrechts, welches daher auch in hohem Grade und 
wie wir deutlich erkennen können, mehr und mehr den 
Charakter eines allen gleichmäszig zugänglichen und gemein
menschlichen Rechtes annimmt, wie die Rechte der Persön
lichkeit, der Verwandtschaft, des Eigenthums, des gemeinen 
Handels und Verkehrs. Weniger allgemein und gleich sind 
die po li t i sche n Rechte. Das ist aber nicht ein Mangel 
derselben, sondern der Natur des Staates gemäsz, denn dieser 

3 Aristoteles Pol. UI, 5, §.8: "Die Gleichheit gilt für gerecht, 
und sie ist es, nur nicht für Alle, sondern für die Gleichen. Auch die 
Ungleichheit gilt für gerecht, und sie ist es wieder, nur nicht für 
Alle, sonrlern für die Ungleichen. Die lIIenschen aber beachten das Ver
hältnisz der Personen nicht, und urtheilen darum falsch. Die Ursache 
dessen ist, dasz das Urtheil sie selber betrifft, denn wohl rlie meisten sind 
schlechte Richter in eigener Sache." 
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als eine 0 r g a ni s c h e 0 r d nun g der Gesammtheit selbst 
beruht wesentlich auf den U nt er s chi e den in dieser. 4 

Daher tritt hier das ungleiche Recht der Geschlechter und 
des Alters viel bedeutender hervor als im Privatrecht, und 
auch unter den Organen der Staatsmacht und unter den 
Staatsbürgern 'zeigen sich die wichtigsten nothwendigen oder 
wohlbegründeten Unterschiede der Berechtigung. Auch der 
Staat wird, und je humaner er wird, desto vollständiger in 
seiner politischen Einrichtung und Gestaltung, die gemein
same menschliche Natur aller seiner Glieder voraus ehren, 
und daher weder den Mächtigsten über diese Sphäre hinaus 
zum Gott erheben, noch den Schwächsten und Niedrigsten 
dem Thiere gleich stellen . .) Im übrigen aber wird er je 

, VergJ. oben Buch IV, C. 8, S.147. Cicero de Rep. I, 34: "Quum 
par habetur honos summis et infimis, qui sint in omni populo necesse est, 
ipsa aequitas iniquissima fit." Auch Hegel hat das eingesehen. Werke IX, 
S.150: "Vor dem Gesetz gelten allerdings alle Individuen gleich, aber 
Gleichheit im Staatsleben ist etwas völlig Unmögliches." V gl. auch Ben t
ham's Werke I, S. 554, der sich über die Gleichheitswuth der franzö
sischen Revolution als über eine arge Dummheit lustig macht, so sehr 
radieal er sonst selber ist. 

S Die etwas unrömisch gehaltene Rede, welche Dio Cassius (LU) 
(ten Agrippa zur Verherrlichung der Rechtsgleichheit halten läszt, sagt 
doch im Grunde nur das: "Die Rechtsgleichheit Cldovopia) hat nicht allein 
einen wohlgefälligen Namen, sondern ist auch in der That ein gerechtes 
Verlangen. Weszhalb denn sollten die, welche dieselbe Natur empfangen 
haben und dem nämlichen~Volksstamme angehören, die in denselben Sitten 
erzogen, nach den gleichen Gesetzen gebildet worden sind, und in gleicher 
Weise ihren Körper und ihren Geist dem Vaterlande weihen, nicht ebenso 
an allen Dingen gemeines Recht haben? Wie sollte sich unter diesen 
ein anderer Vorzug auszer der auf Tugend gegründete rechtfertigen lassen? 
Aus gleicher Geburt erwächst auch gleiches Recht. Wem dasselbe zu 
Thei! geworden, der erfreut sich dessen, wer desselben entbehren musz, 
den schmerzt der Verlust. Die ganze Menschheit, weil von den Göttern 
geschaffen und hinwieder zu den Göttern zurückkehrend blickt aufwärts, 
und will nicht in allen Beziehungen der Herrschaft eines' Einzelnen unter
worfen sein, und sträubt sich dagegen dasz die Mühen die Gefahren 
und die Verwendungen von allen gemei:lsam getragen da~egen die VOI'
theile einem Einzelnen vorbehalten werden." ' 
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nach den vorhandenen Gegensätzen in der Nation und je 
nach der Art seiner besondern Verfassungen mehr oder 
weniger Verschiedenheiten des Rechtes anerkennen, ohne 
dadurch irgend mit dem natürlichen Princip der Aequitas 
in Widerspruch zu gerathen. Es ist eine Eigenthümlichkeit 
der demokratischen Staatsform, dasz sie, die voraus auf 
gleichen Verhältnissen der gros zen Mehrheit ruht, vorzugs
weise auch allen Staatsbürgern möglichst gleiche politische 
Rechte einräumt; und eine Besonderheit der Aristokratie, 
dasz sie dagegen das höhere Recht der ausgezeichneten • 
Minderheit betont. Der wahren gleichen menschlichen Ge
rechtigkeit nähert sich jene aber nicht schon um ihres Stre
bens willen nach allgemeiner Gleichheit, sondern wie diese 
nur insofern an, als das natürliche Recht dort der Minder
heit, hier der untergeordneten Mehrheit der Bevölkerung 
ebenfalls je nach den wahren Verhältnissen geschützt wird. 
Die lauten Forderungen der objectiven Rechtsgleichheit auch 
in den politischen Rechten der Staatsbürger sind daher nicht 
etwa Folgerungen aus einem natürlichen und allgemein 
menschlichen Rechtsprincip, sondern Zeugnisse für die Macht 
des demokratischen Geistes in unserer Zeit, welcher in den 
Verschiedenheiten der ständischen Gliederung ein Hindernisz 
seiner absoluten Herrschaft erkennt, und aus gleichem 
Grunde auch die Eintheilung und Abstufung der Bevölkerung 
je nach Vermögen,· Alter, Bildung u. s. f. bekämpft. 6 

GE. Burke, Betrachtungen u. s. f.: "Glauben Sie mir, die, welche 
Alles niYelIiren wollen, fördern die wahre Gleichheit nicht. Alle Staaten 
sind aus verschiedenen Kreisen und Schichten der Bewohner zusammen
gesetzt, und ein Kreis musz übergeordnet sein. Die NiveIlirer (the level
lers) ~'erändern und verkehren daher nur die natürliche Ordnung der 
Dinge, sie werfen das gesellschaftliche Gebäude um, indem sie, was die 
Solidität des Baues als festes Fundament auf dem Boden erfordert, hoch 
in die Luft versetzen." Gentz über polit. Gleichheit in den ausgew. 
Schriften V, S. 241: "Die Ungleichheit, welche aus den persönlichen 
Kräften und Talenten, aus der Erziehung, aU8 dem erworbenen und selbst 
aus dem ererbten Reichthum herstammt, wurde lange mit einer gewissen 

ßI u n tschli, allgemeines StMltsfl'cht, 11. 



;314 Zwölftes Buch. Freiheitsrechte. 

4. Alle Menschen sind hinwieder als lndi vi duell 
u n gl eie h. Die gemeinsame Rasse verbindet die Menschen 
alle zu Einer Gattnng, die individuelle Besonderheit nnter
scheidet wieder jeden von dem andern. Da sind nie zwei 
völlig gleich, sogar die Zwillinge nicht, die gleichzeitig er
zeugt und getragen wurden. Das Recht musz die beiden 
Wahrheiten zugleich anerkennen und darf nicht einseitig 
weder die Gleichheit noch die Verschiedenheit allein beach
ten. Auch das Privatrecht thut das. Die Formen zwar 
des Vermögens z. B. sind für Alle dieselben, wie die kör
perliche Rasse für Alle die gleiche ist, aber diese Formen 
werden, wie der Körper von dem Geiste, so von der l\Iannich-

Schonung behandelt; nur die letzten Ausschweifungen des Fanatismus, 
nur die letzten l\lissethaten der Demagogie rissen sie endlich mit in den 
Strudel hinein. Aber die Unterschiede, welche mit der politischen Ver
fassung des Staats zusammenhingen, die Gradationen des Ranges, alles 
was äU8zere Auszeichnung, erbliche 'Würde, Familienansehen , Rang und 
Titel verlieh, konnte selbst ,"or den gemäszigten Grundsätzen nicht Gnade 
finden. Die Klagen über Distinctionen dieser Art sind um so grundloser, 
weil es noch nie eine Verfassung gegeben hat, und vielleicht keine geben 
kann, worin nicht die politische Ungleichheit der Bürger ein Fnndanien
talartikel gewesen wäre." Vergl. auch die kerngesunden Sprüche in dem 
Buche Jesus Sirnch C.38 und 39 über diese l\Iaterie. Z. B. 38, 25: 
~ 'Ver die Schrift lernen soll, der kann lwiner andern Arbeit warteIl , und 
wen man lehren soll, der musz sonst nichts zu (hun haben. 2G. Wie 
kann der der Lehre warten, der pflügen musz, und der gerne die Ochsen 
mit der Geiszel treibt, und mit dergleichen Werken umgeht, und weisz 
nichts, denn von Ochsen zu reden. 27. Er musz denken wie er ackern 
soll, und musz früh und spät den Kühen Futter geben. 28. Also auch 
die 'TIschler und Zimmerleute, die Tag und Nacht arbeiten. 35. Diese 
alle trösten sich ihres Handwerks, und ein jeglicher fleiszigt sich, dasz 
er seine Arbeit könne. 36. Man kann ihrer in der Stadt nicht entbehren. 
37. Aber man kann sie nirge~d hinschicken 'sie können der Aemter Ruch 
nicht warten, noch in der Gemeine regiereri." Der Gleichheitsdrang der 
ne~ern Zeit ~at eine relative Begründung in den mannichfaltigen Ungleich
heIten des r.!Jttelalters, die ihren früJleren Sinn verloren hatten. Dasz aber 
neben der Gleichheit der natürlichen Grundlage auch die Verschiedenheit 
de~ Entwicklun~ bel'e~htigt sei, hat selbst Mirabeau wohl begriffen. Le
WItz, Leben Mlrabeaus I, S.490. Vgl. Bluntschli Art. aristokratisch~ 
und demokrati$che Ideen im deutschen Staatswörterbuch. 
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faltigkeit des individuellen Lebens unendlich verschieden 
erfüllt, und so hat jeder wieder anderes Vermögen als der 
andere. Das S t a a t sr e c h t legt noch einen entschiedeneren 
Nachdruck auf diese Verschiedenheit. Die individuel1e Tüch
tigkeit und Fähigkeit übt in demselben nicht blosz den Ein
f1usz aus, dasz der Ausgezeichnete etwa eine gröszere Masse 
von Rechten erwirbt, wie der gewandte Kaufmann im Pri
vatrecht, sondern dasz gewisse Arten von politischen Rech
ten selbst, z. B. Beamtungen, Deputirtenstellen u. s. f. nur 
elen indivinuell Ausgezeichneten zukommen dürferi. 

Die Rechtsgleichheit und die Rechtsverschieden
hei t gehören somit zusammen. Unter gleichen Voraus
setzungen ist jene, unter ungleichen diese gerecht. 

Siebentes Capitel. 

B. Recht zu Peti tionen und !Beschwerden. 

Das Recht derßewohner eines Staats, sowohl der Staats
regierung als den übrigen verfassungsmäszigen Organen des 
Staats, namentlich auch dem gesetzgebenden Körper, theils
ihre Bi t te n und 'Vü n sehe, theiIs ihre B es ch werden 
vorzutragen über Verhältnisse, welche irgendwie in deren 
Competenz gehören, scheint so natürlich und zugleich so 
unverfänglich zu sein, dasz schwer zu begreifen ist, wie das
selbe noch in neuern Zeiten in europäischen Monarchien und 
Republiken mit entschiedener Ungunst betrachtet, und die 
Uebung desselben wie eine strafbare Neuerung und Anma
szung behandelt wurde. Wirklich grosze Monarchen haben 
VOn jeher offene Ohren gehabt für die Bitten und Klagen 
ihrer Unterthanen, und diesen die 'Vege eröffnet, zu ihnen 
zu gelangen. Und was VO? diesen gilt, das steht auch unter 
ähnlichen Voraussetzungen allen andern Organen des Staats 
wohl an. Es kann niesen nur erwünscht sein, wenn sie so 
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in Kenutnisz gesetzt werden von den Stimmungen und Be
gehren, durch welche die Gemüther bewegt werden, und 
gewisz ist es ein UelJermasz unmenschlicher Tyrannei, wenn 
die Regierten, für deren gemeine Wohlfahrt die Obrigkeit 
zu sorgen berufen ist, nicht einmal diese bitten und ihr kla
gen dürfen, während doch sogar der Sklave gegen den Herrn 
das in der Regel darf. In einem Staate, in welchem poli
tische Freiheit nicht eiue leere Phrase ist, versteht sich dieses 
Recht von selbst. Die neuern Verfassungsurkunden haben 
dasselbe häufig ausdrücklich nun gewährleistet. 1 

Natürliche Schranken des Petitionen - und Beschwerde
rechtes sind: 

a) dasz dasselbe nur von staatsrechtlich volljährigen 
Personen geübt werde. Das Recht ist ein persönliches, 
und kann daher nur wirklichen Pei'sonen zustehen, welche 
eine eigene Meinung haben, und zu äuszern im Stande sind. 

I In der Bill der Rechte vom Jahr 168!) 'wird es als ein altengli
sches Recht neu gewällrlcistet, ndasz es ein Recllt der Unterthanen ist, 
ihre Petitionen an den König zu richten, und dasz alle Verhaftungen und 
gerichtlichen Verfolgungen ilir solches Petitioniren ungesetzlich sind." 
Spanische Verf. §. 3. Portugiesische §. H5, 28: "Jeder Bürger 
kann schriftlich der gesetzgebenden oder "ollziehenden Gewalt Ansprüche, 
Klagen oder Bittschriften vorlegen, wenn sie irgend eine Verletzung der 
Verfailsung aufdecken, und dabei die wirkliche Verantwortlichkeit der 
Uebertreter bei der gellörigen Behörde auffordern." Holländische §.9: 
"Jeder Einwohner llat das Recht, schriftliche Bittschriften an die zustän
digen Behördell einzureichen, wenn sie persönlich, und nicht im Namen 
Mehrerer unterzeichnet werden; das letzte kann allein von Corporationen 
geschehen, welche /leset1<lich zusammengesetzt, oder als solc)le erkannt sind, 
und in diesem Falle nicht anders als. über Gegenstände, die zu ihren ge
setzlichen Wirkungskl'eiilen gehören." Belgische §. 21: nJeder hat das 
Recht, an die öffentlichen Behörden Bittschriften mit der Unterschrift von 
einer oder mehreren personen einzQreichen. Die eingesetzten Behörden 
haben allein das Recht, im gemeinsohaftlichen Namen Bittschriften einzu
reichen." Griechische §. 7, 8chweizerische Bundesvcrf. §. 47. 
Oes terrei chische Grundrechte VOn 1819, §. 6: "Das Petitionsrecht steht 
JederJjlann )\u. Petitionen unter einem Gesammtnamen dürfen nur von 
Behördenllnd ß'llset~lich anerkannten Körperschaften lI11sgeben." Preuszi
sche Verf. §, 32, 
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Als solche gelten z. B. willkürlich veranstaltete Volksver
sammlungen nicht. 

b) dasz der Inhalt der Petition oder Beschwerde in den 
Amt s be r e ich der angesprochenen Gewalt gehöre; 

c) dasz die Form derselben die Achtung nicht verletze, 
welche die Petenten oder BeschwerdesteIler der angesproche
nen Gewalt schuldig sind, noch über die Schranken des 
öffentlichen Anstandes und der guten Sitte hinausschweife. 

In neuerer Zeit sind die sogenannten Ans p r ach e n 
(Adressen) häufig an die Stelle der eigentlichen Petitionen 
getreten. Es sind das nicht Begehren und Bitten, sondern 
blosze Aeuszerungen der. Stimmung und Meinung, bald der 
Freude und des Dankes, bald der Unzufriedenheit und der 
Miszbilligung. Auch dagegen ist an und für sich nichts zu 
haben. Nur ist gerade hier, da leicht der Ansprechende das 
richtige Verhältnisz zu dem Angesprochenen übersieht, und 
in Miszachtung desselben verfällt, um so strenger auf die 
Form zu halten, und sind unbescheidene Zuschriften der Art 
nicht zu dulden. 

Ein Miszbrauch dieses Rechtes ist fast nie zu 'fürchten, 
wenn nur Individuen für sich petitioniren, eher wenn die 
Parteien durch Aufregung eines Petitionen- oder Adres
sensturmes die Massen sammeln, und nach dem bezeich
neten Ziele fuhren. Dann werden gleichartige Zuschriften 
VOn dem leitenden Ausschusse der Partei durch das ganze 
Land VOll Haus zu Haus verbreitet und um Unterzeichnung 
geworben. Auch eine blosze Parteimeinung kann unter 
Umständen so den Schein der Volksmeinung annehmen, und 
sogar zu solcher werden , und die Petition oder Adresse zu , 

einer groszen Autorität und Macht heranwachsen. Eine starke 
Regierung und selbständige KammerI~ werden freilich auch 
dann noch mit innerer Freiheit thun können, was sie für 
gerecht und gut halten; aber schwache Behörden werden 
sich auch, wo, ihre eigene, vielleicht bessere Ueberzeugung 
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in Kenutnisz gesetzt werden von den Stimmungen und Be
gehren, durch welche die Gemüther bewegt werden, und 
gewisz ist es ein Uebermasz unmenschlicher Tyrannei, wenn 
die Regierten, für deren gemeine Wohlfahrt die Obrigkeit 
zu sorgen berufen ist, nicht einmal diese bitten und ihr kla
gen dürfen, während doch sogar der Sklave gegen den Herrn 
das in der Regel darf. In einem Staate, in welchem poli
tische Freiheit nicht eille leere Phrase ist, versteht sich dieses 
Recht von selbst. Die neuern Verfassllngsurkunden haben 
dasselbe häufig ausdrücklich nun gewährleistet. 1 

Natürliche Schranken des Petitionen - und Beschwerde
rechtes sind: 

a) dasz dasselbe nur von staatsrechtlich volljährigen 
Personen geübt werde. Das Recht ist ein persönliches, 
und kann daher nur wirklichen Pei'sonen zustehen, welche 
eine eigene Meinung haben, und zu äuszern im Stande sind. 

I In der Bill der Rechte yom Jahr 168!! wird. es als ein altengli
sches Recht lieu gewährleistet, "dasz es ein Recht der UntertlIanen ist, 
ihre Petitionen an den König zu J'ichten, und dasz alle Verhaftungen und 
gerichtlichen Verfolgungen rur solches Petitioniren ungesetzlich sind." 
Spanische Verf. §.3. Portugiesische §. H5, 28: "Jeder Bürger 
kann schriftlich der gesetzgebenden oder yollziehenden Gewalt Ansprüche, 
Klagen oder Bittschriften yorlegen, wenn sie h'gend eine Verletzung der 
Verfaislmg aufdecken, u.nd dabei die wirkliclle Verantwortlichkeit der 
Uebertreter bei de~ gehörigen Behörde auffordern." Holländische §.9: 
"Jeder Einwohner hat das Recht, schriftliche Bittschriften an die zustän
digen Behörden einzureichen, wenn sie persönlich, und nicht im Namen 
Mehrerer unterzeichnet werden; das letzte kann allein von Corporationen 
geschehen, welche ~esetdich zusammengesetzt, oder als solche erkannt sind, 
lind in diesem Falle nicht anders als. über Gegenstände, die zu ihren ge
setzlichen Wirkungskreiimn gehören." Belgische §. 21: "Jeder hat das 
Recht, an die öffentlichen ßehörden Bit.tschriften mit der Unterschrift yon 
einer oder mehreren perSDnen einzureichen. Die eingesetzten Behörden 
haben allein das Recht, im gemeinsohaftlichen Namen Bittschriften einzu
reichen." Griechische S. 7, Schweizerische Bundes"erf. §. 47. 
Des terrei chische Grundrechte "On 1B19, §. 6: "Das Petitionsrecht steht 
Jedermann zu. Petitionen unter ejnem Gesammtnamen dürfen nur yon 
BehördCll und gßset~lich anerkannten Körperschaften ~Ilsgehen.« P re u s z i
sche Verf. §, 32, 
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Als solche gelten z. B. willkürlich veranstaltete Volksver
sammlungen nicht. 

b) dasz der Inhalt der Petition oder Beschwerde in den 
Amt s b er eie h der angesprochenen Gewalt gehöre; 

c) dasz die Form derselben die Achtung nicht verletze, 
welche die Petenten oder BeschwerdesteIler der angesproche
nen Gewalt schuldig sind, noch über die Schranken des 
öffentlichen Anstandes und der guten Sitte hinausschweife. 

In neuerer Zeit sind die sogenannten Ans p r ach e n 
(Adressen) häufig an die Stelle der eigentlichen Petitionen 
getreten. Es sind das nicht Begehren und Bitten, sondern 
blosze Aeuszerungen der.Stimmung und Meinung, bald der 
Freude und des Dankes, bald der Unzufriedenheit und der 
Miszbilligung. Auch dagegen ist an und für sich nichts zu 
haben. Nur ist gerade hier, da leicht der Ansprechende das 
richtige Verhältnisz zu dem Angesprochenen übersieht, und 
in Miszachtung desselben verfällt, um so strenger auf die 
Form zu halten, und sind unbescheidene Zuschriften der Art 
nicht zu dulden. 

Ein Miszbrauch dieses Rechtes ist fast nie zu "fürchten, 
wenn nur Individuen für sich petitioniren, eher wenn die 
Parteien durch Aufregung eines Petitionen- oder Adres
sensturmes die Massen sammeln, und nach dem bezeich
neten Ziele führen. Dann werden gleichartige Zuschriften 
von dem leitenden Ausschusse der Partei durch das ganze 
Land von Haus zu Haus verbreitet und um Unterzeichnung 
geworben. Auch eine blosze Parteimeinung kann unter 
Umständen so den Schein der Volksmeinung annehmen, und 
sogar zu solcher werden, und die Petition oder Adresse zu 
einer groszen Autorität und Macht heranwachsen. Eine starke 
Regierung und selbständige Kamme~ werden freilich auch 
dann noch mit innerer Freiheit thun können, was sie für 
gerecht und gut halten; aber schwache Behörden werden 
sich auch, wo ihre eigene, vielleicht bessere Ueberzeugung 
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dagegen spricht, vor dem Drange der öffentlichen Meinung 
beugen. Verbote und polizeiliche Verhinderung des Sam
melns von Unterschriften können daher in groszer Gefahr 
etwa nöthig werden, 'l sind aber immer miszlich, theils weil 
sie eine natürliche Volksfreiheit hemmen, theils weil sie die 
:Menge zum Beharren und zu gröszerem Eifer in der einge
schlagenen Richtung reizen. Besser ist es daher, wenn die 
Leiter des Staats zur rechten ·Zeit die geeigneten Maszregeln 
treffen, um das Gewitter zu zertheilen, oder, wenn es un
vermeidlich ist, den Sturm würdig zu bestehen. 

Achtes CapiteI. 

c. Das Ver ein s r e c h t. 

Das Recht der Bürger, zu Vereinen zusammenzutreten 
und gemeinsame Zwecke zu fördern, ist zunächst ein ein
faches Privatrecht, insofern diese Zwecke dem Privatleben 
angehören, z. B. literarische Unternehmungen oder geselli
ges Vergnügen, oder Uebung der 'Wohlthätigkeit betreffen. 
Eine schon in den natürlichen Rechtsverhältnissen begründete 
Regel, dasz dieselben der Genehmigung des Staats zu ihrer 
Existenz bedürfen, gibt es nicht. 1 Die germanischen Völker 
haben die Freiheit solcher Vereinsbildung fast zu allen Zei
ten und überall geübt. 

2 Rücksichten der Art hatten die eidgenössischen Stände schon 
1481 "l"eranlaszt, in dem sogenannten Stanzerverkommnisz alle "Anträge" 
zu verbieten, "wovon Schaden, Aufruhr oder Unfug en tstehen möchte," 
eine Verordnung, die indessen später oft zur Unterdrückung berechtigter 
Bitten und Beschwerden miszbraucht worden ist. Vergl. Bluntschli 
schweizer. Bundesrecht I, S. 154 tr. 

Der fr a n z ö si sc h e Code penal §. 291 hat eine solche Beschrän
kung aller Vereine, die über 20 lIIitglieder und periodische Versammlungen 
llaben, eingeführt. Sie wurde noch ausgedehnt durch das Gesetz yom 
10. April 1834. Verg!. Kli mrat h in der Zeitschrift von III it t e r mai e r 
VII, s. 44 ff. 

I 
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Eine besondere Berücksichtigung aber erfordern die p 0

litischen Vereine, deren Dasein und Wirksamkeit auf das 
politische Leben des Staats und des Volks nähere Beziehung 
hat. In England ist das Recht, auch solche Vereine zu bil
den, von Alters her anerkannt worden; auf dem Continente 
dagegen hat erst in neuester Zeit diese Volksfreiheit die 
Billigung mancher Staaten erlangt. 2 

Diese politischen Vereine sind in ihrem Innern den Ge
meinden ähnlich orgallisirt, in dem Staatskörper selbst aber, 
obwohl sie auf denselben nicht selten einen groszen Einflusz 
üben, und als eine Macht an dem Gange der Politik Theil 
nehmen, ein unorganisches Element. Um so weniger 
darf sich der Staat ihnen gegenüber gleichgültig verhalten, 
noch schutzlos denselben preisgegeben werden. Von einer 
Freiheit der politischen Vereine kann daher vernünftigerweise 
nur in dem Sinne die Rede sein, als damit die Sicherheit 

2 Belgische Verf. §.20: "Die Belgier haben das Recht, sich zu 
Gesellschaften zu vereinigen; dieses Recht darf keiner vorgreifenden Masz
regel unterworfen werden." Holländische §. 10: "Das Recht der Ein
wohner zur Vereinigung und Versammlung wird anerkannt. Das Gesetz 
regelt und beschränkt die Ausübung dieses Rechtes in seiner Beziehung 
zur öffentlichen Ordnung." Schweizerische Bundesverf. §. 46: "Die 
Bürger haben das Recht, Vereine zu bilden, sofern solche weder in ihrem 
Zweck noch in den dafür bestimmten Mitteln rechtswidrig oder staatsge
fahrlich sind. Ueber den IIIiszbrauch dieses Rechtes trifft die Cantonal
gesetzgebung die erforderlichen Bestimmungeu. " 0 e s terre ich i s c he 
Grundrechte v. 1849, §. 7: "Die österreichischen Staatsbürger haben das 
Recht, sich zu versammeln und Vereine zu bilden, insofern Zweck, Mittel 
oder Art und Weise die V ersamml Ilng oder Vereinigung weder rechts
widrig noch staatsgefährlich sind. Die Ausübung dieses Rechtes, sowie 
die Bedingungen, unter welchen Gesellschaftsrechte erworben, ausgeübt 
oder verloren werden, bestimmt das Gesetz." Preuszische Verf. §. 30: 
"Alle Preuszen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, welche den 
Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu vereinig~n. D~s 
Gesetz regelt insbesondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen SIcherheIt 
die Ausübung des _ Rechts. Politische Vereine können Beschränkungen 
und vorübergehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen 
werden." 
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und Wohlfahrt der groszen organisirten Vereinigung der 
Nation, die wir Staat heiszen, verträglich ist. 3 In der 
Rücksicht auf diese findet daher jene ihre Schranken. 

Im Einzelnen sind folgende nähere- Bestimmungen zu 

erwähnen: 
a) Politische Vereine, deren Zweck oder Mittel durch 

die Strafgese tzgebung verboten sind, oder überhaupt 
schon die gemeine RechtsordnUllg verletzen, sind 
nicht zu dulden. Diese Beschränkung wird allgemein zuge
standen, ist aber offenbar ungenügend. Ueberdem darf 

b) der Staatsregierung das Recht nicht bestritten 
werden, auch solche Vereine aufzulösen, die, ohne gerade 
dem Strafrichter zu verfallen, eine s t a a t s g e f ä h r li c h e 
Richtung verfolgen. Selbst wenn die Regierung hierin zu 
weit gehen und politische Vereine aufheben sollte, welche 
nicht wirklich 8taatsgefährlich, sondern blosz um ihrer Op
position willen gegen eine herrschende Parteirichtung unbe
quem sind, so ist das doch ein geringeres Uebel, als wenn 
durch die Lauheit und Schwäche der Regierung es den Ver
einen möglich gemacht wird, die Fundamente der Staats
ordnung zu untergraben, die Autorität der Staatsgewalt zu 
verdunkeln, und die Macht des Staates zu lähmen. Dem 
Individuum musz es frei stehen, eine Gesinnung zu haben 
und zu bekennen, welche mit den anerkannten Verfas
sungsgrundsätzen in directem Widerspruche steht; aber Ver
eine, die ein politisches Princip bekennen, welches unverein

a Der Republikaner Was hin g to n äuszerte sich in einem Briefe vom 
30. Sept. 1786 über die politischen Vereine: "Im Allgemeinen habe ich 
eben 80 viele schlimme als gute Erfahrungen von Gesellschaften erlebt, 
wie die, deren Verfassung Sie mir mittheilen. Sie sind eine Art Staat 
im Staate (imperium in imperio) und behindern die öffentlichen Maszregeln 
eben !!O oft, als sie dieselben unterstützen. Ich bin kein Freund solcher 
Vereine, aus zer wenn es sich um locale Maszregeln handelt, welche 
ganz oder zu grösserem Theile von dem Bezirk der einzelnen Grafschaften 
umschlossen- werden. U 
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bar ist mit dem Staatsprincip, z. B. republikanische Vereine 
in der Momil'chie, monarchische in der Republik, für den 
Communismus in einem modernen Cultul'staat, sind feind
liche Heere, die sich unter einer Fahne sammeln, um die 
Staatsordnung umzuwälzen. Eine Regierung, welche diesel
ben nicht zu bekämpfen wagt, wenn sie irgend gefährlich 
sind, leistet damit auf ihre Existenz im Princip V erzicht. ~ 

c) Abgesehen von dem Zwecke kann schon die Form 
eines Vereins grosze Bedenken erregen, und die Auflösung 
desselben rechtfertigen. Wenn derselbe nämlich die Einthei
lung des Landes und die Gliederung des Volkes nachbildend 
sich über das ganze Staatsgebiet oder ganze Provinzen ver
breitet, und einen innern Organismus hervorbringt, durch 
welchen die überall zerstreuten Vet'eille wie Gemeinden einem 
Bezirks - oder Kreisausschusse' untergeordnet, und diese hin
wieder von einem Centralausschusse geleitet werden, so er
scheint eine derartige Verbindung wie ein Staat in dem 
Staate, und selbst wenn der Zweck des Vereins löblich, und 
dieser sogar der Staatsregierung befreundet sein sollte, so 
kann die Existenz desselben doch im 'Viderspruch sein mit 
dem das ganze Volk umfassenden Staat. Die Vereins
macht concllrrirt dann mit der Staatsmacht, und die Vereins
regierung ist der Rival der Staatsregierung, oder mischt sich 

, Was hin g ton über die "demokratischen" Vereine in einem Brief 
vom 26. Aug. 17940: "Ich zweifle nicht, dasz mehrere Mitglieder dieser 
Gesellschaften gute Absichten haben, und wenig von dem wirklichen Plane 
wissen, aber es ist für die, welche den Charakter der Führer kennen, 
und ihre lIIanövers beachtet haben, nichts Unerwartetes, wenn ich behaupte, 
dasz dieselben von listigen und intriganten Menschen mit der ursprüng
Iicheu Tendenz gestiftet wurden, den Samen des Misztrauens und des 
Verdachtes gegen die Regierung unter das Volk zu streuen, und beifüge, 
dasz diese Lehren unaufhörlich Blüthen und Früchte hervorgebracht 
haben. Ich habe von Anfang an ausgesprochen, dasz diese Gesellschaften 
die Staatsordnung selbst in ihren Grundlagen erschüttern werden, wenn 
man dieselben nicht bekämpfe (freilich nicht durch Verfolgungen, wo
durch sie nur neue Kräfte gewinnen), oder wenn sie nicht bald durch 
die Enthüllung ihres Ursprungs und ihres Zwecks in !Iiszcredit kommen." 
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mit dieser so, dasz diese ihren rein.en Staatscharakter 
verliert, und zu bloszem par te ii s c h e mOl u b I' e g i m e n t 
herabsinkt. 

d) Auch über solche politische Vereine, welche wedel' 
rechtswidrige Zwecke verfolgen, noch staatsgefährlich sind, 
und sich auch in zulässiger Form bewegen, hat doch die 
Staatsregierung ein natürliches Recht der Aufs ich t; denn 
da ihr die Leitung der ,öffentlichen Dinge anvertraut ist, so 
hat sie auch das Recht ~ Verbindungen, welche sich damit 
ebenfalls befassen, zu überwachen, und darauf zu sehen, 
dasz dieselben nicht die Schranken erlaubter Theilnahme 
überschreiten. Sie kann daher begehren, dasz ihr die Sta
tuten der politischen Vereine und die Namen der Vorsteher 
mitgetheilt werden, Einsicht in die Protokolle verlangen, 
und ftir ihre Verordneten den Zutritt zu den Verhandlungen 
fordern. Solche Vereine sollen die Oeffentlichkeit nicht 
scheuen, und geheime politische Vereine sind immer ver
dächtig. 

Neuntes Capitel. 

D. Die Volksversammlungen. 

Es ist hier nicht von organischen Volksversammlungen 
die Rede, wie sie in den antiken Republiken und in den 
germanischen Staaten des frühern Mittelalters abgehalten 
wurden, oder wie sie noch in den Landsgemeinden einzelner 
schweizerischer Demokratien vorkommen, sondern von frei
willi gen, nicht zu dem Staatsorganismus gehörigen, öffent- ' 
lichen Versammlungen beliebiger V 0 I k sm ass e n, deren 
Zweck die Man i fes tat ion einer politischen Meinung, eines 
Wunsches oder einer Forderung ist, wie wir sie in den Zei
ten politischer Aufregung in verschiedenen neuern Staaten 
sich plötzlich anhäufen sehen. Diese Volksversammlungen 
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sind offenbar eine demokratische Erscheinung, aber eine 
unorganische. Sie sind ihrer Natur nach weniger Volks-, 
als Partei vers a m ml un gen, und gewöhnlich werden sie 
zur Parteidemonstration benutzt. Zwar nimmt nicht 
blosz die Partei Antheil, sondern oft auch gröszere Theile 
des ,übrigen Volks, das nicht zum voraus schon Partei ge
nommen hat. Aber die Ei nl a dun g und die ganze L e i
tung derselben geht regelmäszig von einer Partei aus. Diese 
ist es, welche die Anordnung bestimmt, die Vorschläge ma
chen und begründen läszt, für die Redner, zuweilen auch 
für die Bravorufer sorgt, und die Ausführung des Beschlos
seIlen übernimmt. Gewöhnlich bemächtigt sich die Partei 
einer populären Frage, und indem sie eine gefällige Fahne 
aushängt, und die ihrigen _in Bewegung. versetzt, sammelt 
sie so um sich her gröszere Schaaren. Auch eine Menge 
Indifferenter und nur Neugieriger wird herbeigelockt, und 
hilft das Gewicht der Masse vergröszern. Ist die Leitung 
geschickt und das Ziel klar , treten Redner auf die Bühne, 
welche es verstehen, das Gemüth der Menge zu ergreifen 
und zu stimmen, sO entwickelt sich leicht während der 
Volksversammlung ein g'ewaltiger Massengeist, der alle 
Einzelnen erfüllt und fortreiszt, und wie ein angeschwolle
ner Strom jeden Widerstand anders Gesinnter überfluthet 
und bricht. Die Menge verläuft sich zwar wieder, aber der 
empfangene Impuls geht mit ihr, und theilt sich in noch 
gräszeren Kreisen der Umgebung mit. Die Führer aber 
haben oft in Einer Stunde eine Autorität gewonnen, welche 
ihre bisherige Bedeutung vervielfältigt, und eine Macht 
'erObert, vor der zuweilen die bestehende Staatsregierung 
erzittert. 

Es gibt keine andere Offenbarung der öffentlichen Mei
nung, welche an Stärke und Gewalt dieser gleichkommt. 
In groszen Staaten freilich wird auch sie weniger gefähr
lich sein. Denn es wird in solchen immer nur ein kleiner 
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Theil der Gesammtbevölkerung daran Theil nehmen, und 
die Regierung hat über bedeutendere Mittel zu veriligen, 
um einem feindlichen Streben der Art entgegenzutreten. 
Aber sogar in dem freien Groszbritannien, in einem Staate, 
wo die Achtung vor dem Gesetz alle Schichten des Volks 
durchdringt, und eine mächtige Aristokratie die öffentliche 
Ordnung stützt, sind die von O'Connell geleiteten groszen 
Repealversammlungen der Irländer (die monster meetings) 
zu so 'einer furchtbaren Macht angewachsen, dasz die Re
gienmg genöthigt wurde, fernere Versammlungen der Art 
zu verbieten. 

In kleinen Staaten, und vorzüglich in Republiken, 
haben solche Volksversammlungen, wenn sie zahlreich be
sucht und energisch geführt. werden, eine Gewalt, welche 
leicht die ganze Staatsordnung erschüttert. Die Verwechse
lung liegt da sehr nahe, dasz die grosze um eine Partei 
geschaarte Menge das Volk selber, und dasz ihre ausgespro
chene Meinung" Volkswille" sei. Die unorganische Versamm
lung ist da auch geneigter, sich die oberste Macht im Staate 
anzumaszen, und der unmittelbaren Kundgebung ihres Ver
langens wagt die organische Stellvertretung des Volkes sel
ten zu widerstehen. Versucht sie es, so erfährt sie, dasz 
ihre Kraft gelähmt ist. Und doch ist diese Vorstellung mit 
jeder Staatsordnung , auch der rein demokratischen, nnver
träglich. Hätte jede Volksversammlung der Art die höchste 
Gewalt, so wäre das eine anarchische Ochlokratie, kein Staat 
mehr. Die Schweiz hat seit 1830 eine Reihe von Erfahrun
gen der Art gemacht. Viele Verfassungen und viele Regie
rungen sind dureh das Mittel solcher Volksversammlungen, 
und in entgegengesetzten Parteirichtungen gestürzt worden, 
weil sie zu sc~wach waren, um dem Anstosz eines so con
centrirten und gesteigerten Massengeistes zu begegnen. 

In ruhigen Zeiten kommen sie nicht leicht vor. Eine 
gewisse Aufregung und Gährung ist ihre natürliche Unterlage; 
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in kritischen Zeiten, wo die Leidenschaften der Parteien 
entzündet sind, und die Menge gereizt werden kann, er
heben sie sich mit vulkanischer Gewalt. Auch das Verbot 
ist dann gefährlich, wenn ihm nicht grosze :Macht Nachdruck 
gibt. Das Verbot des Reformbankettes in Paris hat die 
äuszere Veranlassung gegeben zu dem Ausbruch der Revo
lution, welche die Dynastie der Orleans, und das Königthum 
in Frankreich gestürzt. Das Gewährenlassen ist nicht weni
ger gefährlich. Die Schweiz und Deutschland im Jahr 1848 
wissen davon zu reden. Sind dieselben erlaubt, und werden 
sie von einer Partei benutzt, so haben die andern Parteien 
kaum ein anderes eben so wirksames Gegenmittel, als auch 
ihrerseits Volksversammlungen zu halten. Die Partei, die 
sich nicht trauen darf, der Gegenpartei auch auf diesem 
Gebiete gegenüberzutreten, ist für den :Moment besiegt. 

Zwei Systeme lassen sich den Volksversammlungen ge
genüber staatsrechtlich wohl begründen. Das eine ist Ver
bot derselben als Regel, 1 Erlaubnisz im einzelnen Fall 
durch die Regierung als Ausnahme. Es ist das freilich 
auch ein ziemlich sicheres Mittel, dieselben ganz zu beseiti
gen. Für kleinere Staaten verdient dieses System darum 
den Vorzug, weil dort die Gefahr für die Sicherheit der 
Staatsordnung, für die Autorität der organischen Stellver
tretung des Volkes selbst, und für das Ansehen der gesetz. 
lichen Staatsgewalten ein gröszeres Uebel ist als der Vor
theil, welchen die Volksversammlungen gewähren, sei es, 

I Für die Schweiz Stanzerverkommniez von 1481, §. 8: "Wir 
sind ouch übereinkommen, das ouch fiirbashin under uns und in unser 
eidgenoszschaft weder in stetten noch in lendern nieman dheinerlei sun
derbarer gefarlicher gemeinden sammlungen oder anträg, davon 
jeman schaden, vfruor oder unfuog erstan möchten, weder heimlich noch 
offentlich fürnemen noch thuon sol one willen und erlouben einer berren 
und oberen." In neuerer Zeit haben zwar die schweizerischen Ver
fassungen darüber Stillschweigen beachtet, aber factisch sind die Volks
versammlungen seit 1830 als erlaubt angesehen worden. 
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weil sie auch als Ventil dienen können, um einer vorhande· 
nen Gährung Luft zu machen, sei es, weil sie zuweilen der 
Ausdruck einer berechtigten öffentlichen Meinung sind, wirk
liche Uebel in der Staatsleitung an den Tag bringen, und 
deren Beseitigung fördern. Die organischen Mittel der Ver
tretung des Volkes in dem gesetzgebenden Körper der Ge
richtsverfassung, der Petitionen, der Gemeinden und· Indi
viduen, und ähnliche Garantien sind so wirksam, wenn sie 
richtig benutzt, und mit Energie gehandhabt werden, dasz 
eine so gefährliche Demonstration keineswegs nothwendig 
erscheint. 

Das andere System, in gros zen Staaten vorzüglich mit 
starker Regierungsmacht unbedenklich - ist Freihei t der 
Volksversammlungen als Regel, Regierungsverbot als 
Ausnahme. 2 Auch jene Freiheit bedarf übrigens der Be
schränkung: 

a) mit Bezug auf die Form der Versammlung. Unbe
waffnetes Erscheinen wird fast überall gefordert, mit Recht, 
weil die Partei, zum bewaffneten Heere gesammelt, und von 
den eigenen Parteiführern gehetzb-, die gemeine Staatsordnung 
zu heftig bedroht; 

b) mit Rücksicht auf den 0 rt derselben. Für die Frei
heit der Berathungen und Abstimmung in den organischen 
Versammlungen des repräsentativen Körpers (der Kammern, 
Nationalräthe u. s. f.) ist es in hohem Grade bedenklich, 

2 Bel gis c h e Verf. §. 19: "Die Belgier haben das Recht, sich fried. 
lieh und ohne Waffen zu versammeln, gemäsz den Gesetzen, welche die 
Ausübung dieses Rechtes bestimmen können, ohne es jedoch einer vor
gängigen obrigkeitlichen Erlaubnisz zu unterwerfen. Diese Verfügung 
bezieht sich nicht auf die Versammlung unter freiem Himmel, welche 
gänzlich den Polizeigesetzen unterworfen bleibt." Preuszische §. 29: 
"Alle Preuszen sind berechtigt, sich ohne vorgängige obrigkeitliche Er
laubnisz friedlich und ohne Waffen in geschlossenen Räumen zu versam
meln. Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen unter 
freiem Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitliche Er
laubnisz der Verfügung des Gesetzes unt.erworfen sind." 
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wenn in ihrer Nähe die lauten und oft leidenschaftlichen 
Stimmen aufgeregter Volksversammlungen sich vernehmen 
lassen. Daher auch in dieser Beziehung dus Erfordernisz 
einer gewissen Entfernung vOn dem Sitze eines solchen Körper.<:. 

c) Das Erfordernisz einer vorherigen Anzeige des ein
ladenden Ausschusses bei der Polizei üoer Zei t, Ort und 
Zweck der ausgeschriebenen Volksversammlung, verbunden 
mit der Angabe der Mitglieder des leitenden Ausschus
ses, und der Benennung der bestellten Redner wird 
ganz passend hinzugefügt; denn wo so grosze und offene 
Demonstrationen oeabsichtigt werden, sollen die Führer we
der sich noch ihren Zweck vor dem Staate wie Verschwörer 
verbergen, und dieser sich zur rechten Zeit rüsten können, 
um je nach Umständen zu verfügen, was die Sicherheit des 
Staates erheischt. 

d) Das Recht der Aufsicht des Staats während der 
Versammlung, auch durch Beauftragte der Regierung an 
schicklicher Stelle, versteht sich von selbst. 

e) Wenn irgend nach den Umständen Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit der Personen, des Eigenthums 
und der Staatsordnung zu besorgen, 'und doch diese nicht 
so grosz ist, um die Regierung zum Verbote derselben zu 
bestimmen, so ist die Abforderung einer eau tion 3 von Seite 
des Ausschusses der Volksversammlung für allen Schaden, 
der durch die Volksversammlung oder durch die an ihr 
Theil nehmenden Volkshaufen verübt werden sollten, wohl 
eines der am meisten praktischen Mittel, solchem Schaden 
zuvorzukommen, und die Regierung in ihrem Rechte, wenn 
sie sich so zum VOraus sicher stellt. 

3 In England ist der Grundsatz uralt, dasz die Bewohner eines hund
red für den Schaden einstehen müssen, der durch Zusammenrottung verübt 
wird. Vergl. auch Stat. 7 und 8. Georg IV, c. 12. Französisches 
Gesetz v. 23. Febr. 1790 und 2. Oct. 1795 bei lIIittermaiel', Zeitschr. 
VII, S. 26 tT. angezeigt. 
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Zehntes Capitel. 

E. Das Recht des Widerstandes. 

Ein geistreicher englischer Rechtsgelehrter hat den 
Wunsch ausgesprochen; die Fürsten und ihre Minister möch
ten den Widerstand der Unterthanen gegen tyrannische Ver
fügungen für Recht, . die Völker aber für Unrecht halten, 
und so jene die Veranlassung zu offenem Widerstand, diese 
den WIderstand selber vermeiden. Die Erfahrung auch in 
neuerer Zeit beweist, dasz jener Wunsch noch zu den from
men Wünschen gehört. 

Von dem einfachen duldenden Ungehorsam bis zu offe
ner und kriegerischer Empörung gegen die Staatsgewalt führt 
ein langer und gefährlicher Weg an den Abgründen vorbei. 
Einzelne Individuen sowohl als ganze Völker, die ihn ge
gangen, sind oft dabei verunglückt. Aber die Geschichte 
weisz auch von Fällen zu erzählen, wo auf diesem 'Vege 
die Rettung erlangt wurde aus unleidlicher Noth. Das Ge
richt, welches die Geschichte verwaltet, hat viele Unterneh
mungen der Art strenge verurtheilt, aber es hat auch andere 
mit dem Kranze eines stets frischen Nachruhms verherrlicht. 

Das Recht des Staats ist nicht ein absolutes über 
den Menschen, daher auch der Geh 0 r sam, welchen der 
Staatsbürger der Obrigkeit, der Privatmann der Staatsgewalt 
schuldet, kein absoluter. Wo das menschlich-irdische Recht 
an die Gränze seiner Macht gekommen, wo' das innere un
sichtbare Geistesleben in angeborener Freiheit waltet, da hat 
vorerst auch der staatliche Gehorsam sein Ende gefunden, 
und kein Individuum ist verpflichtet, so zu glauben, so zu 
denken, so zu fühlen, wie die Staatsgewalt etwa vorzuschrei
ben sich angemaszt hat. t 

I Vgl. darüber oben Buch VIII, Cap. 2" und oben Buch IV, Cap. 14, 
Note 15. In der Antigone von 730 ff. weist Sophokles wiederholt 
darauf hin: 
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Aber nicht blosz diese Gränze, welche schon bei der Er
schaffung des Menschen von Gott gezogen worden, hat der 
individuelle Gehorsam. Das Individuum ist der Staatsgewalt 
überhaupt nur insofern zum Gehorsam verpflichtet, als die 
Sphäre des Staates reicht; aber nicht mehr, wenn diese 
in die Sphäre des ~rivatrechtes nicht aus Staatsgründen 
noch da wo das Privatrecht dem Staatsrechte in wirklichem 
Conflicte untergeordnet ist, übergreift. Wohl darf der Staat 
über das Blut und das Gut seiner Angehörigen verfügen, 
wenn das nöthig ist zur Erhaltung des Ganzen.· Aber ~enn 
der Regent aus Laune mit dem Leben eines Unterthanen 
spielen wollte, oder nach seinem Vermögen gelüstete und 
willkürlich auf dieses griffe, oder sein Familienrecht antastete 
und sein 'Veib oder seine Tochter frevelIld ZUlU Genusse 
begehrte, so würde er hier offenbar nicht als Obrigkeit ge
bieten können, denn das wäre nicht Ausübung eines Regie· 
rungsrechtes, und der Bürger wäre hier in keiner 'Veise 
zum Gehorsam verpflichtet. Als Mensch tritt er hier dem 
Menschen entgegen, nicht als Unterthan der Obrigkeit. 

Aber auch innerhalb des Bereiches der Staatsmacht 
musz diese dem Rechte gemäsz geübt werden, und wider-·· 
rechtliche Gewalt ruft gegründeten Widerspruch hervor. Auf 
solchem dem Staate eigenen Gebiete ist indessen der letzte 
Entscheid in der Hand des Staates selbst, und der Einzelne 
kann demselben nicht auf die Dauer widerstehen. 

Die Formen des Nichtgehorsams und des Widerstands 
der Individuen gegen Unrecht, das ihnen von der Staats

nKreon: Soll denn die Stadt mir sagen, was ich ordnen soll? 

Hämon: Sieh doch, du redest allzusehr nach Knahenart, 

K.: Gebeut ein andrei' oder ich in diesem Land? 

H.: Die Stadt gehörend Einem nur, ist keine Stadt. 

K.: Nicht eigen wäre dem die Stadt, der ihr gebeut? 

H.: Wohl herrsche Du denn ganz allein im öden Land. 

K.: Ich irre, wenn mein Herrscherrecht mir heilig gilt? 

H.: Nicht heilig gilt dir's, wenn du höhnst der Götter Recht." 


1l1un tschli, alIjl;emcines Stantsrecht. 11. 34 
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gewalt zugemuthet oder angethan wird, sind sehr verschie
den. Unbezweifelt rechtmäszig ist: 

1. die einfache Versagung des Gehorsams, wo
mit passend Vorstellungen verbunden werden, welche das 
Recht des Individuums und das Unrecht des Staates klar 
machen und nicht selten die Gewalt. abhalten Unrecht zu 
thun, oder die Rechtsmittel, welche Verfassung und Ge
setz zum Schutze des Individuums diesem verliehen haben, 2 

dann der Protest, der diesz erlittene Unrecht bezeugt und 
die Gerechtigkeit. der Zukunft anruft. Christus· selbst hat der 
Menschheit ein groszes Vorbild hinterlassen, welches auch 
die zu stärken und mit freudiger Zuversicht zu erfüllen ver
mag, welche ihm ähnlich für das ewige Recht ihres Wesens 
die herbste Pein und selbst den Tod des Verbrechers erdul
den, ohne wider die höhere Gewalt der Obrigkeit zum 
Schwerte zu. greifen. 

2. Das positive römische Staatsrecht blieu dabei 
nicht stehen. Das Tribunat wurde geschaffen, um einen 
rechtmäszigen und geordneten Widerstand gegen 
widerrechtliche Gewaltübung der Magistrate nicht blosz zu 
Gunsten des in seinem Rechte verletzten Individuums, son
dern unter Mitwirkung der gesammten Plebes zu organi
siren. Die Tribunen waren berechtigt, nicht allein die dro
hende Gewalt durch ihr Veto zu hemmen und ihr so auch 
den äuszeren Schein des Rechtes zu entziehen, sondern wenn 
die Volksfreiheit gefährdet schien, die Plebes auch zur Ver
weigerung des an und für sich schuldiO'en Gehorsams in 

'" andern Dingen aufzufordern und zu ermächtigen um so die . , 
herrschende Aristokratie durch die allgemeine Noth und 

2 Cicero de Leg. 111, 3: "Justa imperia sunto,iisque cives. modeste 
ac sine recusatione parento. lIfagistratus nec obedientem et noxium civem 
multa "inclis "erberibus coerceto, ni par majorve potestas populusve pro
hibessit, ad quos provocatio esto. 1I1ilitiae ab eo qui imperabit provocatio 
ne esto. 
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Lähmung in die Schranken 'des bestehenden Rechtes zu 
weisen. Selbst aristokratisch gesinnte Staatsmänner 3 haben 
diese Institution trotz ihrer :Mängel zuweilen als eine Stütze 
des guten Rechtes und nationaler Freiheit angesehen. Es 
war das noch immer ein n e ga t iv e r 'Widerstand. Die 
Plebes griff 'nicht zu den 'Waffen, sie zwang die Obrigkeit 
nicht mit der Gewalt des Schwertes von dem Unrecht zu 
lassen. Aber sie ward der Pflicht des .Gehorsams entbunden, 
bis jene die Autorität des Rechtes, welches den ganzen Staat 
zusammenhielt, wieder achtete., Aber auch die Tribunen 
lernten ihre Macht miszbrauchen, und statt das niedere 
Volk in seinem guten Rechte zu schützen, fingen sie an, 
mit Hülfe seiner Leidenschaften das Recht des Staates 
und der obrigkeitlichen Gewalt ihrem Willen zu beugen, 
und brachten dann Unruhe und Verwirrung über den Staat. 

Zu Sparta war das Ephorat, dessen nächste Bestim
mung auch gewesen für die Freiheit des Volkes zu wachen 
und' dem JUiszbrauch, den die Könige von ihrer Gewalt 
machen würden, entgegenzutreten, noch schnel1er ausgeartet, 
und aus Wächtern für die Freiheit wurden die Ephoren bald 
lllitregenten der Könige. Sie waren berufen, die Verfassung 

2 Z. B. Ci cer 0, der den Grundsatz (de Legi b. IIl, 3); "Plebes quos 
pro se contra vim auxilii ergo decc~ creassit, tribuni {'jus Bunto, quod
que ii prollibcssillt, quodque plebem rogassint, ratum esto," näher motivirt 
de Legib. IlI, 10: nFateor in ista ipsa potestate inesse quiddam mali. 
Sed bonum quod est quaesitum in ea, sine isto malo non haberemus. 
Nimia potestas est tribuuorum plebis. Qnis negat? sed vis popnli mnIto 
vehemeutior multoque saevior, quae ducem quod habet, iuterdum Ienio!" 
est, quam si nullum haberet. Dux enim suo se periculo progredi cogitat: 
populi impetus periculi rationem sui non ,habet. At aliquando incenditur. 
- Et enim sacpe sedatur. Quod enim est tarn despcratum collegium, in 
quo nemo e decem sana meute sit? - Coucessa plebi a patribus ista po
testate, arma ceciderunt, restineta seditio est; inventum est temperamen
tum, quo tenuiores cum principibus acquari se putRrent: in quo uno 
fuit civitatis salus. _ Quamobrem sut exigentis reges non fuerunt: aut 
plebi re non verbo danda libertas, quae tarnen sic danda est, ut - aueto
l'itati principum cederet." 
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zu bewahren, und machten dann selbst einen tiefen Risz in 
das kunstvolle Werk. 

3. Auch das Mittelalter hat-seine Kräfte an der Auf
gabe versucht, zum Schutze des Rechts wider höhere Gewalt 
einen Widerstand zu ordnen. Es war aber in der Erfüllung 
derselben noch weniger glücklich als das Alterthum. Das 
Recht der Selbsthülfe schien von Alters her dem germa
nischen Charakter natürlich. Die Selbsthülfe war in der 
Vorzeit die gewohnte Form, wie der freie Germane sein 
Recht gegen jeden Angriff vertheidigte, die Nichtachtung 
desselben zu erzwingen suchte und für erlittene Unbill Rache 
nahm. In der fränkischen Monarchie zuerst waren die Ger
manen genöthigt worden, ein anderes Princip, das der staat
lich geordneten Gerechtigkeit als die höhere Regel an
zuerkennen. 4 Aber als das Reich Karls des Groszen sich 
auflöste, da zeigte es sich, dasz "der alte Trieb zur Selbst
hülfe noch nicht erstorben und die neue von der römischen 
Cultur überlieferte Staatsidee noch nicht in Geist und Blut 
der Völker übergegangen war. In dem Fehder e c h t des 
:Mittelalters wurde sie wieder erneuert. Wer sich stark ge
nug fühlte, sein geglaubtes Recht wider ungerechten Angriff 
mit dem Schwert in der Hand zu schützen und wider den 
Feind desselben die Fehde zu führen, der that es. Der 
Streit zwischen dem Könige und den Groszen , zwischen bei
den und den Städten des Reichs, zwischen dem Fürsten 
und den Ständen, über ihre gegenseitigen Rechte wurde 
daher nicht selten zum offenen Kriege der Parteien. Jene 
und diese sammelten und warben Truppen, und der Sieger 
in der Schlacht behielt das Recht. 

4. Der moderne Staat, der sich als Ganzes fühlt, er
trägt eine solche unbändige Selb6thülfe und den innern 
Krieg nicht, der aus jener folgt. Sie erscheinen ihm beide 
als Symptome der Barbarei nicht als . des, Schutzwehren 

4 Vgl. oben Bucb VIII, Cap. 1. 
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guten Rechts. Er musz daher im Gegensatze dazu das 
Princip bekennen: bewaffnete Selbsthülfe wider die 
Obrigkeit ist nicht erlaubt, auch dann nicht, wenn 
diese unrechtmäszige Gewalt übt. Aber musz er unter allen 
Umständen das Recht eines energischen und activen Wider
standes verdammen? Kann er nur den 'Viderstand zulassen, 
der der äuszersten' Gewaltthat mit dem schlichten Worte 
entgegentritt und dessen ganze Gegenwehr in der moralischen 
Erhebung des schuldlosen Duldens besteht? einen solchen 
Widerstand nur, welcher brutaler und verstockter Tyrannei 
immer den äuszern Erfolg läszt, und ganz allein auf die 
Offenbarung der göttlichen Gerechtigkeit vertraut? 

So lehrten allerdings die Theologen der englischen 
Hochkirche und die rechtsgelehrten Tories in den Zeiten 
Karls II. und Jakobs II. Jene beriefen sich auf die Ermah
nung des Apostels Pau 1 u s: "Jedermann sei untertllan der 
Obrigkeit, die Gewalt liber ihn hat," und legten die Stelle 
als absolutes Gebot aus. Sie betonten es mit Nachdruck, 
dasz Paulus die Christen so ermahnt habe, als der Tyrann 
Nero die 'Velt beherrschte und erklärten, kein Bruch des 
Rechts, kein Uebermasz von Grausamkeit und Willkür 
könne je die Unterthanen berechtigen ihrer Obrigkeit mit 
Gewalt zu widerstehen. Die Rechtsgelehrten aber führten 
überdem aus, dasz die Regel des Gehorsams schon 

. darum durch keine Ausnahme des erlaubten Wider
standes beschränkt werden könne, weil es nicht inöglich 
sei, eine sichere Linie zu finden zwischen den gewöhnlichen 
Zuständen, in denen die Regel gelte, und den auszerordent
lichen Fällen, für welche die Ausnahme gefordert werde. 
Besser sei . es daher, dasz die Gesellschaft auch ein grau
sames und liederliches Regiment ertrage, als dasz sie die 
Rebellion gutheisze, sobald nur die Rebellen den Glauben 
haben, dasz ihr Recht verletzt und der Druck den sie lei
den, unerträglich geworden sei, denn durch einen derartigen 
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Grundsatz würde die Sicherheit einer jeden Staatsordnung 
verletzt. 

Da die Erinnerungen an die vorausgegangenen Gräuel 
der Revolution und den frühern Despotismus der Gleich
macher noch frisch waren, und so lange die Tyrannei Ja
kobs Ir. nur die Dissenters und die Republikaner drückte, 
fand diese Lehre ziemlich allgemeinen Beifall. Als dann 
aber der König auch die Aristokratie in ihren Rechten ver
letzte, und die Hochkirche bedrückte, da neigte sich all
mählich die ganze Nation dem Princip der 'Whigs zu: "dasz 
äuszerste Unterdrückung den bewaffneten Wi
derstand rechtfertige;" und selbst die wenigen Tories, 
welche jede Ausnahme von der Christenpflicht des duldenden 
Gehorsams auch da noch im Princip verwarfen, lieszen doch 
die Rebellion factisch 'gewähren und hielten sich nicht für 
verpflichtet, auf Seite des bedrohten Königs zu streiten. 
Auch der Grundsatz des Widerstandes wurde nun wissen
schaftlich begründet. 5 Den Theologen wurde erwiedert, dasz 
die moralische Ermahnung des Paulus, der Obrigkeit zu 
gehorchen, weder ein Rechtsgesetz noch absolut zu verstehen 
sei. So sei ja auch geboten, im Frieden zu leben und nicht 
zu schwören, und doch sei ausnahmsweise der Krieg noch 
unvermeidlich und der Eidschwur unentbehrlich für die 
Sich~rheit des Rechts. Den Juristen wurde zugestanden, 
dasz es schwierig, vielleicht unmöglich sei, eine scharfe für 
Jedermann sichtbare Linie zu ziehen zwischen den gewöhn
lichen Fällen, wo der 'Widerstand strafbar und den auszer
ordentlichen , wo er erlaubt sei, aber nun auch entgegnet 
von andern Reclftsgelehrten, dasz überhaupt auf dem Gebiete 
sittlicher und rechtlicher Beul'theilung sich nicht immer so 
scharfe äuszere Gränzen ziehen lassen , und dasz Gutes und 

" Die höchst interessanten Verhandlungen darüber sind von Maca u
lay in seiner Geschicllte Englands unter Jakob H. mit vollendeter Meister
schaft dargestellt. 
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Schlechtes nicht so leicht sich unterscheiden lasse wie iu 
der Geometrie das Dreieck und der Kreis. Wer wollte aber 
das Recht der Nothwehr des Privatmanns darum läugnen, 
weil es schwer und sogar unmöglich sei, zum voraus für 
alle Fälle das 1\Iasz von wirklicher Gefahr zu bezeichnen, 
welches zu jener berechtige? Aehnlich verhalte es sich mit 
dem Rechte eines freien Volkes zum Widerstand gegen eine' 
tyrannische Regierung'wie mit der Nothwehr des Individuums 
gegen einen räuberischen Angriff. In beiden Fällen müsse 
das widerrechtliche Uebel grosz und ernst, in beiden 
alle gewöhnlichen und friedlichen Mittel der Abhülfe 
ver g e blich e rs eh ö p ft sein. In beiden werde eine 
schwere Verantwortlichkeit übernonlmen, und wem 
es nicht gelinge, die Noth und sein Recht klar zu machen, 
laufe um des Gebrauches so verzweifelter Gewaltmittel 
willen mit Recht Gefahr die härtesten Strafen erdulden zu 
müssen. Nicht leicht solle man die Ausnahme anerkennen, 
sie niemals zuzulassen sei aber in beiden Fällen unmöglich. 
Diese Lehre ist denn auch in England und NOl'damerika 
zur allgemeinen Geltung gekommen. 6 

Die französische Revolution hat auch da wieder die 

6 Lord Brougham Britisb constitution (angezeigt von Mohl in Mi t
termaiers Zeitschr. XVIII, S. 195) S. 103: nImmer müssen wir beden
ken, wie wesentlich für die Erhaltung der Verfassung der Grundsatz 
des Widerstandes gegen ungesetzliche Gewalt ist; wie nothwendig für 
Regierende und für Regierte es ist, die Ergreifung dieses iiuszersten Mit
tels als möglich anzusehen; allerdings eines äuszersten und deszbalb nur 
mit Umsicht zu gebrauchenden Mittels, allein immerhin einer im Bereich 
des Volkes liegenden Hülfe, eines Schutzes, zu dem dasselbe greifen kann 
und will, 80 oft seine Regenten eil zu seiner Selbstvertheidigung hiezu 
nÖthigen. Unsere Geschichte ist voll von Beispielen, welche uns lehren, 
Misztrauen i~ blosz gesetzliche Sicherheiten zu setzen; welche uns in 
Erinnerung bringen, dasz Richter, Parlamente und Minister, ebenso auc~ 
die Könige, schwache Menschen sind, die Spielbälle eigensüchtiger MeI
nungen, leerer Furcht oder unehrlicher Parteisucht ; und dasz das Volk 
nie sicher ist ohne den feststehenden Entschlusz bis zum Tode zu wider
stehen, so oft ein Eingriff in seine Rechte gemacht wird." 



536 Zwölftes Buch. Freiheitsrechte. 

Dinge auf den Kopf gestellt, und was nur als Ausnahme 
der Noth sich vertheidigen läszt, geradezu in eine r'egel
mäszige Aeuszerung erlaub,ter Volksgewalt umzu
wandeln versucht. Nach ihren Beschlüssen, denn Grundsätze 
sind das nicht, sollte so die Revolution selber als Staats
princip proclamirt und die Empörung wider die Obrigkeit 
als Bürgerpflicht geboten werden. 7 

Nur die wahre und ernste Not h vermag es zu recht
fertigen, dasz dem Bruch des Rechtes von Seite der Obrig
keit, welche .das Recht zu schützen berufen ist, gewalt
samer Widers tand von Seite 'der Regierten entgegenge
setzt, und so auch von unten, um die Volksfreiheit und das 
Volksrecht zu retten, das Grundgesetz eines jeden Staates, 
die Unterordnung der Regierten unter die Obrigkeit für. den 
Augenblick hinwieder nicht gehalten werde. Wo aber so 
der Gewalt die Gewalt entgegentritt, da ist die Wirksam
keit des Staatsrechtes gelähmt; und wie das Nothrecht der 
Regierung in äuszerster Gefahr des Staates, so ist auch 
dieses Nothrecht der Regierten ein Zeichen der Un
vollkommenheit aner menschlichen Rechtsordnung. Das 
Staatsrecht kann diese äuszersten Fälle. nicht wegläugnen, 
aber ebensowenig näher normire'u. Es kann dieselben mög
lichst zu beschränken und die natürlichen Gefahren dersel
ben zu vermindern suchen. Aber wenn so die Noth das 
Gebot durchbricht, und die Naturkräfte walten, dann ist 
das Staatsrecht an die Gränze seiner Herrschaft gelangt, 
und das höhere Sitten gesetz allein übt noch eine geistige 

Französische Verf. von 1793, §. 35: "Wenn die Regierung die 
Volksrechte verletzt, 80 ist der Aufruhr (l'insurrection) für das Volk 
und jeden Thei! des Volks die heiligste und unerläszlichste Pflicht." Ge
mäszigter in der Verfassung für Sicilien '\'On 1812, §. :W1: "Der sici
!innische Staatsbürger ist berechtigt, einem Jeden Widerstand zu leisten, 
der ihn, ohne vom Gesetz ausdrücklich dazu ermächtigt zu sein, mit 

. Gewalt oder durch Drohungen gegen seinen Willen etwas zu thun zwin
gen wollte." 

7 
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Macht, die über der rohen Gewalt thront, und sie ermäszigt 
und richtet. B 

I Unser Schiller hat im Tell dieses von der Revolutionswuth 
durchaus verschiedene Nothrecht in den Worten Stauffaehers würdig ver
treten: 

"Eine Gränze hat Tyrannenmacht, 

Wenn der Gedrückte nirgends Recht kann finden, 

Wenn unerträglich wird die Last - greift er 

Hinauf getrosten Muthes in den Himmel, 

Und holt herunter seine ew'gen Rechte, 

Die droben hangen unveräuszerlich 

Und unzerbrechlich, wie die Sterne selbst. 

Der alte Urstand der Natur kehrt wieder 

Wo JIlensch dem Menschen gegenüber steht -

Zum letzten Mittel, wenn kein andres mehr 

Verfangen will, ist ihm das Schwert gegeben 

Der Güter höchstes dürfen wir vertheidigen 

Gegen Gewalt - wir steh'n für unser Land, 

'Vir steh'n für unsre Weiber, unsre Kinder." 
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trbaristocratie I. 4.~9. 
Erbe hofrechtliches I. 13~. 
Erbfolgeordnung H. 35. 
Erbfürst 11. 25. 
Erbhonimter 11. 121. 
Erbbörigkeit 11. ~8. 
Erblichkeit I. 307. 
- des Adels I. 92. 113. 
- der Aemter 11. 120. 
- des Königthums I. 317.332. 
Erbmonarchie 11. 19 f. 
Erbrecht I. 41i3. H. 20. 27. 

politisches I. 81. 290. 
Erbschaft privatrechtliche 11. 

36. 
Erbschaftsgebühren 11. 392. 
Erbstände I. 8:1
Erbtochter 11. 35 Anm. 
Erbunterthänigkeit H. ~25. 
Erbverbrüderung 11. 30 Anm. 
Erbvermögen I. 51. 
Erbvertrag II. 29 Anm. 
Erflndungspatente lI.393.~3ti. 
Ergebung I. 219. 
Erheiterung des Volkes 11.188. 
Eroberung I. 206. 219. 
Erpressung 11. 130. 156. 
Ersatzmänner I. 44.!t. 
Erstgeburt I. 107. 
Erzeugung der Gesetze I. 481. 

des Staates I. 201. 
Erziehung öffentliche 11. 325. 
Esquires I. 107. . 
Etats generaux I. 127. 
Eupatriden I. 8~. 
Ewigkeit der Staatsverträge 

I. 12. 
Excommunication ll. 322. 
Execution der Strafurtheile 

H. 102. 
Existenz, Recht derselben 

11. 483. 
Expropriation 1.197 f. 11. 2H. 
Extraposten 11. 386. 

F. 

Fabrikarbeiter I. 1~1. 11. 43~. 
Fabrikation ll. ~31. 



542 Register. 

Fabriken staatliche 11. 37~. 'Fürstenthümer deutsche I. Gericht I. ~01. 489 r. 11. 107. 

Fabrikräth~ 11. ~35. 191. 193 f. 

Fabrikzeichen 11. ~:lli. Gerichtsbann J. 336. 3~5. 


Facultäten 11. 356. G. Gerichtsbarkeit H. 98. 23~. 

Facultätswissenschaflen 11. Gobella hereditaria I. 169. freiwillige 11. 210. 


367. Gaue I. 191. kirchliche I. 156. 11. 322. 
Fahrpost II. 385. Gaugrafen I. 111. 338. Gerichtsbc~athung 11. 207. 
Faits accomplis J. 20 f. Gebietserweiterung I. 179. Gerichtsgebühren 11. 391. 
Falkner I. 337. Gebietshoheit I. 18·~ f. Gerichtshöfe sOUl·eräne 11. 2. 
Falliten I. 172. Gebrauchsvermögen des Gerousie J. 291. 
Familie I. 30. 147 f. 11. 337. Staats II.327. Gesammterneuerung I. ~}6. 
Familienerbfolge 11. 28. Gp,bühren IJ. 129. 389 f. Gesammtministerium 11. H9. 
Familiengenossenschaft 1.1 Og. Gebundenheit landwirth- Gesammtstaat I. 4·\'. 208. 
Familiengesetze I. 10. schaftlicherGüterlI. ·\'28. Gesandte 11. 8~. 
Familienstiftungen J. 41,0. Gedankenfreiheit II. 49·\'. Geschichte politische I. 2. 
Familienverbindung r. 66. Gefalle 11. 389 r. Geschlechter I. 112. 122 f. 
Feaute I. 3c\,1. GefolgedesKönigsI.3~0.340. Geschworene I. 403. H. 99. 
Fehderecht 11. 197. 532. Gehorsam H. 131. 528. 219 f. 
Feste kirchliche 11. 318. Geistliche I. 109. 130. 452. Geschwornengericht II. 219. 
Feudaladel 1. 93. 11. 38. 396 Anm. Geschworncnliste II. 229. 
Feudalmonarchie I. 3,0. Geld II. MI. Geschwornenverfassung I. 
Feucrpolizei 11. 181. Geldbu,zen 11. 138. 392. 283. 
Fidelitas I. 341. Geldmacht I. 311. Gesellen 11. 430. 
Fides I. 91. Gemeindeämter I. 141. Gesellschaflen H. 311. 
Finanzgesetze I. 478. Gemeindeausschüsse II. 458. ' Gesellschaftspolizei 11. 187. 
Finanzhoheit 11. 10·~. 371 f. Gemeindebann II. ~71 f. Gesellschaftsvertrag I. 52. 
Finanzministerium II. 1 ~8. Gempindebeamte H. 45\1. Gesctz I. 2. 9. 261. 367. 39~. 
Finanzzölle Ir. 4-18. Gemeindebeschlüsse 1I. 4th. 456. 476 f. II. 16: 
Fiscus 1.3.34-6. Il. 65.74.238. Gemeindebürger I. 17jl. JI. Gesetzesauslegung I. 501. 
Förderungsbefehle 11. 102. 451. Gesetzesberathung I. 481. 
~'orensen I. 166. GemeindebürgerrechtIl.2.l.6. Gesctzesgiltigkeit I. ·l.87 f. 
Formensta8t I. 249 Anm. Gemeind0gut H. ~H. Gesetzgebung I. 2!l9. ~33. 
Foy I. 3~1. Gemeinden I. 123. 192. ·~39. 365. 456. 
Franc-homme r. 95. 11. 105. 24-5. 439. 4-48. Gesetzgcbungskörper I. 428.I 
Frauen I. ..157 f. 171. I Gemeinderäthe II. 458. ~70. 4-5~. 
FreIe I. 8". 117. IGemeindeversammlung !1. Gesundheitspolizei II. 180. 
- schöffenbare I. 112. 453. Gewalt I. ::166. 394 f. 
Freierklärung des Bergbaues Gcmeindovermögen 11. 4-71 f. gesetzgebende I. 400. 

ll. 380. Gemeindevorstand H. ~i.i3. innere H. 88. 
- der Neger I. 146. 457. obrigkeitliche Il. 116. 
Freiheit politische H. ~76 f. Gemeindewähler II. 468. richterliche I. ~01. 403 f. 

508. Gemeindewaldungen 11. 427. souveräne I. 3 l.9. 
Freiheitsbriefe I. 426. Gemeine I. 106. 412. _ Gewalttheorie I. 229. 
Freisassen I. 105. Gemeinfreie I. 85. H9. Gewerbeanstalten 11. 373. 
Freizügigkeit I. 167 f. Generaladvokaten H. 228. Gewerbefreiheit 11. 429.4-93. 
Fremde I. 162 f. II. 200. Generalprocuratoren 11. 228. Gewerbeordnung 11. 493. 
Fremdlingsrecht I. lö8. Generalstände I. 4'20. Gewerbesteuer 11. 402. 
Frevel II. 22l.. Genossengut II. 4i4-. Gewerhsbefugnisse 11. 2.\'7. 
Friedensbrecher II. 200. 22l.. Genossenschaften 11.245.311. Gewerbsbesitz II. 466. 
Friedensrichter H. 214. 443. Gewerbsconcessionen 11.393. 
Friedensschlüsse 1.188. II 85. Gentils-hommes I. 95. 98. Gewerbsmonopole I. .1.80. 
Friedlosigkeit II. 486. Gentlemen I. 129. Gewerbsschulen H. 3lS. 
Fronboten I. 317. Gentry I. 10·~. Gewissensfreiheit 11. 253. 
Fürsten I. 98. 109. 318. Geomoren I. 85. Gewissenssachen 11. 384. 
Fürstensouveränetät H. 9.18. GerechtsamenutzbareH. 377. Gewohnheit I. 13. 
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Gewohnheitsrecht I. 13. 
Gheuden I. 132. 
Gildgenossenschaft I. 123. 
Glaubensfreiheit 11. 2M. 
Glaubenssachen 11. 31~. 
Gleichheit I. 233.2H. 11.509. 
Goden I. 8t 205. 
Godorde I. 205. 
Gottesdienst 11. 263. 309. 
Gotteshausleute I. '133. 
Grafen I. 93. 98. 108.191. 
Grand - jury 11. 233. 
Grenzen I. 178. 199 Anm. 
Grenzzölle 11. 418. 
Groszding I. 4\7. 
Groszhandel 11. 4:J6. 
Groszrichter I. 417. 
Grundaristokratie I. 449. 
Grundbesitz I. 343. 411. MiO. 
Grundformen staatliche I. 

2\'6. 
Grundgeralle 11. 376. 
Grundgesetze I. 478. 
Grundherrscha ft I. 11}. 
Grundholden I. 134. 
Grundprincipien staatliche 11 

13.\'. 
Grundsteuer n. 402. 
Grundzinse 11. 376. 
Gültigkeit der Gesetze I. 488. 

H. 
Habeas - corpuS - Acte 11.1 09. 
Haftshefehle II. 491. 
Hagelversicherungen II. 422. 
Handänderungsabgaben 11. 

392. 
lIandelsfirmen 11. 438. 
Handelskammern n..\':n. 
lIandelsverkehr H. 436. 
Handwerke staatliche 11. 37'}. 
Handwerker I. 126. 132. n. 

4'l8. 
Hansestädte I. 208. 

Häresie H. 258. 

Hauptberathung I. 483. 

lIauptrassen I. 62. 

Hauptstädte 11. ~6·\'. 

lIauptstrassen 11. 41~. 

Haus der Gemeinen uno Lords 


I. 106. 412 r. 
Hausandacht 11. 263. 
I1ausbesitz 11. '66. 
Hausfrieden 11. 504.. 
lIausgesetze I. 10. n. 29. 

Register. 

IIaushäbigkeit I. 172. 

Haushalt königlicher 11. 65. 

Haus iren 11. 437.• 

Hausmeister I. 337. 

Haussuchung 11. 505. 

lIeer 1. 328. 11. 93. 162 r. 

Heerbann I. 335. 3!.5. 

Hegemon I. 209. 

lIeimath I. 162 r. 

Heloten I. 290. 306. 

Herkommen I. 13. 

Herren I. 109. 408. 

Herrenlose Sachen I. 186. 

Herrschaft 11. 55 f. 120. 

Herzoge I. 98.108 r. 110.191. 

Hilfskassen 11. 435. 

lIofadel I. 97. 111.. 

lIofceremoniel 11. 64. 

Hofleute I. 13·t 

Hofrecht I. 3,.,7. 

Hofstaat 11. 63. 

Hoftage I. 419 Anm. 

Hoheitsrechte I. 215. 36·\'. 11. 


235. 377. 
Homagium J. 94. 3l1. 
Honorati I. 408 Anm. 
lIörige I. 86. 131 f. 11. 4:H. 
IIospites I. 13.". 
Hulde J. ,\.\,1. 
Hungersnoth 11. 189. 
lIuntari I. 192. 11. 4\'2. 

llypothekaryersicherung n. 
~09. 

I. 
Ideokratie I. 240. 2\'6. 250. 

260. 26'}. 
Ideologie I. 2'1,. 
Idolokratie I. 240. 
hlolstaat I. 2.\9 Anm. 
Immunitäten 1.111. 480. 11. 

2<\2. 
Imperatoren I. 328. 
Imperium I. 37 Anm. 185. 

32'2. 396. 402. 11. 117. 
Indifferentismus staatlicher 

11. 303. 
Indigenat I. 165 r. 11. 2\'6. 
Individualadel I. 117. 
Individualherrschaft I. 326. 

361. 
Individualpolizei 11. 179. 
Individualregierung 11. 43. 
Individualstaat I. 2.\9 Anm. 
Individuen I. 162 f. 

Induciae mora toriae n. 102. 

Industrieausstellungen II.436. 

Initiative I. 365. 1i29. 462. 

Inländer I. 165. 

Innungen 1. 132. 11. .\30. 

Inselländer I. 182. 

Insignien I. 317. 

Instanzen 11. 222 r. 

Institution eines Staates I. 


216. 223. 
Institutionen I. 400. 
Instructionen I. 425. t.R'1. 
Intercession 11. 1n. 
Interregnum 11. 55. 
Interrex I. 321. 
Inruhestandsetzung 11. HO. 

1. 
Jagdregal 11. 381. 
Jägermeister I. 337. 
Jarl I. 83. 
Jehovah als König der Juden 

I. 257. 
Jesuitenorden 11. 297. 
Jezidi I. 251. 
Juden I. 176. 256 f. 
Judices 1. 403. 
Junta dos tres Estados I. M8. 
Jura quaesita I. 49\'. II. 50. 
Jurisdictio I. 396. H. 117. 
Jurisprudenz 11. 220. 
Jury I. 228. 
Jus aboliendi 11. 100. 

advocatiae H. 309. 
albinagii I. 168. 
devolutionis 11. 29. 
educendi I. 32~. 11. 106. 
jubendi 11. 106. 
majestatis circa sacra 11. 

a04.. 
rerormandi 11. 325. 
singulare I. .\80. 

Justitia (Groszrichter) 1.417. 
Justitium 11 102. 
Justiz 11. 182. 
Justizheamte 11. 117. 215. 
Justizhoheit 11. 98. 
Justizministerium 11. 148. 
Justizmord 11. 20 .. Anm. 
Justizsachen H. 234. 

X. 
Kaiser I. 225. 11.72. 288. 293. 
Kaiseridee I. ~2. 
Kaiserthum I. 307. 3H. 326 f. 
Kaiserwürde I. 338. 
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Kammeraunösung 11. 1:i~. 


Kämmerer I. 337. 

Kammergut H. 67 Anm. 

Kammern I. 363. 4.32. 11.152. 

Kammerpriisident I. 48~. 

Kantone I. 192. 

Kanzler I. 337. 

Karl I. 83. 

Kasten 1. 78 f. 253. 

Kauneute 1. 125. /i50. 

Kaufsaccisen ll. 392. 

Ketzer 11. 258. 

Kinder in Fabriken 11. /i33. 

Kirche 1. 6. 43. 4.05. 1l.106. 


18·t 250 f. 287. 
Kirchenbann H. 293. 322. 
Kirchengerichtsbarkeit I. 156. 
Kirchengut H. 324. 
Kirchenhoheit H. 304. 
Kirchenrecht 1. 6. 
Kirchenregiment ll. 30~. 
Kirchenstaat I. 260. 
Kirchenzucht ll. 258. 
Kleinhandel ll. 436. 
Klerus I. 4.09. 11. 289. 
Klima I. 181. 
Klöster ll. 319. 
König, besondere Befugnisse 

I. /i66. 
Königsbann I. 336. 
Königsfrieden I. :136. 
Königsheer ll. 168. 
Königthum I. 238. 293. :114.. 
Kopfsteuer ll. 397. 402. 
Kopfzahl I. 284.. /i37. 
Körper gesetzgebender I. 280. 
Kreise I. 191. 

Krieg 1. 206. 

Kriegserklärung H. 85. 

Kriegsminister 1I. 148. 

Kriegsordnung I. 318. 
Krondomänen 1I. 67. 
Kronländer I. 191. 
Kronvögte ll. 227. 
KShatryas 1. 80. 

. Register. 

Landbürger I. 278. 
Landesadel I. 115. 
Landesherren 1. 11.\. 
Landeshoheit I. 110. 1H.. 
Landeskirche ll. 302 f. 
Landgemeinde ll. 4.25. 4.51. 
Landgerichte 1. 192. 
Landgrafen I. 110. 
Landlerstaaten l. 183. 
Landnahme I. 206. 
Landsassiatus minus plenu5 

1. 166. 
Landschaft 1. 4.67 Anm. 
Landstandschaft I. 1n. 
Landstrassen H. M~. 
Landsturm H. 169. 

Landtage I. 388. 4.08. 419 Anm. 

Landwehr 11. 162 f. 166. 

Landwirthschaft 11. ~24. 

Legisten 1. 3~. 

Legitimation H. 33. 

Legitimität 1. 22. 

Lehen I. 93. 

Lehenboden 1. 102. 

Lehenkönigthum 1. 3.~. 

Lehensadel 1. 92 f. 

Lehensherr 1. 3~0. 

Lehensmonarchie 1. 339. 

Lehensrecht 1. 34.7. 
Lehensstaat I. 51. 101. 4.09. 
Lehenssystem I. 93. 
Lehensträger I. 411. 
Lehenstreue 1. 102. 34.1. 
LehensYerfassung I. 31. 
Lehrfreiheit ll. 358. 
Lehrmittel H. 347. 
Leibesfrucht, Schutz der

selben ll. 4.84.. 
Lernfreiheit H. 362. 
Lettres de cachet H. /i91. 
Lesung Wiederholte I. 486. 
Lex. 1. 4.76. 
- regia I. 327. 
- salica 1I. 31 Anm. 
Litan I. 86. 

Kunst 1. 4.05.11.106. 329 r. 336./ Literatur 1I. 368. 
Künstlerakademie 11. 3~9. 
Kur 1. 318. 11. 21. 
Kurfürsten deutsche I. 308. 
Küstenländer I. 182. 

L. 
Lady I. 108. 

Lagthing I. 385. U7. 

Land I. 31. 61 f. 178 f. 190. 


Loi 1. 4.56. 

Loos 1. 2a. H. 230. 

Lords 1. 104.. 107.4.10. 4.12 f. 

Löschanstalten 11. 181. 

Lossagung I. 212. 

Lotterieregal 1I. 383. 

Lucumonen I. 84.. 

Luxus H. M. 

Lykurg 1. 294. 


M. 
Macht I. 230. 
Magier I. 255. 
Magistrate I. 301. 396.11. ~59. 
Magna charta I. 10~. /i09. 
Majestät H. 11. 59. 
Majestätsbeleidigung ll. 61. 
Majestätsrechte H. 59 r. 69 f. 

30~. 

Major H. 4.62. 

~aires 1. 13~. 11. 4.58. ~60. 


Mäkler n. 211. ~37. 


~fandata de administranda 

justitia H. 102. 

Mannschaft deutsche 1. Ul. 
Mannschaftseid 1. 34.1. 
Mannsstamm H. 32. 
Mansionarius I. 337. 
Markgenossen 11. 4.53. 
Markgerichtsbarkeit ll. 224. 
Markgrafen I. 110. 
Marquis 1. 98. 108. 
~arschall I. 99. 337. 
Massengeist H. 523. 
~ediatisirung I. 220. 
Medicinalbeamte H. 181. 
Meere I. 1i9. 
Mehrheit 1. ~37. 
Meinungsäuszerung freie 11. 

/i9·~ f. 
Meister H. /i30. 
Menschenrassen I. 61 f. 
Menschenrechte H. 511. 
Menschheit I. 61. 
Merkmale historische dei 

Staates I. 30 f. 
Mestiers 1. 132. 
Methoden I. 24 f. 11. 3}7. 
Meyer 1. 134. 
Miethtruppen Il. 165 Anm. 
Militärdienstpflicht ll. 16~. 
Militärgerichte 1I. 203. 
Militärgewalt H. 162 r. 
Militärhoheit H. 93. 
MilitärsteIlen I. 397. 11. 118. 
~[ilites legales, Iiterati I. 98. 
Minderjährige 1. 171. 11. 51. 
Minister I. 371. 11. 90. H7 r. 
Ministeranklage 1. 473. 
Ministeria I. 132. 
Ministerialen I. 9·~.·112.132. 

Ministerien 1I. H8. 
Ministerpräsident H. 150. 
Ministerregierung I. 363. 37i 

Anm. 

http:107.4.10
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Ministenerantwortlichkeit U. 
80 f. 

Minores I. 4008. 
Mischung der Völker I. 69. 
Miszheirath 11. 33 Anm. 
Missi dominici I. 337. 
Mission staatliche I. 75. 

Missionen 11. 318. 

Miszregierung 11. M. 155. 

Mittelfreie I. 112. 131. 

Mittelstand I. 131. 

Modus tenendi parliamentum 


I. 4010 Anm. 4013. 
Monarchie 	I. 238. 2t3 Anm. 

2407. 3it. 3tO. 3~8 f. 355. 
361. 368. 390. 11. 10. 

Monogamie I. 150. 
Monopolien 11. 382. 
Moratprien H. 102. 
Morgana tische Ehe 11. 32. 
Mormonen 11. 306 Anm. 
Mosaische Gesetzgebung J. 

256. 
Motion I. t6t f. 
Motta I. 122. 
Mundherr I. 86. H2. 
Mündlichkeit 11. 208. 
Mundschaft I. 335. 
Municipalbürgerschaft 1 123. 
Municipalräthe 11. 1058. !t60. 
Münzrecht 11. !t11. 
Münzregal 11. 383. 

N. 
Nachbarwege 11. 40140. 
Nachfragen parlamentarische 

I. 4-82. 
Nachgänger 11. 227. 
Nachrichter 11. 227. 
Nachtvölker I. 62. 
Nahrungspolizei 1I. 179. 
Nation I. 70. 38. 
Nationalbank 1I. 4013. 
Nationalcongresz I. 281. 
Nationalgarde 11. 168. 
Nationalität I. 73 f. 
NationalkirchQ 11. 291 Anm. 
Nationalökonomie 11. 369. 
Nationalrath I. 97. 
Nationalwerkstätten II. 4022. 
Nationalwirthschaft 11. 399. 
Naturalborn sUbjects I. 163. 
Natur der Sache 1. 14-. 
Naturalisation I. 163 f. 
Naturstand I. 220. 

Register. 

NatufYolk I. 70. 

Negersklaverei I. 1ft5. 

Nichtigkeit H. t9. 

Niederer Adel I. 9t. in. 

Niederlassung I. 206. H. 1t89. 

Niederschlagung 11.100. 157. 

Nohiles I. 109. 

Nobili I. 305. 

Noblesse de robe 1. 98. 

Noblesse par lettres I. 98. 

Nomotheten 1. 267. 

Notare I. 130. H. 211. 

Nothrecht 11. 109. 

Noviciat II. 126. 


o. 
Obe I. 292. 

Oberamteieu I. 192. 

Oberaufsichtsrecht 11. lOt. 


314.. ~73 f. 
Obereigenthum des Königs 

I. 3102. 
Oberhausl.10!t. ~08.10~7.!tn. 
Oberrichter I. 401 t. 1t51. 
Obrigkei t I. 32. 123. 
Ochlokratie 1. 238. 
Occupation I. 186. 
Ode1sthing I. 385. !t·~7. 

Oeffentliche Sachen I. 196. 
Oeffentlichkeit 11. 20t f. 
Oekonomie politische 11. 369. 
Officiere 11. 118. 
Oligarchie I. 238. 
Omnipotence I. 10M. 
Opposition 1. 1t76. 11. 135. 
Oppositionspresse 11. 50.0. 
Optimaten I. 118. 296. 
Orden 11. 92. 176. 319. 
Ordnungen I. 10. 
Ordnungsstrafen 11. 138. 
Ordonnance I. ~6. 
Organe des Staates L 397. 
Organisation der Arbeit H. 

~30 f. 
Organische Gesetze 1. ~78. 
Organische Natur des Staates 

I. 33. 
Organische Natur der Völker 

1.66. 
Ostes I. 13·~. 
Ostracismus I. 275. 1t80. 

P. 

Papst H. 293 315. 
pächter I. 306, H. t25. 

BI u n tsch Ii, allgemeines Staatsrecht. 11. 

Packetpost 11. 385. 
Pairie I. ~50. 

deutsche I. 115. 
englische I. 108. 
französische 1. 100. 37t. 

Pairs de France I. 97. 

Papiere ll. 507. 

Papiergeld 11. .\07. !tU. 

Paragium ll. 68 Anm. 

Parentelen 11. 35. 

Parität religiöse ll. ~H2. 


Parlament, englisches I. 103. 

t07 f. !t09. 

- französisches I. 96. 
- lombardisches 11. .\70. 
- sicilianisches I. 3i8. 
Parlamentsadel I. 98. 
Parlamentsregierung I. 36:1. 

372 Anm.•27. 

Partheiclubbs 1. 48·~. 


Patente 11. 4029. 

Patricier, deutsche 1. -113. 


römische 1. 8·~. 87. 
schweizerische l. 278. 

Patrimonialprincip I. 3:13. 
Patrimonialstaat I. 51. 
Patronus I. 86. 
Paulus Apostel 1. 225. 
Pelaten 1. 86. 
Pension 11. 129; UO. 
Pensionirung H. 138. 
Perioden I. !t45. 
Peroiken I. 290. 
Personae regi gratae 11. 3'2'\ 

Anm. 
Personalunion I. 2-\0. 
Persönlichkeit der Gemeinde 

11. !t50. 
- des Staates I. 36. 
Petitionen I. !t62. ~65. 11. 

.515. 
Petitionsrecht 1. 3. 11. 515. 
Pfalzgraf 1. 110. 337. 11. 73. 
Pfleger öffentliche 11. 116. 
Pfründen 1. 1n. 
Placate 11. 5M. 
Placet ll. 315. 
Plebes I. 31. 118. 
Plutokratie I. 311. 4oU. 
Podeste 11. .\61. 
Polen I. 220. 
Police judiciaire 11. 18~. 
Politik I. 1. 

Polizei 11. 169 f. 178. 18~. 

PoJizeibuszen 11. 393. 
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Polizeigesetze I. ~79. 
Polizeigesetzbuch 11. 183. 
Polizeigewalt 11. 176. 
Polizeihoheit 11. 97. 
Polizeiministerium 11. 1.~. 
Polizeisporteln II. 393. 
POlizeistaat I. 57 f. 
Polizeistrafen 11. 182.
Polizeiübertretungen 11. 225. 
Pönitenzen 11. 322. 
Pontifices I. 325. 
Popolo I. 122. 12~. 
Populares I. 122. 
Populus I. 31. 118. 
Posten 11. .\17. 
Postregal 11. 38~. 
Potestas eminens I. ~98. 
Praefecti I. 325. 11. ~~. 
Prälaten I. 421. 
Prärogativen I . .\66. 
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